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INFOPOOL / POLITIK / TICKER





ANTI-SCHLACHTHOF-WIETZE-AKTION/024: Fronten und Ereignisse - Sitzblockade ... (Kampagne gegen Tierfabriken)


Kampagne gegen Tierfabriken - Presseerklärung vom 02.08.2016

Blockade der Wiesenhof-Schlachtfabrik in Wietzen-Holte nach sechs
Stunden beendet



Heute frühmorgens [Dienstag, 2.8.] wurden alle Zufahrten eines Schlachthofs
der PHW-Gruppe (Marke "Wiesenhof") blockiert. Rund 30 Tierbefreiungs- und
Umweltaktivist*innen hatten ab 6.20 Uhr alle drei Zufahrten zum Gelände in
Wietzen-Holte mit Sitzblockaden blockiert. Zusätzlich erkletterten
Aktivist*innen zwei Fleischtransporter. Damit konnte die Zufahrt zur
Schlachtfabrik für rund sechs Stunden lahmgelegt werden. Auf Transparenten
war zu lesen "Tierproduktion stoppen! Klima retten!".

Die Aktion richtete sich gegen die tägliche Tötung von 140.000 Hühnern,
sowie den Ausbau der Anlage, womit die PHW-Gruppe die Schlachtkapazität auf
250.000 Schlachtungen pro Tag erhöhen will.

Selina Fischer, eine der Aktivist*innen: "Die Blockade konnte zumindest für
einige Stunden das tagtägliche industrialisierte Töten stoppen. Es ist
wichtig, sich dieser Ausbeutungsindustrie in den Weg zu stellen, die sowohl
Menschen als auch Tiere ausnutzt!"

In der Schlachtfabrik in Wietzen-Holte, einem Unternehmen der PHW-Gruppe,
werden jährlich Millionen Hühner getötet. Jedes einzelne der Tiere musste
unter unwürdigen Bedingungen leben und wurde während des ganzen Prozesses
von der Aufzucht, über die Mast für die Fleischindustrie zur Ware
degradiert. Am Ende jedes Hühnerlebens bei Wiesenhof steht ein gewaltsamer
Tod.

Die Arbeiter*innen in den Betrieben der PHW-Gruppe müssen zu Hungerlöhnen
unter schwersten Bedingungen ihre Arbeit verrichten.

Diese Aktion fand im Rahmen des Aktionscamps gegen Tierfabriken statt,
welches derzeit in Balge stattfindet.

Weitere Informationen:

www.kampagne-gegen-tierfabriken.info

 * 

Quelle:

Presseerklärung vom 2. August 2016

Kampagne gegen Tierfabriken

E-Mail: kampagne-gegen-tierfabriken@riseup.net

Internet: http://kampagne-gegen-tierfabriken.info
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INFOPOOL / SPORT / BRENNPUNKT





SPIELE/019: Olympias gebrochene Ringe - Kehrseite der Medaillen ... (terre des hommes)


terre des hommes Deutschland e.V. - Pressemitteilung vom 04.08.2016

Internationales Olympisches Komitee muss Menschenrechte wahren!

Zum Start der Olympiade in Rio de Janeiro



Osnabrück, 4. August 2016 - terre des hommes kritisiert
Menschenrechtsverletzungen im Vorfeld der Olympischen Spiele in Rio de
Janeiro und fordert vom IOC einen glaubwürdigen Einsatz gegen Korruption,
Willkür und Ausgrenzung von Armen bei Sportgroßveranstaltungen.

»Seitdem das IOC die Spiele vor sieben Jahren nach Rio vergeben hat, sind
dort Tausende Familien wegen kostspieliger Infrastrukturprojekte
umgesiedelt worden«, erklärte Jens Kunischewski, Lateinamerikaexperte von
terre des hommes. »Häufig geschahen diese Räumungen unter Missachtung
geltender Gesetze und Gewaltanwendung. Die Anwohner wurden weder vorher
konsultiert noch anschließend entschädigt. Viele Kinder sind dadurch aus
ihrem gewohnten Umfeld gerissen worden. Dahinter stehen auch private
Interessen und Immobilienspekulationen. Denn die Quadratmeterpreise in
einigen zentral gelegenen Armenvierteln haben sich vervielfacht.« Die Zahl
der Tötungen durch Polizeibeamte, die schon während der
Fußballweltmeisterschaft 2014 um 38 Prozent gestiegen war, hat erneut stark
zugenommen. Insbesondere Jugendliche aus den Favelas werden häufig als
potentielle Gewalttäter stigmatisiert. Obdachlose und Straßenkinder passen
ebenso wenig ins Bild und werden vertrieben.

Die Sicherheit der Besucher war von Anfang an ein wichtiges Thema der
Verhandlungen zwischen IOC, FIFA und der brasilianischen Regierung, die
Menschenrechte der Bevölkerung hingegen spielten keine Rolle. Deshalb hat
die »Sport and Rights Alliance«, ein Bündnis von zivilgesellschaftlichen
Organisationen, dem auch terre des hommes angehört, Empfehlungen zur
Verbesserung der Situation erarbeitet und diese gestern der Öffentlichkeit
in Rio vorgestellt. »Wir erwarten, dass nach dem Dialog mit dem IOC jetzt
Taten folgen. Olympia und Fußballweltmeisterschaften sollen Freude schaffen
und nicht zur tödlichen Gefahr für Arme und Benachteiligte in den
Austragungsorten werden«, so Jens Kunischewski. Mit Blick auf die kommenden
Sportgroßveranstaltungen von IOC und FIFA in Russland, Katar und China
fordert terre des hommes, dafür Sorge zu tragen, dass Menschenrechte,
einschließlich der Rechte von Kindern und der Beschäftigten, von der
Bewerbungsphase über die Vorbereitung bis zur Durchführung beachtet werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. August 2016

terre des hommes Deutschland e.V.

Ruppenkampstraße 11 a, 49084 Osnabrück

Telefon: 05 41 / 71 01-0, Telefax: 05 41 / 70 72 33

E-Mail: post@tdh.de

Internet: www.tdh.de
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INFOPOOL / SPORT / BRENNPUNKT





SPIELE/018: Olympias gebrochene Ringe - Militarisierung ... (DFG-VK)


Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK) 

Pressemitteilung vom 2. August 2016

Protest gegen Olympia-"Militärfestspiele"



Friedensaktivisten beklagen auf der neuen Aktionsseite
www.militärfestspiele.de eine zunehmende Militarisierung der Olympischen
Spiele: Sie fordern ein Ende der Sportförderung durch die Bundeswehr und
einen sofortigen Abbruch einer aktuellen Werbekampagne des Militärs - Mit
dem Logo des Deutschen Olympischen Sportbunds (DOSB) versucht die
Bundeswehr aktuell junge Leute für den Militärdienst zu werben.

"Die Bundeswehr ist kein Sportverein! Nein zur Zusammenarbeit zwischen
Armee und DOSB!", unter dieser Überschrift demonstriert die Deutsche
Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) aktuell
auf einer neuen Aktionswebsite. Grund sind die am Freitag beginnenden
Sommerspiele im brasilianischen Rio de Janeiro und eine aktuelle Fernseh-
und Plakat-Kampagne der Bundeswehr. Mit Sprüchen wie "Wir kämpfen für die
Freiheit. Und für Medaillen" wirbt die Armee aktuell in Zusammenarbeit mit
dem DOSB um neue Rekrutinnen und Rekruten: "Das ist eindeutig ein Verstoß
gegen die Satzung des Sportbunds", so Ralf Buchterkirchen, Bundessprecher
der DFG-VK. Tatsächlich heißt es in der Präambel der Satzung, dass der DOSB
gegen "jede Form von Gewalt" eintritt und sich dem "Schutz von Kindern
verpflichtet" fühlt. "Es ist aber die Aufgabe des Militärs von der Politik
vorgegebene Ziele mit Gewalt durchzusetzen", erklärt Buchterkirchen. Zudem
rekrutiere die Bundeswehr jährlich über 1.000 unter 18-Jährige, was nicht
nur von der DFG-VK, sondern auch von Kinderrechtsorganisationen wie terre
des hommes und sogar den Vereinten Nationen kritisiert werde.

Die aktuelle Werbekampagne des Militärs sei zudem irreführend: "Die
eigentlichen Aufgaben und gefährlichen Einsätze wie in Afghanistan, Mali
und am Horn von Afrika zeigt die Bundeswehr in ihrer Werbung nicht,
stattdessen versucht sie junge Leute über die Werbefigur des Sportsoldaten
zu locken", so Buchterkirchen. Dabei machen die knapp 750 Sportsoldaten nur
lediglich 0,42 Prozent aller aktiven 176.000 Soldaten aus.

"Jungen Sportlerinnen und Sportlern muss eine langfristige und zivile
Perspektive geboten werden", kritisiert Buchterkirchen. Junge Leute würden
heute nahezu in die Bundeswehr gedrängt, wenn sie ihrem Sport professionell
nachgehen wollen. Zwar gibt es mit der Stiftung Deutsche Sporthilfe sowie
Polizei- und Feuerwehr-Sportabteilungen auch zivile Alternativen, die sind
jedoch nicht so gut finanziert wie die Bundeswehr, die jährlich etwa 35
Millionen Euro Steuergelder für ihre Sportförderung ausgibt.

Dafür verlangt die Armee von den Sportsoldatinnen und -soldaten viel: "Wer
Leistungsziele nicht erreicht, droht schnell aus dem Förderprogramm
herauszufallen", erklärt Friedensaktivist Buchterkirchen. Die meisten
Bundeswehr-Sportlerinnen und -Sportler würden daher keiner geregelten
Ausbildung nachgehen und stünden nach der Sportkarriere beruflich schlecht
da. Eine langfristige Perspektive bietet die Bundeswehr den jungen Leuten
nicht, was zu einer Ausgrenzung bildungsaffiner Spitzensportlerinnen und 
-sportler führt, kritisiert auch Professor Wolfgang Maennig von der
Universität Hamburg.

Die Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
fordert daher die Einstellung des Sportförderprogramms der Bundeswehr und
eine Rückbesinnung auf die Friedensgesinnung von Olympia, wie Ralf
Buchterkirchen erklärt: "Rund um die Olympischen Spiele der Antike wurde
eine umfassende Waffenruhe ausgerufen und auch die modernen Spiele wurden
bei ihrer Gründung von den Gedanken getragen, dass sich die Menschen bei
sportlichen Wettkämpfen messen sollten, statt sich auf den Schlachtfeldern
zu bekämpfen."


Die DFG-VK ist mit dem Gründungsjahr 1892 die älteste und mit etwa
3.600 Mitglieder die größte pazifistische deutsche Friedensorganisation.
Durch Landesverbänden und mit vielen Gruppen ist sie bundesweit vor Ort
vertreten. Die Mitglieder der DFG-VK sind in allen friedenspolitischen
Themen in regionalen, bundesweiten sowie internationalen Zusammenhängen
aktiv.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2016

Ralf Buchterkirchen,

Bundessprecher der Deutschen Friedensgesellschaft-Vereinigte

KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

E-Mail: buchterkirchen@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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KOHLEALARM/288: Klimakampf und Kohlefront - Infos, Bildung, Prominenz ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - Pressemitteilung vom 3. August 2016

Alternativer Nobelpreisträger Nnimmo Bassey kommt zum Klimacamp im
Rheinland



Rheinland - Der nigerianische Umweltschützer Nnimmo Bassey wird auf dem
"Klimacamp im Rheinland" zu Gast sein. Bassey, der Träger des alternativen
Nobelpreises ist, stellt dort vor, wie lokaler Widerstand gegen den
Klimawandel international vernetzt werden kann. Das Klimacamp findet vom
19.-29. August zum siebten Mal im rheinischen Braunkohlerevier statt.

Angesichts des menschengemachten Klimawandels sieht Bassey die Bevölkerung
in der Pflicht: "Es ist dringend an der Zeit, dass die Menschen dieser Welt
sich ihre Macht zurückerobern und nicht länger dabei zusehen, wie Politik
und Wirtschaft rücksichtslos über alles und jeden hinweggehen. Wir können
es uns nicht leisten, dieses System weiter zu stützen. Unser Ruf muss
heißen: Hört auf Mutter Erde zu misshandeln!"

Mit einem vielseitigen Programm und kreativem Protest beleuchten die
Teilnehmenden des Klimacamps die Zusammenhänge von Klimawandel und
Wirtschaft. Ein weiterer Schwerpunkt ist die Frage, wie ein gutes Leben für
Alle ermöglicht werden kann. Das wird nicht nur theoretisch durchdacht: Auf
dem Camp versuchen Menschen möglichst nachhaltig und basisdemokratisch
zusammenzuleben, mit eigener Stromproduktion und Essen aus der Region.

Die weltweit stark wachsende Klimagerechtigkeitsbewegung verlieh ihren
Forderungen erst kürzlich im Lausitzer Kohlerevier Nachdruck. Bei der
Aktion des Bündnisses "Ende Gelände" zwangen 3500 Menschen durch friedliche
Sitzblockaden den Energiekonzern Vattenfall, zwei Tage lang den Betrieb
herunterzufahren.

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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AKTION/6919: Martinsried - Max-Planck-Institute für Biochemie und für Neurobiologie, offene Tür 22.10.


Sa., 22.10.2016 | Martinsried / Planegg

Tag der offenen Tür der Max-Planck-Institute für Biochemie und für
Neurobiologie



Unsere Wissenschaftler beantworten gerne Ihre Fragen zur Funktion und
Entwicklung des Gehirns und Nervensystems und entführen Sie in die
Welt der Bausteine und Motoren unseres Körpers, der Proteine. Vorträge
& Führungen zeigen die Forschungsvielfalt der Institute. Im
Besucherlabor MaxLab können Groß und Klein selbst in den Laborkittel
schlüpfen. Zur Entspannung laden das Science Cinema oder unsere
Fotoausstellung ein. Ob zur Eröffnung um 10:00 Uhr oder später am Tag:
Wir freuen uns auf Sie!

Weitere Informationen:

http://www.neuro.mpg.de/tdot

Termin: Sa., 22.10.2016 10:00 - 18:00

Veranstaltungsort: Max-Planck-Institut

für Biochemie & Max-Planck-Institut für Neurobiologie

Am Klopferspitz 18

82152 Martinsried / Planegg, Bayern

Die Veranstaltung ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Veranstaltungen

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4198: Konstanz - "Das Tägermoos - Ein deutsches Stück Schweiz", bis 30.12.2016


Pressemitteilung von: Rosgartenmuseum Konstanz

Das Tägermoos - Ein deutsches Stück Schweiz

Sonderausstellung des Rosgartenmuseums Konstanz

16. Juli bis 30. Dezember 2016

Kooperationspartner: Gemeinde Tägerwilen Gemeinde Gottlieben, Biotta AG



Seit Jahrhunderten bestimmt die deutsche Stadt Konstanz über ein
kleines Stück Schweiz mit: Das so genannte "Tägermoos", ein 150 Hektar
großes Grünland mit Gemüsefeldern, Gewächshäusern, einem Badeplatz am
Rhein und Kleingärten jenseits der Landesgrenze. Diese paradiesisch
gelegene Exklave gehört der Stadt, liegt aber auf Schweizer
Staatsgebiet. Konstanzer Gemüsegärtner aus dem traditionsreichen
Stadtteil Paradies bestellen Felder in der Schweiz, fahren ohne
Ausweis über die Grenze und zahlen deutsche Steuern.

Grundlage dieses staatsrechtlichen Kuriosums ist bis heute ein
Staatsvertrag aus dem Jahr 1831.Die Ursprünge dieser einmaligen
Grenzverhältnisse liegen jedoch weit zurück. Vor etwas mehr als 500
Jahren verlor die freie Reichs- und Bischofsstadt Konstanz ihr
natürliches Hinterland: Die kriegerischen Eidgenossen hatten den
Thurgau besetzt und nach dem so genannten "Schwaben- oder
Schweizerkrieg" ihrem Herrschaftsgebiet endgültig einverleibt. Damit
rückten die Grenzen der Eidgenossenschaft bis an die äußeren
Stadtmauern von Konstanz heran. Die Stadt behielt jedoch ihr Eigentum
und die einfachen Hoheitsrechte über ihr verloren gegangenes
Hinterland. Das Tägermoos wurde "Untertan zweier Herren" und damit
eine Quelle jahrhundertlanger Konflikte. In zwei Weltkriegen
entfremdeten sich die Nachbarn, das Tägermoos drohte Konstanz 1945 gar
verloren zu gehen.

Weithin berühmt wurde das äußerst fruchtbare Schwemmland durch den
Gemüsebau der Bauern aus dem Konstanzer Stadtteil Paradies: Kohlköpfe,
Zwiebeln und anderes Gemüse wurden schon im 18. Jahrhundert auf die
Märkte der Nord- und Ostschweiz verschickt. Geräucherte Felchen und
Blässhühner aus dem Seerhein galten als Spezialität auf deutschen und
Schweizer Bürgertischen. Bis heute sind die teils in Bio-Qualität
angebauten Gemüse-Erzeugnisse sehr gefragt, nicht zuletzt als
Bestandteil der berühmten "Biotta"-Säfte, die am Rande des Tägermoos
produziert werden.

Unsere Ausstellung stellt dieses wundersame deutsche Stück
deutsch-schweizerischer Nachbarschaft vor: Auf Bildern früherer
Künstler, auf einmaligen Fotodokumenten aus der Zeit um 1900 und in
eindrücklichen Aufnahmen der heutigen Fotografin Hella Wolff-Seybold.
Kuriose Gerätschaften der frühen Technisierung der Landwirtschaft und
zeitlos spannende Geschichten um kriegerische Eidgenossen, mutige
Thurgauerinnen, gefährlichen Sülibirrenmost, das große Schmuggeln und
die tägliche Arbeit im Feld illustrieren das wechselvolle Leben
beidseits der Grenze.

Zur Ausstellung erscheint im Südverlag Konstanz ein reich
illustriertes, anschaulich geschriebenes Buch voller Geschichten über
das Tägermoos, 192 Seiten, 19,90 EUR

Das Rahmenprogramm bietet u.a.:


	"Galgen und Gemüse" - Historische Spaziergänge durch das Tägermoos mit Fischknusperli-Essen in der Badi Tägerwilen

	"Stolze Bauerndörfer" - Historische Dorfspaziergänge in Tägerwilen und Gottlieben

	"Geschichten aus dem Tägermoos" - Literarischer Abend im Bodman-Haus, Gottlieben



Informationen zum umfangreichen Rahmenprogramm: www.konstanz.de

Rosgartenmuseum

Rosgartenstraße 3-5, 78462 Konstanz

Öffnungszeiten:

Dienstag - Freitag: 10 - 18 Uhr

Samstag, Sonn- und Feiertag: 10 - 17 Uhr

 * 

Quelle:

Beisel Public Art Relations (bpar)

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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TAGUNG/2237: Stuttgart - "1816 - Das Jahr ohne Sommer", 21.-23.10.2016


21.10.2016 - 23.10.2016 | Stuttgart

1816 - Das Jahr ohne Sommer



Der Ausbruch des indonesischen Vulkans Tambora im Jahr 1815 führte ein
Jahr später zu einer Klimakatstrophe in Europa und den USA mit
gravierenden Folgen für die Bevölkerung. 200 Jahre später fragen die
Kommission für geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg sowie
die Universitäten Stuttgart und Hohenheim im Rahmen der Tagung "1816 -
Das Jahr ohne Sommer" vom 21. bis 23. Oktober 2016 in Stuttgart nach
den klimatischen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Folgen.

Als im Jahr 1815 in Indonesien der Vulkan Tambora ausbrach, löste dies
eine globale Naturkatastrophe aus. Wegen der freigesetzten Asche- und
Gaswolke sanken die Temperaturen im Folgejahr so erheblich, dass in
weiten Teilen Nordamerikas und Europas im Jahr 1816 ein winterliches
Klima herrschte. 2016 jährt sich das sogenannte Jahr ohne Sommer zum
zweihundertsten Mal. Aus diesem Anlass befasst sich die
interdisziplinär angelegte Tagung mit den klimatischen, politischen,
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Folgen einer Katastrophe,
die über die Zeitgenossen hereinbrach und für die sie keine Erklärung
hatten.

Zum 200-jährigen Gedenken richten die Kommission für geschichtliche
Landeskunde in Baden-Württemberg, die Abteilung Landesgeschichte des
Historischen Instituts der Universität Stuttgart und die Fakultät
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften der Universität Hohenheim vom
21. bis 23. Oktober 2016 in Stuttgart-Hohenheim die interdisziplinäre
Tagung "1816 - Das Jahr ohne Sommer" aus.

Unter der Leitung von Prof. Dr. Sabine Holtz, Abteilung
Landesgeschichte des Historischen Instituts der Universität Stuttgart
und Kommission für geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg,
Prof. Dr. Gert Kollmer-von Oheimb-Loup, Fakultät Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften der Universität Hohenheim und Dr. Petra Kurz,
Akademie der Diözese Rottenburg-Stuttgart, fragt die Tagung in
vielfältigen Vorträgen namhafter Fachwissenschaftler danach, wie diese
Katastrophe von den Zeitgenossen wahrgenommen, gedeutet und bewältigt
wurde. Zur Sprache kommt zudem, welche Anstrengungen unternommen
wurden, um Wege aus der Not zu finden, welche Auswirkungen sie auf die
Volkswirtschaft hatte und ob sie sich auch in Literatur und Musik der
Zeit widerspiegelt.

Weitere Informationen:

http://www.akademie-rs.de/veranstaltung_aktuell_einzel.html?no_cache=1&tx_cr...

Termin: 21.10.2016 ab 18:30 - 23.10.2016 15:00

Anmeldeschluss: 12.10.2016

Veranstaltungsort:

Akademie der Diözese Rottenburg-Stuttgart

- Tagungszentrum Hohenheim -

Paracelcusstr. 91, 70599 Stuttgart, Baden-Württemberg

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Veranstaltungen

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2236: Rostock - Den kleinsten physikalischen Teilchen auf der Spur, 22.-24.08.2016


22.08.2016 - 24.08.2016 | Rostock, Friedrich-Barnewitz-Straße 5,

Den kleinsten physikalischen Teilchen auf der Spur7



Supraleitende Hohlraumresonatoren, sogenannte Kavitäten, in
Teilchenbeschleunigern sind das Forschungsgebiet, das Studierende und
Wissenschaftler im August 2016 zu einer internationalen Tagung nach
Rostock führt. Zum ersten Mal wird dieser Workshop in Deutschland
stattfinden.

Teilchenbeschleuniger wurden ursprünglich für die Hochenergiephysik
entwickelt, um den elementaren Aufbau der Materie zu verstehen.
Mittlerweile dienen sie weit überwiegend anderen Zwecken, wie
beispielsweise der industriellen Lithografie, der Krebstherapie und
insbesondere als brillante Röntgenquellen zu Untersuchungen von
Materialien und lebender Materie mit feinster zeitlicher und
räumlicher Auflösung. Zentrale Elemente moderner
Teilchenbeschleuniger, wie zum Beispiel des Large Hadron Collider
(LHC) am CERN in Genf oder des European X-FEL bei DESY in Hamburg,
sind mehrzellige Hohlraumresonatoren, die aus Niob-Blechen gefertigt
werden. Das Niob wird auf 2 Grad Kelvin gekühlt, so dass es
supraleitend wird. Innerhalb der Resonatoren werden durch einen
angeschlossenen Mikrowellengenerator spezielle, hochfrequente
elektromagnetische Felder angeregt. Deren Energie, die im
elektromagnetischen Feld gespeichert ist, wird auf die entlang der
Achse mit Lichtgeschwindigkeit passierenden, geladenen Teilchen
übertragen. Neben der Charakterisierung der Resonanzen der Kavitäten
mittels Computersimulationen oder Experimenten wird der Fokus des
Workshops auf Dämpfungskonzepten für parasitäre Resonanzen höherer
Ordnung liegen.

Weitere Informationen:

http://indico.cern.ch/event/465683

Termin: 22.08.2016 - 24.08.2016

Veranstaltungsort:

Konferenzsaal A, Technologiezentrum Warnemünde

18119 Rostock, Friedrich-Barnewitz-Straße 5,

Mecklenburg-Vorpommern

Die Veranstaltung ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Veranstaltungen

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8025: Witten - "Naturwunder Erde" am 31. Oktober 2016


Greenpeace präsentiert: "Naturwunder Erde"

Eine Weltreise voller Bilder, Erlebnisse und Musik:
die aktuelle multimediale Fotoshow von & mit Markus Mauthe



Die Erde im Porträt: Eine größere Herausforderung hätte sich der
Naturschützer und Fotograf Markus Mauthe nicht aussuchen können. In
seiner aktuellen multimedialen Fotoshow im Auftrag der
Umweltschutzorganisation Greenpeace nimmt der Fotograf sein Publikum
mit auf eine Reise zu den beeindruckensten Naturlandschaften unsere
Erde. Er hat es geschafft, die unermessliche Vielfalt des Planeten mit
der Kamera festzuhalten und exemplarisch relevante Lebensräume im
Wasser, Wald, Grasland und Gestein sowie deren Verbindungen
untereinander zu zeigen. Über einen Zeitraum von zweieinhalb Jahren,
auf Reisen in sechs Kontinente entstand diese Multivisionsshow, die
bereits rund 54.000 Zuschauer in circa 240 Städten gesehen haben.

Markus Mauthe fängt die tanzenden Nordlichter über Kanadas Wäldern
ein, verursacht eine Gänsehaut beim Anblick der Gletscher, Eisbären
und Walrosskolonien Spitzbergens, porträtiert wundersame
Kalkskulpturen der ägyptischen Weißen Wüste und heftet sich an Hufe
und Pfoten wilder Tiere in der Serengeti. Brasiliens 
Iguazú-Wasserfälle im Morgengrauen wirken nach Mauthe-Art wie gemalt und
könnten die Badestelle von Naturgöttern sein. Seine Kompositionen
verzaubern mit einzigartigen Lichtstimmungen, warmen Farbsymphonien
und überraschen mit ungewohnten Blickwinkeln.

Die Erde hat viele Gesichter. Doch Markus Mauthe ist überzeugt: "Wir
müssen sie als ganzheitlichen Organismus begreifen. In einem komplexen
Geflecht ist alles Leben miteinander verbunden und hängt voneinander
ab. Jede Veränderung wie die Vernichtung von Regenwald oder die
Ausrottung einer Fischart hat weitreichende Folgen für unser gesamtes
Ökosystem." Der Fotograf formuliert mit seinen Bildern eine
Liebeserklärung an die Erde und möchte für noch intakte Lebensräume
und deren Bewohner begeistern. Punktuell zeigt er die Bedrohungen
durch den Menschen und regt an, wie sich jeder für den Umweltschutz
engagieren kann.

Seine Expeditionen bedeuteten für Markus Mauthe trotz 25-jähriger
Erfahrung in der Naturfotografie ein großes Abenteuer, aber auch harte
Arbeit. Auf der Suche nach perfekten Motiven kämpfte er sich
wochenlang durch den schwülen, moskitoverseuchten Tropenwald, überwand
Urängste, indem er das Tauchen erlernte, fror bei Minusgraden in der
Arktis, und erklomm mit seiner schweren Ausrüstung bis zu 6.000 Meter
hohe Pässe im Himalaya. "Wenn Wetter und Tiere nicht mitspielen,
braucht es für ein einziges gelungenes Foto viel Leidensfähigkeit und
Geduld", so Mauthe.

Ein Bild sagt mehr als 1000 Worte. Markus Mauthe kann mehr: Neben
fundiertem Fachwissen bietet er authentische Geschichten, Anekdoten
zum Schmunzeln, haarsträubende Grenzerfahrungen und bewegende
Begegnungen mit Mensch und Tier. Untermalt wird die Weltreise durch
eigens für die Bilder komponierte Musikpassagen von Kai Arend. Die
Multivisionsshow von Markus Mauthe zieht die Besucherinnen und
Besucher ins Geschehen hinein, wie es ein guter Roman oder Kinofilm
vermag. Kommen Sie mit und sehen sie unsere Erde mit anderen Augen.

Rückfragen bitte an Astrid Schlüter, Mobil: 0176-86293666, E-Mail:
astrid.schlueter@greenpeace.de . Weitere Informationen, Bilder und
Videos der Fotoreisen finden Sie unter:
www.greenpeace.de/naturwunder-erde

Markus Mauthe - Naturfotograf mit Mission

Markus Mauthe, Jahrgang 1969, ist selbstständiger Fotograf. Er
entstammt einer Fotografenfamilie und entdeckte nach seiner Ausbildung
zum Industrie- und Werbefotografen bald seine Passion für die
Naturfotografie. Mit der Kamera in ursprünglicher Wildnis zu arbeiten,
bedeutet für ihn pures Glück. Seit er 2003 die Zusammenarbeit mit
Greenpeace begann, gibt Markus Mauthe seiner Arbeit als Botschafter
für den Naturschutz einen tieferen Sinn. "Wer mit offenen Augen reist,
dem können die Probleme der Erde nicht entgehen - und wer mit dem
Herzen unterwegs ist, dem können sie nicht egal sein", sagt der
Fotograf. Nach seinen Greenpeace-Multivisionsshows "Planet der Wälder"
und "Europas wilde Wälder" ist "Naturwunder Erde" der Höhepunkt seiner
bisherigen Arbeit.

Greenpeace

Greenpeace ist eine internationale Umweltorganisation, die mit
gewaltfreien Aktionen für den Schutz der Lebensgrundlagen kämpft.
Unser Ziel ist es, Umweltzerstörung zu verhindern, Verhaltensweisen zu
ändern und Lösungen durchzusetzen. Greenpeace ist überparteilich und
völlig unabhängig von Politik, Parteien und Industrie. Mehr als eine
halbe Million Menschen in Deutschland spenden an Greenpeace und
gewährleisten damit unsere tägliche Arbeit zum Schutz der Umwelt.

Eintritt: frei

Termin:

Am 31.10.2016 um 19:30 Uhr

Saalbau Witten

Bergerstraße 25

58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.saalbau-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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AKTION/1854: Urgent Actions - Erfolge April bis Juni 2016


Amnesty International - Mitteilung vom 27. Juli 2016

Urgent Actions: Erfolge April bis Juni 2016

- Myanmar: Aktivist und Aktivistin wieder frei!

- Oman: Schriftsteller freigelassen

- Honduras: Menschenrechtsverteidiger darf ausreisen

- Bahrain: Zainab Al-Khawaja freigelassen

- Vereinigte Arabische Emirate: Freigesprochen

- Türkei: Mit Familie vereint



Einsatz mit Erfolg: Auch von April bis Juni 2016 konnten wieder in
vielen Urgent-Action-Fällen positive Entwicklungen verzeichnet werden. Wir
danken allen, die sich für diese Menschen in Not und Gefahr eingesetzt
haben! Nachfolgend eine Auswahl der Erfolge von April bis Juni 2016.


Myanmar: Aktivist und Aktivistin wieder frei!

Phyoe Phyoe Aung, Generalsekretärin der Studierendenvereinigung All Burma
Federation of Student Unions (ABFSU), und ihr Ehemann Lin Htet Naing, der
ebenfalls Mitglied des Zentralvorstands der ABFSU ist, sind am 8. April aus
der Haft entlassen worden. Zuvor hatten Gerichte alle gegen sie anhängigen
Anklagen fallengelassen. Phyoe Phyoe Aung war am 10. März 2015 in Letpadan
festgenommen worden, als die Polizei einen weitestgehend friedlichen
Protestmarsch von Studierenden gegen das neue Nationale Bildungsgesetz
gewaltsam auflöste. Ihr drohten aufgrund mehrerer Anklagen 13 Jahre Haft.
Ihr Ehemann Lin Htet Naing wurde am 3. November 2015 festgenommen, nachdem
er mehrere Monate untergetaucht war. Gegen ihn war eine Reihe politisch
motivierter Anklagen wegen der Teilnahme an einer friedlichen Demonstration
am 10. März 2015 in Rangun erhoben worden. Ihm drohte eine Gefängnisstrafe
von bis zu neun Jahren. Einen Tag vor der Freilassung von Phyoe Phyoe Aung
und Lin Htet Naing hatte die neue Regierung angekündigt, alle gewaltlosen
politischen Gefangenen so schnell wie möglich freilassen zu wollen.
(UA-252/2015)


Oman: Schriftsteller freigelassen

Der omanische Schriftsteller, Journalist und Menschenrechtler Sulaiman
al-Ma'mari wurde am 19. Mai ohne Anklage freigelassen. Er war am 28. April
2016 vom omanischen Geheimdienst festgenommen und 22 Tage lang in
Einzelhaft festgehalten worden. Bei Verhören wurde er ausführlich zu allen
Aspekten seines Lebens und seiner Arbeit befragt. Zugang zu einem
Rechtsbeistand hatte er keinen, er durfte jedoch am vierten, elften und 21.
Tag seiner Haft seine Mutter anrufen. Kurz nach seiner Freilassung schrieb
er auf Facebook, seine Festnahme habe damit zusammengehangen, dass er am
22. April auf Facebook die sofortige Freilassung des Schriftstellers und
Menschenrechtlers Abdullah Habib gefordert hatte. Dieser war am 15. April
festgenommen und am 4. Mai ohne Anklageerhebung wieder freigelassen worden.
(UA-107/2016)


Honduras: Menschenrechtsverteidiger darf ausreisen

Der mexikanische Menschenrechtsverteidiger Gustavo Castro Soto ist am 1.
April nach Mexiko zurückgekehrt. Die honduranischen Behörden hatten ihm
zuvor die Ausreise verweigert. Er war der einzige Zeuge im Mordfall der
indigenen Umweltschützerin Berta Cáceres, die am frühen Morgen des 3. März
2016 in ihrem Haus in der Stadt La Esperanza im Westen Honduras erschossen
worden war. Gustavo Castro Soto war zum Tatzeitpunkt bei ihr und erlitt
eine Schussverletzung. Er hatte anschließend in der mexikanischen Botschaft
in der honduranischen Hauptstadt Tegucigalpa Schutz gesucht. Gustavo Castro
Soto hatte mehrmals vor den honduranischen Behörden ausgesagt und seine
Version des Tathergangs geschildert und geäußert, dass er in Honduras große
Angst um sein Leben habe. Dennoch war am 7. März ein 30-tägiges
Ausreiseverbot gegen ihn erlassen worden, weil er für Zeugenaussagen zur
Verfügung stehen sollte. Am 31. März hob ein Gericht dieses Ausreiseverbot
auf. (UA-050/2016)


Bahrain: Zainab Al-Khawaja freigelassen

Die bahrainische Aktivistin Zainab Al-Khawaja und ihr 15 Monate alter Sohn
sind am 31. Mai aus humanitären Gründen aus der Haft entlassen worden.
Zainab Al-Khawaja, die sowohl die bahrainische als auch die dänische
Staatsbürgerschaft besitzt, war am 14. März 2016 festgenommen worden, um
eine Gesamthaftstrafe von drei Jahren und einem Monat anzutreten, die in
verschiedenen Verfahren gegen sie verhängt worden war. Zainab Al-Khawaja
ist seit Dezember 2011 mehrere Male wegen verschiedener Anklagen
festgenommen, inhaftiert und später wieder freigelassen worden. Unter
anderem hatte man sie der "Zerstörung von Staatseigentum", der "Beleidigung
einer Polizeibeamtin", der "illegalen Versammlung", des "Randalierens"
sowie der "Anstachelung zum Hass gegen die Regierung" schuldig gesprochen.
Sie ist am 7. Juni nach Dänemark ausgereist, nachdem sie erfahren hatte,
dass ihr weitere Anklagen drohen, falls sie in Bahrain bleibt.
(UA-306/2014)


Vereinigte Arabische Emirate: Freigesprochen

Die beiden libyschen Staatsbürger Mo'ad Mohammad al-Hashmi und 'Adel Rajeb
Nasif sind am 14. März vom Obersten Gerichtshof in den Vereinigten
Arabischen Emiraten (VAE) in allen Anklagepunkten freigesprochen worden.
Den beiden Männern wurde in separaten Verfahren auf der Grundlage des
Antiterrorgesetzes der VAE von 2014 vorgeworfen, bewaffnete Gruppen in
Libyen finanziell und auf andere Weise zu unterstützen. Sie waren Opfer des
Verschwindenlassens geworden und sollen in Haft gefoltert worden sein.
Mo'ad Mohammad al-Hashmi wurde am 27. März und 'Adel Rajeb Nasif am 28.
März aus der Haft entlassen. (UA-074/2015)


Türkei: Mit Familie vereint

Der syrische Flüchtling Fadi Mansour wurde am 11. Juni mit seiner Familie
im australischen Melbourne vereint. Er war im August 2012 aus Syrien in den
Libanon geflohen, um dem Wehrdienst zu entgehen. Er erklärte, dass er den
Libanon jedoch verlassen habe, nachdem er entführt und von einer örtlichen
Bande als Geisel gehalten worden war. Daraufhin war er zunächst in die
Türkei und nach ungefähr einem Monat dann nach Malaysia geflüchtet. Dort
wurde ihm jedoch die Einreise verweigert, weil er angeblich gefälschte
Ausweispapiere vorgelegt habe. Die malaysischen Behörden schoben ihn im
März 2015 in die Türkei ab, wo ihm ebenfalls die Einreise verweigert wurde.
Stattdessen wurde er für acht Monate in einem "Raum für problematische
Passagiere" im Flughafen Istanbul-Atatürk festgehalten.

Nachdem er von einem anderen Mitgefangenen angegriffen und verletzt worden
war, bat er darum, in den Libanon reisen zu dürfen. Am 20. November 2015
wurde ihm jedoch auch die Einreise in den Libanon verwehrt, und die
libanesischen Behörden flogen ihn tags darauf nach Istanbul aus, wo er
erneut inhaftiert wurde. Er wurde über ein Jahr lang willkürlich und unter
unmenschlichen Bedingungen am Flughafen Istanbul-Atatürk festgehalten und
am 23. März in ein Abschiebelager in Adana im Südosten der Türkei verlegt.
In der Woche vom 6. Juni erhielt er ein weltweit gültiges humanitäres Visum
und konnte nach Australien ausreisen. (UA-282/2015)




Weitere Erfolgsmeldungen und gute Nachrichten auf:

www.amnesty.de/erfolge

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 27. Juli 2016

https://www.amnesty.de/2016/7/27/urgent-actions-erfolge-april-bis-juni-2016?destination=startseite#hondurasmenschenrechtsverteidigerdarfausreisen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AKTION/263: Menschenrechtsaktion vor Mauretaniens Botschaft in Berlin


Presseerklärung vom 4. August 2016

Menschenrechtsaktion vor Mauretaniens Botschaft in Berlin: 

Menschenrechtler fordern Freilassung von inhaftierten Sklaverei-Kritikern



Zum Auftakt der Gerichtsverfahren gegen 13 inhaftierte
Sklaverei-Kritiker in Mauretanien haben Menschenrechtler mit einer
Protestaktion vor der Botschaft des Landes in Berlin die Freilassung
der Angeklagten gefordert. Gemeinsam mit in Deutschland lebenden
Mauretaniern protestierte die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
mit Transparenten und Porträts der Sklaverei-Kritiker für ein Ende der
Einschüchterung von Menschenrechtsverteidigern in dem
nordwestafrikanischen Land. "Statt der Sklavenhalter stehen wieder
einmal die Sklaverei-Kritiker vor Gericht. Offenbar sollen sie mit
allen Mitteln mundtot gemacht werden", kritisierte der
GfbV-Afrikareferent Ulrich Delius. "Die Behörden haben die gesamte
Führungsspitze der IRA-Mauritanie festnehmen lassen. Dieses
ungewöhnlich harsche Vorgehen gegen die unbequemen Menschenrechtler
deutet darauf hin, dass die gesamte Organisation zerschlagen werden
soll." Die IRA setzt sich dafür ein, dass das offizielle Verbot der
Sklaverei in Mauretanien auch tatsächlich durchgesetzt wird, und
verhilft Sklaven zur Freiheit.

17 nationale und internationale Menschenrechtsorganisationen - unter
ihnen Amnesty International - haben am vergangenen Montag die
sofortige Freilassung der Verhafteten gefordert. Doch statt diesem
Appell nachzukommen, ließen die Behörden weitere 15 Mitglieder der
Organisation festnehmen, die an diesem Tag am Flughafen Nouakchott den
aus den USA zurückkehrenden stellvertretenden Vorsitzenden von
IRA-Mauritanie, Brahim Ramdhane, begrüßen wollten. Ramdhane durfte
zwar einreisen, wurde jedoch nachdrücklich von Sicherheitskräften
aufgefordert, sich nicht öffentlich zu den Festnahmen zu äußern.

Den Angeklagten drohen lange Haftstrafen. Ihnen wird vorgeworfen, eine
zum Teil gewalttätige Demonstration gegen die Zwangsräumung eines von
ehemaligen Sklaven bewohnten Slums mitorganisiert zu haben. Die
Beschuldigten weisen die Vorwürfe von sich und beschuldigen die
Behörden, nur einen Vorwand zu suchen, die Menschenrechtler zu
kriminalisieren.

Nicht zum ersten Mal droht Menschenrechtlern der IRA ein unfairer
Gerichtsprozess. Erst am 17. Mai 2016 hatte das Oberste Gericht
Mauretaniens die Strafverfolgungsbehörden des Landes in die Schranken
verwiesen und die sofortige Freilassung des IRA-Präsidenten Biram Dah
Abeid und seines Stellvertreters Brahim Ramdhane angeordnet. Sie waren
nach einer Anti-Sklaverei-Demonstration zu zwei Jahren Gefängnis
verurteilt worden und hatten 18 Monate ihrer Strafe verbüßt. Während
der IRA-Mauritanie im eigenen Land die offizielle Anerkennung als
Nichtregierungsorganisation verweigert wird, wurde die Organisation
international bereits mit zahlreiche Preisen für ihr Engagement gegen
Sklaverei geehrt.

 * 

Quelle:

Presseerklärung Berlin / Göttingen, den 3. August 2016

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/151: Kein Deal mit der Türkei über Menschenrechte (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 03.08.2016

Kein Deal mit der Türkei über Menschenrechte

Gemeinsame Presseerklärung von Jurist_innen- und Bürgerrechtsorganisationen 



Der RAV und neun weitere Jurist*innen- und Bürgerrechtsorganisationen
fordern angesichts der aktuellen massiven Menschenrechtsverletzungen in der
Türkei im Rahmen der Kundgebung "Kein Deal mit der Türkei über
Menschenrechte" vor dem Kanzleramt von der Bundesregierung:

• einen sofortigen Abschiebestopp für die Türkei zu erlassen;

• sich auf allen Ebenen dafür einzusetzen, dass die willkürlichen und
politisch motivierten Verhaftungen, Entlassungen oder Suspendierungen
sofort aufgehoben werden;

• vom Präsidenten der Türkei und seiner Regierung mit Nachdruck zu
verlangen, dass der Rechtsstaat und die Demokratie in der Türkei umgehend
wieder hergestellt werden;

• die Konsultationsgespräche mit Vertreter*innen des türkischen
Geheimdienstes auszusetzen;

• die Wiederherstellung der richterlichen Unabhängigkeit und der
freien Berufsausübung von Rechtsanwält*innen, Staatsanwält*innen und die
Freiheit der Medien in der Türkei einzufordern.

Sie erklären dazu:

Mit der Entlassung von über 70.000 Staatsbediensteten, unter ihnen tausende
Richter*innen und Staatsanwält*innen, von denen über 2000 festgenommen
wurden, setzt sich in rasantem Tempo eine Entwicklung fort, die wir bereits
seit Jahren beobachten: Unter dem Deckmantel der Terrorismusbekämpfung
werden politisch missliebige, oder die eigene Machtposition gefährdende
Gruppen, Rechtsanwält*innen, Journalist*innen, Akademiker*innen,
Politiker*innen und Gewerkschafter*innen und nun auch Richter*innen,
Staatsanwält*innen und Lehrer*innen strafrechtlich verfolgt und ihrer Ämter
enthoben. Festgenommene werden öffentlich zur Schau gestellt, teilweise mit
deutlichen Folterspuren, eine Lynchjustiz wird gebilligt und über die
Wiedereinführung der Todesstrafe wird ernsthaft nachgedacht. Anwält*innen
erhalten keinen Zugang zu den Gefängnissen und ihren Mandant*innen.[1]

Als das türkische Verfassungsgericht Ende Februar 2016 die angeordnete
Untersuchungshaft gegen zwei Journalisten aufhob, die die staatliche
Unterstützung militanter Islamisten in Syrien öffentlich gemacht hatten,
drohte der türkische Präsident Erdogan bereits den Richter*innen: "Ich sage
es offen und klar, ich akzeptiere das nicht und füge mich der Entscheidung
nicht, ich respektiere sie auch nicht" [2]. Dieser Drohung hat er jetzt
Taten folgen lassen.

Die Entlassungen von fast einem Viertel der gesamten Richterschaft - die
offenbar bereits vor dem Putschversuch des 15. Juli 2016 vorbereitet wurden
- hebt die Unabhängigkeit der Justiz auf. Die Gewaltenteilung ist mit der
Verhängung des Ausnahmezustandes nun auch rechtlich nicht mehr
gewährleistet. Die Türkei als demokratischer Rechtsstaat existiert seit dem
16. Juli 2016 nicht einmal mehr als potemkinsches Dorf.

Am 21. Juli 2016 verkündete die türkische Regierung, nicht mehr an die EMRK
gebunden zu sein [3]. Dass die Türkei - die sich faktisch schon unter
formaler Anerkennung der EMRK systematisch über die Garantien der
Menschenrechtskonvention hinwegsetzte - diese nunmehr suspendiert, lässt
das Schlimmste befürchten.

Es zeigt aber vor allem, dass die türkische Regierung den türkischen Staat
auch nicht als eine die Menschenwürde achtende Grundordnung versteht. Die
jüngsten Ereignisse verdeutlichen vielmehr den seit Jahren von der AKP
offensiv betriebenen Umbau der Türkei nach einem Programm, welches auf
religiöse Intoleranz und die gewaltsame Durchsetzung ihrer Interessen
gründet.

Wir als Jurist*innen- und Bürgerrechtsorganisationen versuchen, unter den
gegebenen Umständen die Zusammenarbeit mit unseren demokratischen und
fortschrittlichen Schwesterorganisationen in der Türkei fortzusetzen; und
wir werden uns weiterhin uneingeschränkt für die Unabhängigkeit der Justiz
und der Anwaltschaft in der Türkei einsetzen.


Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen,
Humanistische Union, IALANA, Internationale Liga für Menschenrechte,
Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V., Neue Richtervereinigung e.V.,
Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen, Republikanischer
Anwältinnen- und Anwälteverein e.V., Vereinigung Demokratischer Juristinnen
und Juristen


Darüber hinaus fordern RAV, VDJ, Internationale Liga für
Menschenrechte, IALANA, Komitee für Grundrechte und Demokratie und
Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen:


	anzuerkennen, dass es sich bei der Türkei nicht um einen sicheren Drittstaat für Flüchtlinge handelt,

	darauf hinzuwirken, den "Flüchtlingsdeal" der EU mit der Türkei vor diesem Hintergrund aufzukündigen,

	von Verfolgung bedrohten Gruppen in der Türkei in Deutschland Schutz zu gewähren,

	die Konsultationsgespräche mit Vertretern des türkischen Geheimdienstes und den polizeilichen Datenaustausch mit der Türkei auszusetzen und

	die Unabhängigkeit von Justiz, Anwaltschaft und Rechtspflege in der Türkei offen einzufordern.




Anmerkungen:

[1] http://www.amnesty.de/2016/7/18/tuerkei-nach-dem-putsch-menschenrechte-ernsthaft-gefahr?destination=startseite

[2] http://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/europa/tuerkei-lange-haftstrafen-fuer-regierungskritike-journalisten-14219395.html

[3] SZ, Nach Putschversuch Türkei will Europäische Menschenrechtskonvention
teilweise aussetzen: 

http://www.sueddeutsche.de/politik/nach-putschversuch-festnahmen-in-der-tuerkei-zehntausende-entlassungen-inhaftierte-ohne-rechte-1.3085149

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. August 2016

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de
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AUSSTELLUNG/055: Bremen - "Kabbo ka Muwala", Migration im südlichen und östlichen Afrika, 24.9.-11.12.


24.09.2016 - 11.12.2016 | Bremen

Kabbo ka Muwala - Der Korb des Mädchens. Migration und Mobilität im
südlichen und östlichen Afrika



Die Wanderausstellung "Kabbo ka Muwala" thematisiert die Vielfalt und
Komplexität von Migrationsprozessen im südlichen und östlichen Afrika,
zumeist aus Perspektive zeitgenössischer Künstlerinnen und Künstler
aus diesen Regionen.

Der Titel der Ausstellung, der ugandischen Landessprache Luganda
entnommen ("Korb des Mädchens"), wird in ganz Ostafrika verstanden und
verweist auf die Tradition, dass die Braut ihre Aussteuer in einem
Korb transportiert und diesen auch benutzt, wenn sie ihre
Herkunftsfamilie besucht oder zu dieser zurückkehrt. In einem
metaphorischen Sinne verweist der Korb auf Erwartungen und Hoffnungen,
materiellen Erfolg, aber auch auf Enttäuschungen und Fehlschläge, die
mit Migrationsprozessen verbunden sind.

Die gezeigten Fotoarbeiten, Videos, Skulpturen, Installationen und
Performances verhandeln Fragen zur Handlungsfähigkeit und
Identitätskonstruktionen von Migranten und Migrantinnen, zu
transnationalen Räumen, zum Zusammenleben in lokalen, regionalen und
globalen Kontexten wie auch zu Erfahrungen von Gewalt und
Fremdenfeindlichkeit.

Eine weitere Dimension der künstlerischen Arbeiten sind
Geschlechterdimensionen der Migrationsprozesse. Der
Ausstellungskatalog verbindet künstlerische, kuratorische Perspektiven
mit Beiträgen von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Kultur-
 und Sozialwissenschaften zur Migration in afrikanischen Kontexten.

Weitere Informationen: http://kabbokamuwala.org

Termin: 24.09.2016 - 11.12.2016

Veranstaltungsort: Buntentorsteinweg 112, 28201 Bremen
 
Der Besuch der Ausstellung ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Veranstaltungen

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/5382: Witten - "Märchen, Mythen, Morde" am 9. Oktober 2016


MORD AM HELLWEG - Märchen, Mythen, Morde



Nebelschwaden wabern über die Uferwiesen, leise plätschert das
schwarze Wasser der Ruhr an die Bordwand der MS Schwalbe II und die
angestrahlte Burgruine Hardenstein lässt längst vergangene Zeiten
wieder auferstehen. Wenn das nicht die perfekte Umgebung ist um sich
geheimnisvolle Geschichten, spannenden Sagen und mordlüsterne Märchen
zu erzählen...

Anke Brauckmann vom Märchenforum Witten und befreundete Künstler
werden an Bord der MS Schwalbe II der Stadtwerke Witten die schöne
Tradition des Märchenerzählens lebendig halten und das Publikum auf
den leider begrenzte Plätzen in ihren Bann ziehen.

Eintritt: Kein Eintritt 

VVK: nur max. 40 Plätze, daher mit Voranmeldung an der SAALBAUKASSE,
Bergerstraße 25, Witten (Haupteingang Saalbau), (02302) 581 24 41,
saalbaukasse@stadt-witten.de

Termin:

Am 09.10.2016 um 19:00 Uhr

MS Schwalbe II - Schleuse Herbede

Herbeder Straße 179, 58455 Witten

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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LESUNG/5381: Witten - "Ein Fall für Kwiatkowski 25 - Doppeltes Spiel" am 6.10.2016


MORD AM HELLWEG - "Ein Fall für Kwiatkowski 25 - Doppeltes Spiel"



Zwei Schweinezähne im Briefkasten eines Zahnarztes, ein ausgefallenes
Endspiel und ein Überfall - beim "Doppelten Spiel" ist der kleine
Detektiv Kwiatkowski wieder einmal richtig gefordert. Aber wie (fast)
immer löst er den Fall mit Köpfchen, Milch und Kaugummi! Der
erfolgreiche Kinder- und Jugendbuchautor Jürgen Banscherus liest sein
neuestes Werk für kleine Detektive und solche dies noch werden wollen
in der Kinderbibliothek Witten.

Eintritt: 5 EUR, ermäßigt 3 EUR für Kinder bis 12 Jahre, Familienkarte
10 EUR, inkl. Geb. VVK: in der Bibliothek Witten

Termin:

Am 06.10.2016 um 18:00 Uhr

Zentralbibliothek, Husemannstraße 12

58452 Witten

Telefon: 02302/581-2543

Telefax: 02302/581-2599

E-Mail: bibliothek@stadt-witten.de

Webseite: www.bibliothek-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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LESUNG/5380: Witten - Jürgen Albers liest aus "Einschalttote" am 20. Oktober 2016


MORD AM HELLWEG - Jürgen Albers liest aus "Einschalttote" 



Der vielfach prämierte und mit dem "Ehrenglauser" des Syndikats
ausgezeichnete Autor Jürgen Alberts ist mit fast 50 Romanen als
literarisches Urgestein zu bezeichnen. Mit "Einschalttote" präsentiert
der Bremer Krimischriftsteller nun seinen ersten Science-Fiction-Krimi
am Hellweg. Eine beklemmende Dystopie, in der der Autor ein düsteres
und bedrohliches Bild der Medienzukunft zeichnet. Dazu passend zeigt
Jürgen Alberts im Kinosaal von Haus Witten Ausschnitte bekannter
Science-Fiction-Filme, von "Fahrenheit 451" bis "Minority Report".
Dieser Abend wird ein spannendes und packendes Erlebnis für alle
Sinne!

Zu "Einschalttote": 

Die Medien im Jahre 2051. Der Kampf zweier Systeme. Wetten mit
tödlichem Ausgang. Abenteuer zum Rande des Wahnsinns. Und darüber
hinaus. Überwachung aller Bewegungen. Und Emotionen. Experimente mit
Menschenmaterial. Endlos. Kein Ausweichen möglich. Panem et circenses
in naher Zukunft. Von der scriptedreality ins All der bösen
Überraschungen. Todesfälle inklusive. "Einschalttote" kreiert eine
eigene Welt, auf die sich der Leser einlassen muss. Sie wird ihn nie
wieder verlassen. Bis zur letzten Seite des Buches.

Eintritt: 12,90 EUR / 10,90 EUR; AK: 17,00 EUR / 15,00 EUR EUR inkl.
Geb.

VVK: Saalbaukasse (02302) 581 24 41, i-Punkt Unna (02303) 10 37 77,
Westf. Literaturbüro in Unna e.V. (02303) 96 38 50 und an allen
HellwegTicket-VVK-Stellen.

Termin:

Am 20.10.2016 um 19:00 Uhr

Haus Witten, Ruhrstraße 86

58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 33

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.haus-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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AUSSICHTEN/7627: Und morgen, den 4. August 2016 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.08. bis zum 05.08.2016 +++






[image: Jean-Luc 7627 Wetterfrosch - © 2016 by Schattenblick]






An der Küste hochwahrscheinlich

kommt 's zu Wolken, Wind und Regen,

Frosch Jean-Luc, dem ist das peinlich,

hauptsächlich der Gäste wegen.
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GRENZEN/120: Lesbos - Der Einzelfall zählt, Abschiebung von Syrern in die Türkei verhindert (Pro Asyl)


Pro Asyl - 3. August 2016

Lesbos: Der Einzelfall zählt - Abschiebung von Syrern in die Türkei
verhindert



Der EU-Türkei-Deal sieht vor, dass die Türkei in Griechenland formell
als "sicherer Drittstaat" für Flüchtlinge gilt. Alle Ankommenden sollen
zurück in die Türkei geschafft werden. Anwält*innen von PRO ASYL stehen den
bedrängten Schutzsuchenden auf den Inseln bei und konnten erreichen, dass
bislang alle Abschiebebeschlüsse wieder kassiert wurden.

Auch in Griechenland funktioniert der EU-Türkei-Deal nicht wie geplant:
Abschiebungen von Schutzsuchenden können verhindert werden, da
Asylinstanzen und Gerichte der Einschätzung, die Türkei sei ein sicherer
Drittstaat, nicht folgen möchten.

In allen Fällen, in denen Anwält*innen des PRO ASYL-Projekts "Refugee
Support Program Aegean" (RSPA) Widerspruch gegen eine erstinstanzliche
Ablehnung durch die griechischen Behörden eingelegt hatten, wurde die
Abschiebung von der 2.Asylinstanz gestoppt.

Lediglich bei zwei Personen blieb es auch in der zweiten Instanz beim
Abschiebebeschluss: Hierbei handelte es sich um einen homosexuellen und
ehemals in der Ölindustrie tätigen Syrer, der in der Türkei von
ISIS-Mitgliedern bedroht wurde und einen syrischen Christ armenischer
Abstammung.

Mittels Eilanträgen vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR) und einer "Urgent Action" von Amnesty International haben unser RSPA
-Team und andere ortsansässige Anwält*innen jedoch weiterhin versucht, die
Abschiebungen zu verhindern - mit Erfolg: Ein griechisches Gericht in
Mytilini hat nun die Abschiebung der beiden Männer in die Türkei zumindest
bis Ende September ausgesetzt, sie wurden bereits vorher aus der
Polizeihaft entlassen.


Den schäbigen Deal beenden!

Die Türkei ist kein sicherer Drittstaat für Flüchtlinge, wie auch die
Entscheidungen in Griechenland zeigen. Da diese Annahme den Kern des 
EU-Türkei-Deals darstellt, aber den juristischen und menschenrechtlichen
Beurteilungen einfach nicht standhält, fordert PRO ASYL die
Verantwortlichen auf, den schäbigen Deal endlich zu beenden und den
Schutzsuchenden auf den griechischen Inseln Zugang zu menschenwürdiger
Unterbringung und einem ordentlichen Asylverfahren zu gewähren.


URL des Artikels auf der Pro Asyl-Homepage:

https://www.proasyl.de/news/lesbos-der-einzelfall-zaehlt-abschiebung-von-syrern-in-die-tuerkei-verhindert/

 * 

Quelle:

Pro Asyl, 3. August 2016

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 (0) 69 - 24 23 14 - 0, Fax: +49 (0) 69 - 24 23 14 72

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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MELDUNG/070: Niemand beabsichtigt, ein Patent auf Lachse zu erteilen ... (no patents on seeds)


no patents on seeds - Pressemitteilung vom 03.08.2016

Niemand beabsichtigt, ein Patent auf Lachse zu erteilen ...

Europäisches Patentamt reagiert auf Protest der Zivilgesellschaft



3. August 2016 / Das Europäische Patentamt (EPA) reagiert auf die Kritik an
der geplanten Erteilung eines Patents auf Lachse. Wie aus der Akte der
Patentanmeldung EP1965658 hervorgeht, soll die Prüfung des Patents noch
einmal aufgenommen werden. Patentiert werden sollten die Fische selbst
sowie das Fischöl. Im Mai 2016 hatte das EPA in einem Schreiben an die
Antragsteller in Australien mitgeteilt, dass das Patent in den nächsten
Monaten erteilt werden würde. Keine Patente auf Saatgut! hatte die
Öffentlichkeit am 20. Juli zu Einwendungen gegen die Erteilung des Patents
aufgerufen. Daraufhin wurde der Patentanmelder am 29. Juli darüber
informiert, dass eine erneute Prüfung angesetzt worden ist.

Die Fische sollen mit bestimmten Pflanzen gefüttert werden. Lebensmittel,
die von diesen Lachsen stammen, sollen in der Folge einen erhöhten Gehalt
an Omega-3-Fettsäuren aufweisen. Derartige Fettsäuren werden oft als
gesundheitlich wertvoll bezeichnet. Diese Idee ist keineswegs neu: Es ist
bekannt, dass beispielsweise die Milch von Kühen, die auf der Weide
gehalten werden und dort grasen, einen höheren Gehalt an derartigen
Fettsäuren aufweist.

"Es ist ein wichtiges Zeichen, dass das EPA auf Proteste der Öffentlichkeit
reagiert hat. Aber dies ist noch kein dauerhafter Erfolg: Sobald die
öffentliche Aufmerksamkeit nachlässt, macht das EPA einfach weiter wie
bisher", sagt Christoph Then für Keine Patente auf Saatgut!. "Wenn die
Politik dem Amt keine klaren Grenzen setzt, werden auch in Zukunft Patente
auf Pflanzen und Tiere gewährt. Und auch das Lachs-Patent kann immer noch
erteilt werden."

Ähnlich wie in den letzten Jahren schon Patente auf Brokkoli, Tomaten und
andere Lebensmittelpflanzen erteilt wurden, hat das EPA auch bereits
mehrfach Patente auf die traditionelle Zucht von Kühen, Schweinen und
Schafen vergeben.

Mehrere europäische Regierungen sind in den letzten Monaten bereits gegen
Patente auf Pflanzen und Tiere aus konventioneller Züchtung aktiv geworden,
auch die EU-Kommission bereitet eine Stellungnahme vor. Die Organisationen
der internationalen Koalition Keine Patente auf Saatgut! fordern, dass die
bestehenden Verbote im europäischen Patentrecht wieder in Kraft gesetzt
werden: Laut Gesetz verboten sind Patente auf Pflanzensorten und Tierarten
ebenso wie auf die konventionelle Zucht von Pflanzen und Tieren. Das
Europäische Patentamt, das selbst an der Erteilung von Patenten verdient,
hat es in den letzten Jahren geschafft, diese Verbote weitgehend zu
unterlaufen und damit wirkungslos zu machen.

Weitere Informationen:

www.no-patents-on-seeds.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. August 2016

no patents-on-seeds

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@no-patents-on-seeds.org

Internet: www.no-patents-on-seeds.org
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TREFF/463: Kiel - Sonntagsführung im Flandernbunker mit einem Zeitzeugen, 7. August 2016


Kiel - Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Sonntagsführung im Flandernbunker mit Zeitzeugen



Die Sonntagsführung im Flandernbunker wird am kommenden Sonntag,
den 7. August 2016, von einem Zeitzeugen begleitet. Ergänzend zur
Führung von Dr. Henning Repetzky wird Herr Lutz Grimm von seinen
eigenen Erlebnissen berichten. Grimm, Jahrgang 1937, war zu Kriegsende
8 Jahre alt und hat besonders die Nachkriegszeit mit Flüchtlingen und
Vertriebenen in Erinnerung. Er war zudem 2014 Kurator der Ausstellung
"Briefe aus dem Krieg" im Flandernbunker. Es wird Gelegenheit für
persönliche Fragen der Besucher geben.

Beginn der Führung: 11.30 Uhr

Eintritt: 4,- / 3,- Euro

Kosten für die Führung: 2,- Euro

Flandernbunker

Öffnungszeiten Mo.-Fr. 11-15 Uhr, So. 11-17 Uhr

Jeden ersten Sonntag im Monat, 11.30 Uhr Führung durch den Bunker

Eintritt 4,- / erm. 3,- , Führung 2,- , erm. 1,- Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung:

Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Kiellinie 249, 24106 Kiel-Wik

Tel.: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@Mahnmal-Kilian.de

Internet: www.mahnmalkilian.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/369: Iran-Report Nr. 8 - August 2016


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 8 - August 2016

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Abschluss des
Atomabkommens und der Aufhebung der Sanktionen erwartet das Volk
einen wirtschaftlichen Aufschwung, die Öffnung nach außen und vor
allem auch eine Liberalisierung der theokratischen Staatsordnung.
Doch über den neuen Kurs, auch über die Rolle Irans in der Region,
ist sich die Staatsführung nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon
seit geraumer Zeit zwischen Konservativen und Reformern tobt,
ausgehen wird, ist ungewiss.

Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen aus. Auch
um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen und
Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Terroristische Aktivitäten in Iran
• Dschannati für weitere sechs Jahre im Amt bestätigt
• Amnesty International: Das "Spiel mit dem Leben" der politischen Gefangenen ist "brutal"
• Wird Ahmadinedschad für das Präsidentenamt kandidieren?
• Flugblätter gegen Rohani und Rafsandschani
• Arbeiterprotestkundgebung vor einer Zuckerfabrik
• Journalist/innen bedroht
• Ayatollah Schirazi erlaubt in Notfällen Aufhebung der Kleidungspflicht
• Kadchodai kritisierte das Wahlsystem
• Aids - neue Erkrankungswelle in Iran


TERRORISTISCHE AKTIVITÄTEN IN IRAN

Am Abend des 4. Juli brachte das staatliche Fernsehen einen Bericht,
in dem zwei Personen als Mitglieder des Islamischen Staates
vorgestellt wurden. Die Männer gestanden, terroristische Aktivitäten
in Iran geplant zu haben. Der Bericht, der den Titel "in der Tiefe
des Scheiterns" trug, zeigte, wie die beiden Personen vom
Geheimdienst verfolgt wurden. Einer der beiden wurde als "Führer der
Aktivitäten in Teheran" vorgestellt und der andere als Spezialist für
Bombenbau.

Zuvor hatte Geheimdienstchef Mahmud Alawi von zehn Terroristen
gesprochen, die eine Serie von Terroranschlägen an fünfzig
verschiedenen Orten in der Hauptstadt geplant hätten. Beamte des
Informationsministeriums (Geheimdienstministeriums) hätten 100 Kilo
Sprengstoff beschlagnahmt. Zudem sei die Übergabe von weiteren zwei
Tonnen Sprengstoff verhindert worden.

In dem Fernsehbericht wurde die Sprengung einer 150 kg schweren Bombe
außerhalb der Hauptstadt getestet. Einer der Verdächtigen sagte, bei
den geplanten Anschlägen sollten zwei bis drei Tonnen Sprengstoff
eingesetzt werden. Diese Menge sei ausreichend für einhundert
Selbstmordanschläge, sagte der Kommentator.

In dem Bericht wurde betont, dass es dem IS bisher nicht gelungen
sei, "einschneidende" Aktionen in Iran durchzuführen. Es seien
lediglich einige "blinde Anschläge" in den Grenzgebieten durchgeführt
worden. Ferner sei es dem IS nicht gelungen, einheimische Mittäter zu
engagieren, womit angedeutet werden sollte, dass selbst unter den
Sunniten im Iran niemand bereit sei, den IS zu unterstützen.
"Reaktionäre" (gemeint sind die arabischen Staaten) hätten den
Terroristen verlockende Angebote gemacht, um in der Hauptstadt
Teheran Anschläge zu verüben. Jeder Anschlag sollte mit einer Million
US-Dollar belohnt werden. Die Geständnisse der beiden
Terrorverdächtigen wurden angeblich aus Sicherheitsgründen nicht
vollständig wiedergegeben.

Dem Bericht zufolge habe der IS in Sarawan, 20 km vor der iranischen
Grenze im Osten, einen Stutzpunkt errichtet und habe versucht, von
dort aus verschiedene Zweige des IS zu bilden. Diese Aktivitäten
hätten jedoch stets unter der Beobachtung der Sicherheitsdienste
gestanden. Am Ende des 15-minütigen Beitrags wurden bewaffnete
Sicherheitskräfte beim Sturm auf ein Haus gezeigt, die
Terrorverdächtige festnahmen und ihnen Handschellen anlegten.

Am 7. Juli protestierte die iranische Polizei gegen Pakistan. Das
Land habe es versäumt, gegen Terroristen vorzugehen. Den Mördern von
vier iranischen Grenzbeamten sei es gelungen, über die Grenze nach
Pakistan zu fliehen. Der Sprecher der Polizei, Montaser Almahdi,
sagte, am Morgen des 7. Juli habe es an der Grenze zu Pakistan
zwischen der Polizei und einigen "terroristischen Gruppen", die in
Iran eindringen wollten, bewaffnete Auseinandersetzungen gegeben.
Dabei seien vier Grenzbeamte getötet worden. Es sei nicht das erste
Mal, dass Terroristen in Iran einzudringen versuchten und
pakistanische Grenz- und Sicherheitsbeamte sich ihnen gegenüber
untätig verhielten.

Am 10. Juli berichtete die dpa, Unbekannte hätten im Westen Irans im
Bezirk Dalahu, einer Gegend, die vorwiegend von Kurden bewohnt wird,
zwei Menschen getötet. Dabei habe es auch drei Verletzte gegeben,
darunter einen Abgeordneten des islamischen Parlaments, der leichte
Verletzungen erlitt. Die fünf Personen seien im Auto unterwegs
gewesen. Sie seien von den Tätern angehalten und mit Waffen
angegriffen worden. Anschließend seien die Täter über die Grenze nach
Irak geflohen.

Am 18. Juli gab die Revolutionsgarde der Provinz Kerman laut der
Agentur Tasnim bekannt, dass die Garden gemeinsam mit der
Sicherheitspolizei eine große Menge Sprengstoff und Sprenggürtel
entdeckt haben. "Solche Waffen werden von terroristischen Gruppen
gegen Grenzbeamte oder Menschenansammlungen eingesetzt", hieß es.

Am 21. Juli berichtete Innenminister Abdolresa Rahmani Fasli über die
Festnahme von vier Terroristen im Osten Irans, die einen 20 Meter
tiefen und 40 Meter langen Tunnel gebaut hätten, um Terroranschläge
zu verüben. Den genauen Ort gab der Minister nicht bekannt. Den
Angaben zufolge führte der Tunnel zu einem Stützpunkt des Militärs
und Sicherheitsdienstes. Die Täter seien in einer Wohnung in der Nähe
des Tunnels festgenommen worden. Dabei seien eine große Menge
Sprengstoff, Waffen und Munition beschlagnahmt worden. Wenige Stunden
zuvor hatte die Polizei die Festnahme einer "zehnköpfigen Gruppe von
Terroristen" in der Provinz Sistan-Belutschistan, im Osten Irans,
bekannt gegeben.

Einem Bericht der AFP vom 22. Juli zufolge wurde eine Gruppe von
Terroristen, die aus der Türkei kommend in Iran eindringen wollte,
nahe der Stadt Sals in der Provinz West-Aserbaidschan gestoppt.

Die Befürchtungen der iranischen Führung, die Terror-Milizen des
Islamischen Staates könnten nun auch in Iran eindringen, haben in den
letzten Monaten stark zugenommen. Vor allem, weil die
Terrororganisation nach Irak und Syrien nun auch in Afghanistan Fuß
gefasst und eine Reihe verheerende Anschläge verübt hat. Hinzu kommen
sowohl im Osten unter den Belutschen, als auch im Westen unter den
Kurden und Aseries separatistische Gruppen, die sich durch zunehmende
Anschläge bemerkbar machen. Schließlich wird befürchtet, dass die
sich in der Region verbreitende Feindschaft zwischen Sunniten und
Schiiten auch in Iran, wo die Mehrheit der Bevölkerung aus Schiiten
besteht, die Gesellschaft spalten könnte.


DSCHANNATI FÜR WEITERE SECHS JAHRE IM AMT BESTÄTIGT

Der 89-jährige Geistliche Ahmad Dschannati wurde am 20. Juli für
weitere sechs Jahre in seinem Amt als Vorsitzender des mächtigen
Wächterrats bestätigt. Der ultrakonservative Dschannati wurde schon
bei der Gründung des Wächterrats 1980 vom damaligen Revolutionsführer
Ayatollah Chomeini zum Mitglied des Rats ernannt, seit 1992 sitzt er
dem Rat vor.

Der Wächterrat hat gemäß der Verfassung der Islamischen Republik
mehrere wichtige Funktionen. Zunächst bedarf jedes Gesetz, das vom
Parlament verabschiedet wird, der Zustimmung des Wächterrats. Der
Wächterrat ist auch für die Präsidentenwahl, den Parlamentswahlen und
der Wahl des Expertenrats zuständig. Er entscheidet, welche Bewerber
für das jeweilige Gremium kandidieren dürfen. Ablehnungen werden
gewöhnlich vom Rat nicht begründet. Schließlich ist der Rat für die
Überwachung der Wahlen zuständig. Diese beiden Aufgaben haben fast
bei jeder Wahl zu dem Vorwurf geführt, der Rat sei bei den
Entscheidungen parteiisch und greife oft manipulativ in Wahlvorgänge
ein. 2009, bei der umstrittenen Wiederwahl des Präsidenten
Ahmadinedschad, gab es monatelang landesweite Proteste, die
schließlich brutal niedergeschlagen wurden.

Der Rat besteht aus zwölf Mitgliedern, von denen sechs Geistliche vom
Revolutionsführer ernannt werden, die weiteren sechs Mitglieder sind
Juristen, die vom Justizchef, der selbst vom Revolutionsführer
ernannt wird, dem Parlament vorgeschlagen werden.


AMNESTY INTERNATIONAL: DAS "SPIEL MIT DEM LEBEN" DER
POLITISCHEN GEFANGENEN IST "BRUTAL"

Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International (AI) hat in
ihrem jüngsten Bericht vom 18. Juli unter dem Titel "Geiselnahme der
Gesundheit" der iranischen Führung vorgeworfen, den politischen
Gefangenen die medizinische Versorgung vor zu enthalten. Das "Spiel
mit dem Leben" der Gefangenen sei "brutal", hieß es in dem Bericht.

In dem 45-seitigen Bericht heißt es, politische Gefangene würden der
Gefahr gesundheitlicher Dauerschäden ausgesetzt. Die Gefängnisleitung
verweigere kranken Gefangenen die Übergabe an ein Krankenhaus. Als
Beispiel werden Namen wie Nargess Mohammadi, Omid Kokabi , Farhad
Atlasi und andere genannt. Selbst die Empfehlung der Gefängnisärzte,
die Gefangenen im Krankenhaus zu behandeln, werde ignoriert. Der
Umgang mit politischen Gefangenen stehe im krassen Gegensatz zu den
international vereinbarten Verpflichtungen, die Iran eingegangen sei.

AI nennt auch einige Foltermethoden. Zum Beispiel werden kranke
Gefangene an Betten angekettet, was zusätzliche Schmerzen verursacht.
Manche Ärzte beteiligten sich an den Misshandlungen. In einigen
Fällen habe man die medizinische Versorgung von Geständnissen
abhängig gemacht, die der Gefangene ablegen sollte. Auch
Staatsanwälte weigerten sich oft, die Erlaubnis zu einer Überführung
ins Krankenhaus zu erteilen, auch dann, wenn im Gefängnis keine
Möglichkeit der medizinischen Fürsorge besteht. Auch Anträge auf
Hafturlaub, die von manchen Ärzten empfohlen würden, werden von
Staatsanwälten abgelehnt.


WIRD AHMADINEDSCHAD FÜR DAS PRÄSIDENTENAMT KANDIDIEREN?

Mahmud Ahmadinedschad, von 2005-2013 Präsident der Islamischen
Republik, zeigt sich seit einigen Monaten nach längerem Schweigen
wieder öfter in der Öffentlichkeit. Seine jüngsten Auftritte in
verschiedenen Städten deuten darauf hin, dass er möglicherweise die
Absicht hat, im nächsten Jahr für das Amt des Präsidenten zu
kandidieren. Er selbst sagte auf Anfrage, er habe sich noch nicht
entschieden.

Aber selbst wenn er die Absicht hätte, sich zu bewerben, ist es nicht
sicher, dass er als Kandidat zu der Wahl zugelassen werden würde. Die
Entscheidung darüber liegt beim Wächterrat. Zwar wird der Wächterrat
mit absoluter Mehrheit von Hardlinern beherrscht, aber nicht alle
Hardliner sind dem Ex-Präsidenten wohl gesonnen. Denn Ahmadinedschad
hatte sich in seiner zweiten Amtszeit mit dem Revolutionsführer Ali
Chamenei überworfen und versucht, eigene Wege zu gehen. Zudem muss
Ahmadinedschad sich möglicherweise wegen Veruntreuung und
Verschwendung von Geldern in seiner Regierung vor Gericht
verantworten, was im Falle einer Verurteilung ein Hindernis für seine
Bewerbung bilden könnte.

Abbasali Kadchodai, Sprecher des Wächterrats, sagte auf Anfrage auf
einer Pressekonferenz am 23. Juli, es sei noch zu früh über die
Entscheidung des Rats zu spekulieren. "Jeder, dem es beliebt, kann
dazu eine Meinung haben. Das wird aber auf die Entscheidung des Rats
keinen Einfluss haben", sagte Kadchodai.

Bereits zuvor hatte der Abgeordnete Ahmad Tawakoli, der der Fraktion
der Konservativen angehört, gemeint, eine mögliche Bewerbung von
Ahmadinedschad werde wahrscheinlich abgelehnt werden. Der Abgeordnete
Ali Mottahari sagte, bevor Ahmadinedschad kandidiere, müsse er sich
für seine "Untaten" vor Gericht verantworten.


FLUGBLÄTTER GEGEN ROHANI UND RAFSANDSCHANI

Einem Bericht der Nachrichtenagentur ILNA vom 6. Juli zufolge, wurden
in der berühmten Moschee in der heiligen Stadt Ghom Flugblätter gegen
Präsident Rohani und Ex-Präsident Rafsandschani verteilt. Hinter der
Aktion vermutet die Agentur rechtsradikale Kräfte.

In den Flugblättern stehen Äußerungen von Revolutionsführer Ali
Chamenei gegen Kontakte zu den USA. Die Autoren bezeichnen
Rafsandschani und Rohani als Verräter revolutionärer Ideen und
Grundsätze. Die beiden Politiker seien schon seit Jahrzehnten bemüht,
durch Geheimverhandlungen mit Washington den Rückweg der USA in den
Iran zu ebnen.


ARBEITERPROTESTKUNDGEBUNG VOR EINER ZUCKERFABRIK

Eine Gruppe von Werktätigen einer Zuckerfabrik in der im Südwesten
gelegenen Stadt Ahwas hat am 19. Juli vor den Toren der Fabrik eine
Protestkundgebung veranstaltet. Die Teilnehmer protestierten gegen
ihre "unsichere Berufslage" und gegen seit Monaten ausgebliebene
Lohnzahlungen.

Die Agentur ILNA berichtete, dass laut Aussage der
Kundgebungsteilnehmer 41 fest angestellte Werktätige seit Februar
keine Löhne erhalten hätten. Auch die im Iran übliche Zulage zum
Jahreswechsel (21. März) sei nicht gezahlt worden. Zudem hätte die
Fabrikleitung nicht die Gebühren für die Versicherung der Arbeiter
überwiesen, so dass sie zurzeit ohne Krankenversicherung seien.

Es ist nicht das erste Mal, dass die Arbeiter dieser Zuckerfabrik
gegen die Fabrikleitung demonstrieren. Die Teilnehmer erklärten der
Agentur gegenüber, sie seien bereits mehrmals protestierend auf die
Straße gegangen, doch bis jetzt habe die Fabrikleitung ihnen
gegenüber keinerlei Entgegenkommen gezeigt.


JOURNALIST/INNEN BEDROHT

Etwa 700 Journalist/innen wurden am 2. Juli per SMS vor Kontakten mit
dem Ausland "gewarnt". Alle Kontakte und jede Zusammenarbeit mit
feindlichen Elementen - per e-mail oder über andere
Kommunikationsmethoden - sind ein Verbrechen und werden vor Gericht
gebracht. "Diese SMS ist die letzte Warnung", hieß es. Das
Informationsministerium erklärte in einer Stellungnahme, solche
Drohungen widersprächen der Strategie des Ministeriums, das das Ziel
verfolge, die Rechte der Bürger zu schützen. Dem gegenüber erklärte
der Sprecher der Justiz, er betrachte die Warnung nicht als Drohung.
"Es ist keine Drohung, wenn jene gewarnt werden, die in die Falle der
Feinde der Revolution geraten sind", sagte er. Das sei strafbar und
müsse selbstverständlich entsprechend geahndet werden.

Die beiden sich widersprechenden offiziellen Stellungnahmen spiegeln
den Machtkampf wider, der im Bereich der Kultur bereits seit Jahren,
eigentlich seit der Gründung der Islamischen Republik, zwischen den
konservativen Islamisten und Reformern geführt wird. Seit der
Regierungsübernahme Präsident Rohanis, der zu dem moderaten und
Gemäßigten im islamischen Lager gezählt wird, hat sich dieser Kampf
erheblich verschärft. Besonders nach dem Atomabkommen, das auch eine
Neubelebung der Beziehungen Irans zu den USA und den Staaten der
Europäischen Union einleiten sollte, warnen die Konservativen vor
einer kulturellen Unterwanderung, vor einem "samtenen Umsturz". Sie
befürchten, dass mit dem Einzug westlicher Investoren und Unternehmen
auch der kulturelle Einfluss des Westens verstärkt und damit die
herrschende, islamistisch orientierte Ideologie Schritt für Schritt
unterhöhlt wird. Und als westlich wird nicht nur das verstanden, was
aus der Sicht der Islamisten als dekadent und moralisch verwerflich
gilt, sondern jede Kritik, die sich gegen das System richtet, jeder
Ruf nach Freiheit und Vielfalt.

So löst jeder Versuch, die von Islamisten festgesetzten ideologischen
Grenzen zu überschreiten und den engen Rahmen um einen Spalt zu
öffnen, panische Ängste aus, das System des Welayat-e Faghieh
(absolute Herrschaft der Geistlichkeit) könnte ihre Legitimation
verlieren. Diese geradezu pathologische Angst führt dazu, dass die
Konservativen jedes Bestreben der Regierung, die strenge Zensur zu
lockern, zu vereiteln versuchen. Je größer die vermeintliche Gefahr,
desto vehementer und heftiger die Reaktion auf Reformversuche der
Regierung.


AYATOLLAH SCHIRAZI ERLAUBT IN NOTFÄLLEN AUFHEBUNG DER
KLEIDUNGSPFLICHT

Ayatollah Makarem Schirasi, einer der religiösen Instanzen des
schiitischen Glaubens, der zu den erzkonservativen Geistlichen zählt,
hat am 6. Juli eine Fatwa (religiöse Order) erlassen. Demnach sei es
in "Notfällen" erlaubt, auf die Kleidungspflicht zu verzichten. "Ich
hoffe, dass alle ihre religiösen Pflichten erfüllen und diese Fatwa
von niemandem missbraucht wird", fügte er hinzu. "Wenn junge fromme
Frauen nicht studieren, werden ungläubige Lumpen die hohen Posten im
Staat einnehmen. Frommen Frauen wird es erlaubt, in Notfällen auf die
Kleidungspflicht zu verzichten. Ansonsten müssen sie die Pflichten
einhalten", sagte der Ayatollah. "Ohne Zweifel gehört die
Kleidungspflicht zu den Grundsätzen des Islam. Doch bei jeder
religiösen Pflicht kann es Ausnahmen geben", steht auf der Webseite
Schirazis. "Wenn zum Beispiel eine Frau krank wird und sie keine
Ärztin erreichen kann, ist sie gezwungen, zu einem Arzt zu gehen und
sie wird möglicherweise bei der Untersuchung die
Kleidungsvorschriften nicht einhalten können. In so einem Fall ist es
ihr erlaubt, auf die Vorschriften zu verzichten."


KADCHODAI KRITISIERTE DAS WAHLSYSTEM

Der Sprecher des Wächterrats, Abbasali Kadchodai, erklärte am 16.
Juli, das aktuelle Wahlsystem der Islamischen Republik sei nicht
"praktikabel". Zudem gebe es keine Kriterien, nach denen sich der
Wächterrat bei der Eignungsprüfung der Kandidat/innen richten könnte.
Daher sei der Rat gezwungen, sich nach der subjektiven Meinung seiner
Mitglieder zu richten, was oft Anlass zur Kritik geboten habe.
"Selbstverständlich sind die Mitglieder bemüht, so weit wie möglich
objektiv zu bleiben. Aber wenn es bei einer Wahl 12.000 Bewerber
gibt, dann wird ein objektives Urteil schwierig", sagte Kadchodai.

Ein weiteres wichtiges Problem bei den Wahlen sei das Fehlen von
politischen Parteien, obwohl laut Verfassung die Bildung von Parteien
erlaubt sei. Zwar gebe es politische Gruppen, diese seien aber keine
richtigen Parteien, sagte Kadchodai. Einen echten Wettbewerb der
Parteien gebe es in Iran nicht.

Das gesamte Wahlsystem beruhe auf Meinungen, die in den ersten Jahren
nach der Gründung der Islamischen Republik existierten. Die Zeit des
Wahlkampfs sei zu kurz, die Kontrolle des Wahlvorgangs ungenau. Auch
bezüglich der erlaubten und unerlaubten Wahlwerbung gebe es keine
klaren Richtlinien, erklärte Kadchodai.


AIDS - NEUE ERKRANKUNGSWELLE IN IRAN

Dr. Ali Akbar Sayyari, Vizegesundheitsminister, warnte auf einer
Pressekonferenz am 13. Juli vor einer neuen Welle der Aids-Krankheit
in Iran. Die Infizierung mit HIV-Viren schreite rasch voran.
Hauptgrund für die Verbreitung sei der Mangel an Information. Es gebe
zu viele gesellschaftliche Tabus im Bereich der Sexualität.

Im Vergleich zu vor zehn Jahren habe sich die Zahl der Infizierten
verdoppelt, sagte Sayyari. "Das Problem besteht in der Übertragung
der Viren durch sexuellen Verkehr und darin, dass wir nicht offen
über alles sprechen und informieren können, zum Beispiel über
Kondome." Um der Krankheit Einhalt zu gebieten, gebe es drei
Möglichkeiten: "Selbstbeherrschung, Familienbildung und Verhütung".
"Wir müssen die Menschen aufklären und ihnen Verhütungsmittel zur
Verfügung stellen." Die Menschen müssten ihr Verhalten ändern.
Voraussetzung dafür sei Aufklärung. Hier aber gebe es kulturelle
Hemmschwellen", sagte Sayyari.

Der Vizegesundheitsminister berichtete über die Gründung von
Gesundheitszentren, in denen unter anderem Prostituierte untersucht
und aufgeklärt würden. Dadurch solle die Übertragung von ansteckenden
Krankheiten verhindert werden.

Bei der ersten Erkrankungswelle von Aids, Mitte der achtziger Jahre,
sei es gelungen, die Verbreitung von HIV-Viren bei Drogensüchtigen
unter Kontrolle zu bringen. Dafür seien damals Kliniken eingerichtet
worden, was zu einer erheblichen Reduzierung der Zahl der Infizierten
geführt habe.

Das Gesundheitsministerium hatte zuvor die Zahl der Aids-Kranken auf
32.000 geschätzt, davon seien 85 Prozent Männer.
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KIAROSTAMI GESTORBEN

Der international gefeierte iranische Filmemacher Abbas Kiarostami
starb am 7. Juli im Alter von 76 Jahren in einer Pariser Klinik. Er
war seit März dieses Jahres wegen einer Darmkrankheit viermal in
Teheran operiert worden. Eine Woche vor seinem Tod hatte er sich zur
Fortsetzung seiner Behandlung nach Paris begeben.

Insbesondere Angehörige der Filmbranche zeigten sich bestürzt über
den unerwarteten Tod des iranischen Regisseurs. "Abbas war der größte
Cineast Irans und der Rossellini von Teheran", sagte der frühere
Präsident des Festivals von Cannes laut AFP. Der amerikanische
Regisseur Martin Scorsese bezeichnete den Kollegen als "einen ganz
besonderen Menschen: still, elegant, bescheiden, wortgewandt und
ziemlich aufmerksam". Kiarostami habe Filmgeschichte geschrieben,
sagte der französische Staatspräsident François Hollande.

"Trauer liegt auf den Schultern der Stadt", titelte die in Teheran
erscheinende Tageszeitung "Schahrwand" nach dem Tod des international
geachteten iranischen Filmregisseurs Abbas Kiarostami. Mehrere
Tausend Bewunderer des Filmemachers nahmen an der Trauerfeier in
Teheran teil.

"Wir hatten uns daran gewöhnt, dass er ins Ausland ging, um große
Preise entgegenzunehmen, dass er wieder in die Heimat zurückkehrte,
seine Lehrstunden in Teheran und in der Provinz abhält und ohne
jemanden zu stören, sein Leben lebt", schreibt die Zeitung. Nicht
einmal die einheimischen Medien hätten sich um den berühmten
Regisseur gekümmert. "Wir wussten, dass er bei den Wahlen für
niemanden Partei ergreifen würde, wir ließen ihn in Ruhe."

Während Kiarostami im Ausland auf internationalen Filmfestivals mit
höchsten Preisen ausgezeichnet wurde, fand er offiziell in der
Islamischen Republik kaum Beachtung. Sein Film, "Der Geschmack der
Kirsche", für den er 1997 bei den Filmfestspielen in Cannes die
Goldene Palme erhielt, wurde im Iran auf den Index gestellt. Das
Regime in Teheran hatte vergeblich versucht, die Präsentation des
Films zu verhindern. Der Film erzählt von einem Iraner, der
Selbstmord begehen will und nach jemandem sucht, der seinen Leichnam
begräbt. Aus der Sicht des Regisseurs ist der Film ein Loblied auf
das Leben, im Iran wurde er aber offiziell als Ermunterung zum Suizid
gedeutet und als schädlich abgelehnt.

Kiarostami wollte trotz Einschränkungen, die ihm in der Heimat
auferlegt wurden, nie im Exil leben. Er brauche das Milieu, die
Atmosphäre, die Landschaft, die Menschen, ohne die er nicht
schöpferisch arbeiten könne, sagte er. Dennoch sah er sich in den
letzten Jahren gezwungen, seine Filme im Ausland zu drehen.

Bei konservativen Medien und Politikern gab es kaum Reaktionen auf
den Tod von Kiarostami. Dem gegenüber sagte Präsident Rohani,
Kiarostami habe mit seinem Werk "zu Frieden und Freundschaft"
aufgerufen. "Seine tiefsinnige und unkonventionelle Einstellung und
seine Botschaft für Frieden und Freundschaft wird uns immer in
Erinnerung bleiben", twitterte Rohani. Kulturminister Ali Dschannati
bezeichnete den Filmemacher als "einen Avantgardisten mit dem
Anspruch eines Humanisten und Moralisten".

Der Sohn des verstorbenen Regisseurs, Ahmad Kiarostami, sagte am 13.
Juli der Presse, er und seine Familie werden gegen die Ärzte, denen
er für den Tod seines Vaters die Schuld gab, Anzeige erstatten.
Seinen Angaben zufolge habe die zweite Operation zu inneren Blutungen
und danach zu Infektionen geführt, was die Ärzte dazu veranlasst
habe, ihn ins Koma zu versetzen. Die Behandlung hatte bereits zu der
Zeit, in der Kiarostami im Krankenhaus lag, auch in den Medien zu
Auseinandersetzungen geführt. Der Leiter des iranischen Ärztevereins
hat eine Untersuchung des Falls gefordert. Kiumars Purahmad,
Filmemacher und nahe stehender Freund von Kiarostami, kündigte einen
Film über die medizinische Behandlung von Kiarostami an. Der Film
werde das Werk von Kiarostami, seinen besonderen Blick und seinen
Einfluss auf den iranischen aber auch internationalen Film behandeln
und schließlich den "zweifelhaften Tod" des Regisseurs darstellen.
Der Titel des Films soll heißen: "Bericht über einen zweifelhaften
Tod".

Bei der Trauerfeier für Kiarostami wurde ein Transparent getragen,
auf dem geschrieben stand: "Kiarostami hat uns verlassen,
Schadscharian lebt."

Mohammad Resa Schadscharian ist seit mehr als zwei Jahrzehnten der
populärste Sänger Irans. Bei seinen Auftritten im Ausland wird er von
Iranern umjubelt, in der Heimat ist er aber seit 2009 aus den Medien
ausgeschlossen, seine Stimme wurde aus Rundfunk und Fernsehen
verbannt, weil er damals die Protestbewegung gegen die umstrittene
Wiederwahl von Präsident Ahmadinedschad unterstützt hatte. Das Lied,
das er damals gegen Tyrannen sang, wurde im ganzen Land verbreitet
und gesungen. Schadscharians Popularität rettete ihn vor
Gefängnisstrafe und Folter. Man begnügte sich mit dem zwar nicht
gerichtlich beschlossenen, aber in der Praxis geübten
Auftrittsverbot. Seitdem tritt Schadscharian nur noch im Ausland auf.


GEDENKFEIER FÜR SCHAMLU VERHINDERT

Dutzende von Freunden und Verehrern von Ahmad Schamlu, die am
Todestag des großen Poeten an seinem Grab seiner gedenken wollten,
wurden von der Polizei und zivilen Sicherheitsbeamten vertrieben,
berichtete die Nachrichtenagentur ILNA am 23. Juli.

Schamlu war 1925 in Teheran geboren und 2000 in der nördlich von der
Hauptstadt gelegenen Stadt Karadj gestorben. Er war der weitaus
bekannteste und beliebteste Lyriker seiner Zeit in Iran. Neben
Nimajuschidj gilt Schamlu als Gründer und Wegbereiter der modernen
Lyrik. Er veröffentlichte mehr als 30 Gedichtbände. Darüber hinaus
liegen von ihm zahlreiche Erzählungen, Märchen und Übersetzungen vor.

Schamlu war nicht nur ein Meister der poetischen Sprache, sondern
auch ein ausgezeichneter Sprachforscher. Zusammen mit seiner Frau
Aida Sarkisian erstellte er unter dem Titel "Das Buch der Gasse" ein
Lexikon der Alltagssprache, das in mehreren Bänden, auch nach seinem
Tod, veröffentlicht wurde.

Zum 16. Todestag des Dichters veröffentlichte der Verband iranischer
Schriftsteller eine Erklärung, in der der Einsatz Schamlus für
Unterdrückte hervorgehoben wird. "Sein Werk war nicht der Ausdruck
einer sprachlichen Eitelkeit und verwirrenden und krankhaften
Gedanken. Es war eine Liebeserklärung an Mitmenschen", schrieben die
Autoren.


AUSREISEVERBOT FÜR TANAWOLI

Dem 79-jährigen Bildhauer Parvis Tanawoli wurde Anfang Juli am
Teheraner Flughafen Imam Chomeini der Reisepass abgenommen. Er war zu
Vorträgen im Britischen Museum und im Asia House nach London
eingeladen worden. Tanawoli zählt zu den bekanntesten Künstlern
Irans, der auch im Ausland hochgeschätzt wird. Bei einer Auktion 2008
in Dubai wurde sein Werk "Die Mauer" für 2,84 Millionen Dollar
verkauft. Der Grund für das Ausreiseverbot wurde bislang offiziell
nicht bekannt gegeben. Der Künstler selbst sagte, ihm werde
vorgeworfen, mit seinem mehr als fünfzigjährigen Schaffen Aufruhr
gestiftet und Unwahrheiten verbreitet zu haben. Vor einigen Monaten
sei in der Tageszeitung Keyhan ein Artikel erschienen, in dem ihm die
Überschreitung moralischer Grenzen unterstellt wurde, mit der
Begründung, bei einigen seiner ausgestellten Kunstwerken seien
bestimmte Körperteile zu sehen gewesen, sagte Tanawoli.

Am 16. Juli gab Tanawoli laut Pressemeldungen bekannt, dass er seinen
Reisepass zurückbekommen habe und dass das Reiseverbot gegen ihn
aufgehoben sei.


EIN MILLIONENSCHATZ IRANISCHER KUNST IN MÜNCHEN
ENTDECKT

Das Münchener Landeskriminalamt hat laut Medienberichten am 21. Juli
einen Millionenschatz eines iranischen Kunstsammlers, bestehend aus
Handschriften, Zeichnungen und Koranexemplaren, den Erben übergeben.
Der Sammler war vor zwanzig Jahren gestorben. Vor etwa fünf Jahren
wurde die bayrische Kriminalpolizei im Keller eines
Mehrfamilienhauses im Münchner Stadtteil Zamdorf fündig. 174
wertvolle Dokumente lagen in mehreren Koffern versteckt.

Der Sammler hatte sich 1962 in München niedergelassen. Über all den
langen Jahren seines Lebens in München sammelte er mit großer Liebe
und Hingabe kunstvolle iranische und islamische Handschriften,
Zeichnungen und Koranausgaben. Gelegentlich verkaufte er ein Werk und
bestritt damit sein Leben. Als er 1997 mit 86 Jahren starb, stellten
die Hinterbliebenen fest, dass ein Teil der Kunstwerke verschwunden
war. Zunächst beauftragten sie einen Agenten, nach den Schätzen zu
suchen, danach wandten sie sich an die Kriminalpolizei. Die Polizei
ging im In- und Ausland der Sache nach, tappte einige Jahre lang im
Dunkeln. Schließlich fiel der Verdacht auf einen deutsch-iranischen
Ingenieur, der in den letzten Lebensjahres des Sammlers bei ihm aus
und ein ging und dessen Geschäfte verwaltete. Im Dezember 2011
entdeckten die Beamten des Kriminalamts im Haus des inzwischen
70-jährigen Ingenieurs die Werke, deren Wert auf mehr als drei
Millionen Euro geschätzt wird.

Im März 2016 gestand der Ingenieur vor Gericht, die Werke entwendet
zu haben. Er wurde zu einer Bewährungsstrafe verurteilt.

Zwei prächtige handgeschriebene Koranausgaben wurden, wie im
Testament des Sammlers gewünscht, dem Historischen Museum in Teheran
übergeben. Als Dank für die Entdeckung des Schatzes überreichten die
Erben der Bayrischen Staatsbibliothek zwei Bücher. Den größten Teil
der Sammlung bekamen die Erben. Laut Aussagen der Erben fehlt bei der
Sammlung eine höchst wertvolle Ausgabe des Diwans des großen
persischen Dichters Hafis. Die Polizei bat alle, bei der Suche nach
dem Buch, dessen Wert auf mehr als eine Million Euro geschätzt wird,
mitzuhelfen. Die Erben haben dafür einen Finderlohn von 50.000 Euro
ausgesetzt.


100.000 SATELLITENSCHÜSSELN ZERSTÖRT

Laut iranischen Medien wurden am 24. Juli auf einem Platz in Teheran
öffentlich rund 100.000 Satellitenschüsseln zerstört. Der
Oberbefehlshaber der Basidsch-Milizen, General Mohammad Resa Naghdi,
der bei der Aktion anwesend war, sagte: "Wir Verantwortlichen dürfen
nicht, um wieder gewählt zu werden und uns beliebt zu machen, der
Bevölkerung etwas vorgaukeln, indem wir Instrumente des Verderbens
zulassen." Die Satellitenschüsseln seien "schädlich für die Moral und
Kultur der Gesellschaft", sie seien "die Ursache für die Zunahme von
Scheidungen, der Drogen-Abhängigkeit und Unsicherheit".

Einige Besitzer, die ihre Satellitenschüssel angeblich freiwillig
abgegeben hatten, nahmen an der Zeremonie teil. Die Parabolantennen
waren in einer Blitzaktion im Westen der Hauptstadt Teheran von den
Milizen eingesammelt worden. Der Besitz von Satellitenschüsseln ist
schon seit Jahren verboten. Wer solche Antennen besitzt oder
verkauft, muss mit einer Strafe von umgerechnet bis zu 2.500 Euro
rechnen. Durch das Verbot soll das Schauen ausländischer Sender
verhindert werden. Offiziell wird die Maßnahme damit begründet, dass
ausländische Fernsehprogramme moralisch und sittlich für die
Gesellschaft schädlich seien.

Obwohl die Ordnungskräfte oder auch Revolutionswächter immer wieder
Aktionen starten, um die Antennen zu beschlagnahmen, benutzen die
meisten Iraner Satellitenschüsseln, vor allem weil ausländische
Sender unterhaltender und informativer sind, als die einheimischen
Sender, die sich ausschließlich in staatlicher Hand befinden. Die
Regierung von Rohani hat immer wieder vergeblich versucht, das Verbot
aufzuheben.

Wenige Tage zuvor hatte Kulturminister Ali Dschannati das neue
Parlament aufgefordert, das vor 25 Jahre verhängte Verbot von
Parabolantennen abzuschaffen. Es sei "völlig absurd, dass inzwischen
70 Prozent der Bevölkerung trotz des Verbots eine Parabolantenne
besitzen". "Damit verstossen de facto 70 Prozent gegen das Gesetz."
Auch der Intendant des staatlichen Rundfunks und Fernsehens Ali
Asgari bestätigte, dass "mehr als 60 Prozent" der Bevölkerung
Zuschauer ausländischer Sendungen seien.

Die Agentur Fars berichtete, dass die zerstörten Satellitenschüsseln
dem Eisenschmelzwerk in Isfahan zur Verfügung gestellt worden seien.


DIE POLIZEI SOLL SICH UM "UNSITTLICHKEITEN" BEI
KONZERTVERANSTALTUNGEN KÜMMERN

General Masud Dschasayeri, Stellvertreter des Oberbefehlshabers der
iranischen Streitkräfte, erteilte der Polizei den Befehl, sich
künftig um Unsittlichkeiten bei Konzertveranstaltungen zu kümmern. In
dem Befehl vom 21. Juli an General Hossein Aschtai, Oberbefehlshaber
der Polizei, heißt es, die Kontrolle "unsittlicher, unmoralischer
Handlungen" an öffentlichen Orten, unter anderem bei
Konzertveranstaltungen, müsse "ernsthaft" geleistet werden.

Dieser Befehl wurde erteilt, nachdem die Regierung erklärt hatte,
dass für Konzertveranstaltungen, die vom Kulturministerium erlaubt
worden seien, eine Genehmigung der Ordnungskräfte nicht nötig sei.
Die Polizei sei lediglich für den Verkehr und die Sicherheit
zuständig.

Diese widersprüchlichen Stellungnahmen sind Ausdruck eines Problems,
das in den letzten Monaten verstärkt zu einer Auseinandersetzung
zwischen den Konservativen und der gemäßigten Regierung von Präsident
Rohani geführt hat. Zahlreiche Konzertveranstaltungen, die von
Kulturministerium genehmigt wurden, wurden kurz vor der Aufführung
unter verschiedenen Vorwänden von der Polizei, den Geheimdiensten
oder der Revolutionsgarden abgesagt.

Der Sprecher der Polizei, Said Motaser al-Mahdi, erklärte am 21. Juli
vor der Presse, es sei richtig, dass für den Inhalt der
Veranstaltungen das Kulturministerium zuständig sei und nicht die
Polizei. Aber die Ordnungskräfte seien verpflichtet, in vieler
Hinsicht für die Sicherheit des Lebens, für finanzielle, moralische
und sittliche Sicherheit zu sorgen und sie zu verteidigen.


DIE HÄLFTE DER IRANER SIND MITGLIEDER SOZIALER NETZE IM
INTERNET

Mortesa Musawian, Leiter der Abteilung für Internet und digitale
Kommunikation im Kulturministerium sagte am 23. Juli der Presse, "53
Prozent der iranischen Bevölkerung sind Mitglieder von mindestens
einem sozialen Netzwerk im Internet. Unter den 18 bis 29-jährigen
sind es sogar 72 Prozent". Jeder Nutzer halte sich im Durchschnitt
fünf bis neun Stunden im Netz auf.

Manche beliebte Netzwerke wie Facebook oder Twitter werden vom Staat
gefiltert. Dennoch finden Nutzer zu diesen Netzwerken Zugang über
Datentunnel. Zahlreich seien auch die Nutzer des Internets im
Mobilfunk, sagte Musawian. Besonders beliebt sei das Netzwerk
Telegramm. Laut Mussawian gibt es im Iran rund 40 Millionen
Smartphone-Nutzer. Seinen Angaben zufolge interessieren sich
iranische Nutzer in erster Linie für Nachrichten, gefolgt von
Spielen, Kommunikation und Bildungsportale.


WÜSTE LUT ZUM KULTURERBE ERKLÄRT

Die Wüste Lut wurde bei der 40. Zusammenkunft der Unesco zum
Kulturerbe der Menschheit erklärt. Iran hatte auch die Anerkennung
des iranischen Kanatsystems (uralte Bewässerungstechnik) als
Kulturerbe beantragt. Beiden Anträge wurden angenommen.

Die Wüste Lut mit einer Fläche von 175.000 Quadratkilometern befindet
sich im Osten Irans, nordöstlich der Provinz Kerman. Sie bildet zehn
Prozent der Gesamtoberfläche des Landes. Die Wüste gehört zu den
heißesten Zonen der Erde. Den Forschungen zufolge deuten die
bisherigen Funde in diesem Gebiet auf ein Alter von über fünftausend
Jahren.

 * 
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ATOMABKOMMEN GEFÄHRDET

Das vor einem Jahr vereinbarte Atomabkommen zwischen Iran und der
Gruppe 5+1 (Ständige Mitglieder des UN-Sicherheitsrats plus
Deutschland) könnte aufgrund aufgetauchter Probleme kippen. Mehrere
iranische Politiker drohten am Jahrestag des Vertrags, das
ursprüngliche Atomprogramm wieder aufzunehmen, sollte der Westen
seine eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllen. Iran selbst hat
nach Angaben der Internationalen Atombehörde (IAEA) bislang seine
Pflichten erfüllt. Das iranische Atomprogramm, das gemäß dem Abkommen
vom vergangenen Jahr erheblich reduziert wurde, steht unter Kontrolle
von130 Inspektoren der IAEA. Der Pool soll in kommenden Herbst auf
150 erweitert werden.

Die Regierung von Hassan Rohani hatte bei dem Atomdeal erhebliche
Zugeständnisse gemacht, mit der Hoffnung, dass das Abkommen, wozu
auch die Aufhebung der Sanktionen gehört, dem Land einen
wirtschaftlichen Aufschwung bringen würde. Doch bislang sind die
Erwartungen nicht eingelöst worden. Ein wichtiger Grund dafür liegt
darin, dass internationale Großbanken sich bei Geschäften mit Iran
zurückhalten, weil sie seitens der USA Sanktionen befürchten. Am 13.
Juli warnte Präsident Rohani, sollten sich Irans Verhandlungspartner
nicht an das Abkommen halten, könnte Iran "sehr schnell" zu dem Stand
von vor dem Abkommen zurückkehren.

Auch politisch ist das Abkommen gefährdet. In den USA steht ein
Regierungswechsel bevor. Sollten die Republikaner die Wahl gewinnen,
werden sie, wie ihr Kandidat Donald Trump erklärt hat, das Abkommen
ablehnen und versuchen, neu mit Iran zu verhandeln. Aber auch im
Falle eines Sieges von Hillary Clinton wird es in der Iran-Politik
der USA einen Kurswechsel geben. Auch in Iran sind im nächsten Jahr
Präsidentschaftswahlen. Auch dort kann es einen Regierungswechsel
geben, sollte es bis dahin der Regierung Rohani nicht gelingen, die
Wirtschaft anzukurbeln. Im Iran gibt es mächtige Kräfte, die genauso
wie die Republikaner in den USA gegen das Abkommen sind, vor allem
auch gegen eine Annäherung Irans an den Westen.

Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier zeigte sich über die Lage
besorgt und forderte die Iraner auf, mehr Geduld aufzubringen. "Ich
glaube, die Iraner konzentrieren sich im Augenblick noch zu sehr
darauf, dass es vor allen Dingen ein amerikanisches Zögern gibt, die
Sanktionen wirklich so zu lockern wie vereinbart", sagte der Minister
am 14. Juli. "Wir Europäer haben dieses sofort nach dem Inkrafttreten
der Atomvereinbarung getan. (...) Es geht nicht über Nacht, dass
verloren gegangenes Vertrauen wieder aufgebaut wird. Deshalb wird
dieser Erneuerungsprozess ein wenig mehr Zeit erfordern, als sich
viele das in Iran erhofft haben."

US-Finanzminister Jacob Lew, der für Wirtschaftssanktionen gegen Iran
zuständig ist, sagte am 15. Juli zum Jahrestag des Atomabkommens, die
iranische Wirtschaft habe von dem Abkommen profitiert. Iran habe
seinen Ölexport erheblich steigern und zahlreiche Unternehmen für
Investitionen gewinnen können. Seit dem Abkommen seien mehr als drei
Milliarden Dollar in Iran investiert worden. Er lobte das Abkommen
als eine internationale Errungenschaft. Durch das Abkommen sei eine
mögliche Nuklearbewaffnung Irans verhindert worden. Zugleich betonte
er, dass die USA mit Sanktionen, die nicht das iranische Atomprogramm
betreffen, weiterhin auf Iran Druck ausüben werden. Es handele sich
um Sanktionen, die gegen Iran wegen der Unterstützung des Terrorismus
und wegen des iranischen Raketenprogramms verhängt wurden. "Wir
werden unsere bei dem Abkommen eingegangenen Verpflichtungen genau
erfüllen", sagte der Minister.

Am 16. Juli legte das Teheraner Außenministerium dem Parlament einen
Bericht über die Umsetzung des Atomabkommens vor. Darin wird abermals
betont, dass zwar die Sanktionen aufgehoben worden seien, nicht aber
die Einschränkungen für Geldtransfer und Devisenaustausch. Zugleich
versuchte der Bericht, die Erwartung auf einen raschen Aufschwung der
Wirtschaft einzudämmen. Die Wiederherstellung der Lage, die es vor
den Sanktionen gegeben habe, gleiche dem Wiederaufbau nach einem
zehnjährigen Krieg, heiß es in dem 41-seitigen Bericht. Dabei
spielten die weiterhin bestehenden Sanktionen eine wichtige Rolle.
Diese Sanktionen bildeten nicht nur wirtschaftliche Einschränkungen,
sie bedeuteten auch psychologische Hindernisse bei Geschäften mit
Großbanken. Die iranischen Banken seien über Jahre vom
internationalen Banken- und Finanzsystem abgeschnitten gewesen. Es
brauche Zeit und Geduld, um aus dieser Isolation herauszukommen.

Weitere Hindernisse seien Regierungen, Institutionen und Personen,
die von den Sanktionen gegen Iran über all die Jahre mit "Hunderten
Milliarden Dollar" profitiert hätten. Das betreffe auch jene, die im
Inland die Notlage genutzt und als Vermittler und Zwischenhändler
"Unsummen" verdient hätten und nun das Abkommen zu sabotieren
versuchten.

In Iran verschärft sich die Auseinandersetzung über die Vor- und
Nachteile des Abkommens. Die Gegner behaupten, die Regierung habe zu
viele Zugeständnisse gemacht, ohne dabei entsprechende Vorteile
erzielen zu können. Dieses Argument erhielt mehr Nahrung durch
Äußerungen des Revolutionsführers Chamenei, der immer wieder betont,
dass man den Amerikanern nicht trauen sollte. Möglicherweise waren
diese Äußerungen der Anlass für den Vizeaußenminister Abbas
Araghtschi zu erklären, dass sämtliche Vereinbarungen bei den
Atomverhandlungen mit Zustimmung des Revolutionsführers erfolgt
seien. "Die roten Linien wurden vom Revolutionsführer festgelegt.
Diese mussten jedoch im Laufe der Verhandlungen geändert werden. Aber
auch diese Änderungen erfolgten mit seiner Zustimmung", sagte
Araghtschi am 17. Juli auf einer Pressekonferenz in Teheran.
Araghtschi war zuletzt Irans Chefunterhändler bei den Verhandlungen
mit der Gruppe 5+1. "Wir haben nicht ohne seine Zustimmung
gehandelt."

Am 18. Juli sorgte die Veröffentlichung eines Geheimdokuments, das
die AP von einem Diplomaten erhalten hatte, für Aufruhr. Wie die AP,
die das Dokument einsehen konnte, berichtete, werde Iran, dem
Dokument zufolge, erlaubt, nach Ablauf von elf bis dreizehn Jahren
seine 5.060 unbrauchbaren Zentrifugen durch bis zu 3.500 Maschinen
neuerer Technologie zu ersetzen. Damit wäre Iran dann in der Lage,
innerhalb von sechs Monaten eine Atombombe herzustellen. Das Dokument
ist das einzige, was in dem Abkommen als "geheim" eingestuft wurde.

Irans Außenminister Sarif sagte iranischen Medien zufolge am 19.
Juli, das Dokument sei "eine große Ehre" und ein Erfolg für die
iranische Verhandlungsdelegation. Wenige Tage danach nahm auch die
iranische Atombehörde zu der Veröffentlichung Stellung. Behrus
Kamalwandi, Sprecher der Behörde, sagte am 24. Juli, seiner
Einschätzung nach sei das Dokument bei der Internationalen
Atombehörde durchgesickert. Dagegen werde Iran offiziell
protestieren. Tatsächlich wurde am 25. Juli ein Protestbrief an die
IAEA entsandt.

Ebenfalls für Aufruhr sorgte der Bericht des UN-Generalsekretärs Ban
Ki Moon, den er zum Jahrestag des Atomabkommens dem UN-Sicherheitsrat
vorlegte. Darin kritisierte Ban iranische Raketentests im März dieses
Jahres. "Ich fordere die Islamische Republik auf, auf derartige Tests
zu verzichten. Diese Tests können zur Eskalation der
Auseinandersetzungen in der Region führen", heißt es in dem Bericht.
Zugleich betonte Ban, dass Iran seine Verpflichtungen erfülle, was
ihm, dem Generalsekretär, Zuversicht verleihe. Iran habe sich über
die weiterhin bestehenden Einschränkungen beschwert und darüber, dass
ein amerikanisches Gericht beschlossen habe, Opfer von
Terroranschlägen aus iranischen Guthaben bei amerikanischen Banken zu
entschädigen. Ban berichtete auch, dass er dabei sei, Vorwürfe gegen
Iran, Waffen an die Rebellen in Jemen geschickt zu haben, zu
untersuchen. Dergleichen gelte für die Rolle Irans im Irak.

Die USA, Iran und Russland haben, jeweils aus ihrer Sicht, den
Bericht von Ban kritisiert. Die USA kritisierten, dass in dem Bericht
die Vorwürfe Irans gegen die USA aufgenommen wurden. Iran bezeichnete
den Bericht als "parteiisch und voreingenommen". Der Bericht sei
unter dem Druck der Vereinigten Staaten geschrieben worden, sagte der
Sprecher des Außenministeriums, Bahram Ghassemi. Die Vorwürfe gegen
Iran entbehrten jeder Grundlage. Sie widersprächen dem Geist des
Atomabkommens. Zudem stehe dem UN-Generalsekretär nicht zu, im
Zusammenhang mit dem Abkommen die Raketentests zu kritisieren.

Auch Russland kritisierte den Bericht. Der russische UN-Botschafter
Vitaly Churkin sagte, der Bericht enthalte einige Fehler. Zudem habe
der Teil des Berichts über das iranische Raketenprogramm mit dem
eigentlichen Thema des Berichts nichts zu tun. Einige Teile des
Berichts überschritten die Kompetenzen des Generalsekretärs.

Am 20. Juli drohte Irans Parlamentspräsident Ali Laridschani mit dem
Ausstieg aus dem Atomabkommen. "Leider gibt es immer noch Hindernisse
bei der Umsetzung des Atomabkommens", sagte er. "Wir sind daher an
einen Punkt angelangt, wo auch wir etwas unternehmen müssten." Er
schlug vor, einen Plan für den Bau einer neuen
Urananreicherungsanlage auszuarbeiten. Auch Laridschani kritisierte
den Bericht von Ban. "Ich frage mich, was der Test einer Rakete mit
dem Atomabkommen zu tun hat", sagte er und fügte hinzu: "Iran wird
vorgeworfen, im Irak und Syrien präsent zu sein, anstatt dem Land zu
danken für den ehrenhaften Kampf gegen den wilden Terrorismus und
dafür, dass es den Islamischen Staat aus vielen Städten hinausgejagt
hat."


IRAN VERTEIDIGT SEIN RAKETENPROGRAMM

Iran hat die Vorwürfe der UN und Deutschlands gegen sein
Raketenprogramm entschieden zurückgewiesen. Bundeskanzlerin Angela
Merkel hatte während einer Regierungserklärung im Bundestag Iran
vorgeworfen, mit den Raketentests gegen UN-Resolutionen verstoßen zu
haben. "Im eindeutigen Widerspruch zu den einschlägigen Bestimmungen
des UN-Sicherheitsrats entwickelt der Iran sein Raketenprogramm
weiter", sagte sie am 7. Juli zur Rechtfertigung des Plans der NATO
zur so genannten Erstbefähigung der Raketenabwehr. Diese habe
defensiven Charakter und richte sich nicht gegen Russland. "Beim Iran
handelt es sich um ein Regime, das das Völkerrecht mit Füßen tritt",
sagte Merkel und betonte: "Es ist leider keineswegs so, dass dieses
(iranische) Raketenprogramm durch das historische Wiener Abkommen zur
Kontrolle des iranischen Nuklearprogramms beendet worden wäre."

Deutschland, die USA, Großbritannien und Frankreich hatten Anfang
März in einem gemeinsamen Schreiben erklärt, dass das iranische
Raketenprogramm ein Verstoß gegen das Atomabkommen und vor allem
gegen die Resolution 2231 darstelle. Dort wurde Iran verpflichtet,
keine ballistischen Raketen, die mit atomarem Sprengstoff bestückt
werden könnten, herzustellen. Das Schreiben der vier westlichen
Mächte war eine Reaktion auf die Tests mit Kurz-, Mittel und
Langstreckenraketen, die Iran Anfang März durchgeführt hatte.

Am 9. Juli nahm das Teheraner Außenministerium zu den Äußerungen
Merkels Stellung. Das Raketenprogramm diene einzig der Sicherheit des
Landes und sei defensiv, sagte der Sprecher des Ministeriums Bahram
Ghassemi. Die Raketen seien nicht als Träger von Atomsprengköpfen
gebaut worden, sie hätten mit dem Atomprogramm nichts zu tun. "Die
nicht gerade konstruktiven Behauptungen der Bundeskanzlerin werden
daher hiermit zurückgewiesen", sagte er.

Ghassemi wies auch die Kritik des UN-Generalsekretärs Ban Ki Moon
zurück, der in einem Bericht an den UN-Sicherheitsrat geschrieben
hatte, das Raketenprogramm widerspreche dem Geist des Atomabkommens.
"Auch wenn es dem Sicherheitsrat obliegt, seine eigenen Resolutionen
selbst zu deuten, bin ich besorgt, dass diese ballistischen
Raketenabschüsse nicht dem konstruktiven Geist entsprechen, die sich
manifestiert in der Unterzeichnung des Atomabkommens", hieß es in dem
Bericht. Iran werde sein Raketenprogramm fortsetzen, sagte Ghassemi
an Ban gerichtet.


VERFASSUNGSSCHUTZ: IRAN DENKT IMMER NOCH AN DEN BAU DER
ATOMBOMBE

Einem Bericht der Deutschen Welle zufolge ist der Verfassungsschutz
der Meinung, dass Iran trotz des Atomabkommens weiterhin an den Bau
der Atombombe denkt. Das Land sei bemüht, illegal auf dem deutschen
Markt Teile der Atomtechnologie zu erwerben. Allerdings sei der
Erfolg nicht höher als zehn Prozent. Der Geheimdienst verfügt nach
eigenen Angaben über wichtige Informationen, die zeigen, dass Iran
nach wie vor mit aller Kraft versucht, Materialien zu bekommen, die
zum Bau von Atomsprengköpfen und Trägerraketen nötig sind.
Deutschland sei mit den zahlreichen Firmen, die über modernste
Technologie verfügen, für Iraner besonders interessant.

Anfang Juli hatte der Verfassungsschutz unverblümt die Öffentlichkeit
über die Absichten Irans informiert, danach hat auch der
Verfassungsschutz in Nordrhein Westfalen am 4. Juli die Aussagen
bestätigt. In dem Bericht, der in Düsseldorf vorgestellt wurde,
erklärte der Landesverfassungsschutz, zwei Drittel der Versuche Irans
zu illegalen Käufen seien entdeckt worden. Die Organisation habe für
das vergangene Jahr 141 Fälle registriert. Im Vergleich zum Jahr
davor (2014) mit 82 Fällen sei dies ein beachtlicher Anstieg.

Einige Politiker in Deutschland reagierten mit Stellungnahmen auf die
Informationen. Armin Schuster, Mitglied des Innenausschusses, sagte,
sollte Iran sich nicht an die getroffenen Vereinbarungen halten,
müsse man erneut über Sanktionen sprechen. Volker Beck von den Grünen
und Leiter der deutsch-israelischen Parlamentariergruppe kritisierte
die Bundesregierung. Er habe kürzlich einen Regierungsbericht
erhalten, in dem erklärt werde, dass Iran nichts unternehme, was
gegen das Atomabkommen verstoßen würde.


US-KONGRESS UNTERSAGT VERKAUF VON BOEING-MASCHINEN

Der US-Kongress verabschiedete am 7. Juli Maßnahmen, mit denen ein
Verkauf von Flugzeugen des US-Herstellers Boeing an Iran verhindert
werden soll. Die Regierung in Washington erklärte hingegen, Präsident
Obama werde gegen jeden Beschluss, der das Atomabkommen unterlaufe,
sein Veto einlegen.

Iran hatte im vergangenen Monat offiziell erklärt, über den Verkauf
von Flugzeugen mit der Firma Boeing Einigung erzielt zu haben.

Gegner des Deals mit Iran erklärten, Iran könnte die
Passagiermaschinen für militärische Zwecke einsetzen. Das sei bei
einem Regime, das terroristische Organisationen unterstütze, durchaus
möglich. Ein Abgeordneter der republikanischen Partei behauptete, man
könne Boeing-Maschinen umbauen, um damit 100 ballistische Raketen
oder 15.000 RPG-Geschosse zu transportieren.

Ziel der republikanischen Partei sei, das Atomabkommen zu unterlaufen
und zu schwächen, sagte der demokratische US-Abgeordnete Jose
Serrano.

Ali Abedsadeh, Leiter des iranischen Luftverkehrs, hatte am 19. Juni
von einer Vereinbarung über den Kauf von 100 Boeing-Maschinen
gesprochen. Er erklärte, dass Iran beim US-Finanzministerium die
Genehmigung für das Geschäft beantragt habe. Erst danach könne ein
Vertrag unterzeichnet werden. Es handele sich um Maschinen der
Baureihen 737 und 777, mit einem Volumen von bis zu 25 Milliarden
Dollar.

Sollte der Beschluss des Kongresses in Kraft treten, was allerdings
die Zustimmung des Präsidenten voraussetzen würde, wären auch die
Käufe von Passagierflugzeugen, die Iran plant, zum Beispiel der Kauf
von Airbus-Maschinen, kaum noch möglich. Denn fast alle, auch die
Airbus-Maschinen, sind mit mehr als zehn Prozent mit Ersatzteilen aus
den USA bestückt. Iran hatte bereits vor Monaten mit Airbus über den
Kauf von 100 Passagiermaschinen verhandelt. Aber auch Airbus
erklärte, Voraussetzung für das Geschäft sei die Zustimmung des
US-Finanzministeriums.

Iran erklärte, der Beschluss des US-Kongresses sei mit dem
Atomabkommen "unvereinbar".

Boeing-Chef Ray Carter sagte am 11. Juli, Einschränkungen der
Geschäfte mit Iran würden US-Unternehmen gegenüber ausländischen
Konkurrenten schwächen.

Ein weiterer Schritt zur Schwächung des Atomabkommens unternahm das
US-Repräsentantenhaus, indem es ein Gesetz verabschiedete, das der
Regierung von Präsident Obama verbieten soll, Schwerwasser aus Iran
zu kaufen. 249 Abgeordnete stimmten für und 176 Abgeordnete dagegen.
Auch dagegen wird Obama, wie angekündigt, sein Veto einlegen. Das
Schwerwasser stammt aus der Anlage in Arak. Laut Abkommen sollte Iran
den größten Teil des Bestands seines Schwerwassers verkaufen.
Kürzlich hatte die US-Regierung 32 Tonnen davon für 8,6 Millionen
Dollar gekauft.


SÜDKOREAS BOTSCHAFT KRITISIERT ZURÜCKHALTUNG DER
BANKEN

Der Botschafter Südkoreas kritisiert die großen Banken, dass sie sich
auch sechs Monate nach der Aufhebung der Sanktionen gegen Iran immer
noch dem Land gegenüber zurückhalten. Kim Siung sagte auf einer
Ausstellung in Teheran, die Banken seien nicht bereit, Gelder nach
Iran zu transferieren. "Sogar wir sind gezwungen, unseren Etat für
die Botschaft aus verschiedenen Ländern ins Land zu schmuggeln".

Kim forderte die westlichen Staaten auf, ihre Banken zu ermuntern,
mit Iran Geschäfte zu machen.


DAIMLER LIEFERT LKW NACH IRAN

Einem Bericht der AFP vom 30. Juni zufolge wird Daimler noch in
diesem Jahr LKWs der Marke Fuso nach Iran liefern. Spartenchef
Wolfgang Bernhard sagte dem Onlineportal manager-magazin: "Das
Geschäft werden wir nicht den Chinesen überlassen." Die Lieferung sei
mit dem iranischen Partner Mammut bereits vertraglich unterzeichnet.

Unmittelbar nach der Aufhebung der Sanktionen gegen Iran im Januar
dieses Jahres waren die Vertreter von Daimler nach Teheran geeilt, um
möglichen Konkurrenten zuvor zu kommen. Dabei unterzeichnete
LKW-Hersteller Daimler Trucks eine Absichtserklärung zur Gründung
eines Gemeinschaftsunternehmens. "Wir wollen zunehmend auf vor Ort
produzierte Teile umsteigen - von Motoren über Getriebe und Achsen
bis hin zu kompletten LKWs", sagte Bernhard im manager.magazin.de.
Zwar sei Iran gegenwärtig finanziell noch nicht stark genug, um einen
tatsächlichen wirtschaftlichen Aufschwung herbeizuführen. Aber die
Aussichten auf die Zukunft seien gut, so wie in der Türkei, wo der
Konzern im vergangenen Jahr 20.400 LKWs abgesetzt habe.

 * 
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IRAN UND DIE GOLFSTAATEN

Die Konflikte zwischen Iran und den arabischen Staaten, insbesondere
mit Saudi-Arabien, spitzen sich weiter zu. Am 6. Juli warnte
Revolutionsführer Ali Chamenei die Führung in Bahrain vor einem
Bürgerkrieg. "Wir mischen uns in Angelegenheiten Bahrais nicht ein,
das haben wir nie getan und das werden wir auch in Zukunft nicht tun.
Aber wir möchten der Führung raten, die Auseinandersetzungen nicht zu
einem Bürgerkrieg eskalieren zu lassen", sagte Chamenei. Die Führung
in Bahrain sollte es unterlassen, das Volk zu spalten.

Bahrain hatte kurz nach Saudi-Arabien im vergangenen Winter die
diplomatischen Beziehungen zu Iran abgebrochen. Das Land hat in
jüngster Zeit den Druck auf die schiitische Minderheit verstärkt,
unter anderem dem populären schiitischen Geistlichen Scheich Isa
Ghassem die Staatsbürgerschaft entzogen. Diese Maßnahme hat in Iran
heftige Proteste ausgelöst. Der legendäre General Ghassem Soleimani,
Oberbefehlshaber der für Auslandseinsätze zuständigen Al-Kuds
Brigade, sagte, sollte Bahrain die "rote Linie" überschreiten, werde
es für die Menschen keine andere Wahl mehr geben, als "die Waffe in
die Hand" zu nehmen. Das Ergebnis werde nichts anderes sein als "die
Vernichtung des brutalen Regimes".

Nach Soleimani nahm auch Hassan Firusabadi, Oberbefehlshaber der
Streitkräfte, Stellung. Der Herrscher von Bahrain sei einer, der
seine Offiziersausbildung bei den Briten und den Amerikanern
absolviert habe. Mit der Unterstützung beider Staaten und dem
militärischen Beistand Saudi-Arabiens habe er Bahrain in ein
Gefängnis verwandelt, in dem gefoltert werde."

Schiiten bilden in Bahrain die Mehrheit der Bevölkerung, doch das
Land wird von Sunniten beherrscht. Bahrain behauptet, dass die
Schiiten unter dem Einfluss Irans stehen, was von den Führern der
Schiiten bestritten wird. Eine Rebellion der Schiiten während des so
genannten arabischen Frühlings wurde mit militärischer Unterstützung
Saudi-Arabiens blutig niedergeschlagen.

Auf Regierungsebene versucht Iran versöhnliche Töne anzuschlagen. So
hat Iran die Terroranschläge vom 5. Juli in Saudi-Arabien verurteilt.
"Es gibt keine rote Linien mehr, die die Terroristen noch
überschreiten könnten" twitterte Außenminister Mohammad Dschawad
Sarif. Schiiten und Sunniten sollten, wenn sie nicht weiterhin Opfer
sein wollten, zusammenhalten. Und der Sprecher des Außenministeriums
erklärte: "Es gibt keine andere Lösung, als die Schaffung einer
regional und international vereinten Front gegen ihn."

Eine scharfe Reaktion kam aus Teheran wegen der Teilnahme eines
saudischen Prinzen an einer Protestveranstaltung der oppositionellen
Volksmodschahedin. Der ehemalige Geheimdienstchef Saudi-Arabiens,
Prinz Turki al-Faisal plädierte auf der Veranstaltung in Paris für
den Sturz der Islamischen Republik. Seine Rede wurde von dem
arabischen Sender Al-Arabia direkt übertragen. Interessant war, dass
an dieser Veranstaltung Politiker sowohl aus den USA als auch aus
einigen Staaten der EU teilgenommen hatten. Wie Prinz Turki
bekleiteten die meisten von ihnen kein offizielles Amt, waren aber
ehemals Träger hoher Ämter. Besondere Aufmerksamkeit richtete sich
auf den Prinzen, weil die Äußerungen eines der einflussreichsten
Männer in Saudi-Arabien als eine offizielle Stellungnahme des
Königsreichs gedeutet werden könnte. So wurden auch in Teheran seine
Worte wahrgenommen. Ebenso bemerkenswert war, dass die
oppositionellen Volksmodschahedin, die früher Jahre lang mit dem
irakischen Diktator Saddam Hussein zusammengearbeitet hatten, auch zu
der Zeit als Saddam Hussein gegen Iran Krieg führte, nun offenbar zu
der Front hinzugestoßen zu sein scheinen, die unter der Führung
Saudi-Arabiens gegen Iran entstanden ist.

Turki sprach von der Kultur der vorislamischen Zeit in Iran, von der
Islamisierung Irans, davon, dass die Iraner die arabische Schrift
benutzen. Den heutigen Iran bezeichnete er als ein isoliertes Land,
das den Export der Revolution anstrebe und unter der Parole der
Solidarität mit den Schwachen und Habenichtsen den Terrorismus im
Irak, Libanon, in Syrien und Jemen verbreite. Das Regime unterdrücke
nicht nur seine Gegner, sondern auch ethnische Minderheiten wie
Kurden, Araber, Aseries, Turkmenen ebenso wie religiöse Minderheiten
wie Sunniten, Ismailiten, Bahais und Juden, sagte Turki. Doch es gebe
nun immer mehr Widerstände in verschiedenen Teilen des Landes. "Wir
stehen bei der Befreiung eures Volkes an eurer Seite und bitten Gott
um Beistand, damit das iranische Volk seine Rechte erlangt", sagte
der Prinz.

Die Äußerungen des Prinzen lösten in Teheran Entrüstung aus. Das
Teheraner Außenministerium verurteilte die Worte Turkis auf das
Schärfste. Zudem wurde der Botschafter Frankreichs ins
Außenministerium einbestellt, weil Paris eine Veranstaltung, auf der
der Sturz der Islamischen Republik gefordert wurde, erlaubt hatte.

Am 16. Juli erklärte der Chef der Marine der Revolutionsgarden,
General Ali Ghadawi: "Wir sind in der Lage, Saudi-Arabien zerstörende
Schläge zu erteilen, aber unser wirklicher Feind ist Amerika."
Saudi-Arabien und andere Mitglieder des Golfkooperationsrats seien
nicht in der Lage, gegen die militärische Macht Irans Widerstand zu
leisten. Das sei diesen Staaten auch bewusst. Um von der Feindschaft
Irans gegen die USA abzulenken, versuchten die USA, Israel und
Saudi-Arabien den Eindruck zu erwecken, als sei Saudi-Arabien der
eigentliche Feind Irans.

Ähnlich äußerte sich der Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden,
General Mohammad Ali Dschafari, Saudi-Arabien und einige andere
arabische Staaten seien zu den Feinden Irans gestossen, sagte er am
21. Juli vor einer Versammlung der Kommandanten der
Revolutionsgarden. "Die Feinde der Islamischen Republik versuchen,
alles einzusetzen, um in Iran Unsicherheit zu verbreiten. Doch unsere
militärischen Kräfte sind in der Lage, alle diese Versuche zu
vereiteln." Der General sagte weiter, nach dem erfolgreichen
Abschluss des Atomabkommens seien die Befürchtungen in den arabischen
Staaten gestiegen, Iran könnte seinen Einfluss in der Region
vergrößern. Dadurch sei die Lage gefährlicher geworden. Sie fordere
größere Aufmerksamkeit und größere Anstrengungen, um die Revolution
zu verteidigen. Es gäbe Versuche, die Aufgaben der Revolutionsgarden
auf das Militärische einzuschränken. "Aber die Garden haben nicht nur
militärische Aufgaben, sie sind Hüter der Revolution", sagte
Dschafari.

In einem Interview mit Euronews vom 22. Juli drohte der saudische
Außenminister Adel al-Dchubeir der Islamischen Republik. Mehr als
dreißig Jahre Einmischung in innere Angelegenheiten Saudi-Arabiens
und seinen Verbündeten seien genug, sagte der Minister. "Das werden
wir nicht länger dulden." Auch er warf Iran vor, die Hisbollah in
Libanon und Terroristen im Iran und Syrien zu unterstützen und den
Huthis in Jemen Waffen zu liefern.

In einer Stellungnahme zu al-Dschubeirs Äußerungen sagte der Sprecher
des Teheraner Außenministeriums, Bahram Ghassemi, der Minister sollte
seine Worte abwägen, bevor er sie ausspreche. "Immer wenn der
saudische Außenminister Niederlagen erleidet, findet er komische
Worte gegen Iran. Und er glaubt, mit diesen Worten von der Tatsache
ablenken zu können, dass Saudi Arabien der Vater von Al Qaida und
Islamischer Staat ist."

Am 22. Juli gab das Innenministerium von Bahrain die Festnahme von
fünf "Terrorverdächtigen" bekannt, die den Angaben des Ministeriums
zufolge von den Revolutionsgarden in Iran und der Hisbollah im Irak
ausgebildet worden seien. Bei der Festnahme seien auch Waffen und
Munition beschlagnahmt worden. Die Verdächtigen hätten
Terroranschläge an mehreren Orten in Bahrain geplant. Über die
Staatsangehörigkeit der Festgenommenen erteilte das Ministerium keine
Angaben. Doch allem Anschein nach handelt es sich bei sämtlichen fünf
Inhaftierten um Staatsbürger von Bahrain. Die Polizei sei weiter auf
der Suche nach möglichen Komplizen.

Am 24. Juli berichteten die Agenturen von einem überraschenden
Treffen eines saudischen Generals mit israelischen Politikern in
Israel. Das bestätigte auch laut BBC das israelische
Außenministerium. Emmanuel Nahshon, Sprecher des Ministeriums, sagte,
der saudische General Anwar Eschghi habe sich mit Dore Gold,
Unterstaatssekretär im israelischen Außenministerium im Hotel King
David in Westjerusalem getroffen. Zum Thema und Inhalt des Gesprächs
gab Nahshon keine Informationen.

Den israelischen Medien zufolge hat General Eschghi auch den
Koordinator militärischer Aktivitäten der israelischen Streitkräfte
im Gazastreifen und Westjordanland, General Yoav Mordechai,
getroffen. Zwei Tage zuvor hatte die Zeitung Haaretz ein Foto
veröffentlicht, auf dem neben dem saudischen General einige
Mitglieder der Knesset zu sehen waren.

Der Besuch des saudischen Generals war zwar nicht offiziell, dennoch
höchst ungewöhnlich. Israel und Saudi-Arabien hatten niemals
diplomatische Beziehungen. Riad hat sich stets geweigert, Israel
anzuerkennen. Doch seit einigen Monaten scheint die Furcht vor der
Zunahme des iranischen Einflusses in der Region, die beiden Staaten
einander näher gebracht zu haben. Zweck dieser Annäherung sei der
Austausch von Informationen, heißt es in offiziellen Stellungnahmen.

Indes haben vier arabische Staaten im Vorfeld zum arabischen Gipfel
in Mauretanien, vor der "Zunahme der Einmischung Irans in
Angelegenheiten der Region" gewarnt. "Widerstand gegen die Drohungen
aus Iran" ist auch das Hauptthema bei dem Gipfel.

Die Außenminister der vier Staaten, Saudi-Arabien, Arabische Emirate,
Ägypten und Bahrain haben in einer gemeinsamen Erklärung vor der
"vielseitigen und ernstzunehmenden Einmischung Irans in
Angelegenheiten arabischer Staaten und provokativen Äußerungen gegen
diesen Staaten" gewarnt. Zudem forderten sie Iran auf, "ab sofort die
Unterstützung terroristischer Organisationen" zu beenden. Die
Minister verurteilten Iran auch wegen der "Besatzung der drei Inseln
im Persischen Golf, Abu Musa, Großtomb und Kleintomb". Iran hat stets
die Besitzansprüche der Arabischen Emirate auf diese Insel
zurückgewiesen und seinerseits diese Inseln als Teil des eigenen
Territoriums betrachtet.


DAS SCHEITERN DER PUTSCHS IN DER TÜRKEI BEGRÜßT

Präsident Hassan Rohani und Parlamentspräsident Ali Laridschani haben
das Scheitern des Militärputsches in der Türkei begrüßt. In einem
Telefongespräch mit seinem türkischen Amtskollegen Recep Tayyip
Erdogan sagte Rohani laut Webseite des Präsidialamts: "Wir freuen
uns, dass unter Ihrer klugen Führung und durch den Widerstand der
Bevölkerung, in der Türkei wieder Stabilität und Sicherheit
hergestellt worden sind." Den Widerstand der Anhänger der Präsidenten
gegen die Putschisten bezeichnete Rohani als "Verteidigung der
Demokratie und Loyalität gegenüber der gewählten Regierung" und fügte
hinzu, die türkische Bevölkerung habe bei diesem Putsch wieder einmal
ihre politische Reife gezeigt und bestätigt, dass gewaltsame Methoden
zur Durchsetzung politischer Ziele nicht zum erwünschten Ergebnis
führen. Die Islamische Republik sei vom ersten Augenblick an
gegenüber den Putschisten nicht gleichgültig gewesen und habe die
Entwicklung genau verfolgt. "Ihr Appell an das türkische Volk in den
ersten Stunden, auf den Straßen Präsenz zu zeigen, spendete für uns
Zuversicht." Die Türkei habe aus der Sicht der Islamischen Republik
eine herausragende Stellung. Ruhe und Sicherheit in der Türkei
verstärkten Stabilität und Sicherheit in der gesamten Region.

Ohne einen Staat beim Namen zu nennen, sagte Rohani: "Wir haben
keinen Zweifel daran, dass einige Großmächte sowie Terroristen nicht
wünschen, dass in den Ländern der Region Stabilität und Sicherheit
herrschen. "Der jüngste Putsch in Ihrem Land bot Ihnen eine
Gelegenheit, Ihre Freunde im In- und Ausland zu testen", sagte
Rohani.

Bei einer Rede in des westiranischen Stadt Kermanschah am 17. Juli
verurteilte Rohani den Militärputsch in der Türkei und sagte:
"Kanonen und Panzer können wahre demokratisch gewählte Regierungen
nicht mehr stürzen. ... Die Zeiten sind vorbei." Einige seien immer
noch der irrigen Meinung, ein Machtwechsel ließe sich mit Gewalt
erreichen. Sie sollten aber endlich begreifen, dass nur das Volk bei
Wahlen über die Macht entscheiden könne.

Auch Parlamentspräsident Ali Laridschani brachte in einem Telefonat
mit dem türkischen Parlamentspräsidenten Ismail Ghahreman seine
Freude über das Scheitern des Militärputsches zum Ausdruck. Die
Islamische Republik habe bereits in den ersten Stunden den
"irrsinnigen Putsch" verurteilt und ihre Solidarität mit dem
türkischen Volk und der türkischen Regierung sowie mit der nationalen
Souveränität der Türkei und dem Prozess der Demokratie in diesem Land
bekundet.

"Zum Glück hat das großartige islamische Volk in der Türkei bei
diesem Vorfall viel Mut gezeigt", sagte Laridschani weiter. Auch die
politischen Parteien hätten den Putsch verurteilt. Laridschani
betonte die Solidarität der Islamischen Republik mit dem türkischen
Volk und der türkischen Regierung und sagte: "Fremde Mächte versuchen
immer wieder, gegen die islamischen Länder vorzugehen, mit dem Ziel,
deren Entwicklung aufzuhalten. Leider lassen sich auch einige Staaten
(der Region) für dieses Ziel instrumentalisieren."

"Wir unterstützen die vom türkischen Volk demokratisch gewählte
Regierung und verurteilen den Putsch", sagte der Sprecher des
Nationalen Sicherheitsrats, Keywan Chosrawi, laut IRNA am 16. Juli.
Die Entwicklung in der Türkei werde vom Rat genau beobachtet und eine
Krisensitzung, geleitet von Präsident Rohani, werde die Lage
analysieren. Zudem sei Außenminister Mohammad Dschawad Sarif im
ständigen Kontakt mit seinem türkischen Amtskollegen Mevlüt
Cavusoglu. Sarif hatte sich während der Nacht vom 15. auf den 16.
Juli auf Twitter über die Lage in der Türkei sehr besorgt gezeigt.
"Ein Militärputsch hat in unserer Region nichts zu suchen", notierte
der Außenminister. Einem Bericht der Agentur Fars zufolge wurden am
16. Juli zwei Grenzübergänge zur Türkei geschlossen.


REGIERUNG IN BERLIN ÜBER INNERE AUSEINANDERSETZUNGEN IN
IRAN BESORGT

Laut einem Bericht der Agentur Reuters vom 8. Juli zeigte sich die
Bundesregierung besorgt über innere Auseinandersetzungen in Iran. Es
gebe "erhebliche Kräfte", die die Umsetzung des Atomabkommens sowie
die Bemühungen um die Normalisierung der Beziehungen zum Westen zu
torpedieren versuchten, sagte ein Sprecher des Außenministeriums in
Berlin. Zwar genieße die Regierung von Präsident Rohani, mit der das
Atomabkommen vereinbart worden sei, das volle Vertrauen der
Bundesregierung. "Aber wir sehen gleichzeitig auch, dass es durchaus
ein innenpolitisches Gerangel in Iran gibt über den Kurs, den das
Land in der Zukunft nehmen soll", zitiert Reuters den Sprecher.


TERRORATTENTATE VERURTEILT

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif hat den blutigen
Terroranschlag gegen die schiitische Minderheit der Hasara in
Afghanistan scharf verurteilt. "Das terroristische Attentat in
Afghanistan ist ein neuer Akt der Barbarei von Daesch (Islamischer
Staat)", sagte er am 24. Juli. Er forderte die Muslime aller
Konfessionen zur Einheit auf. "Schiiten und Sunniten müssen sich
vereinen, um die Extremisten zu besiegen", sagte der Außenminister.

Bei dem Anschlag gegen die schiitischen Hasaren, die in der
Hauptstadt Kabul einen Protestmarsch gegen die Route einer
Stromleitung veranstaltet hatten, kamen 80 Menschen ums Leben, 231
Personen wurden verletzt. Zu dem Anschlag bekannte sich der so
genannte Islamische Staat. Offensichtlich haben sich die
IS-Terroristen nun auch in Afghanistan Zugang verschafft. Der IS, der
eine extreme Auslegung des sunnitischen Islam vertritt, betrachtet
die Schiiten als Abtrünnige, die es zu töten gilt. Iran unterstützt
die Schiiten in Afghanistan.

Teheran hat auch den Terroranschlag in München, der durch einen
eingebürgerten Deutschen mit iranischer Abstammung verübt wurde,
verurteilt. "Wir trauern mit dem deutschen Volk und der Regierung und
verurteilen die Ereignisse in München", sagte der Sprecher des
Außenministeriums Bahram Ghassemi am 23. Juli. Er bezeichnete den
Terrorismus als einen "Schandfleck der heutigen Zeit". Er forderte
alle Länder auf, gemeinsam gegen die Terroristen vorzugehen. Zu der
iranischen Abstammung des Täters äußerte sich der Sprecher nicht.

Nach dem Anschlag in Nizza forderte Iran alle Staaten zum gemeinsamen
Kampf gegen den Terrorismus auf. "Wir sind tief bestürzt und unsere
Gedanken sind in erster Linie bei den Opfern dieses Terroranschlags,
deren Angehörigen, dem Volk und der französischen Regierung",
erklärte Bahram Ghassemi, Sprecher des Außenministeriums am 15. Juli.
Der Terrorismus sei ein "teuflisches Phänomen ohne Grenzen", er könne
nur gemeinsam bekämpft werden.


HUNDERTTAUSEND RAKETEN IN LIBANON RICHTEN SICH GEGEN
ISRAEL

General Hossein Salami, Vizebefehlshaber der Revolutionsgarden sagte
am 1. Juli beim Freitagsgebet in Teheran, allein in Libanon seien
Hunderttausend Raketen abschussbereit gegen Israel. "Zehntausende
Langstreckenraketen sind an verschiedenen Orten der islamischen Welt
aufgestellt, bereit für den Befehl, Israel aus der Welt verschwinden
zu lassen", sagte der General.

Anlass der Rede war der Al-Kuds-Tag, der jedes Jahr am Ende des
Fastenmonats zur Solidarität mit dem palästinensischen Volk
veranstaltet wird.

Die libanesische Hisbollah hat in diesem Jahr überraschenderweise aus
Sicherheitsgründen die Zeremonien zum Al-Kuds-Tag ausfallen lassen.


ARGENTINISCHER RICHTER STELLT ANTRAG AUF VERHAFTUNG VON
WELAYATI

Ein argentinischer Richter beantragte am 20. Juli bei der Justiz in
Singapur und Malaysia, den früheren iranischen Außenminister Ali
Akbar Welayati festzunehmen und ihn an Argentinien auszuliefern.
Welayati ist gegenwärtig außenpolitischer Berater des iranischen
Revolutionsführers Ali Chamenei. Laut iranischen Agenturen befand
sich Welayati auf der Reise zur Teilnahme an einer Regionalkonferenz
dieser Staaten.

Welayati wird beschuldigt, an dem Attentat von 1994 in Buenos Aires
gegen das Amia-Gebäude, eine Zentrale der jüdischen Gemeinde, bei dem
87 Personen ums Leben kamen, beteiligt gewesen zu sein. Es war der
schwerste Anschlag in der Geschichte Argentiniens. Damals war er
Außenminister. Welayati selbst und auch die iranische Regierung
insgesamt bestritten, an dem Attentat beteiligt gewesen zu sein.

Das Attentat richtete sich gegen die jüdische Gemeinde in Buenos
Aires. Neben den Toten gab es auch 150 Verletzte. Schon seit Jahren
werden die Islamische Republik und die libanesische Hisbollah für den
Anschlag verantwortlich gemacht. Ein argentinisches Gericht hatte
2007 im Zusammenhang mit dem Attentat gegen Welayati und den
damaligen Staatspräsident Haschemi Rafsandschani Haftbefehl erlassen.

Offenbar wurde die Verfolgung der Täter, soweit es jene aus der
Islamischen Republik betraf, durch die damalige argentinische
Regierung wegen Geschäfte mit Iran behindert. 2015 klagte
Staatsanwalt Alberto Nisman die amtierende Staatspräsidentin
Christina Kirchner deswegen an. Just an dem Tag, an dem er die
Anklage im Parlament erläutern sollte, wurde er vor seiner Wohnung
erschossen. Sein Nachfolger, Gerardo Pollicita, wertete die
Unterlagen aus und klagte im Februar 2015 Kirchner an. Doch ein
Revisionsgericht erklärte die Akte für geschlossen.


ANKLAGE GEGEN VIER PERSONEN MIT DOPPELTER STAATSBÜRGERSCHAFT

Staatsanwalt Mahmud Dschafari Dolatabadi gab am 11. Juli bekannt,
dass die Anklageschriften gegen Nasanin Saghri-Ratcliffe, Homa
Hoodfar, Siamak Namasi und Nesar Saka fertiggestellt worden seien.
Alle vier Personen besitzen neben der iranischen, die
Staatsangehörigkeit eines weiteren Staates.

Sagheri-Ratcliffe, Projektmanagerin bei der Thomson Reuters Stiftung,
besitzt die britische Staatsangehörigkeit. Sie lebt seit Jahren in
Großbritannien, wurde im März dieses Jahres, als sie mit ihrer
zweijährigen Tochter nach England zurückfliegen wollte, auf dem
Flughafen festgenommen. Der Grund ihrer Verhaftung ist nicht bekannt.
Die Umstände seien geheim, er könne darüber keine Auskunft geben,
sagte der Staatsanwalt.

Die 65-jährige Anthropologin Hoodfar ist emeritierte Professorin. Sie
lebt in Kanada und besitzt die Staatsbürgerschaft des Landes. Sie
wurde im Juni, zwei Tage vor ihrem Abflug aus Iran, in der Wohnung,
in der sie sich vorübergehend aufhielt, festgenommen. Ihr Laptop,
Reisepass, Bücher, Handy und Unterlagen wurden beschlagnahmt. Ihr
wurde mitgeteilt, dass sie Ausreiseverbot habe.

Siamak Namasi, Wirtschaftsberater, ist die dritte Person, gegen die
Anklage erhoben wurde. Er besitzt die US-amerikanische
Staatsbürgerschaft. Er ist in der Ölindustrie tätig. Seine Festnahme
erfolgte im vergangenen November während eines Besuches in der
Heimat.

Nesar Saka wurde im September vergangenen Jahres verhaftet. Er war
der Einladung der iranischen Regierung zur Teilnahme an einer Tagung
gefolgt. Er hat neben der iranischen, auch die libanesische
Staatsbürgerschaft. Die Agentur Tasnim schrieb nach Sakas Festnahme,
er habe geheimdienstliche und militärische Verbindungen zu den
Vereinigten Staaten, zum Pentagon und der CIA.

Am 24. Juni gab der Sprecher der Justiz, Gholamhossein Mohsseni
Ejehi, eine weitere Festnahme bekannt. Demnach wurde der
amerikanische Staatsbürger iranischer Abstammung, Rabin Schahini, in
der im Norden gelegenen Stadt Gorgan während des Besuches seiner
Angehörigen festgenommen. Den Grund der Verhaftung gab Ejehi nicht
bekannt.

Die Familie Schahinis, die in San Diego lebt, hatte eine Woche zuvor
der Presse gegenüber erklärt, Rabin sei vor längerer Zeit
festgenommen worden. Er habe vor zwei Monaten seine Verwandten in
Iran besucht, wurde in Gorgan festgenommen und zu einem unbekannten
Ort gebracht.

Ejeh sagte, ohne den Namen des Gefangenen zu nennen, er sei zwar in
Gorgan festgenommen worden, sein Fall werde jedoch in Teheran
behandelt. Das Teheraner Außenministerium erklärte am 21. Juli, es
sei dabei, über den Fall Informationen zu sammeln.

Die Freundin von Schahini sagte der AP, sie befürchte, dass der
46-jährige Rabin in Haft genommen worden sei, weil er in den sozialen
Netzen die Menschenrechtspolitik der Islamischen Republik kritisiert
habe.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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AKTION/421: Witten - "Auf Verbrecherjagd!" am 11. und 18. Oktober 2016


MORD AM HELLWEG - "Auf Verbrecherjagd!"



Ihr wollt knifflige Fälle lösen, versteckten Hinweisen und fast
verwischten Spuren folgen um dann den Ganoven dingfest zu machen? Dann
schnappt Euch Eure Detektivmütze, das Vergrößerungsglas und die
Turnschuhe mit den leisen Sohlen und kommt in die Kinderbibliothek
Witten. Wir organisieren für Euch eine spannende Rallye durch das
ganze Haus und ihr geht mit euren Freunden bei uns Auf Verbrecherjagd!

Eintritt: Kein Eintritt

VVK: mit Voranmeldung in der Bibliothek Witten

Termine

Am 11.10.2016 von 11:30 bis 14:30 Uhr

Am 18.10.2016 von 11:30 bis 14:30 Uhr

Veranstaltungsort

Zentralbibliothek, Husemannstraße 12

58452 Witten

Telefon: 02302/581-2543

Telefax: 02302/581-2599

E-Mail: bibliothek@stadt-witten.de

Webseite: www.bibliothek-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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FILM/071: Witten - "Kalle Blomquist - sein neuester Fall" am 13. und 19. Oktober 2016


MORD AM HELLWEG - "Kalle Blomquist: sein neuester Fall"



Krimis sind nur was für Erwachsene? Von wegen! Die besten Detektive
waren schon immer Kinder! Weil, sind wir ganz ehrlich, sie kommen
überall rein, keiner achtet auf sie und unterschätzt werden sie sowie
die ganze Zeit. Mit "Kletter Ida", "Kalle Blomquist: sein neuester
Fall" und dem 50er-Jahre Klassiker "Emil und die Detektive" zeigen wir
Euch, wie Kinder die Fährte aufnehmen und clever Probleme lösen, an
denen Erwachsene verzweifeln.

Eines Nachts, als die Weißen Rosen - und dabei handelt es sich
natürlich um Kalle, Eva-Lotta und Anders - wieder mal versuchen an den
Großmummerich heranzukommen, werden sie Zeuge, wie der Professor und
sein Sohn Rasmus entführt werden. Eva-Lotta handelt blitzschnell und
schleicht sich in das Auto der Kidnapper. Kalle und Anders jagen auf
dem Motorrad des Professors hinterher bis zu einer verlassenen Insel,
dem Hauptquartier der Entführer....

Schweden 1997

Regie: Göran Carmback

FSK: 6

Länge: 89 Minuten

Eintritt: 3 EUR inkl. Geb

VVK: kein VVK, Karten nur an der Tageskasse in Haus Witten, 30 Minuten
vor Filmbeginn

Termine

Am 13.10.2016 um 14:30 Uhr

Am 19.10.2016 um 16:30 Uhr

Veranstaltungsort

Haus Witten, Ruhrstraße 86, 58452 Witten4

Telefon: 02302 581 24 33

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.haus-witten.de

 * 
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Postfach 22 80
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DAS BLÄTTCHEN/1612: Der blutige Krieg im "Homeland" - Amerika und seine Waffendebatte


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

19. Jahrgang | Nummer 15 | 18. Juli 2016

Der blutige Krieg im "Homeland" - Amerika und seine Waffendebatte

von Arndt Peltner, Oakland



Am 20. Mai dieses Jahres wurde Donald Trump ganz offiziell zum
Präsidentschaftskandidaten der National Rifle Association, der NRA,
erklärt. Die NRA ist die lautstärkste Waffenlobby in den USA, mit einem
ausländischen Korrespondenten wollten sie nicht sprechen. "Kein Interesse",
war die knappe Antwort auf mehrmalige Anfragen. In Washington heißt es, die
NRA sei eine der drei wichtigsten Lobbygruppen überhaupt. Mit ihren mehr
als fünf Millionen Mitgliedern und der finanzstarken Waffenindustrie im
Hintergrund ist die Organisation zu einem politischen Powerhouse in den USA
geworden. Ohne die NRA läuft nichts in Washington, wie das auch kürzlich
der Sprecher des Senats, der Republikaner Mitch McConnell eingestand. Auf
die Frage, warum der Senat die Nominierung des von Barack Obama
vorgeschlagenen Verfassungsrichters Merrick Garland blockiert, antwortete
McConnell: "Ich kann mir nicht vorstellen, dass die noch aktuelle
republikanische Mehrheit im US-Senat einen Kandidaten unterstützt, der von
der National Rifle Association abgelehnt wird."

Gegründet 1871 als eine Vereinigung von Sportschützen und eine Organisation
zur Verteidigung des Grundrechts auf Waffenbesitz, sieht sich die NRA heute
als die älteste Bürgerrechtsgruppe in den USA. Seit Mitte der 1970er Jahre
mischt die NRA die politische Landschaft in Washington und den
Bundesstaaten auf. Sie unterstützt und bekämpft Kandidaten, abhängig davon,
wie er oder sie zum Grundrecht auf Waffenbesitz, dem "Second Amendment", in
der amerikanischen Verfassung steht. Und dieses Grundrecht sieht so aus:
Da eine wohlgeordnete Miliz für die Sicherheit eines freien Staates
notwendig ist, darf das Recht des Volkes, Waffen zu besitzen und zu tragen,
nicht beeinträchtigt werden. Und genau dieser Satz spaltet die
amerikanische Nation.

Die einen sehen darin ein allgemeines und umfassendes Grundrecht auf
Waffenbesitz ohne jegliche Beschränkung. Andere, wie Billie Weiss, eine der
bekanntesten Befürworterinnen von "Gun Control" in den USA erklärt dagegen:
"Die Gründungsväter gehörten einer Miliz an, sie hatten Musketen, sie
stopften Schwarzpulver hinein und drückten einmal ab, und das flog dann
überallhin. Heute haben wir eine andere Technologie, es gibt sogar schon
Waffen, die man sich daheim am 3D-Drucker ausdrucken kann."

Die Unterstützung für Donald Trump durch die NRA kam etwas überraschend,
denn Trump war nicht immer für den unregulierten Zugriff auf Schusswaffen
in den USA. In seinem Buch "The America we deserve", veröffentlicht im Jahr
2000, schrieb Trump: "Ich lehne Waffenkontrolle grundsätzlich ab, aber ich
unterstütze das Verbot von Sturmgewehren und ich unterstütze eine etwas
längere Wartezeit, um eine Waffe zu erwerben." Damals überlegte der
Milliardär, ob er als Drittkandidat gegen George W. Bush und Al Gore
antreten sollte. Mit dieser Haltung wollte er im demokratischen und
Independent Lager punkten. Doch davon will Trump 16 Jahre später und nun
der Kandidat der Republikaner nichts mehr wissen. Im März dieses Jahres
erklärte er dann in einem Interview: "Ich unterstütze das nicht mehr. Ich
unterstütze das Verbot von Sturmgewehren nicht mehr." Trumps Kehrtwende,
oder Flip-Flopping, wie man in den USA sagt, überrascht, denn Sturmgewehre,
wie sie in Orlando, in Aurora, in Newtown oder auch in San Bernardino
genutzt wurden, wurden in den letzten Jahren zum Lieblingsgerät für
Amokläufer und Terroristen. Allein in den letzten zehn Jahren kam es zu 14
solcher Taten, die Hälfte davon seit Juni 2015.

Eigentlich müssten die Sturmgewehre, verboten sein. Zumindest waren sie das
zehn Jahre lang. 1994 unterschrieb der damalige Präsident Bill Clinton ein
Gesetz, das den Verkauf dieser Schusswaffen illegal machte. Doch zehn Jahre
später, nun unter Präsident George W. Bush, konnte sich der US Kongress
nicht darauf einigen, das Verbot für diese Art von Waffen zu verlängern.
Die NRA machte Druck auf republikanische Abgeordnete mit dem Argument, dass
das Verbot von Sturmgewehren kaum Auswirkungen auf die Mordrate in den USA
hätte. Von daher mache es auch keinen Sinn Sturmgewehre generell zu
verbieten. Die Republikaner im Kongress und Senat unterstützten die
Sichtweise der NRA und blockierten eine Verlängerung des
Verkaufsverbots.Die Schlacht war verloren, aber der Kampf um ein erneutes
Verbot der Sturmgewehre ging weiter, die notwendigen Mehrheiten kamen
jedoch nicht zustande.

Die Demokraten im Kongress wollten die Aufhebung des Verbots nicht
akzeptieren. Bushs Nachfolger Barack Obama versuchte erneut einen Vorstoß,
doch auch er erhielt keine Mehrheiten im Kongress. Ganz deutlich wurde dies
im März 2013, wenige Monate nach den tödlichen Schüssen in der Sandy Hook
Grundschule in Newtown, Connecticut. 20 Kinder im Alter von sechs und
sieben Jahren und sechs Erwachsene wurden beim Amoklauf des 20jährigen Adam
Lanza getötet. Viele Befürworter von strengeren Waffengesetzen hofften nach
dem Blutbad an der Sandy Hook Grundschule auf eine Umkehr, auf ein klares
Zeichen der Politik, dass so etwas nicht mehr passieren wird. Wer ist noch
sicher in den USA, wenn noch nicht einmal Kleinkinder vor Amokläufern
geschützt werden können, fragten sich viele?

Doch es kam anders. In einer Anhörung im Senat argumentierte der texanische
Senator Ted Cruz gegen seine demokratische Kollegin, Dianne Feinstein, dass
ein Verbot bestimmter Waffen genauso gegen das in der Verfassung verankerte
Grundrecht auf Waffen verstoßen würde, wie das Verbot einzelner Bücher
gegen das Grundrecht auf Meinungsfreiheit.Nach diesen Aussagen, hätte
eigentlich Ted Cruz der Kandidat der NRA sein müssen. Er hatte immerhin
bewiesen, dass er sich in Washington mit Worten und Taten für das
vermeintliche Grundrecht auf Waffenbesitz einsetzt, über dessen Auslegung
in den USA seit Jahrzehnten gestritten wird. Doch die Waffenlobby setzte
spät im Rennen, als fast alles schon entschieden war, auf den New Yorker
Milliardär Donald Trump. Der hat eigentlich nur einen Plan zu Verbesserung
der inneren Sicherheit, mehr Waffen sind die Lösung...und das kommt an bei
der National Rifle Association. Sowieso sieht die NRA ihre bewaffneten
Mitglieder als einen wichtigen Teil im "Krieg gegen den Terror". Gleich
mehrere Werbespots wurden in den vergangenen Monaten geschaltet. Mit einer
Knarre in der Hand ist ein Amerikaner bereit, einen Anschlag zu vereiteln,
sein Land gegen angreifende Terroristen zu verteidigen. Ein unsinniger
Gedanke, doch die NRA verkauft dies als wichtiges Argument für den
Waffenbesitz in den USA.

Nach der Schießerei vom 2. Dezember 2015 im kalifornischen San Bernardino,
bei der 14 Menschen starben und 22 zum Teil schwer verletzt wurden, brannte
erneut eine heftige Debatte in den USA über den Zugang zu Waffen aus. Und
das Thema war fortan eines der wichtigen Themen im Wahlkampf ums Weiße
Haus. Präsident Obama nahm am 7. Januar an einem Town Hall Meeting mit
geladenen Gästen teil, live übertragen von CNN. Einer der Gäste bei dieser
Diskussionsrunde mit dem Präsidenten war Kris Jacob, der Vize-Präsident der
American Firearms Retailers Association und Besitzer zweier Gun-Stores,
einer in San Rafael, Kalifornien, der andere in Gardnerville, Nevada.
Jacob, ein Befürworter des Second Amendment ist Ende 40, drahtig,
redegewandt und offen für eine Debatte über Waffen. "51 Prozent unserer
Kunden sind Frauen. Sie sagen mir alle das gleiche, um 2.30 Uhr in der
Nacht, wenn jemand in dein Haus einbricht, da denkt man nicht daran, wen
man bei der letzten Wahl gewählt hat. Du denkst daran, wie man das Problem
lösen kann. Entweder man hat das Werkzeug dafür und weiß wie man damit
umgeht, oder eben nicht." Kris Jacob kommt in diesem Gespräch über Waffen
in den USA, die er gerne als "Werkzeug" umschreibt immer wieder auf seine
Rolle zu sprechen. Für ihn, der Tausende von Gun Stores in den USA
vertritt, geht es vor allem um den sicheren Umgang mit Knarren. Jacob sieht
das Problem nicht, dass es in den USA zu viele Waffen gibt: "Zuallererst
würde ich darauf hinweisen, dass die Vereinigten Staaten nicht das einzige
Land sind, in dem unglückliche, traurige und sehr tragische Zwischenfälle
passieren, in denen mehrere Personen durch gefährliche Waffen getötet
werden. Es passiert überall. Es gibt wohl eine größere Häufigkeit. Das
Werkzeug und der Zugang dazu in den USA wird manchmal als der Grund des
Problems genannt. Aber Verkehrsunfälle, Kettensägenunfälle, Unfälle mit
anderen Werkzeugen, die wir für nützlich halten, sind für weitaus mehr Tote
im Jahr in den USA und anderswo verantwortlich als Waffen." Das ist das
Argument, das man immer wieder in der Debatte um die Waffengewalt in den
USA hört. "Not guns kill people, people kill people." Von mehr
Waffengesetzen hält Jacob nichts. 33.000 Waffengesetze in den Vereinigten
Staaten seien genug, so der Vize-Präsident der AFRA.

Laura Cutilletta sieht das ganz anders. Sie ist die Hauptanwältin am "Law
Center To Prevent Gun Violence", einer Organisation, die sich nach einer
blutigen Schießerei in San Francisco 1993 gründete. "Die Rate der durch
Schusswaffen Getöteten ist in den letzten Jahrzehnten im ganzen Land
gefallen. In Kalifornien ist das sogar noch schneller passiert als im Rest
des Landes. Kalifornien ist der Bundesstaat mit den strengsten
Waffengesetzen in den USA. Wir haben die Gesetze in Kalifornien über die
letzten 30 Jahre dokumentiert und es übertrifft jeden anderen Bundesstaat.
Wir glauben Waffengesetze machen einen Unterschied. Aber es ist sehr schwer
sie durchzubekommen." Kris Jacob spricht von 33.000 Waffengesetzen in den
USA. Laura Cutilletta von Gesetzesinitiativen auf lokaler und
bundesstaatlicher Ebene. Doch niemand hat den Überblick, was, wo und wie
genau funktioniert. Der schnelle Ruf nach mehr, nach strengeren Gesetzen
ist nicht wirklich die Lösung in den USA, wie Billie Weiss,
Gewaltpräventionsexpertin an der UCLA erklärt. Erst einmal müsste man
genauer hinsehen, Daten sammeln und auswerten. Doch selbst das verhindert
die NRA. "Wir haben keinen Plan, ob die Waffengesetze überhaupt befolgt
werden, denn wir können keine Nachforschungen dahingehend machen, ob etwas
läuft oder nicht. Die NRA droht offen, Gelder im Gesundheitsministerium CDC
streichen zu lassen, wenn über die Auswirkungen von Waffen geforscht wird.
Und das, weil mit Zahlen bewiesen wurde, dass der Grund für vieles die
Waffen sind." Laura Cutilletta kennt diese Drohungen. Sie selbst versteht
nicht, warum die Waffenlobby sogar die allgemeinen Background Checks für
Waffenkäufer blockiert: "40 Prozent der Waffen, die in diesem Land verkauft
werden, werden ohne Background Check verkauft. In Kalifornien sind s
olche Checks verpflichtend, aber die meisten Bundesstaaten und auch die
Bundesregierung verlangen diese nicht, solange man nicht von einem
lizensierten Waffenhändler kauft. Es wäre ein erster Schritt, der
sicherlich niemanden davon abhalten wird, eine Waffe zu besorgen. Es wird
immer Wege geben, um an eine Knarre zu kommen, genauso wie man an Drogen
oder anderes kommt. Aber, dagegen zu sein ist ungefähr so wie wenn man
sagt, wir brauchen keine Stop-Schilder, denn einige beachten sie nicht."
Dieses Argument hat der Präsident der NRA, Wayne LaPierre, oft genug
gehört. Seine Meinung hat er deshalb aber nicht geändert: "Es gibt nur zwei
Gründe, warum die Regierung diese Registrierung von Waffenbesitzern
verlangt; um sie zu besteuern oder um sie ihnen wegzunehmen. Kein
Waffenbesitzer, kein rational denkender Amerikaner glaubt, dass das einen
Effekt auf die Gewaltkriminalität und ihre Rechte hat. Es wird niemanden
sicherer machen."

Im Idealfall geht alles in eine riesige Datenbank ein, in der jede
Seriennummer mit einem Besitzernamen verbunden ist. Doch diese Art der
Datensammlung und Datenabgleichung wird erst seit den späten 1990er Jahren
durchgeführt. Dabei geht es um Waffenneukäufe. Ein Bruchteil der
geschätzten 350 Millionen Knarren, die in den USA im Umlauf sind. Wie viele
es genau gibt, das weiß niemand, auch diese Datenerhebung in den USA wird
von der NRA blockiert.

Für Billie Weiss helfen Background Checks, aber täuschen darüber hinweg,
dass die Täter in den meisten Schießereien weder vorbestraft noch durch
mentale Störungen auffällig waren. Sie fielen bei den legalen Waffenkäufen
gar nicht auf. Weiss sieht das Problem anders: "Wir haben eine Menge
wütender Leute hier, wie man das in diesem Wahlkampf auch sehen kann.
Wirklich, eine Menge aufgebrachter Menschen. Und eine Waffe zur Hand, macht
aus einem Argument ein tödliches Ereignis." Bessere und allgemeine
Kontrollen im ganzen Land, ein Verbot von bestimmten Waffentypen und
Munition, eine veränderte Waffenkultur, das sind die schlichten
Grundforderungen der Anti-Gun-Befürworter in den USA.

Doch Kris Jacob widerspricht dem, weniger Waffen würden nicht unbedingt das
eigentliche Ziel erreichen: "Es ist interessant, denn in Großbritannien und
auch in Deutschland gibt es einen riesigen Grad an Kontrolle beim
Waffenkauf, es ist fast 100prozentig unmöglich eine Schusswaffe zu
erwerben. Es sollte also eigentlich keine Morde mit Schusswaffen in diesen
Ländern geben. Also, man könnte sagen, wir ziehen alle Waffen ein und es
gibt keine Waffenkriminalität mehr. Wenn das stimmte, dann wären die
bewaffneten Einbrüche in UK, seitdem dort Handfeuerwaffen verboten wurden,
gleich Null. Aber ist es nicht. Man kann also dieses Problem nicht mit
Gesetzen lösen." Jacob führt dabei auch das Beispiel Florida an, dort
wurden vor mehreren Jahren immer wieder Touristen überfallen und ermordet.
Der Staat Florida änderte seine Gesetze und erlaubte den Bürgern eine
Schusswaffe zu tragen. Für Jacob ist das eine Lösung des Problems: "Wenn du
einem was antun willst, dann sei auf eine deutliche Antwort vorbereitet.
Die da heißt, die Person könnte eine Waffe haben und diese auch zur
Selbstverteidigung einsetzen."

Welche Auswirkungen die Blockadehaltung und der Einfluss der NRA auf
Kongressabgeordnete im fernen Washington hat, spürt man auch in einer Stadt
wie Oakland, die seit Jahren mit einer hohen Mord- und Gewaltrate zu
kämpfen hat. Der Alltag in Oakland bedeutet pro Jahr etwa einhundert Morde,
mal mehr, mal weniger. Ein Erfolg ist es, wenn am Ende des Jahres die Rate
im zweistelligen Bereich bleibt. Hinzu kommen Hunderte weitere
Schießereien, und bewaffnete Überfälle. Annie Campbell-Washington ist die
stellvertretende Bürgermeisterin von Oakland. Eines ihrer Hauptthemen ist
die Reduzierung der Straßengewalt in der Stadt. "Oakland hat einige sehr
rigide Waffengesetze, es ist sogar illegal in Oakland Waffen zu verkaufen.
Wir haben also keine Gun Stores in der Stadt, wo man welche erwerben
könnte. Aber leider hält das keine Waffen ab. Wir haben einen riesigen
illegalen Handel und wir haben eine der höchsten Raten an Gewaltverbrechen
mit Schusswaffen im Land. Wir sind zu einem Land geworden, in dem viele
Leute nicht mehr wissen, wie man eine Streiterei ohne Gewalt lösen kann. Es
ist ein kulturelles Problem in unserm Land." Die Maßnahmen, die hier vor
Ort ergriffen werden können, sind wenige, denn die NRA schaut auch genau
hin, wie auf lokaler Ebene versucht wird, die Waffenflut unter Kontrolle zu
bekommen. "Vor kurzem haben zwei Stadträte und ich an Gesetzen gearbeitet",
erklärt Campbell-Washington. "Wir haben so größere Magazine für
Schusswaffen verboten und wir haben Sicherheitsbestimmungen für Besitzer
verabschiedet. Es ist nun verpflichtend, dass Waffenbesitzer, wenn sie ihre
Knarren im Auto lassen, sie in einer Lockbox im Kofferraum wegschliessen
müssen. Eigentlich ganz klar, dass beim Autoaufbrechen nicht auch noch eine
Waffe geklaut wird. Das gilt auch daheim, wer ein Schießeisen hat, muss es
in seinem Zuhause wegsperren, damit zum Beispiel keine Kinder damit
rumspielen und versehentlich jemanden erschießen, was leider zu oft in
unserem Land passiert."

Doch selbst diese durchaus sinnvollen lokalen Beschränkungen im
Waffenbesitz sind der NRA ein Dorn im Auge. "Diese Gesetze wurden in
Oakland verabschiedet. Wir haben allerdings Briefe der NRA erhalten, als
wir die Beratungen dazu hatten, die uns von einer Umsetzung abrieten und es
notfalls vor Gericht klären lassen würden. Bislang haben sie jedoch nichts
dergleichen gemacht. In anderen Städten, wie Los Angeles, wo ähnliche
Gesetze bezügliche größerer Magazine verabschiedet wurden, hat die NRA
geklagt. Wir müssen also abwarten, ob sie das auch hier in Oakland
vorhaben."

Carmine Vicino, Mitte 50, lebt und arbeitet in San Francisco. Er wurde hier
geboren, wuchs hier auf, ist fest verankert in der
italienisch-amerikanischen Gemeinde der Stadt. Er ist stolzer
Waffenbesitzer, gleich zwei Knarren liegen in seinem Haus auf dem Tisch.
Seine Frau wollte keine Schusswaffe im Haus haben, solange die Kinder noch
klein sind. Als sie zum Studieren in eine andere Stadt zogen, bewaffnete
sich Vicino umgehend."Zu wissen, dass man sie hat, falls man sie braucht,
erfüllt den Zweck. Es beruhigt etwas." Vicino lebt in einem sicheren Teil
der Stadt, Überfälle sind hier eine Seltenheit. Aber er glaubt, es sei
besser, wenn er bewaffnet ist. Das ist auch das Bild, das die NRA
verbreitet, das aber nicht der Realität entspricht, so Billie Weiss: "Eine
Waffe im Haus wird ganz selten zur Selbstverteidigung genutzt, viel öfter
wird sie von jemandem im Haus gegen einen anderen im Haus genutzt. 22
Prozent der Polizisten, die getötet werden, sterben durch ihre eigene
Pistole. Also, nur eine Waffe zu haben, macht einen nicht sicherer." Auch
Laura Cutiletta sieht die Angstkampagne der NRA und ihrer Befürworter wie
Donald Trump: "Leuten Angst einflößen und ihnen sagen, dass sie ständig in
Gefahr sind, dass man bewaffnet sein sollte, auch wenn man in der Kirche
ist, bei Starbucks, in einer Bar, kauf dir lieber eine Knarre. Auch wenn
das nicht stimmt, dass mehr Waffen uns sicherer machen, das ist ihre
Sprache, denn sie vertreten eine Industrie, der sie dienen."

Die letzten Jahre und dieser Wahlkampf zeigen erneut den tiefen Graben auf,
der sich beim Thema Waffenbesitz durch die USA zieht. Keine Amokläufe an
Schulen, an Universitäten, in Kindergärten, in Kinos, in Kirchen, auf
Weihnachtsfeiern, in Tanzclubs haben bislang zu einer Annäherung der beiden
Seiten geführt. Für Laura Cutilletta zählen jedoch die kleinen Erfolge:
"Ich weiß nicht, ob es da ein Ende gibt, an dem wir wirklich waffenfrei
sein werden. Aber früher war da nur eine Macht vor Ort und das war die NRA,
die Waffen Lobby. Und das war's. Nur davon hörte man in den Medien, nur
davon hörten die Abgeordneten im Kongress. Doch nun gibt es ein paar neue
Kräfte." Cutilletta sieht eine wachsende Anti-Gun-Bewegung in den USA, die,
so die Hoffnung der Anwältin, in naher Zukunft mehr erreichen wird. Es kann
eigentlich nur besser werden.

Jedes Jahr werden in den USA zwischen 12.000 und 15.000 Menschen mit
Schusswaffen ermordet. Noch einmal so viele Amerikaner begehen mit Guns
Selbstmord. Hinzu kommen etwa 20.000 zum Teil Schwerverletzte durch
Schusswunden. Und dennoch beharrt die Waffenlobby auf einem Grundrecht,
über das sich die Nation offen streitet. Das geht so weit, dass die
republikanische Mehrheit im Kongress nach den Terroranschlägen von Paris
und Orlando sogar eine Gesetzesinitiative blockierte, die vorsah Personen
auf der "No-Fly"-Liste den Waffenkauf zu verbieten. Auf dieser Liste stehen
Namen von Terrorverdächtigen aus dem In- und Ausland. Nach dem Ende des
Vorwahlkampfes wird die NRA nun alles daran setzen, dass nicht die erklärte
Waffen-Gegnerin Hillary Clinton, sondern ihr Kandidat Donald Trump ins
Weiße Haus einziehen wird. Mit der Angst vor Meuchelmördern, Vergewaltigern
und Terroristen wird um die Wählerstimmen gebuhlt. Für Billie Weiss steht
fest, falls das Undenkbare eintreffen sollte, und Trump die Wahl im
November gewinnt, bleibt nur eines: "Wir ziehen alle weg. Mein Vater war
Kanadier ... ich informiere mich gerade, ob ich die doppelte
Staatsbürgerschaft habe."
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Das Bundessozialgericht (BSG) in Kassel wies am 26. Juli die Klage eines
Vaters ab, der die unsoziale Regelung zum Elterngeld für Hartz IV-Empfänger
angefochten hatte. Sie bedeuten, dass für Arbeitslose und Geringverdiener
das Elterngeld als Einkommen zählt und mit den Hartz IV-Leistungen
verrechnet wird. Schon früher wurde festgelegt, dass auch das Kindergeld
auf diese Leistungen angerechnet wird.

Der Vorsitzende Richter des vierten BSG-Senats begründete dieses Urteil
gegen arme Familien mit der lapidaren Erklärung, die gesetzlichen
Anforderungen seien nicht erfüllt (Az.: B 4 AS 25/15 R). Eine inhaltliche
Begründung gab er nicht, nachdem zuvor höchste Sozialrichter die Klage als
unzulässig verworfen hatten.

Das Gericht wies auch eine weitere Klage einer Familie aus dem Emsland ab,
die zu den Geringverdienern zählt. Diese Familie mit drei minderjährigen
Kindern hatte bis Ende 2010 einen Kinderzuschlag erhalten, der verhindern
sollte, dass sie aufgrund des niedrigen Einkommens zusätzlich Hartz
IV-Leistungen (sogenannte Aufstockung) beantragen muss.

Nach einer Novelle des Elterngeldgesetzes Anfang 2011 wurde ihr jedoch der
Kinderzuschlag gestrichen. Nachdem die Ehefrau in Elternzeit ging und den
Mindestbetrag des Elterngelds in Höhe von 300 Euro monatlich bezog, stoppte
die Bundesagentur für Arbeit die weitere Zahlung des Zuschlags.

In ihrer Klage bezeichnete die Familie dieses Vorgehen als eine
Ungleichbehandlung, die gegen die Verfassung verstößt, da bei
Bafög-Empfängern und Wohngeldbeziehern das Elterngeld auch nicht als
Einkommen angerechnet würde. Sie argumentierte, das Elterngeld sei eine
Anerkennung für Erziehungs- und Betreuungsleistungen und nicht ein durch
Arbeit erzieltes Einkommen.

Sowohl das Sozialgericht Osnabrück als auch das Landessozialgericht
Niedersachsen-Bremen lehnten dies ab. Mit der Zahlung von Elterngeld
bestehe für die Familie keine Bedürftigkeit mehr; einen Anspruch auf
Kindergeldzuschlag gebe es daher nicht. Dieser Linie folgte auch das
Bundessozialgericht. Die Streichung des Zuschlags verstoße nicht gegen das
Recht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum, erläuterte es.

Andersherum gesagt: Lebt jemand bereits am Rande des Existenzminimums, wird
ihm kein Recht zugestanden, mehr als dieses Minimum zu bekommen.

Das Elterngeld wurde 2007 eingeführt. Mütter und Väter können seit dieser
Zeit bei der Geburt eines Kindes Elterngeld beantragen, das für ein Jahr
gezahlt wird. Mütter oder Väter, die zur Kindererziehung vorübergehend aus
dem Beruf ausscheiden, erhalten 65 Prozent des letzten Nettolohns,
höchstens jedoch 1800 Euro monatlich.

Dieses Gesetz des damaligen SPD-Arbeitsministers Franz Müntefering sollte
vor allem gut ausgebildeten, besserverdienenden Eltern der Mittelschicht
entgegenkommen, um Familie und Beruf miteinander verbinden zu können. Auf
ärmere Alleinerziehende und Geringverdiener war es von vorneherein nicht
ausgerichtet. Sie erhalten nur einen monatlichen Sockelbetrag von 300 Euro.

Dasselbe gilt für den Kinderzuschlag. Er ist auf maximal drei Jahre
beschränkt, beträgt monatlich maximal 140 Euro und darf nur gezahlt werden,
wenn dadurch der Bezug von Hartz IV-Leistungen vermieden wird, also das
Familieneinkommen entsprechend niedrig ist.

Das neueste Urteil des Bundessozialgerichts zementiert diese Politik gegen
die Armen. Obwohl beide staatliche Leistungen für sozial schwache Familien
schon lächerlich gering sind und nur für kurze Zeit gezahlt werden, werden
gerade den Familien verwehrt, die es am dringendsten brauchen.

Kinder und Jugendliche sind von dieser Politik besonders hart betroffen.
Anfang Juni wurde bekannt, dass nach Daten der Bundesagentur für Arbeit für
das Jahr 2015 jedes siebte Kind [1] in Deutschland von Hartz IV-Bezügen
seiner Eltern abhängig ist und in Armut lebt. Das betrifft über 1,5
Millionen Kinder. In Städten wie Bremen und Berlin wächst jedes dritte Kind
in Armut auf.

Wenn man auch die Familien berücksichtigt, die zwar nicht von Hartz IV,
aber von Kinderzuschlägen oder Wohngeld abhängig sind, wären sogar 2,7
Millionen Kinder von Armut betroffen, sagt der Vorsitzende des Deutschen
Kinderschutzbunds, Heinz Hilger. Seit der Jahrtausendwende habe sich die
Kinderarmut nahezu verdoppelt.

Diese Situation ist das direkte Ergebnis der Agenda 2010 mit den
Hartz-IV-Gesetzen, die die rot-grüne Bundesregierung von Kanzler Gerhard
Schröder (SPD) und Vizekanzler Joschka Fischer (Grüne) vor vierzehn Jahren
eingeführt und durchgesetzt hat. In enger Zusammenarbeit mit den
Gewerkschaften leitete sie den größten Sozialabbau der deutschen Geschichte
seit dem Zweiten Weltkrieg ein und legte die Grundlage für einen riesigen
Niedriglohnbereich.

Inzwischen können Millionen Menschen nicht mehr von ihrer Arbeit leben und
müssen die staatlichen Hartz-IV-Almosen beantragen. Die nachfolgenden
Regierungen der Großen Koalition haben die Bedingungen für Arbeitslose und
Geringverdiener weiter verschlechtert. Gerade erst hat die Bundesministerin
für Arbeit und Soziales, Andrea Nahles (SPD), die Sanktionen für
jugendliche Hartz IV-Empfänger unter 25 Jahren mit Wirkung zum 1. August
verschärft.

Nach zwei Pflichtverletzungen, wie dem vorzeitigen Abbruch eines
Bewerbungstrainings und der Ablehnung eines 1-Euro-Jobs, kann das Jobcenter
nicht nur die Zahlung des Hartz IV-Regelsatzes streichen, sondern auch die
Übernahme von Miet- und Heizkosten. Den betroffenen Jugendlichen droht
Hunger, Obdachlosigkeit und letztlich auch ein Abrutschen in Kriminalität.

Ebenfalls in den Verantwortungsbereich von Andrea Nahles fällt ein
Gesetzentwurf vom April, der Einwanderer aus ärmeren EU-Staaten wie
Rumänien oder Bulgarien, die zur Arbeitssuche nach Deutschland kommen, für
fünf Jahre von jeglichem Anspruch auf Hartz IV oder Sozialhilfe
ausschließen [2] soll. Das Gesetz schürt Chauvinismus und Rassismus und ist
zugleich ein massiver Einschnitt in die sozialen Rechte aller Arbeiter in
Europa.

Die Angriffe der Regierung auf Arbeitslose und Arme werden immer dreister
und nahezu sadistisch. Am 22. Juli berichtete die Süddeutsche
Zeitung von einem Papier aus dem Bundesarbeitsministerium, das die
Bundesagentur für Arbeit und die Jobcenter anweist, sich bei verschuldeten
Arbeitslosen nicht mehr auf außergerichtliche Einigungen einzulassen, außer
in besonderen Härtefällen.

Arbeitslosigkeit ist die wichtigste Ursache für Überschuldung. Jeder fünfte
deutsche Schuldner im vergangenen Jahr gab den Verlust des Arbeitsplatzes
als Grund an. Gleichzeitig ist die Verschuldung ein zusätzliches Hindernis
für eine neue Anstellung.

Man sollte meinen, dass es auch im Interesse der Jobcenter wäre, wenn
Arbeitslose nicht in ein Insolvenzverfahren gezwungen werden. Stattdessen
nutzen sie jedoch die staatlich geschaffene Notlage aus und verleihen
selbst Geld an Arbeitslose. Im letzten Jahr erreichten die Darlehen, die
Hartz IV-Empfänger für Anschaffungen wie beispielsweise einen Kühlschrank
bekamen, eine Summe von 86,4 Millionen Euro. Die Summe, die Arbeitslose
durchschnittlich erhalten und dann an das Jobcenter zurückzahlen müssen,
liegt bei 430 Euro.

Auch Aufstocker häufen Schulden beim Jobcenter an, weil ihr Einkommen und
damit die Unterstützung vom Jobcenter schwankt und sie zeitverzögert das
Geld zurückzahlen müssen. Laut Statistischem Bundesamt sind Aufstocker
überproportional häufig überschuldet.

Um das verliehene Geld bei ihren armen und arbeitslosen Schuldnern wieder
einzutreiben, hat die Arbeitsagentur nun seit Anfang dieses Jahres einen
eigenen Inkasso-Dienst eingerichtet. Sie verspricht sich davon
Mehreinnahmen von rund 70 Millionen Euro.

Schuldnerberater machen seitdem die Erfahrung, dass sich die Jobcenter
nicht mehr auf Verhandlungen für eine außergerichtliche Einigung einlassen.
"Wir haben de facto mit dem Inkasso-Service keinen Partner, der Vergleiche
schließt", zitiert die Süddeutsche Zeitung Matthias Butenob von der
Schuldnerberatung Hamburg.


Anmerkungen:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2016/06/02/kind-j02.html

[2] http://www.wsws.org/de/articles/2016/04/30/nahl-a30.html
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Last Exit: Nationalismus

Von Thomas Schwendener



Am 23. Juni entschieden sich die StimmbürgerInnen Grossbritanniens
nach 43.-jähriger Mitgliedschaft für den Austritt aus der Europäischen
Union. Die jubelnden SiegerInnen und die Argumente für den Austritt
belegen, dass die Kritik an der EU heute von rechts dominiert
wird.


Mit 51,9 Prozent hat eine hauchdünne Mehrheit der britischen
StimmbürgerInnen für den sogenannten Brexit gestimmt und damit den
künftigen Alleingang Grossbritanniens besiegelt - auch wenn sich das
britische Parlament theoretisch gegen das Referendum stellen könnte.
Aus Sicht der EU bleibt das Vereinigte Königreich zwar ein wichtiger
Handelspartner; um eine Kettenreaktion zu verhindern, dürfen die
Bedingungen für den Austritt aber nicht zu attraktiv sein. Denn die
EU-kritischen Kräfte sind vielerorts auf dem Vormarsch: In Italien
fordert die erfolgreiche populistische Fünf-Sterne-Bewegung ein
Referendum über den Austritt aus der EU. In Frankreich macht vor allem
der Front National Stimmung für ein solches Referendum und weiss 53
Prozent der Bevölkerung hinter diesem Ansinnen. Für Grossbritannien
seinerseits ist der Zugang zum europäischen Markt von vitalem
Interesse: Alleine Deutschland, Frankreich und die Niederlande liefern
über 28 Prozent der britischen Importe und nehmen knapp 24 Prozent der
exportierten Waren ab. Die Freizügigkeit der Arbeitskräfte wird von
Seiten der EU ein entscheidender Punkt bei der Verhandlung über den
künftigen Marktzugang des Vereinigten Königreichs sein; der Brexit war
aber gerade ein Entscheid gegen die freie Wahl auf Wohn- und
Aufenthaltsort. Angesichts dieser Ausgangslage rechnet man mit
langwierigen Austrittsverhandlungen zwischen der EU und
Grossbritannien.

Aufgrund der unsicheren Situation tauchten die internationalen
Aktienkurse. Das Pfund fiel auf den tiefsten Stand seit 30 Jahren. Die
ganze politische und wirtschaftliche Tragweite des Austritts ist noch
nicht abzusehen. Eines ist aber sicher: Sowohl für die EU als auch für
Grossbritannien stehen schwierige Zeiten an, was nicht zuletzt die
Lohnabhängigen zu spüren bekommen dürften.


Immigration und Souveränität

Bei aller notwendigen Kritik am Projekt EU ist es doch nur ein kleiner
Teil der Linken, der den Brexit-Entscheid positiv interpretiert. Zu
augenscheinlich ist die Tatsache, dass es ein Erfolg nationalistischer
Kräfte ist: Die WortführerInnen der Kampagne sind auf dem rechten
Flügel zu finden und der Entscheid dürfte NationalistInnen in Europa
weiter Auftrieb verschaffen. Gemäss einer Umfrage von "Lord Ashcroft
Polis", einer privaten Initiative des ehemaligen Tory und
Meinungsforschers Lord Michael Ashcroft, stammen die zwei wichtigsten
Motive für den Entscheid aus dem Repertoire der Rechten. Rund
49 Prozent der Befragten führten die Wiederherstellung der nationalen
Souveränität als Grund für ihre Zustimmung an, 33 Prozent nannten die
Rückgewinnung der Kontrolle über Migration und die nationalen Grenzen
als Hauptmotiv. Die Entscheidung ist nur im Kontext der allgemeinen
Rechtsentwicklung Europas zu verstehen, die sich auch in einer
nationalistischen Kritik an der Europäischen Union artikuliert.

In der Aufschlüsselung des Wahlverhaltens wird gerne auf die
geografischen Unterschiede und den Gegensatz von Jung und Alt
hingewiesen. Wichtig ist es aus emanzipatorischer Sicht aber, die
Klassendimension des Wahlentscheids zu verstehen. Verschiedene
KommentatorInnen haben darauf aufmerksam gemacht, dass in den schlecht
ausgebildeten Schichten der ArbeiterInnenklasse der Austritt stark
bevorzugt wurde. Zudem war in den deindustrialisierten Zonen Nord- und
Mittelenglands grosser Zuspruch für den Brexit zu verzeichnen. Es
liegt auf der Hand, dass die Verschlechterungen der Lebensbedingungen
vieler ProletarierInnen und ihr Entscheid für den nationalen
Alleingang zusammenhängen.


Die Klassenfrage und die EU

Der Brexit ist eine nationalistische Antwort auf die soziale Frage und
zugleich ein konformistisches Aufbegehren gegen die etablierte
politische Führung. Dies ist aber keineswegs die Wiederkehr der
Klassenfrage. Die politischen Präferenzen stellten sich nicht über die
Klasse her, sondern über die nationalistische Sortierung der
potenziellen ArbeiterInnen. Der Entscheid gegen die Freizügigkeit wird
nicht nur eine Vertiefung der Spaltung der multinational
zusammengesetzten Klasse bedeuten, sondern für viele Proletarisierte
auch Verschlechterungen der Lebensbedingungen mit sich bringen. Der
Protest gegen die Regierung wiederum ist nicht mit einer
emanzipatorischen Perspektive verbunden, sondern mit dem Wunsch nach
"nationaler Souveränität" und einer "fähigeren" Führung: klassische
Motive der Rechten.

Neben dem Grundproblem, dass die abstrakten Zwänge und ihre Folgen im
Kapitalismus durch politische Entscheide flankiert werden, hat das
Abstimmungsverhalten auch mit der Konstruktion der EU zu tun. Die
Regularien für die Wirtschaft werden zum grössten Teil in Brüssel
bestimmt, während deren gesellschaftliche Durchsetzung den
Nationalstaaten überlassen werden - deutlich zeigte sich dies beim
Syriza-Debakel. Dem/der braven StimmbürgerIn stellt sich dies als eine
Entmachtung des Nationalstaates durch die EU-Bürokratie dar. Er/sie
will nicht verstehen, dass die EU ein Mittel der stärkeren
Nationalstaaten darstellt, ihr Interesse auf dem Weltmarkt
durchzusetzen. Der Austritt aus der EU zur Wiedergewinnung der
Souveränität ist entsprechend eine naheliegende Entscheidung. Sie ist
aber illusorisch, weil das Schicksal des nationalen Standorts
weiterhin vom Weltmarkt und der ökonomischen Grosswetterlage abhängig
bleibt. Davon lässt sich das nationalistische Bewusstsein aber kaum
beeindrucken.

Angesichts der aktuellen Entwicklungen auf dem Kontinent, muss man
wohl anerkennen, dass die Alternative zum EU-Ungetüm momentan nicht
die links-etatistischen "Vereinigten sozialistischen Staaten von
Europa" sind, sondern das stramm rechte "Europa der Vaterländer".
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MELDUNG/751: Mainz - Nächster Schritt in Richtung Open Access zu wissenschaftlicher Information (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 02.08.2016

Nächster Schritt in Richtung Open Access zu wissenschaftlicher
Information 

Johannes Gutenberg-Universität Mainz und Mainzer Wissenschaftsallianz
unterzeichnen Initiative der Max-Planck-Gesellschaft zur Stärkung von Open
Access / Universitätsbibliothek Mainz erwartet deutliche Veränderungen



Die Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und die Mainzer
Wissenschaftsallianz stellen sich hinter die neue Initiative zur Stärkung
von Open Access, die von der Max-Planck-Gesellschaft initiiert wurde. Der
Präsident der JGU, Prof. Dr. Georg Krausch, hat die entsprechende
Absichtserklärung mit der Bezeichnung "Expression of Interest in the
Large-scale Implementation of Open Access to Scholarly Journals" im Juni
2016 unterzeichnet. Die Unterstützer der Initiative, darunter auch die
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und die Hochschulrektorenkonferenz
(HRK), setzen sich für eine rasche und effiziente Umstellung
wissenschaftlicher Zeitschriften vom Abonnementsystem auf Open Access ein.
Bei Open Access besteht ein kostenfreier und offener Zugang zu öffentlich
finanzierten wissenschaftlichen Forschungsergebnissen im Internet.

Die Johannes Gutenberg-Universität Mainz hat sich bereits im Jahr 2013 mit
ihrem Beitritt zur Berliner Erklärung über den offenen Zugang zu
wissenschaftlichem Wissen deutlich zu Open Access bekannt. Die neue
Initiative baut auf dieser Erklärung auf. Sie strebt an, einen Großteil
der heutigen wissenschaftlichen Fachzeitschriften vom Subskriptionsmodell
auf Open Access-Publishing umzustellen. Dazu sollen die Mittel, die
derzeit noch in Zeitschriftenabonnements fließen, für die Erstattung von
Article Processing Charges (APCs) in Open Access genutzt werden. Mit der
Unterzeichnung der neuen Initiative untermauert die JGU die feste Absicht
zur Förderung von Open Access und setzt sich nachdrücklich dafür ein,
wissenschaftliche Erkenntnisse durch Online-Publikation einer breiten
Öffentlichkeit zur Verfügung stellen und damit die wissenschaftliche
Diskussion zu fördern, nicht nur zugunsten der Wissenschaft selbst,
sondern der Gesellschaft insgesamt.

Die JGU hat in den vergangenen Jahren Publikationen Mainzer
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Open Access-Zeitschriften mit
einem Publikationsfonds unterstützt. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) trägt diesen Open Access-Publikationsfonds mit und wird ihrerseits
in diesem und im nächsten Jahr hierfür insgesamt nochmal rund 200.000 Euro
bereitstellen.

Für die Universitätsbibliothek Mainz bedeutet die Umstellung auf Open
Access einen Paradigmenwechsel. Wurden bislang große Summen für den Ankauf
von wissenschaftlichen Zeitschriften aufgebracht, sollen diese Beträge nun
schrittweise zugunsten von Open Access transformiert werden. "Wir stehen
vor einem bedeutenden Entwicklungsschritt. Es gilt einerseits, unseren
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern den Zugang zu wichtigen
Forschungsergebnissen offen zu halten, und ihnen andererseits die
Veröffentlichung von eigenen Ergebnissen in Open Access-Publikationen
nahezubringen", betont Dr. Andreas Brandtner, Direktor der
Universitätsbibliothek der JGU. Der Übergang müsse für die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler möglichst reibungslos verlaufen.

Die Absichtserklärung der "OA2020 Initiative" wurde mittlerweile von über
50 Teilnehmern unterzeichnet, darunter die wichtigen deutschen
Wissenschaftsorganisationen, internationale Wissenschaftseinrichtungen und
die European University Association (EUA), die mehr als 800 Hochschulen
und 36 nationale Rektorenkonferenzen in 47 europäischen Ländern vertritt.


Weitere Informationen unter:

http://oa2020.org/mission/ 

- OA2020 - initiative for the large-scale transition to open Access ;

http://www.openaccess.uni-mainz.de/ 

- Open Access-Publizieren an der JGU ;

http://www.openaccess.uni-mainz.de/publikationsfonds-der-jgu/ 

- Open Access-Publikationsfonds der JGU ;

https://www.uni-mainz.de/presse/55758.php 

- Pressemitteilung "Johannes Gutenberg-Universität Mainz tritt Berliner
Erklärung über offenen Zugang zu wissenschaftlichem Wissen bei", 10. April
2013

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/750: Internetnutzer fordern Mitsprache bei der Verwendung ihrer Daten (idw)


Universität zu Köln - 02.08.2016

Internetnutzer fordern Mitsprache bei der Verwendung ihrer Daten



Egal ob beim Online-Shopping, beim Fitness-Tracking oder bei der Nutzung
sozialer Netzwerke: Tagtäglich hinterlassen wir im Internet unzählige
persönliche Daten und gehen Verträge ein, deren Inhalt wir nicht gelesen
haben. Teils freiwillig, teils unbemerkt geben wir damit Auskunft über
unsere Lebensgewohnheiten, unseren Gesundheitszustand, unseren
Aufenthaltsort, unsere soziale Stellung und unser Konsumverhalten.


Kölner Wissenschaftler/innen stellen Studie zu digitaler
Selbstbestimmung vor



Diese Daten zu sammeln, auszuwerten und weiterzugeben, ist für viele
Unternehmen längst zu einem lukrativen Geschäft geworden. Nutzer/innen
digitaler Medien aber fehlen das Vertrauen, die Transparenz und der
Einfluss darauf, was mit ihren Daten geschieht. Das behindert ihre
digitale Selbstbestimmung.

Forscher/innen des Cologne Center for Ethics, Rights, Economics, and
Social Sciences of Health (ceres) der Universität zu Köln haben in einem
von der Deutschen Telekom AG geförderten Projekt unter der Leitung von
Prof. Dr. Christiane Woopen (geschäftsführende Direktorin von ceres) und
Prof. Dr. Christian Rietz (Lehrstuhl für Forschungsmethoden und
Evaluation, Humanwissenschaftliche Fakultät) nun erstmals ein
theoretisches Konzept digitaler Selbstbestimmung entwickelt und darauf
aufbauend eine repräsentative Befragung durchgeführt.

Mit sieben Begriffskomponenten bestimmen die Kölner Wissenschaftler/innen
genauer, was wir eigentlich meinen, wenn wir von digitaler
Selbstbestimmung sprechen: Kompetenz, Informiertheit, Werte,
Wahlmöglichkeit, Freiwilligkeit, Willensbildung und Handlung. Ergänzt wird
das Konzept durch technische, soziokulturelle und personenbezogene
Faktoren.

Die Ergebnisse der Befragung machen deutlich, dass die Sicherheit
persönlicher Daten im Internet von den Nutzer/innen stark angezweifelt
wird. So glauben 91 Prozent, dass im Internet unbemerkt auf persönliche
Daten zugegriffen wird. Auch das Vertrauen gegenüber Unternehmen ist
gering: 82 Prozent gehen davon aus, dass die meisten Unternehmen Daten
ihrer Kund/innen weitergeben. Darüber hinaus wird die Möglichkeit, sich
über gespeicherte persönliche Daten im Internet zu informieren, als
unzureichend beurteilt: 91 Prozent der Befragten wünschen sich mehr
Informationen darüber, welche Daten von wem und zu welchem Zweck verwendet
werden. Damit einhergehend wird von 88 Prozent der Nutzer/innen eine
stärkere Einflussnahme auf die Speicherung und Verwendung persönlicher
Daten gefordert.

Die Studie zeigt somit, dass Vertrauen, Transparenz und die Möglichkeit
der Einflussnahme drei wichtige Wegweiser auf dem Weg in eine
selbstbestimmte digitale Zukunft sind.


ceres, das Cologne Center for Ethics, Rights, Economics, and Social
Sciences of Health, ist ein Zentrum für inter- und transdisziplinäre
Forschung, Aus- und Fortbildung sowie Beratung zu gesellschaftsrelevanten
Fragen im Bereich der Gesundheit. Es wird getragen von fünf Fakultäten und
dem Rektorat der Universität zu Köln.


Die Studie "Digitale Selbstbestimmung" steht unter folgender
Internetadresse zum kostenlosen Download bereit:

http://ceres.uni-koeln.de/forschung/projekte/digitale-selbstbestimmung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, Gabriele Rutzen, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/749: Lösen Spotify, Netflix & Co klassische Medien langfristig ab? (idw)


Hochschule Fresenius - 02.08.2016

Studie: Lösen Spotify, Netflix & Co klassische Medien langfristig
ab?



Dr. Anna Schneider, Dozentin für Wirtschaftspsychologie an der
Hochschule Fresenius im Fachbereich Wirtschaft & Medien in Köln,
veröffentlicht gemeinsam mit Dr. René Arnold vom Wissenschaftlichen
Institut für Infrastruktur und Kommunikationsdienste GmbH (WIK) die
Ergebnisse ihrer Studie zur Nutzung von Musik- und Videostreaming-Diensten
in Deutschland. Ein Ergebnis: 21% der 18- bis 24-jährigen haben in den
letzten sechs Monaten den Fernseher nicht einmal eingeschaltet.

Musik- und Videostreaming-Angebote boomen. Vor allem junge Menschen
konsumieren Musik immer häufiger über Internetanbieter wie Spotify und
schauen sich Filme oder Serien auf Portalen wie Netflix oder Amazon
Instant Video mobil oder auf ihren Laptops an. Dem Markt wird eine
florierende Zukunft vorhergesagt, Medienkonzerne kämpfen um die
Vormachtstellung. Für traditionelle Medien wie CDs, DVDs oder TV scheint
es dabei keine Zukunft zu geben.

Trotz des Booms stellt sich die Frage, ob diese Dienste auch langfristig
eine Chance haben. Wie verändert sich der Medienkonsum wirklich? Was
bedeutet das für die jeweiligen Interessenvertreter und für
Telekommunikationsunternehmen? Fragen, die im Mittelpunkt der aktuellen
Studie "Over the top (OTT)-Streaming-Dienste in Deutschland" stehen.

Darin hat Dr. Anna Schneider, Wirtschaftspsychologin an der Hochschule
Fresenius in Köln, in Zusammenarbeit mit dem WIK-Institut insgesamt mehr
als 1.000 deutsche Verbraucher befragt und anschließend durch 28
individuelle Interviews vertieft. Die Ergebnisse bestätigen: 
Streaming-Dienste sind auf dem Vormarsch. So decken bereits 36% der zahlenden 
Nutzer nahezu ihren gesamten Musikkonsum über Spotify, Deezer und ähnliche
Dienste ab. Auch Videos und Filme werden verstärkt über Anbieter wie
Netflix konsumiert: Dabei entkoppelt sich der Videokonsum zusehends vom
Fernseher; 21% der 18- bis 24-jährigen haben diesen in den letzten sechs
Monaten nicht einmal genutzt. Dafür haben 57% auf dem Laptop/PC, 24% auf
dem Smartphone und 14% auf dem Tablet Videoinhalte geschaut.

Das sich verändernde Mediennutzungsverhalten beeinflusst auch andere
Branchen stark. "Die Ansprüche der Verbraucher an die Qualität ihrer
Internetverbindung steigen deutlich an", sagt Schneider. "So sind viele
Nutzer bereit, mehr Geld in den Internetanschluss zu investieren, um die
neuen Medienformate ruckelfrei genießen zu können", führt sie weiter fort.
Dr. René Arnold, Abteilungsleiter "Märkte & Perspektiven" am WIK-Institut,
ergänzt: "Die Anbieter von Internetanschlüssen profitieren also vom Trend
des Streamings. Doch es wird nicht nur Gewinner geben. Insbesondere
Hersteller von klassischen Endgeräten wie Fernseher oder Stereoanlagen
müssen aufpassen, dass sie nicht vom Smartphone ersetzt werden", so Arnold
weiter.

Weitere Informationen unter:

www.hs-fresenius.de/forschung/

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, Melanie Hahn, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/748: Echte und künstlich erzeugte 3-D-Filme sind praktisch nicht zu unterscheiden (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 01.08.2016

Echte und künstlich erzeugte 3-D-Filme sind praktisch nicht zu
unterscheiden

3-D-Technologie vor allem für Action- und Horrorfilme interessant,
weniger für Dokumentarbeiträge



Echte und künstlich hergestellte 3-D-Filme lassen sich für den Zuschauer
offenbar nur schwer unterscheiden. Psychologen der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) haben den Effekt unterschiedlicher
Technologien untersucht und festgestellt, dass es für den Zuschauer
praktisch keine Rolle spielt, ob ein 3-D-Film bereits als solcher
produziert wird oder, wie etwa bei neuen 3-D-Fernsehgeräten, erst später
mittels Algorithmen von 2-D in 3-D konvertiert wird. "Das ist überraschend,
wenn man bedenkt, wie viel Aufwand und Geld in die Produktion von echten
3-D-Filmen fließt", sagt Andreas Baranowski vom Psychologischen Institut
der JGU. In der Studie bekamen die Probanden sechs kurze Filmsequenzen zu
sehen, jeweils zwei aus den Kategorien Horror-, Action- und Dokumentarfilm.
Während zwischen den beiden 3-D-Technologien keine Unterschiede auszumachen
waren, ergaben sich für die drei Kategorien differenzierte Einschätzungen.

Die 108 Probanden der Studie wurden mit Shutterbrillen für
dreidimensionales Sehen ausgestattet und mussten bewerten, welchen
Eindruck die Filmausschnitte bei ihnen hinterließen: Ob sie sich durch die
Story in den Film hineingezogen fühlten, ob sie sich durch die Technik in
den Film hineingezogen fühlten, welche Erregung oder Aufregung sie
verspürten und ob Übelkeit infolge von Kamerabewegungen aufkam. Außerdem
hatten sie den Hauptdarsteller des Films zu beurteilen.

3-D-Filme erzeugen, so ein Ergebnis, grundsätzlich ein stärkeres Gefühl,
in die Story des Films hineingezogen zu werden als 2-D-Filme, allerdings
verursachten sie auch eher die als "Motion Sickness" bezeichnete Form von
leichter Übelkeit. Im Hinblick auf die Filmkategorien fanden die
Wissenschaftler aus der Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Heiko Hecht starke
Effekte. Demnach fühlten sich Versuchspersonen durch die 3-D-Technologie
mehr in Action- und Horrorfilme hineingezogen, sie waren jedoch emotional
distanzierter von den Hauptdarstellern in den Dokumentarfilmen als bei
2-D.

Ob es sich bei den 3-D-Filmen um echte oder algorithmisch hergestellte
Filme handelt, ist kaum von Bedeutung. Das widerspricht zwar der üblichen
Annahme, dass die Stereodisparität der Augen, also die Differenz der
unterschiedlichen Blickwinkel beider Augen auf ein Objekt, korrekt
reproduziert werden muss. "Tatsächlich scheint unser visuelles System aber
überraschend tolerant zu sein, wenn es Informationen des linken und
rechten Auges zu einem einzelnen stereoskopischen Bild zusammenbringen
soll", erklärt Baranowski, Erstautor der Studie, zu den Ergebnissen. Er
weist allerdings darauf hin, dass die Filme mit den verschiedenen
3-D-Technologien hintereinander gezeigt wurden und die Unterschiede bei
einem direkten Vergleich der Technologien nebeneinander vielleicht stärker
ausfallen würden.


Veröffentlichung:

Andreas M. Baranowski, Kristina Keller, Julia Neumann, Heiko Hecht

Genre-dependent effects of 3D film on presence, motion sickness, and
protagonist perception

Displays 44, 53-59, 1. Juli 2016

DOI: 10.1016/j.displa.2016.06.004


Weitere Informationen unter

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0141938215300214

- Artikel in Displays

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 01.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HÖRSPIEL/1316: WDR 3 - "Wege zur Panik" von Norman Lock, 4.8.2016 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Wege zur Panik

Von Norman Lock

Aus dem Amerikanischen Englisch übersetzt von Heidi Zerning

Mit Hansi Jochmann, Hansa Czypionka, Udo Schenk und Santiago
Ziesmer

Regie: Annette Kurth

Produktion: WDR 2013

WDR 3, Donnerstag, 4. August 2016, 19.04 - 20.00 Uhr



Harriet und Harry versuchen herauszufinden, warum sie in einer neuen,
völlig dunklen Wohnung gelandet sind, aus der es offenbar kein
Entrinnen gibt.

Nach und nach wird deutlich, dass sie gegen "das Böse" ausgesagt und
nun in einer Art Zeugenschutzprogramm eine andere Identität bekommen
haben. Aber die Belohnung, die ihnen für ihre mutige Aussage
versprochen wurde, ist enttäuschend. Die neue Behausung erscheint
ihnen vollkommen sinnlos, ein düsteres Loch ohne erkennbaren Ausgang
mit seltenen, aber höchst merkwürdigen Besuchern. Offenbar ist das
alles nur das makabre Spiel jener Macht, der sie zu entrinnen
glaubten.

Redaktion: Georg Bühren

 * 

Quelle:

Programmtip vom 21. Juni 2016

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln,

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





LESUNG/740: 1LIVE - "Im Dachgeschoss" von Dorian Steinhoff, 4.8.2016 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Im Dachgeschoss

Von Dorian Steinhoff

Regie: Susanne Krings

Produktion: WDR 2015

1LIVE Plan B Shortstory

Donnerstag, 4. August 2016, 23.00 - 24.00 Uhr



"Ziemlich gut, oder?" Lorenz zeigt Kumpel Fabian seine neue Wohnung.
Hell, groß, vom Boden bis zu den Glasuntersetzern perfekt durchgestylt
- und das mitten im urbanen Wunderviertel. Bei Fabian mischen sich
Neid und Erstaunen mit der Befürchtung, dass Lorenz nach all der Zeit
vielleicht nicht mehr der Lorenz ist, den er mal kannte und mochte.
Trotzdem nickt er artig alles ab, was Lorenz sagt. Doch kaum sind die
anderen Gäste da, geht Lorenz auf Distanz. Er kommentiert Fabians
Aussagen mit einem Augenrollen und korrigiert ihn ständig. Was soll
das? Früher waren sie doch ein unschlagbares Team.

Dorian Steinhoff, geboren 1985 in Bonn, studierte Philosophie,
Rechtswissenschaften und Germanistik. 2009 erschien sein erster
Erzählband "Goldfische sind auch keine Lösung", 2013 "Das Licht der
Flammen auf unseren Gesichtern". 2014 erhielt er das
Rolf-Dieter-Brinkmann-Stipendium der Stadt Köln.

"Im Dachgeschoss" erscheint im Juli 2015 in einer erweiterten
Taschenbuchausgabe des Erzählbandes "Das Licht der Flammen auf unseren
Gesichtern" von Dorian Steinhoff im Droemer Verlag.

Die Short Story - Königsdisziplin aller Schriftsteller. Kurze
Geschichte, lange Tradition. Kaum ein Autor, der sich nicht irgendwann
an ihr versucht hat.

1LIVE vertont einmal im Monat einen dieser Ausschnitte aus dem
alltäglichen Wahnsinn. Zum Nachdenken, zum Lachen oder Mitfühlen und
immer zum Zuhören. Mit begnadeten Lesekünstlern und viel Musik.

Redaktion: Natalie Szallies

 * 

Quelle:

Programmtip vom 21. Juni 2016

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln,

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/1865: Deutschlandradio Kultur - Gezeitenkonzerte Ostfriesland, 4.8.2016 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Gezeitenkonzerte Ostfriesland

Kirche Backemoor

Aufzeichnung vom 30.07.2016

Konzert

Donnerstag, 04. August 2016, 20:03 - 22:00 Uhr, Deutschlandradio
Kultur



Auch Ostfriesland bekommt im Sommer Festivalfieber - die Kirchen,
Hallen, Parks und auch Industriegebäude der Region füllen sich von
Juni bis August mit Musik, dank den Gezeitenkonzerten. Das klassische
Musikfest bringt zum fünften Mal prominente Künstler aufs Land,
diesmal steht in 32 Veranstaltungen William Shakespeare im
Mittelpunkt. Am 30. Juli gastierten in der Evangelischen Kirche
Backemoor der Hornist Felix Klieser und das Klavierduo Silver-Garburg
mit einem exquisiten Programm. Neben der Sonate für Horn und Klavier
von Beethoven spielte Felix Klieser romantische Paradestücke wie die
»Rêverie« von Glasunow oder die »Élégie« von Poulenc. Sivan Silver und
Gil Garburg boten außerdem virtuose Ausschnitte aus Mendelssohn
Bartholdys »Sommernachtstraum« und Strawinskys »Petruschka«.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juli 2016

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1375: Deutschlandfunk - Wer darf was im Nachbarschaftsrecht? 4.8.2016 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Dicke Luft am Gartenzaun

Wer darf was im Nachbarschaftsrecht?

Am Mikrofon: Constanze Elter

Marktplatz

Donnerstag, 04. August 2016, 10:10 - 11:30 Uhr, Deutschlandfunk



Der Deutschen liebste Freizeitbeschäftigung im Sommer ist das Grillen.
Dabei treffen sie sich mit Familie und Freunden, um es in lauen
Nächten auch mal über die magische 22-Uhr-Grenze hinaus krachen zu
lassen. Doch auch zu anderen Jahreszeiten wird gern gefeiert, der
Garten geräuschvoll umgestaltet oder am Auto und Motorrad lautstark
geschraubt. So mancher Nachbar fühlt sich dadurch gestört, ärgert sich
zudem über schnell wachsende Fichten, die den Blick zur Sonne
verstellen oder Werkzeugschuppen im Nebengarten auf unerwünscht
grenznahem Standort. Denn unter Nachbarn lässt sich privat und vor
Gericht trefflich über vieles streiten. Doch was ist nun erlaubt, was
nicht? Bin ich in meinem Garten oder auf dem Balkon der alleinige Chef
- egal, ob es um drei Hektar oder Badelakengröße geht? Kann ich im
Garten Rasen mähen, auch wenn es Sonntag ist? Ist Grillen auf dem
Balkon zu jeder Jahreszeit erlaubt oder nur, wenn ich den Elektrogrill
benutze? Wie laut ist eigentlich zu laut? Und wie spät zu spät? Welche
Unterschiede gibt es in den einzelnen Ländern und Kommunen? Und wer
kann helfen, bevor der Streit eskaliert? Gemeinsam mit Experten und
Expertinnen gibt Constanze Elter Antworten dazu auf Ihre und unsere
Fragen.

Hörertelefon: 00800.44644464

marktplatz@deutschlandfunk.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juli 2016

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INNERE/1366: Ramucirumab bei Magenkrebs - Zusatznutzen nicht belegt (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) -
01.08.2016

Ramucirumab bei Magenkrebs: Zusatznutzen nicht belegt

Ehemaliges Orphan Drug durchläuft reguläre frühe Nutzenbewertung 

Vorgelegte Studien ungeeignet



Ramucirumab (Handelsname Cyramza) ist ein monoklonaler Antikörper, der
durch die Blockade eines Rezeptors die Neubildung von Blutgefäßen und
damit auch die Blutversorgung von Tumoren verringert. Das soll das
Wachstum der Tumoren hemmen. Der Wirkstoff war zunächst als sogenanntes
Orphan Drug, also als Arzneimittel zur Behandlung seltener Leiden, von
einem Nachweis eines Zusatznutzens ausgenommen. Durch mehrere
Indikationserweiterungen hat er diesen Sonderstatus verloren.

Nachdem das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) kürzlich bereits frühe Nutzenbewertungen für zwei
andere onkologische Indikationen durchgeführt hat, sollte es nun anhand
eines dritten Herstellerdossiers überprüfen, ob Ramucirumab Erwachsenen
mit einem fortgeschrittenen Adenokarzinom des Magens oder des
gastroösophagealen Übergangs einen Zusatznutzen gegenüber der zweckmäßigen
Vergleichstherapie bietet. Da in den Studien, auf die der Hersteller sich
beruft, Anforderungen des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) an die
zweckmäßige Vergleichstherapie und an die Zielpopulation nicht umgesetzt
wurden, ist ein solcher Zusatznutzen nicht belegt.

Zugelassen als Kombinations- und Monotherapie

Ramucirumab kann nach einer vorausgegangenen Chemotherapie zum einen in
Kombination mit Paclitaxel eingesetzt werden und zum anderen allein, wenn
Paclitaxel für die Betroffenen nicht geeignet ist. Der G-BA hat für beide
Situationen unterschiedliche zweckmäßige Vergleichstherapien festgelegt:
im ersten Fall eine patientenindividuelle Therapie nach Maßgabe des
Arztes, und zwar unter Beachtung der jeweiligen Zulassungen, im zweiten
Fall dagegen Best supportive Care (BSC).

Kombinationstherapie: Kontrollarm entspricht nicht den Vorgaben des G-BA

Für die erste Fragestellung führt der Hersteller die Studie RAINBOW an, in
der Ramucirumab plus Paclitaxel mit Placebo plus Paclitaxel verglichen
wurden. Diese Studie ist aus mehreren Gründen nicht für Aussagen über
einen Zusatznutzen der Kombinationstherapie gegenüber der zweckmäßigen
Vergleichstherapie geeignet. Erstens weicht die Festlegung auf Paclitaxel
von der Vorgabe "patientenindividuelle Therapie nach Maßgabe des Arzte"'
ab. Paclitaxel ist gemäß Leitlinien nur eine von mehreren Therapieoptionen
für die Zielpopulation und gegenüber den anderen Optionen nicht bevorzugt.

Zweitens ist Paclitaxel als Monotherapie für Menschen mit
fortgeschrittenem Magenkarzinom, die bereits eine Chemotherapie hinter
sich haben, gar nicht zugelassen. Darauf hatte der G-BA den Hersteller im
Vorfeld der Dossiererstellung explizit hingewiesen. Dasselbe gilt aber
auch für die übrigen in den Leitlinien empfohlenen Wirkstoffe. Die
Patientinnen und Patienten stehen in Deutschland also vor der Situation,
dass die für ihre Therapie empfohlenen Wirkstoffe nicht zugelassen sind,
die zugelassenen Wirkstoffe aber umgekehrt in den Leitlinien nicht
empfohlen werden.

Da der G-BA die Beachtung des Zulassungsstatus explizit angemahnt hatte,
ergibt sich daraus zwangsläufig: Die Studie entspricht nicht den
Anforderungen; ein Zusatznutzen von Ramucirumab plus Paclitaxel gegenüber
der zweckmäßigen Vergleichstherapie ist mithin nicht belegt.

Monotherapie: Studie weicht von relevanter Patientenpopulation ab

Für die zweite Fragestellung bezieht sich der Hersteller auf die Studie
REGARD, in der Ramucirumab plus Best supportive Care mit Placebo plusBest
supportive Care verglichen wurde. Auch diese Studie ist zur Bewertung des
Zusatznutzens nicht geeignet. Denn dafür müsste man Daten von Patientinnen
und Patienten auswerten, für die eine Kombinationstherapie mit Ramucirumab
und Paclitaxel nicht infrage kam. Der Anteil der Betroffenen, die in die
Studie eingeschlossen wurden, obwohl sie mit der Kombination hätten
behandelt werden können, beträgt aber wohl mindestens ein Drittel der
gesamten Studie. Der Hersteller adressiert dieses Problem in seinem
Dossier nicht.

Daher gilt auch für die zweite Fragestellung: Ein Zusatznutzen von
Ramucirumab gegenüber der zweckmäßigen Vergleichstherapie ist nicht
belegt.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertungen sind Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der G-BA verantwortet.
Nach Publikation der Dossierbewertungen führt der G-BA
Stellungnahmeverfahren durch und fasst abschließende Beschlüsse über das
Ausmaß des Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertungen des IQWiG geben
folgende Kurzfassungen. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 01.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ALLERGIE/345: Leibniz-Forschungsprojekt "Wheatscan" zur Aufklärung der Ursachen für Weizenunverträglichkeiten (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 01.08.2016

Leibniz-Forschungsprojekt "Wheatscan" zur Aufklärung der Ursachen für
Weizenunverträglichkeiten



Die Anzahl der von Glutensensitivität, Weizenallergie und Zöliakie
betroffenen Menschen ist in den letzten Jahren stark angestiegen.
Bestandteile des Weizens werden für das Chaos im menschlichen Körper
verantwortlich gemacht. Doch was genau führt zu der Kausalkette von
Körpervorgängen, die in ihrer Gesamtheit das Krankheitsbild
Weizenunverträglichkeit nach sich zieht? Dies ist die zentrale Frage des
Forschungsprojekts Wheatscan, das die Leibniz-Gemeinschaft für die Dauer
von drei Jahren mit 1,14 Millionen Euro fördert. Zum
Wheatscan-Forschungskonsortium zählen national und international führende
Getreidechemiker, Pflanzenforscher, Bioinformatiker Immunologen und
Gastroenterologen.

"Weizenunverträglichkeiten sind durch populärwissenschaftliche Bücher wie
'Weizenwampe' und 'Dumm wie Brot' in der öffentlichen Wahrnehmung
hochpräsent, und eine glutenfreie Ernährung liegt in den westlichen
Industrienationen auch ohne klare medizinische Notwendigkeit im Trend.
Extrem problematisch bei diesen Büchern ist, dass Thesen, die auf soliden
wissenschaftlichen Ergebnissen beruhen, mit theoretischen, kontrovers
diskutierten und falschen Behauptungen, die jeglicher Evidenz entbehren,
vermischt werden", so Prof. Schuppan, der mit seinen Mitarbeitern ein
zentraler Teil des Wheatscan-Konsortiums ist. "Das Forschungsprojekt
Wheatscan zielt darauf ab, wissenschaftlich fundiert die Ursachen für
Weizenunverträglichkeiten zu erforschen", ergänzt der Direktor des TIM.
Zentrale Arbeitshypothese von Wheatscan ist, dass sich in den letzten
100 Jahren durch Züchtung neuer Sorten und moderne Anbaumethoden die
Proteinzusammensetzung im Weizen verändert hat. "Wir haben Grund zu der
Annahme, dass moderne Sorten im Vergleich zu alten Sorten ein höheres
immunstimulatorisches Potential aufweisen und somit die körpereigene
Immunabwehr anregen. Dies wäre auch eine plausible Ursache dafür, warum
immer mehr Menschen an Weizenunverträglichkeit leiden", betont Prof.
Schuppan.

Das Forschungsprojekt soll Antworten auf drei Kernfragen geben: Welchen
Einfluss hatte die Weizenzüchtung der letzten 100 Jahre auf die
Genexpression, das heißt die Umsetzung der Erbinformation in Proteine, die
Proteinzusammensetzung und das Potential zur Auslösung von
Immunreaktionen? Welche Marker gibt es auf Ebene der Gene, Proteine und
Peptide für Weizensorten mit niedrigem immunstimulatorischen Potential?
Sind Weizensorten mit niedrigem immunstimulatorischen Potential für
Patienten mit Weizenunverträglichkeit (NCWS) besser verträglich und welche
bisher unbekannten Inhaltsstoffe aus Weizen tragen zur Auslösung der NCWS
bei?

Die Aufklärung des Pathomechanismus der NCWS und der verantwortlichen
Proteine im Weizen sind Gegenstand des Wheatscan-Konsortiums. Während
Gluten als Ursache nicht vollständig ausgeschlossen ist, scheinen nach den
jüngsten Forschungen von Prof. Schuppan und seinem Team
Amylase-Trypsin-Inhibitoren (ATIs) aus glutenhaltigen Getreiden eine
prominente Rolle als Aktivatoren der angeborenen Immunantwort im Darm zu
spielen. Sie gelten als wahrscheinliche Auslöser der NCWS. Neben einer
eingehenderen Analyse der ATIs, will Prof. Schuppan im Rahmen von Wheatscan
weitere Faktoren aus glutenhaltigen Getreiden auf ihre immunstimulatorische
Bedeutung untersuchen. Da es derzeit noch keine verlässlichen diagnostischen
Marker gibt, beruht die Diagnose auf dem Ausschluss insbesondere der
Zöliakie, Weizenallergie, anderer Nahrungsmittelunverträglichkeiten und des
Reizdarmsyndroms. Als Therapie dient eine gluten- und damit Weizen
(Roggen-, Gerste-, Dinkel-, Emmer-, Einkorn-) freie Diät.

Wissenschaftlich gesichert ist die Tatsache, dass bestimmte Weizenproteine
entzündliche Reaktionen hervorrufen können. Dazu gehören die Zöliakie,
eine entzündliche Reaktion des Dünndarms auf Gluten, das Klebereiweiß des
Weizens, in genetisch veranlagten Patienten, die Weizenallergie (unter
anderem Bäcker-Asthma) und die Nicht-Zöliakie-Glutensensitivität oder
besser - Weizensensitivität (NCWS). Über die erstmalig in den 1980ern
beschriebene NCWS ist noch relativ wenig bekannt. Schätzungen gehen davon
aus, dass bis zu sechs Prozent der Bevölkerung von NCWS betroffen sein
könnten.

Zum Krankheitsbild NCWS zählten bisher den Darm betreffende Beschwerden
wie Bauchschmerzen, Verstopfung, Durchfall oder Blähungen und systemische
Beschwerden wie Kopfschmerzen oder Müdigkeit. "Wichtiger ist eine
vermutete und teilweise belegte Verschlimmerung entzündlicher Erkrankungen
wie beispielsweise allergisches Asthma, multiple Sklerose, systemischer
Lupus erythematodes unter Weizenverzehr", unterstreicht Prof. Schuppan.
So fördert zum Beispiel die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im
Rahmen des gerade in der Verlängerung bewilligten Transregio-SFB128
(Multiple Sklerose) eine klinische Studie zwischen Mainz und Münster zur
Rolle von Weizen (ATIs) in Patienten mit multipler Sklerose. Weitere
Studien, unter anderem in Patienten mit systemischem Lupus und
entzündlichen/allergischen Hauterkrankungen in Mainz sind in Planung.
Aufgrund der multidisziplinären Fragestellung des Wheatscan-Projektes ist
das Ziel des geplanten Vorhabens nur durch die nationale Vernetzung der
führenden Forschungsstellen auf den Gebieten der Getreidechemie umsetzbar.
Dazu zählen neben dem Institut für Translationale Immunologie an der
Universitätsmedizin Mainz die Deutsche Forschungsanstalt für
Lebensmittelchemie (DFA) des Leibniz-Instituts in Freising, das
Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in
Gatersleben, der Bereich Bioinformatik am Helmholtz-Zentrum München,
Neuherberg (HMGU) und die Abteilung für Gastroenterologie am
Universitätsklinikum Erlangen (UKE).

"Spannend ist am Forschungsprojekt Wheatscan insbesondere auch, dass wir
das immunstimulatorische Potential von 60 deutschen Weizensorten der
letzten 100 Jahre untersuchen. Hierauf basierend gilt es, die Grundlage
für die Entwicklung neuer Weizensorten mit geringem Potential zur
Auslösung von Weizenunverträglichkeiten zu schaffen. Insgesamt soll ein
entscheidender Beitrag zur Verbesserung der Diagnostik und zur weiteren
Aufklärung des Pathomechanismus der NCWS geleistet werden. Ferner führen
wir im Rahmen diese Projektes gerade eine Provokationsstudie an Patienten
mit klinisch eindeutiger NCWS durch, um Blutmarker der NCWS zu finden",
sagt Prof. Schuppan.


Kontakt:

Univ.-Prof. Dr. Dr. Detlef Schuppan

Institut für Translationale Immunologie und

Forschungszentrum für Immuntherapie

Ambulanz für Zöliakie und Dünndarmerkrankungen

Universitätsmedizin Mainz

E-Mail: detlef.schuppan@unimedizin-mainz.de

• Über die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz

Die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz ist die
einzige medizinische Einrichtung der Supramaximalversorgung in Rheinland-Pfalz 
und ein international anerkannter Wissenschaftsstandort. Sie umfasst
mehr als 60 Kliniken, Institute und Abteilungen, die fächerübergreifend
zusammenarbeiten. Hochspezialisierte Patientenversorgung, Forschung und Lehre
bilden in der Universitätsmedizin Mainz eine untrennbare Einheit. Rund
3.300 Studierende der Medizin und Zahnmedizin werden in Mainz ausgebildet.
Mit rund 7.500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist die Universitätsmedizin
zudem einer der größten Arbeitgeber der Region und ein wichtiger Wachstums-
und Innovationsmotor. Weitere Informationen im Internet unter 

www.unimedizin-mainz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Oliver Kreft M.A., 01.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DEMENZ/268: Forschung - Alzheimer-Fibrillen atomar aufgelöst (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 01.08.2016

Alzheimer-Fibrillen atomar aufgelöst



Langgestreckte Fasern (Fibrillen) des Beta-Amyloid-Proteins bilden die
typischen senilen Plaques im Gehirn von Alzheimer-Patienten. Einem
europäischen Forscherteam ist es jetzt zeitgleich mit einem US-amerikanischen
Team gelungen, die Struktur des für die Krankheit bedeutendsten
Beta-Amyloid-Peptids 1-42 mit atomarer Auflösung aufzuklären. Dies
erleichtert die gezielte Suche nach Arzneistoffen zur Behandlung der
Alzheimer-Demenz.

Frankfurt. Weltweit sind mindestens 60 Prozent der Demenzerkrankungen auf
die Alzheimer-Krankheit zurückzuführen. Sie verursacht enormes
menschliches Leid und bringt hohe Kosten mit sich. Heilung oder eine
ursächliche Therapie gibt es bis heute nicht. Unter anderem deshalb, weil
der genaue Ablauf der Krankheit auf molekularer Ebene im Gehirn noch viele
Rätsel aufgibt.

Bekannt ist, dass das Beta-Amyloid-Protein eine entscheidende Rolle
spielt. Es handelt sich um ein 39 bis 42 Aminosäuren langes, für
Nervenzellen giftiges Peptid, das langgestreckte Fibrillen (Fasern) bilden
kann. Beta-Amyloid-Peptid 1-42 und Beta-Amyloid-Peptid 1-40 sind die
beiden Hauptformen, die in senilen Plaques vorkommen. Warum diese zum
Untergang von Nervenzellen im Gehirn führen, ist nicht bekannt, aber von
größtem Interesse für die Entwicklung von Alzheimer-Arzneimitteln.

In einer Zusammenarbeit zwischen der ETH Zürich, der Université de Lyon
und der Goethe-Universität Frankfurt am Main sowie Kollegen an der
Universität Irvine und dem Brookhaven National Laboratory ist es jetzt
gelungen, den Aufbau einer Fibrille des für die Krankheit gefährlichsten
Beta-Amyloid-Peptids 1-42 mit atomarer Auflösung aufzuklären. Die Forscher
bauten dabei auf Arbeiten der Universität Chicago über die Struktur von
Beta-Amyloid Monomeren auf. Weitere immunologische Untersuchungen wiesen
nach, dass die untersuchte Form der Fibrillen besonders krankheitsrelevant
ist.

Proteinfibrillen sind in elektronenmikroskopischen Aufnahmen zwar sichtbar
(Abb. 1), aber es ist sehr schwierig, ins atomare Detail zu gehen. Die
dafür gebräuchlichen strukturbiologischen Methoden setzen voraus, dass das
Makromolekül entweder als möglichst regelmäßiger Kristall oder in Form
einzelner gelöster Moleküle in Wasser vorliegt. Fibrillen sind jedoch
langgestreckte Gebilde, die unter sich verkleben und weder Kristalle
bilden noch in Wasser gelöst werden können.

Einzig die Festkörper-Kernresonanzspektroskopie (Festkörper-NMR) ist hier
in der Lage, Einblick auf atomarer Ebene zu bieten. Neue methodische
Entwicklungen erlauben es, ein Netzwerk von Distanzen zwischen Atomen der
Proteinmoleküle in einer Fibrille auszumessen (Abb. 2). Daraus konnte in
umfangreichen Rechnungen der atomare Aufbau der Fibrille rekonstruiert
werden.

Der Hauptteil des Beta-Amyloid 1-42 Peptids nimmt die Struktur eines
doppelten Hufeisens an (Abb. 3). Jeweils zwei gleiche Moleküle in einer
Ebene bilden, aufeinandergestapelt, eine lange Fibrille. Viele
Wasserstoffbrückenbindungen parallel zur Längsachse geben der Fibrille
ihre hohe Stabilität.

"Die Struktur unterscheidet sich grundlegend von früheren Modellstudien,
für die kaum experimentelle Messdaten zur Verfügung standen", erklärt
Prof. Peter Güntert, Professor für Computergestützte Strukturbiologie an
der Goethe-Universität.

In Fachkreisen haben die Publikationen der europäischen und amerikanischen
Teams, die einander bestätigen, für Aufsehen gesorgt, denn erstmals ist es
möglich, auf Grundlage der Struktur gezielt nach Arzneistoffen zu suchen,
die Beta-Amyloid Fibrillen angreifen. Die Forscher hoffen, dass in den
nächsten ein bis zwei Dekaden der vor 110 Jahren von dem Frankfurter Arzt
Alois Alzheimer erstmals beschriebenen Geißel des Alters der Schrecken
genommen werden kann.


Publikationen:

Wälti, M. A.; Ravotti, F.; Arai, H.; Glabe, C.; Wall, J.; Böckmann, A.;
Güntert, P.; Meier, B. H. & Riek, R. Atomic-resolution structure of a
disease-relevant Aβ(1-42) amyloid fibril. Proceedings of the National
Academy of Sciences of the United States of America, DOI
10.1073/pnas.1600749113.

http://www.pnas.org/content/early/2016/07/27/1600749113

Colvin, M. T.; Silvers, R.; Ni, Q. Z.; Can, T. V.; Sergeyev, I.; Rosay, M.;
Donovan, K. J.; Michael, B.; Wall, J.; Linse, S. & Griffin, R. G. Atomic
resolution structure of monomorphic Aβ42 amyloid fibrils. Journal of the
American Chemical Society, DOI 10.1021/jacs.6b05129.

Xiao, Y.; Ma, B.; McElheny, D.; Parthasarathy, S.; Long, F.; Hoshi, M.;
Nussinov, R. & Ishii, Y. Aβ(1-42) fibril structure illuminates
self-recognition and replication of amyloid in Alzheimer's disease. Nature
Structural & Molecular Biology 22, 499-505 (2015).
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FORSCHUNG/620: Neue Ursache für Immun-Neuropathien entdeckt (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 01.08.2016

Neue Ursache für Immun-Neuropathien entdeckt

Würzburger Neurologen haben Antikörper entdeckt, die an der Entstehung
bestimmter Formen von Nervenleiden beteiligt sind. Damit konnten sie auch
den Weg für eine erfolgreiche Therapie dieser Krankheiten aufzeigen.



Patienten mit sogenannten Immun-Neuropathien haben oft eine lange
Krankengeschichte: Da es keinen diagnostischen Test gibt, der die
Erkrankung sicher nachweisen kann, wird die Diagnose oft sehr spät
gestellt, und es kann zu Fehldiagnosen kommen. Entsprechend vergehen oft
viele Jahre bis eine Therapie erfolgt. Allerdings sprechen auch bei
raschem Therapiebeginn nicht alle Patienten auf die Medikamente der ersten
Wahl an.

Als Ursache dieser Neuropathien wird ein Autoimmunprozess angenommen, bei
dem sich das eigene Immunsystem gegen Bestandteile der Nervenfasern
richtet und diese zerstört. "Wie genau dieser Mechanismus abläuft, ist
noch weitgehend unklar. Das erschwert natürlich die Entwicklung
zielgerichteter Medikamente", sagt Dr. Kathrin Doppler, Fachärztin an der
Neurologischen Klinik und Poliklinik des Würzburger Universitätsklinikums.

Publikation in Brain

Einen potenziellen Auslöser solcher Neuropathien hat Kathrin Doppler
zusammen mit der Medizindoktorandin Luise Appeltshauser und Claudia
Sommer, leitende Oberärztin und Professorin für Neurologie, jetzt in einer
neuen Studie identifiziert. Die Ergebnisse ihrer Arbeit stellen sie in der
aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift Brain vor.

"Wir konnten feststellen, dass bei einem Teil der Patienten Antikörper
gegen das Protein Caspr vorliegen", schildert Kathrin Doppler das zentrale
Ergebnis dieser Studie. Caspr ist am Aufbau der sogenannten Ranvierschen
Schnürringe beteiligt - einer Struktur an der Nervenfaser, die besonders
wichtig für die Weiterleitung von Nervenimpulsen ist. Die
Wissenschaftlerinnen konnten zeigen, dass bei Patienten mit Antikörpern
gegen Caspr der Aufbau der Ranvierschen Schnürringe zerstört wird und die
Nervenleitung stark beeinträchtigt ist.

Erfolgreiche Therapie bei Betroffenen

In ihrer Studie untersuchten die Würzburger Forscherinnen 35 Patienten mit
chronisch inflammatorischer demyelinisierender Polyneuropathie (CIDP),
einer chronischen Form der Nervenentzündung, und 22 Patienten mit
Guillain-Barré-Syndrom, einer akuten Form. Bei jeweils einem Patienten mit
CIDP und mit Guillain-Barré-Syndrom konnten die Antikörper gegen das
Protein Caspr im Blut nachgewiesen werden. Darüber hinaus konnten die
Wissenschaftlerinnen zeigen, dass die Antikörperbildung bei diesen
Patienten durch das Medikament Rituximab gehemmt werden kann und die
Symptome sich dadurch zurückbilden.

Auch wenn Antikörper gegen Caspr nur bei einem kleinen Teil der Patienten
nachweisbar sind, so sind Antikörper-assoziierte Immun-Neuropathien
insgesamt vermutlich häufiger, als bislang angenommen. Caspr ist nämlich
schon das dritte Protein in diesem Bereich des Ranvierschen Schnürrings,
gegen das nun Autoantikörper nachgewiesen wurden. Neben den Würzburger
Neurologinnen haben in den vergangenen Jahren auch Wissenschaftler aus
Spanien und Japan Autoantikörper gegen zwei andere Schnürringproteine,
Contactin-1 und Neurofascin-155, bei Patienten mit Immun-Neuropathien
nachweisen können.

Hoffnung auf eine bessere Diagnose

"Unsere Studie bestärkt die Annahme aus den Vorläuferstudien, dass
Patienten mit Antikörpern gegen Proteine des Ranvierschen Schnürrings
charakteristische Merkmale aufweisen", sagt Kathrin Doppler. Das heißt:
Die Erkrankung entwickelt sich schnell, führt zu schweren Lähmungen und
spricht schlecht auf die übliche Therapie mit Kortikosteroiden oder
Immunglobulinen an, sehr gut hingegen auf eine Therapie mit Rituximab. Bei
den beiden Patienten mit Caspr-Antikörpern konnten die Würzburger
Neurologen als weiteres charakteristisches Merkmal starke Nervenschmerzen
feststellen. Bei Patienten mit Antikörpern gegen die beiden anderen
Proteine - Neurofascin-155 und Contactin-1 - gilt hingegen ein
ausgeprägtes Zittern bei zielgerichteten Bewegungen als typisch.

Nach Aussage der Würzburger Wissenschaftlerinnen gibt diese Studie Anlass
zur Hoffnung, dass zumindest bei einem Teil der Patienten mit
entzündlicher Neuropathie eine Ursache identifiziert werden kann, und dass
diese Patienten durch einen einfachen Bluttest auf das Vorliegen der
Autoantikörper identifiziert und zielgerichtet behandelt werden können.


Auto-antibodies to contactin-associated protein 1 (Caspr) in two
patients with painful inflammatory neuropathy. Doppler K, Appeltshauser L,
Villmann C, Martin C, Peles E, Krämer HH, Haarmann A, Buttmann M, Sommer
C.Brain. 2016 Jul 29. DOI: 10.1093/brain/aww189
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INFEKTION/1547: Fliegen als Krankheitsüberträger (idw)


Deutsches Primatenzentrum GmbH / Leibniz-Institut für Primatenforschung -
02.08.2016

Fliegen als Krankheitsüberträger

Wissenschaftler vom Deutschen Primatenzentrum beschreiben Übertragungsweg
einer tropischen Krankheit



Offene Wunden an Armen und Beinen, entstellte Gesichter - Frambösie ist
eine Krankheit, die Haut, Knochen und Knorpel befällt. Betroffen sind vor
allem Kinder in den entlegensten tropischen Gegenden von Afrika,
Südostasien und dem Pazifikraum. Auslöser der Krankheit ist das Bakterium
Treponema pallidum subspecies pertenue. Bislang ging man davon aus, dass
das Bakterium nur von Mensch zu Mensch übertragen wird. Eine jetzt
veröffentlichte Studie eines internationalen Forscherteams um Sascha Knauf
vom Deutschen Primatenzentrum - Leibniz-Institut für Primatenforschung
legt jedoch nahe, dass auch Fliegen als Überträger fungieren. Dies muss
bei der Bekämpfung der Krankheit berücksichtigt werden (EBioMedicine 2016).

Da wo die Straßen aufhören und nur noch einzelne Dörfer den Urwald
unterbrechen, beginnt das Frambösie-Gebiet. Benannt nach der Himbeere,
französisch "framboise", führt diese Krankheit zunächst zu himbeerartig
aussehenden Hautveränderungen. Bleibt die Erkrankung unbehandelt, kommt es
im weiteren Verlauf zu schweren Knochen- und Knorpelveränderungen, die
insbesondere im Gesicht und an den Extremitäten auftreten. Die Ansteckung
erfolgt durch Hautkontakt mit einer infizierten Person. Die World Health
Organization (WHO) geht davon aus, dass 75 bis 80 Prozent der betroffenen
Kinder unter 15 Jahre sind.

Eigentlich genügt eine Pille eines Antibiotikums, um die durch das
Bakterium Treponema pallidum subspecies pertenue ausgelöste Krankheit zu
heilen. Praktisch gibt es jedoch viele Dörfer ohne Zugang zum rettenden
Medikament. Die WHO hat sich nun ein zweites Mal dem Problem angenommen
und will die Krankheit bis zum Jahr 2020 ausrotten. Dabei könnte es aber
ein Problem geben: Nicht nur hat das internationale Forscherteam um Sascha
Knauf vom Deutschen Primatenzentrum in einer früheren Studie den
Frambösieerreger auch im Affen nachgewiesen und damit den Verdacht
nahegelegt, dass es ein bisher unbeachtetes Tierreservoir gibt, das
Bakterium konnte in der aktuell veröffentlichten Studie auch auf Fliegen
nachgewiesen werden. "Dadurch bekommt die Mensch-zu-Mensch, aber auch die
Affe-zu-Mensch Übertragung eine neue Dimension, die zuvor nur spekuliert
werden konnte", sagt Sascha Knauf. Sollten Fliegen die Bakterien von Affen
auf Menschen übertragen, so ist es fraglich, ob die Krankheit beim
Menschen überhaupt nachhaltig ausgerottet werden kann, da gerade in den
Urwalddörfern Affen und Menschen so nah beieinander leben, dass eine
Fliege von einer Wunde zur nächsten gelangen kann.

Sascha Knauf und seine Kollegen haben 207 Fliegen in zwei Nationalparks in
Tansania untersucht. In beiden Parks leben mit Treponema infizierte
Paviane. In rund 20 Prozent der untersuchten Fliegen konnte Bakterien-DNA
nachgewiesen werden. "Unsere Untersuchung bekräftigt die Annahme, dass
Fliegen die Frambösie übertragen können", sagt Sascha Knauf, Erstautor der
Studie. Die Forscher wollen weiter an dem Thema arbeiten, da bislang noch
nicht klar ist, ob die in den Fliegen gefundenen Bakterien lebensfähig
sind. "Wenn sich bestätigt, dass die Fliegen tatsächlich lebende Bakterien
übertragen und infizierte Affen als Reservoir fungieren, wird es immer
wieder Fälle von Frambösie geben, auch wenn die Krankheit beim Menschen
durch Medikamente und Hygienemaßnahmen ausgerottet wird", sagt Knauf.


Originalpublikation

Sascha Knauf, Jane Raphael, Oriol Mitjà, Inyasi A. V. Lejora, Idrissa S.
Chuma, Emmanuel K. Batamuzi, Julius D. Keyyu, Robert Fyumagwa, Simone Lüert,
Charmie Godornes, Hsi Liu, Christiane Schwarz, David Smajs, Philippe Grange,
Dietmar Zinner, Christian Roos, Sheila A. Lukehart (2016): Isolation of
Treponema DNA from necrophagous flies in a natural ecosystem. EBioMedicine,
doi: 10.1016/j.ebiom.2016.07.033

http://www.ebiomedicine.com/article/S2352-3964(16)30343-7/fulltext

Kontakt

Dr. Sascha Knauf

E-Mail: sknauf@dpz.eu

Dr. Susanne Diederich (Kommunikation)

E-Mail: sdiederich@dpz.eu

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dpz.eu/de/startseite/einzelansicht/news/fliegen-als-krankheitsuebertraeger.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution305

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung

Dr. Susanne Diederich, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





KREBS/1109: Forschung - Neuer Biomarker für Krebsimmuntherapie? (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 01.08.2016

DKTK Berlin und Heidelberg: Neuer Biomarker für Krebsimmuntherapie?



Der Ligand PD-L1 gehört zu den wichtigsten Zielstrukturen der
Krebsimmuntherapie mit Checkpoint-Inhibitoren. Wissenschaftler des
Deutschen Konsortiums für Translationale Krebsforschung (DKTK) haben nun
gezeigt, dass sich verschiedene Krebsarten in der Anzahl der
PD-L1-Genkopien unterscheiden. Genetische Analysen des PD-L1-Gens könnten
somit möglicherweise künftig helfen, vorherzusagen, welche Patienten von
Checkpoint-Inhibitoren profitieren. Im DKTK verbindet sich das Deutsche
Krebsforschungszentrum (DKFZ) als Kernzentrum langfristig mit onkologisch
besonders ausgewiesenen universitären Partnerstandorten und Kliniken in
Deutschland.

Bereits vor hundert Jahren stellten Wissenschaftler die These auf, dass
das Immunsystem Krebszellen erkennen und beseitigen kann. Doch erst mit
den "Checkpoint-Inhibitoren" gelang vor wenigen Jahren ein entscheidender
Durchbruch. Sie wirken an den Immunkontrollpunkten des Immunsystems, auch
Checkpoints genannt. Beim gesunden Menschen verhindern diese
Kontrollpunkte, dass es zu einer überschießenden Abwehrreaktion kommt.
Tumoren missbrauchen diese Immunkontrollpunkte, um die gegen sie
gerichtete Immunabwehr zu unterdrücken. Hier greifen Checkpoint-Inhibitoren
ein: Sie hemmen den Signalweg, lösen also gewissermaßen die Bremsen des
Immunsystems und geben damit der Körperabwehr wieder die Möglichkeit, den
Tumor zu attackieren.

PD-L1 lässt sich für diagnostische Tests nutzen

Als vielversprechende Zielstruktur für die Behandlung von Tumoren mit
Checkpoint-Inhibitoren gilt der auf T-Zellen vorhandene Rezeptor
"programmed cell death 1 (PD-1)" und sein Ligand, PD-L1, der auf den
meisten Tumorzellen vorkommt. Erste Medikamente, die die tumorbedingte
Bremse der Immunabwehr über diesen Checkpoint aufheben, sind bereits auf
dem Markt. "PD-L1 ist zudem ein interessanter Biomarker für diagnostische
Tests, um vorherzusagen, wie gut Patienten auf die Immuntherapie
ansprechen werden", erklärt der Bioinformatiker Jan Budczies der DKTK
Partnereinrichtung Charité Berlin. "Aktuelle Studien zeigen jedoch, dass
die Zusammenhänge sehr komplex sind." Demnach sprechen nicht alle
Patienten, bei denen PD-L1 im Tumorgewebe nachgewiesen wurde, auf eine
Therapie mit PD-L1-Blockern an. Umgekehrt gab es auch bei Patienten
Behandlungserfolge, bei denen sich kaum PD-L1-Protein in den Tumoren
nachweisen ließ.

Tumoren verschiedener Krebsarten unterscheiden sich in der Anzahl der
PD-L1-Genkopien

Gemeinsam mit DKTK-Wissenschaftlern der Standorte Berlin, München und
Heidelberg zeigte das Team um Jan Budczies und den Pathologen Albrecht
Stenzinger, dass Tumoren zahlreicher Krebsarten sich in der Anzahl der
Kopien des PD-L1-Gens unterscheiden. In den Tumorgenomen von
9771 Patienten mit 22 unterschiedlichen Krebserkrankungen, darunter auch die
häufigsten Krebsarten wie Lungen-, Darm- und Brustkrebs, fanden die
Krebsforscher veränderte Kopienzahlen des PD-L1-Gens und benachbarter Gene.
Wurden Genkopien vervielfacht oder gingen verloren, so beeinflusste das in
vielen Fällen auch die Genaktivität und die Menge des PD-L1 Proteins im
Tumor, wie die Studie zeigte.

Mit der Studie wollen die Wissenschaftler dazu beitragen, diagnostische
Tests für den Einsatz von Immuncheckpoint-Inhibitoren zu optimieren und
die Tumorbiologie im Hinblick auf die Immuntherapie und andere
Therapieverfahren besser zu verstehen. "Wir konnten zeigen, dass die
Anzahl der PD-L1 Genkopien in ganz unterschiedlichen Krebsarten verändert
sein kann", sagt Albrecht Stenzinger vom Institut für Pathologie des
Universitätsklinikum Heidelberg und dem Nationalen Centrum für
Tumorerkrankungen (NCT). "Das betrifft nicht nur PD-L1 selbst, sondern
zahlreiche benachbarte Gene, von denen einige bereits als Treibergene für
Tumorerkrankungen bekannt sind. Die meisten Tumoren mit erhöhter PD-L1
Genkopienzahl besitzen beispielsweise auch mehr Kopien des Gens für die
Kinase JAK2, die eine Rolle bei Erkrankungen des Blutes spielt und
kürzlich auch als Zielstruktur in einem prognostisch ungünstigen
Brustkrebs-Subtyp identifiziert worden ist."

PD-L1 Genkopienzahl hat das Potential zum Biomarker

Erbgut-Analysen könnten demnach dazu beitragen, weitere Zielstrukturen in
der Nachbarschaft von PD-L1 zu erkennen. "Derartige Studien sind
hochkomplex und können nur von einem interdisziplinären Team aus
Medizinern und Grundlagenforschern durchgeführt werden. Das DKTK bietet
hierfür die ideale Umgebung, indem es die Expertise von Onkologen,
Bioinformatikern und Pathologen zusammenführt", sagt Albrecht Stenzinger.
Jan Budczies, der für den bioinformatischen Teil der Studie verantwortlich
ist, betont: "Big Data-Analysen sind ein wichtiges Werkzeug der modernen
Medizin. Nur wenn Wissenschaftler fächerübergreifend zusammenarbeiten,
können wir die daraus resultierenden Ergebnisse schnell in einen Nutzen
für die Patienten übersetzen."

Die Analyse der PD-L1-Genkopien und der PD-L1-Rezeptoren könnte dabei
helfen, Patienten zu identifizieren, die von der Immuntherapie mit
Checkpoint-Inhibitoren besonders profitieren. Dass die Analyse der
PD-L1-Kopienzahl für die klinische Praxis relevant ist, zeigen bereits
zwei kürzlich veröffentliche Studien zum Hodgkin Lymphom. Sowohl der
Verlauf der Erkrankung als auch der Behandlungserfolg mit Blockern des
PD-1-Signalweges ließ sich anhand der Kopienzahl der PD-L1-Gene
vorhersagen. Die Arbeit von Budczies und Stenzinger legt nahe, dass dies
auch bei zahlreichen anderen Krebsarten der Fall sein könnte.


Budczies, J. et. al.: Pan-Cancer Analysis of Copy Number Changes in
Programmed Death-Ligand 1 (PD-L1, CD274) - Associations with Gene Expression,
Mutational Load, and Survival. In: Genes, Chromosomes & Cancer (22. April
2016) DOI: 10.1002/gcc.22365

* Das Deutsche Konsortium für Translationale Krebsforschung (DKTK) ist eine
gemeinsame, langfristige Initiative des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF), der beteiligten Bundesländer und des Deutschen
Krebsforschungszentrums (DKFZ) und wurde als eines der sechs Deutschen Zentren
der Gesundheitsforschung (DZGs) gegründet. Mit dem DKFZ kooperieren
Forschungseinrichtungen und Kliniken an Standorten Berlin, Dresden,
Essen/Düsseldorf, Frankfurt/Mainz, Freiburg, Heidelberg, München und Tübingen,
um optimale Bedingungen für die kliniknahe Krebsforschung zu schaffen. Das
Konsortium fördert interdisziplinäre Forschungsthemen an der Schnittstelle
zwischen Grundlagenforschung und Klinik, sowie klinische Studien zu innovativen
Therapie- und Diagnoseverfahren. Ein weiterer Schwerpunkt ist der Aufbau von
Forschungsplattformen, um den Einsatz personalisierter Krebstherapien zu
beschleunigen und die Diagnose und Prävention von Krebserkrankungen zu
verbessern. Mehr Informationen unter 

www.dktk.org
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NIERE/062: Nivolumab bei Nierenzellkarzinom - Hinweis auf Zusatznutzen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) -
01.08.2016

Nivolumab bei Nierenzellkarzinom: Hinweis auf Zusatznutzen

Vorteile bei Gesamtüberleben, Morbidität und Nebenwirkungen



Nivolumab ist seit April 2016 als sogenannter Checkpoint-Inhibitor zur
Behandlung Erwachsener mit fortgeschrittenem Nierenzellkarzinom
zugelassen, die bereits eine Vortherapie durchlaufen haben. In einer
frühen Nutzenbewertung hat das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) nun untersucht, ob der
monoklonale Antikörper diesen Patientinnen und Patienten einen
Zusatznutzen gegenüber der zweckmäßigen Vergleichstherapie bietet.

Demnach gibt es für Betroffene mit hohem MSKCC-Score, also ungünstiger
Prognose, einen Hinweis auf einen erheblichen Zusatznutzen. Für Betroffene
mit günstiger oder intermediärer Prognose ist der Zusatznutzen
beträchtlich.

Zulassungsstudie wegen Überlebensvorteil vorzeitig beendet

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat anhand der Vortherapie zwei
Fälle unterschieden: Für Patientinnen und Patienten, die nicht mit
Temsirolimus behandelt wurden, sollte Everolimus die zweckmäßige
Vergleichstherapie sein. War Temsirolimus die Vortherapie, sollte
Nivolumab mit Sunitinib verglichen werden. Für diese zweite Fragestellung
legte der Hersteller keine Daten vor, sodass ein Zusatznutzen von
Nivolumab hier nicht belegt ist.

Für die erste Fragestellung führt der Hersteller die Zulassungsstudie
CA209-025 an. Eingeschlossen waren Erwachsene mit fortgeschrittenem oder
metastasiertem Nierenzellkarzinom, die eine oder zwei antiangiogenetische
Vortherapien oder bis zu drei systemische Therapien hinter sich hatten.
Nach einer Interimsanalyse wurde die Studie vorzeitig beendet, da sich
beim Gesamtüberleben ein deutlicher Vorteil von Nivolumab abzeichnete.

Vorteile auch bei Morbidität und Nebenwirkungen

Der Effekt beim Endpunkt Gesamtüberleben wird durch den sogenannten
MSKCC-Score modifiziert, der die Risikofaktoren für eine Verschlechterung
zählt: Für Betroffene mit einer ungünstigen Prognose gibt es einen Hinweis,
für Patienten mit günstigem oder intermediärem Score dagegen keinen
Anhaltspunkt auf einen Zusatznutzen von Nivolumab beim Gesamtüberleben.

In zwei Morbiditätsendpunkten (Symptomatik und Gesundheitszustand) sowie
mehreren Endpunkten der Kategorie Nebenwirkung (Abbruch wegen
unerwünschter Ereignisse, schwere unerwünschte Ereignisse und spezifische
unerwünschte Ereignisse) hat der neue Wirkstoff ebenfalls Vorteile
gegenüber der Vergleichstherapie.

Insgesamt ergibt sich für Patientinnen und Patienten mit günstigem oder
mittlerem MSKCC-Score ein Hinweis auf einen beträchtlichen, für Betroffene
mit ungünstiger Prognose sogar ein Hinweis auf einen erheblichen
Zusatznutzen von Nivolumab gegenüber Everolimus. Für Patienten, die mit
Temsirolimus vorbehandelt wurden, ist ein Zusatznutzen nicht belegt.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertung ist Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der G-BA verantwortet.
Nach Publikation der Dossierbewertung führt der G-BA ein
Stellungnahmeverfahren durch und fasst einen abschließenden Beschluss über
das Ausmaß des Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertung des IQWiG gibt
folgende Kurzfassung. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 01.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1083: Open-Source in der Medikamentenforschung - Es gibt noch Hoffnung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Open-Source in der Medikamentenforschung: es gibt noch Hoffnung

Von Silvia Swinden, 2. August 2016



Open-Source Forschung, welche als Open-Source Wissenschaft entstand
und schnell eine gegenkulturelle Bewegung in der Software Industrie in
den letzten beiden Jahrzehnten wurde, hat sehr bekannte Produkte
entwickelt wie zum Beispiel Linux, eine brauchbare Alternative zu
Microsoft Windows. Der kollaborative Ansatz der Open-Source
Wissenschaft wurde nun für Forschung und Entwicklung in der
Pharmabranche vorgeschlagen, als eine Möglichkeit, Hindernisse zu
überwinden und eine offene Diskussion zu ermöglichen. Einer der ersten
Berichte zu diesem neuen Ansatz steht im Magazin Science Daily [1].


"Die Open-Source Medikamentenentwicklung ist ein Erfolg"

Beim ersten Test einer Open-Source Medikamentenentwicklung haben
Forscher auf der ganzen Welt erfolgreich Substanzen identifiziert, die
bei der Behandlung von und dem Schutz vor Krankheiten eingesetzt
werden können, die durch Parasiten hervorgerufen werden, wie zum
Beispiel Malaria, aber auch gegen Krebs.

Im Jahr 2011 verteilte die Organisation "Medicines for Malaria
Venture [2] 400 Substanzen, die eine Wirkung gegen Plasmodium
falciparum, den Malariaerreger, aufwiesen, an 200 Forschungsgruppen in
30 Ländern. Einzige Voraussetzung war, dass die Ergebnisse der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden müssen. Ein Drittel der
Labore berichtete nun über ihre Ergebnisse in einer am 28. Juli
erschienenen Publikation in dem Forschungsmagazin PLOS Pathogens
"Open-Source Medikamentenentwicklung mit der Malaria Box Substanz
Kollektion für vernachlässigte Krankheiten und mehr." [3]

Die Resultate haben mehr als ein Dutzend Entwicklungsprojekte für eine
große Vielzahl von Krankheiten angeschoben.

"Der Versuch war nicht nur bei der Identifikation von Substanzen gegen
Malaria erfolgreich, sondern es wurden auch Stoffe identifiziert, die
gegen andere Parasiten oder gegen Krebs wirksam sind," sagte der
korrespondierende Autor Wesley Van Voorhis. Er hatte ein Sabbatjahr
von seiner Funktion als Medizin-Professor der Universität von
Washington und des Direktors des Zentrums für neuartige und
wiederkehrende Infektionskrankheiten genommen, um mitzuhelfen, das
Projekt voranzubringen.

Der Bericht sagt auch, dass, obwohl die Zeichen ermutigend seien, es
auch wichtig sei in Anbetracht der ungeheuerlichen Kosten, die durch
die kommerziellen Interessen der Pharmaindustrie entstünden, den
Open-Source Ethos aufrecht zu erhalten, der dieses Projekt so wichtig
gemacht hat.


Über die Autorin

Silvia Swinden, Autorin von "From Monkey Sapiens to Homo Intentional:
The Phenomenology of the Nonviolent Revolution", Adonis & Abbey,
London 2006


Anmerkungen:

[1] https://www.sciencedaily.com/releases/2016/07/160728142948.htm

[2] http://www.mmv.org/

[3] http://journals.plos.org/plospathogens/article?id=10.1371/journal.ppat.1005763


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ENTWICKLUNG/1240: Wirbelringgenerator - Keine trockenen Schleimhäute beim Fliegen (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.08.2016

Keine trockenen Schleimhäute beim Fliegen



In Flugzeugen ist die Luft mit etwa 20 Prozent relativer Luftfeuchtigkeit
sehr trocken, da so die Kondensatbildung in der Kabine vermieden wird.
Dies führt jedoch bei den Fluggästen und der Crew zu trockenen
Schleimhäuten. Ein Wirbelringgenerator soll künftig Kringel aus feuchter
Luft gezielt zu den Passagieren pusten und die Feuchtigkeit der Atemluft
anreichern - ohne dabei die gesamte Luftfeuchte in die Höhe zu treiben.

Die trockene Luft kratzt im Hals, der Griff zur Wasserflasche hilft nur
kurzfristig: Die Luftfeuchtigkeit im Flugzeug erreicht zum Teil nicht
einmal 20 Prozent. Der Grund dafür liegt in der Flughöhe und der damit
verbundenen kalten Außenluft, die einerseits nur sehr wenig Feuchte
mitbringt und andererseits die Flugzeughülle abkühlt. Wäre die Luft im
Innenraum feuchter, würde zusätzliches Wasser an der Hülle kondensieren.
Für die Passagiere allerdings ist das trockene Klima unangenehm.

Wirbelringe mit feuchter Luft

Eine neue Technologie aus dem Fraunhofer-Institut für Bauphysik IBP in
Valley soll dieses Problem künftig lösen. "Ein Wirbelringgenerator
reichert die Luft im Atembereich der Passagiere gezielt mit Feuchtigkeit
an und sorgt somit für eine größere Behaglichkeit, ohne die Feuchtigkeit
im gesamten Innenraum nennenswert zu erhöhen", sagt Thomas Kirmayr,
Gruppenleiter am IBP. Das Prinzip: Ein Generator erzeugt kleine
Wirbelringe aus feuchter Luft - ähnlich den Ringen, die manche Raucher in
die Luft pusten. Durch die Wirbelbildung bleiben die Ringe über eine
gewisse Strecke stabil, ohne sich signifikant mit der Umgebungsluft zu
mischen. Die Forscher haben ihren Generator so eingestellt, dass der
Wirbel auf die Brust der Passagiere trifft und dann durch die Körperwärme
nach oben Richtung Mund und Nase steigt. Denn die Brust, die von Kleidung
bedeckt ist, ist weniger empfindlich gegenüber der leichten Strömung als
das Gesicht. Das Ziel der Wissenschaftler: Sie wollen die Luftfeuchte in
der Atemluft um bis zu fünfzehn Prozent steigern - auf etwa 30 Prozent.
Durch die Wirbelringe gelingt dies mit einer minimal konditionierten
Luftmenge, die genau dahin transportiert wird, wo sie gebraucht wird.

Dummy hilft bei Tests

Der Generator selbst ähnelt einer Luftpumpe, deren Kolben mit einem
Linearmotor bewegt wird. Für die Demonstration reichern die Forscher die
Ringe mit Rauch statt mit Wasser an - auf diese Weise sind sie gut
sichtbar. Erste Tests mit dem Prototyp wurden mit einem Dummy
durchgeführt: Seine künstliche Nase erfasst die Luft und analysiert sie.
Das hilft den Forschern, die Grundeinstellungen des Systems vorzunehmen,
beispielsweise die Größe der Kringel, die Geschwindigkeit, mit der sie
ausgestoßen werden und die Taktrate. Für die optimalen Feineinstellungen
planen die Wissenschaftler Untersuchungen mit menschlichen Testpersonen.

In einem weiteren Schritt wird die Luft mit Wasser angereichert. Hier
greifen die Forscher auf eine Entwicklung aus einem anderen Projekt des
IBP zurück: Eine Membran, die Wasser von Luft trennt. Aufgrund des
Konzentrationsgefälles wandern die Wassermoleküle durch die Membran. Wie
viel Wasser von der Luft aufgenommen wird, lässt sich über ihre wirksame
Fläche und die Wassertemperatur justieren - je größer die wirksame
Membranfläche beziehungsweise je höher die Wassertemperatur, desto mehr
Feuchtigkeit wird in die Luft übertragen. Wie weit der Wirbelring fliegt,
ohne sich aufzulösen, lässt sich über den Impuls steuern, mit dem er auf
den Weg geschickt wird - quasi über den Anschwung, den man ihm gibt.

Über die Wirbelringe lässt sich nicht nur die Atemluft mit Feuchtigkeit
anreichern. Denkbar ist auch, mit ihnen gezielt Duftstoffe zu
transportieren, die zunehmend in Lüftungssystemen verwendet werden. Da
diese jedoch auch allergisch reagierende Personen erreichen könnten,
sollten sie nur in minimalen Dosen abgegeben werden und nur den Fluggast
erreichen, der dies wünscht. "Da die Zulassungen in der Luftfahrtindustrie
sehr langwierig sind, wird es jedoch noch dauern, bis das System in
Flugzeugen zum Einsatz kommt", sagt Kirmayr. "Geplant ist, den Generator
in die Rückenlehne des Sitzes einzubauen."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2016/august/keine-trockenen-schleimhaeute-beim-fliegen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, Britta Widmann, 01.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2383: Witten - Wildes Holz - "Astrein!" am 6. Oktober 2016


Wildes Holz - "Astrein!"



Eine Konzertgitarre, ein Kontrabass und die gemeine Blockflöte: wenn
das nicht mal eine astreine Besetzung für eine Rockband ist! - Das
dachten sich die drei Männer, die ihre Band "Wildes Holz" nennen und
aus diesem Instrumentarium Klänge hervorbringen, die man kaum für
möglich hält!

Wer hätte schon gedacht, dass die Blockflöte mit Stücken von AC/DC
einen Saal zum Toben bringt, oder dass sie die Stimme eines jungen
Michael Jackson geradezu perfekt imitiert? Sogar Stücke von Deep
Purple oder Kraftwerk funktionieren astrein in der Holz-Version. Neben
solch verblüffenden Bearbeitungen bekannter Radio-Hits stellt das neue
Programm auch Adaptionen klassischer Werke in den Mittelpunkt, die bei
Wildes Holz ein gutes Stück rockiger daherkommen als man es sonst zu
hören gewohnt ist. Abgerundet wird es durch eigene Kompositionen, die
besonders faszinieren und die überraschenden Klangmöglichkeiten dieser
Besetzung voll ausreizen.

Wird diese atemberaubende musikalische Darbietung dann auch noch mit
bestechender Bühnenpräsenz, spontaner Komik und Publikumsnähe
verbunden, dann verdient sie endgültig das Prädikat: astrein!

Karten ab 22,50 EUR inkl. Geb.

VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten
CTS-VVK-Stellen

Termin:

Am 06.10.2016 um 20:00 Uhr

Veranstaltungsort: Saalbau Witten

Bergerstraße 25, 58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.saalbau-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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LIEDER/1710: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Chanson-Duo Nymphetamin, "Lieder einer fahrigen Gesellin", 17.9.2016


Kulturcafé Komm du - September 2016

Chanson-Duo Nymphetamin: "Lieder einer fahrigen Gesellin"
 

Lyrik und Chansons von Marlene Dietrich bis hin zu Brecht & Weill

Konzert am Samstag, 17. September 2016, 20.00 bis 22.30 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Chanson-Duos Nymphetamin - Foto im Flyer: © by Andreas Ehrig]






Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 17.09.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Nymphetamin

Lieder einer fahrigen Gesellin - Chansons

Frauen. Und die Liebe. Die Sehnsucht, die Eifersucht. Die Suche nach
einem Hauch von Heimat. Marie-Luise Böning (Gesang) und
Lena Sophia Schmidt (Klavier) präsentieren Lyrik und Chansons
von Wolf Biermann über Marlene Dietrich und Friedrich Hollaender bis
hin zu Brecht und Weill. Auch eigene Lieder und Arrangements finden
sich, reich gespickt mit Improvisationen und Mehrstimmigkeiten in
einem Programm, das die unterschiedlichen Facetten eines
Menschenlebens beleuchtet und die Zuschauer dennoch beschwingt und
mit einem Augenzwinkern in den Abend entläßt. Seit 2012 konzertiert
das Duo deutschlandweit und erhielt bereits mehrere renommierte
Musikpreise. 


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Das Chanson-Duo Nymphetamin - Foto: © by Roman Majewski]

Das Chanson-Duo Nymphetamin

Foto: © by Roman Majewski




Das Duo Nymphetamin

In Rostock im Jahr 2012 haben sich die Nymphen kennengelernt und
konzertieren seitdem deutschlandweit. Sie sind Preisträgerinnen des
Werner Richard Heymann-Chansonpreises beim Bundeswettbewerb Gesang
2013, Gewinner des Landes beim Internationalen
Interpretationswettbewerb für Verfemte Musik 2014 und Stipendiaten
des Yehudi Menuhin - Live Music Now e.V.

Besetzung: 

Marie-Luise Böning (Stimme)

Lena Sophia Schmidt (Klavier)


Weitere Informationen:

Nymphetamin - Homepage:

http://www.nymphetamin.com

Nymphetamin bei Facebook:

https://www.facebook.com/nymphetamin.duo


Zum Reinhören & Anschauen:

Surabaya Johnny - Nymphetamin

https://www.youtube.com/watch?v=gR_y9LaUhhk

Tu mir weh, Johnny - Nymphetamin 

https://www.youtube.com/watch?v=vnz99gqA3Kg

I want you but I don't need you (Momus) - Nymphetamin

https://www.youtube.com/watch?v=S8rK6vuFM0k




[image: Marie-Luise Böning und Lena Sophia Schmidt vom Chanson-Duo 'Nymphetamin' - Foto: © by Andreas Ehrig]

Marie-Luise Böning und Lena Sophia Schmidt sind das Duo NYMPHETAMIN

Foto: © by Andreas Ehrig




Über die Musikerinnen

Marie-Luise Böning,

1989 im Norden Deutschlands geboren, sang bereits im
zart-präpubertären Alter in Chören und erlernte das Orgelspiel.
Später kehrte sie der sakralen Musik den Rücken und widmete sich dem
Punk und Metal. Von schwarz nach weiß. Die Graustufe: In Rostock
studierte Sie Popular- und Operngesang u.a. bei Prof. Fionnuala
McCarthy, Prof. Klaus Häger und Prof. Barbara Felsenstein. Bach und
Meshuggah prägten sie ebenso wie ehrenamtliches Betreuerdasein auf
Behindertenfreizeiten und das Schauspiel. Seit 2012 singt sie im
Chanson-Duo Nymphetamin an der Seite von Lena Sophia
Schmidt, mit der sie im Rahmen des Bundeswettbewerb Gesang 2013
bereits die Bühne des Friedrichstadtpalastes bespielte.
Marie-Luise Böning gewann mit "Hamlet Komplex" den Wettbewerb
hmt Interdisziplinär 2013 und spielte u.a. für den NDR, die
Wetzlarer Festspiele und die Festspiele Mecklenburg Vorpommern.
Neben dem künstlerischen Schaffen ist sie seit 2011 Gesangslehrerin
an der Rock & Pop Schule Rostock, sowie Dozentin beim Rock & Pop
Campus in Rødekro, Dänemark. 

Lena Sophia Schmidt,

1990 in Zürich geboren, entdeckte schon früh ihre Leidenschaft für
die Musik. Gelang sie auf einigen Umwegen zu ihrem Hauptinstrument,
dem Klavier, macht sie es sich auch heute noch nicht bequem. Immer
auf der Suche nach neuen Klängen und verschiedenen Stilen, die sie
möglichst homogen zu ihrem eigenen macht, widmet sie sich dem
buntgefächerten Tasteninstrumentarium. Von Analog-Synthesizer bis
zum Fender Rhodes und präpariertem Klavier. Lena Schmidt war
Schülerin von Nik Bärtsch, mit dem sie sich intensiv mit
Polyrhythmik und Patternmusik auseinandersetzte. Seit 2012 studiert
sie Klavier an der Hochschule für Musik und Theater Rostock bei Mark
Reinke. Seitdem ist sie Duopartnerin der Sängerin Marie-Luise
Böning, wo sie die Kunst des Begleitens immer weiter vertieft
und für sich neu entdeckt.




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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LIEDER/1709: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Le-Thanh Ho, "Elephant" - Chanson, melancholischer Pop und Noir-Sounds, 16.9.2016


Kulturcafé Komm du - September 2016

Le-Thanh Ho: "Elephant"
 

Chanson, melancholischer Pop und Noir-Sounds

Konzert am Freitag, 16. September 2016, 20.00 bis 22.30 Uhr im Kulturcafé Komm du
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Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 16.09.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Le-Thanh Ho 

Melancholischer Pop, Chanson und Noir-Sounds

Die Sängerin und Songschreiberin Le-Thanh Ho präsentiert
zusammen mit dem Gitarristen Davide Panza deutschsprachige,
surrealistisch wirkende Chanson-Pop-Collagen, die den Zuhörer
mitnehmen in ihre eigenwillige, poetische Welt. Ob sie sich auf der
Bühne in Rage singt oder ins verführerische Flüstern verfällt, vom
Regen, von Elefanten oder vom Tanz in Zellophan erzählt, die Songs
der Künstlerin sind so unterschiedlich intoniert, daß man sich mal
mitten in Berlin oder Paris, mal aber auch ganz woanders wähnt. Ihre
Musik wurde u.a. mit dem Förderpreis für junge Liedermacher der
HSS-Stiftung, dem Nachwuchsraben der Stadt Berlin, und dem
Troubadour Förderpreis der Stadt Stuttgart ausgezeichnet. 

Besetzung:

Le-Thanh Ho (Gesang, Klavier, Gitarre)

Davide Panza (E-Gitarre)


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Die Berliner Chansonette, Sängerin und Liedschreiberin Le-Thanh Ho

Foto: © by Christopher Aoun



"Aus den Textfragmenten, Gedichten, Traumnotizen und Gedanken, die ich seit Jahren in Büchern festhalte, kristallisieren sich Themen heraus: Heimatlosigkeit, Einsamkeit, Verlorenheit, Schwermut. Und immer wieder diese Wut, die es mir möglich macht, mich gegen all das aufzulehnen", beschreibt Le-Thanh Ho ihre spezielle Form der Materialsammlung.




Weitere Informationen:

Le-Thanh Ho - Homepage:

http://www.le-thanh.de

Le-Thanh Ho - Künstlerseite bei BSC Music:

https://www.bscmusic.com/de/artist_zone/12954/le_thanh_ho.htm


Zum Reinhören & Anschauen:

Le-Thanh Ho // Aufzählung eines Sommers

https://vimeo.com/134711862

Le-Thanh Ho // Regen

https://vimeo.com/134536009

Le-Thanh Ho: Auftritt beim Festival Songs an einem Sommerabend 2015 - Fernsehaufzeichnung des BR

https://www.youtube.com/watch?v=IYnTFtkTO18
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Das Debut-Album "Elephant" der Berliner Chansonette, Sängerin und Liedschreiberin Le-Thanh Ho erschien im Juni 2015

Foto: © by Christopher Aoun




Über das Debütalbum "Elephant"

"Der Elefant ist ein kluges Tier. Man sagt, dass er verzeiht, aber
nichts vergisst. Und unter der dicken Haut schlägt ein großes Herz."
Was die in München geborene und heute in Berlin lebende
Liedermacherin Le-Thanh Ho über das Tier sagt, nach dem sie
ihr Debütalbum benannt hat, lässt sich nur zum Teil auf sie selbst
und ihre Kunst übertragen:

Herz findet sich reichlich in den neun hoch emotionalen Songs auf
"Elephant". Klug sind diese Texte auch. Doch ob die Autorin dieser
feinnervigen, oft unverblümt autobiografischen Lieder auch so eine
dicke Haut hat? Oder nicht vielmehr eine besondere Form der
Dünnhäutigkeit dieses Album überhaupt erst möglich machte?

"Aus den Textfragmenten, Gedichten, Traumnotizen und Gedanken, die
ich seit Jahren in Büchern festhalte, kristallisieren sich Themen
heraus: Heimatlosigkeit. Einsamkeit. Verlorenheit, Schwermut. Und
immer wieder diese Wut, die es mir möglich macht, mich gegen all das
aufzulehnen", beschreibt Le-Thanh Ho ihre spezielle Form der
Materialsammlung.

Die Tochter vietnamesischer Flüchtlinge, die als Sängerin einer
Ska-Punk-Band ihre ersten Schritte in die Musikszene setzte, später
Musical-Erfahrung machte und danach eine Schauspielausbildung (nach
der Strasberg-Methode) absolvierte, setzt ihre Gedanken und
Metaphern in ihren Texten wie Farbpunkte eines impressionistischen
Gemäldes ein. "Das ganze Lied gibt im Idealfall dann im Zuhörer ein
eigenes Bild einer Empfindung. Eine Emotion ist meiner Meinung nach
keine klare Farbe. Sie ist ein Farbenorkan eines Tons und erst in
der Tiefe und in den Tausenden von Nuancen und deren Mischungen
möchte ich mich ihr annähern", sagt Le-Thanh.

Zusammen mit ihrem engsten Freund, Gitarristen und Produzenten
Flemming Borby und einer kleinen Gruppe eingeschworener
musikalischer Mitstreiter kleidet sie diese impressionistischen
Songpoeme in eine Musik, in der sich Charakteristika des Chanson,
des deutschen Pop, von Ambient Musik und Klassik und Manchem mehr
auf erfrischend eigenwillige Art mischen.

Ihre emotionale Sprengkraft und ungeheure Faszination bekommen die
neun Songs aber durch Le-Thanhs Entschlossenheit, auf den
Schutz einer dicken Haut zu verzichten: "Ich könnte anders, aber ich
kann nicht, ich habe das Gefühl, es dem Publikum schuldig zu sein,
kompromisslos offen zu sein, sonst macht das, was ich mache, keinen
Sinn, und ich verschwende meine und des Zuhörers Zeit, wenn man
nicht in mich hineinschauen kann. In meine Wunden. In meine Freuden.
Und in eine Menschlichkeit, die wir alle gemeinsam haben." 

Quelle: http://le-thanh.jimdo.com/elephant/
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5124: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Le-Thanh Ho, "Elephant" - Chanson, melancholischer Pop und Noir-Sounds, 16.9.2016


Kulturcafé Komm du - September 2016

Le-Thanh Ho: "Elephant"
 

Chanson, melancholischer Pop und Noir-Sounds

Konzert am Freitag, 16. September 2016, 20.00 bis 22.30 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Portrait von Le-Thanh Ho - Foto im Flyer: © by Christopher Aoun]






Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 16.09.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Le-Thanh Ho 

Melancholischer Pop, Chanson und Noir-Sounds

Die Sängerin und Songschreiberin Le-Thanh Ho präsentiert
zusammen mit dem Gitarristen Davide Panza deutschsprachige,
surrealistisch wirkende Chanson-Pop-Collagen, die den Zuhörer
mitnehmen in ihre eigenwillige, poetische Welt. Ob sie sich auf der
Bühne in Rage singt oder ins verführerische Flüstern verfällt, vom
Regen, von Elefanten oder vom Tanz in Zellophan erzählt, die Songs
der Künstlerin sind so unterschiedlich intoniert, daß man sich mal
mitten in Berlin oder Paris, mal aber auch ganz woanders wähnt. Ihre
Musik wurde u.a. mit dem Förderpreis für junge Liedermacher der
HSS-Stiftung, dem Nachwuchsraben der Stadt Berlin, und dem
Troubadour Förderpreis der Stadt Stuttgart ausgezeichnet. 

Besetzung:

Le-Thanh Ho (Gesang, Klavier, Gitarre)

Davide Panza (E-Gitarre)


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Die Berliner Chansonette, Sängerin und Liedschreiberin Le-Thanh Ho

Foto: © by Christopher Aoun



"Aus den Textfragmenten, Gedichten, Traumnotizen und Gedanken, die ich seit Jahren in Büchern festhalte, kristallisieren sich Themen heraus: Heimatlosigkeit, Einsamkeit, Verlorenheit, Schwermut. Und immer wieder diese Wut, die es mir möglich macht, mich gegen all das aufzulehnen", beschreibt Le-Thanh Ho ihre spezielle Form der Materialsammlung.




Weitere Informationen:

Le-Thanh Ho - Homepage:

http://www.le-thanh.de

Le-Thanh Ho - Künstlerseite bei BSC Music:

https://www.bscmusic.com/de/artist_zone/12954/le_thanh_ho.htm


Zum Reinhören & Anschauen:

Le-Thanh Ho // Aufzählung eines Sommers

https://vimeo.com/134711862

Le-Thanh Ho // Regen

https://vimeo.com/134536009

Le-Thanh Ho: Auftritt beim Festival Songs an einem Sommerabend 2015 - Fernsehaufzeichnung des BR

https://www.youtube.com/watch?v=IYnTFtkTO18
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Das Debut-Album "Elephant" der Berliner Chansonette, Sängerin und Liedschreiberin Le-Thanh Ho erschien im Juni 2015

Foto: © by Christopher Aoun




Über das Debütalbum "Elephant"

"Der Elefant ist ein kluges Tier. Man sagt, dass er verzeiht, aber
nichts vergisst. Und unter der dicken Haut schlägt ein großes Herz."
Was die in München geborene und heute in Berlin lebende
Liedermacherin Le-Thanh Ho über das Tier sagt, nach dem sie
ihr Debütalbum benannt hat, lässt sich nur zum Teil auf sie selbst
und ihre Kunst übertragen:

Herz findet sich reichlich in den neun hoch emotionalen Songs auf
"Elephant". Klug sind diese Texte auch. Doch ob die Autorin dieser
feinnervigen, oft unverblümt autobiografischen Lieder auch so eine
dicke Haut hat? Oder nicht vielmehr eine besondere Form der
Dünnhäutigkeit dieses Album überhaupt erst möglich machte?

"Aus den Textfragmenten, Gedichten, Traumnotizen und Gedanken, die
ich seit Jahren in Büchern festhalte, kristallisieren sich Themen
heraus: Heimatlosigkeit. Einsamkeit. Verlorenheit, Schwermut. Und
immer wieder diese Wut, die es mir möglich macht, mich gegen all das
aufzulehnen", beschreibt Le-Thanh Ho ihre spezielle Form der
Materialsammlung.

Die Tochter vietnamesischer Flüchtlinge, die als Sängerin einer
Ska-Punk-Band ihre ersten Schritte in die Musikszene setzte, später
Musical-Erfahrung machte und danach eine Schauspielausbildung (nach
der Strasberg-Methode) absolvierte, setzt ihre Gedanken und
Metaphern in ihren Texten wie Farbpunkte eines impressionistischen
Gemäldes ein. "Das ganze Lied gibt im Idealfall dann im Zuhörer ein
eigenes Bild einer Empfindung. Eine Emotion ist meiner Meinung nach
keine klare Farbe. Sie ist ein Farbenorkan eines Tons und erst in
der Tiefe und in den Tausenden von Nuancen und deren Mischungen
möchte ich mich ihr annähern", sagt Le-Thanh.

Zusammen mit ihrem engsten Freund, Gitarristen und Produzenten
Flemming Borby und einer kleinen Gruppe eingeschworener
musikalischer Mitstreiter kleidet sie diese impressionistischen
Songpoeme in eine Musik, in der sich Charakteristika des Chanson,
des deutschen Pop, von Ambient Musik und Klassik und Manchem mehr
auf erfrischend eigenwillige Art mischen.

Ihre emotionale Sprengkraft und ungeheure Faszination bekommen die
neun Songs aber durch Le-Thanhs Entschlossenheit, auf den
Schutz einer dicken Haut zu verzichten: "Ich könnte anders, aber ich
kann nicht, ich habe das Gefühl, es dem Publikum schuldig zu sein,
kompromisslos offen zu sein, sonst macht das, was ich mache, keinen
Sinn, und ich verschwende meine und des Zuhörers Zeit, wenn man
nicht in mich hineinschauen kann. In meine Wunden. In meine Freuden.
Und in eine Menschlichkeit, die wir alle gemeinsam haben." 

Quelle: http://le-thanh.jimdo.com/elephant/
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97
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Internet: www.schattenblick.de
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AUSLAND/8064: Aus aller Welt - 03.08.2016 (SB)




MELDUNGEN



Frankreich plant Aufbau einer Nationalgarde

Die französische Regierung will innerhalb von drei Jahren eine
Nationalgarde aufbauen, die die Bevölkerung vor Terroranschlägen
schützen soll. Das gab Innenminister Bernard Cazeneuve nach einer
Sitzung des Sicherheitskabinetts bekannt. Die Truppe soll demnach aus
84.000 Militär- und Polizeireservisten bestehen und die bisherigen
Sicherheitskräfte entlasten. Präsident François Hollande hatte das
Vorhaben in der vergangenen Woche angekündigt.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8064: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.08.2016 (SB)




MELDUNGEN



Thüringer Polizei schneidet illegal Zehntausende Diensttelefonate mit

Die Thüringer Polizei hat offenbar jahrzehntelang heimlich
Diensttelefonate aufgezeichnet. Es bestehe aber auch der Verdacht,
daß Gespräche mit Staatsanwälten, Rechtsanwälten, Justizbeamten,
Sozialarbeitern oder Journalisten automatisch aufgenommen worden
seien, die dienstlich interne Polizeinummern gewählt hatten,
berichtete der MDR. Wie aus dem Innenministerium in Erfurt
verlautete, liegen der Staatsanwaltschaft zwei Strafanzeigen vor.
Staatsanwältin Anette Schmitter-Hell teilte am Mittwoch mit, daß
gegen einen Mitarbeiter des Innenministeriums wegen des Vorwurfs auf
Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes ermittelt werde.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8060: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.08.2016 (SB)




MELDUNGEN



Libysche Truppen rücken in Sirte ein

In Libyen sind regierungstreue Milizen in die IS-Hochburg Sirte
eingerückt. Sie werden dabei von US-Kampfflugzeugen aus der Luft
unterstützt. Nach Angaben der Armee müssen sich die Soldaten in
verschiedenen Teilen der Küstenstadt mit Heckenschützen und
Sprengfallen auseinandersetzen. Außerdem versuche der IS den
Vormarsch mit Autobomben und Selbstmordanschlägen zu stoppen. Seit
Juni vergangenen Jahres wird Sirte von islamistischen Aufständischen
kontrolliert. Vor drei Monaten begann eine Offensive zur
Rückeroberung der Hafenstadt.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8062: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.08.2016 (SB)




MELDUNGEN



Özdemir sieht keine Notwendigkeit für Bundeswehreinsatz im Inland

In der Debatte über Bundeswehreinsätze im Inneren sprach sich der
Bundesvorsitzende der Grünen, Cem Özedmir, dagegen aus, den
Einflußbereich der Truppe auf das Inland auszuweiten. Entsprechende
Forderungen bezeichnete der Politiker in einem Gespräch mit der
Frankfurter Neuen Presse als ein Mißtrauensbeweis gegenüber der
Polizei. Einsätze der Bundeswehr im Inland seien überflüssig. Bei der
Polizei gebe es Ausstattungs-, Kommunikations- und
Personalausstattungsprobleme, die sollte man ernst nehmen, betonte
Özdemir.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8061: Tragisches und Kurioses - 03.08.2016 (SB)




MELDUNGEN



Emirates-Maschine in Dubai notgelandet

Eine Passagiermaschine der Fluggesellschaft Emirates ist am Mittwoch
auf dem Flughafen von Dubai notgelandet und anschließend ausgebrannt.
Alle 300 Passagiere und Besatzungsmitglieder konnten in Sicherheit
gebracht werden. Ersten Meldungen zufolge war offenbar das Fahrwerk
der Boeing 777 nicht ausgefahren. Die in Thiruvananthapuram im
indischen Bundesstaat Kerala gestartete Maschine kam auf dem Bauch zum
Stehen. Über Notrutschen retteten sich alle Insassen ins Freie. Nach
zwei Stunden war der Brand gelöscht.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7146: Aus Forschung und Technik - 03.08.2016 (SB)




MELDUNGEN



Virgin Galactic erhält Betriebslizenz für Spaceship Two

Das Raumfahrtunternehmen Virgin Galactic darf kommerzielle Flüge in
den Weltraum durchführen - vorerst aber noch ohne Passagiere.
Die US-Luftfahrtbehörde Federal Aviation Authority FAA erteilte dem
Unternehmen für das neue Spaceship Two die Betriebslizenz, die es für
Testflüge freigibt. Virgin Galactic beabsichtigt, vom Spaceport
America in Neu Mexiko sub-orbitale Raumflüge für Alltouristen und für
wissenschaftliche Missionen anzubieten.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7156: Aus aller Welt - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Frankreichs Regierung bekräftigt Pläne für eine Nationalgarde

Frankreichs Innenminister Cazeneuve hat am Dienstag nach einer
Sitzung des Sicherheitskabinetts in Paris die Pläne von Präsident
Hollande bestätigt, eine Nationalgarde aufzustellen. Die neue Truppe
soll in drei Jahren einsatzbereit sein und Ende 2019 aus 84.000
Reservisten bestehen. Diese sollen die rund 10.000 Soldaten ablösen,
die wegen des zur Zeit verhängten Notstands in den Städten des Landes
schwerbewaffnet auf Streife gehen. Welche Kompetenzen die
Nationalgarde erhalten soll, wurde bislang nicht bekannt. Im
September sollen die Pläne den zuständigen Parlamentsausschüssen zur
Beratung vorgelegt werden.

3. August 2016
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GESUNDHEIT/7117: Medizin und Gesundheitswesen - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Antikörpertest erkennt Diabetes vor den ersten Symptomen

Darauf haben viele Ärzte und Patienten gewartet. Wie das Deutsche
Ärzteblatt meldete, können Frühstadien des Typ-1-Diabetes bei Kindern
mit Hilfe von Antikörpern bereits vor dem Auftreten der ersten
Krankheitssymptome erkannt werden. Wissenschaftler vom Institut für
Diabetesforschung (IDF) am Helmholtz Zentrum München haben nämlich
einen Test entwickelt, mit dem aus einem Tropfen Blut nachgewiesen
werden kann, ob entsprechende Antikörper vorhanden sind, die ein
Frühstadium der Erkrankung kennzeichnen. Allerdings ist die
Auswertung des Test noch relativ schwierig, so daß die Forscher jetzt
an Möglichkeiten der Vereinfachung der Untersuchung forschen.

3. August 2016
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JUSTIZ/7144: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Gesetz zur Todesstrafe in Delaware verfassungswidrig

Das Oberste Gericht in Delaware hat das in dem Bundesstaat geltende
Gesetz zur Verhängung der Todesstrafe als Verstoß gegen die
Verfassung der USA unter anderem erklärt, weil ein Richter
Todesurteile aussprechen kann, ohne daß diese eine Jury empfohlen
hätte. Das Justizministerium von Delaware kann gegen die Entscheidung
des Obersten Gerichts in Berufung gehen.

3. August 2016
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KULTUR/7071: Sprache, Kunst und Medium - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Gezeichnete Fluchterfahrungen auf Zeltwände gebannt

Der syrische Bildhauer Eyad Alkhateeb hat seine Erlebnisse und
Erfahrungen sowie die Erzählungen seiner vier Mitbewohner aus einer
Flüchtlingsunterkunft auf die Innenwände eines Zeltes gezeichnet.

Zu sehen sind etwa ausgemergelte und bedrohte Menschen, die in einer
Krisenregion auf Wasser und Nahrung warten oder Kinder, die mit ihren
Eltern auf der Flucht sind. "Hab keine Angst, mein Kind" steht in
englischer Sprache daneben.

Der Künstler lebt seit einem Jahr in der niedersächsischen Hauptstadt.
Er war nach seiner Flucht aus Damaskus, wo er seine Familie
zurückließ, sechs Monate lang in einem ehemaligen Baumarkt in Hannover
untergekommen. Dort begann er, seine Erlebnisse in Bilder umzusetzen.
Er dreht auch einen Film über seine Leidensgenossen. Die Ausstellung
beginnt am 12. August in der Städtischen Galerie Kubus in Hannover.

3. August 2016
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MILITÄR/7134: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr in Incirlik verstärkt Schutz eigener Flugzeuge

Die auf der türkischen Luftwaffenbasis Incirlik stationierten
Bundeswehreinheiten fliegen ihre Einsätze im syrischen Bürgerkrieg
nur noch mit Flugzeugen, die gegen Raketenangriffe geschützt sind.
Die Vorsichtsmaßnahme ist befristet auf die Zeit, in der das nach dem
gescheiterten Putsch Mitte Juli geschwächte türkische Militär den
Schutz der Einflugschneisen der Airbase nicht gewährleisten kann. In
Incirlik sind knapp 240 deutsche Soldaten stationiert. Sie betreiben
im Nachbarland Feindaufklärung mit Hilfe mehrerer Tornado-Maschinen.
Außerdem unterhalten sie ein Tankflugzeug zur Versorgung der
Kampfjets der ebenfalls in den Krieg involvierten NATO-Verbündeten.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7148: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Kabinett in Berlin verabschiedet neuen Bundesverkehrswegeplan

Das Bundeskabinett hat den neuen Bundesverkehrswegeplan von
Verkehrsminister Dobrindt für die Zeit bis 2030 gebilligt. Demnach
sollen 270 Milliarden Euro vor allem in den Erhalt des Straßen- und
Schienennetzes sowie der Wasserwege investiert werden. Knapp 42
Prozent der Investitionen sind für Bahnprojekte vorgesehen - laut
Dobrindt ist das deutlich mehr als im abgelaufenen Verkehrswegeplan.
In das Straßennetz sollen rund 49 Prozent fließen. 10 Prozent werden
für Wasserwege bereitgestellt. Über die einzelnen zu finanzierenden
Projekte wird letztlich der Bundestag entscheiden.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7121: Tragisches und Kurioses - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Taifun drückt Müllflut in die Bucht von Manila

Zwar bekamen die Bewohner der philippinischen Hauptstadt Manila nur
die Ausläufer des Taifuns Nida zu spüren, die sind aber dennoch
verheerend. So drückten die Wellen der aufgewühlten See Unmengen an
Müll auf die Strände und in die Häfen entlang der Küsten.

Der Nachrichtensender N24 berichtete von Hunderte Meter breiten
Teppichen aus Plastikflaschen, Aluminiumdosen, Tüten, Pflanzenresten
und Hausmüll aller Art, die dort angeschwemmt wurden.

Für den armen Inselstaat bedeutet die Müllentsorgung ein riesiges
Problem. Meistens werden Abfälle einfach in Gruben am Wegesrand oder
in die Landschaft gekippt.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7145: Arbeit, Soziales und Familie - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



In Aleppo droht ein Massensterben unter der Zivilbevölkerung

In der umkämpften nordsyrischen Stadt Aleppo droht ein Massensterben
der Zivilbevölkerung. Mehrere Dutzend Organisationen haben die
Befürchtung geäußert, daß die Bevölkerung als legitimes militärisches
Ziel angesehen wird, nachdem Rußland und die Regierung Assad in der
vergangenen Woche die Einrichtung humanitärer Korridore angekündigt
hatten, durch die Menschen fliehen könnten. Die Hilfsorganisation
"Ärzte der Welt" meldete in München, daß es im Osten von Aleppo weder
Nahrungsmittel noch Medikamente gibt.

Der Osten wird von Rebellengruppen gehalten, die zumeist zu den
islamistischen Milizen Islamischer Staat oder zu der aus der
Nusra-Front hervorgegangenen Jabhat Fateh al-Sham gehören.

Den Westen Aleppos kontrollieren syrische Truppen mit Unterstützung
russischen Militärs sowie verbündete Kämpfer unter anderem von der
libanesischen Hisbollah und den kurdischen YPG.

Al-Mousllie, in Deutschland lebendes Mitglied des oppositionellen
Syrischen Nationalrats, berichtete im Deutschlandfunk, Bewohner
Aleppos seien innerhalb der Stadt auf der Flucht vor Angriffen.

Fast 300.000 Menschen sind von der Außenwelt abgeschnitten und drohen
zu verhungern, weil das syrische Militär die Versorgungsrouten der
Aufständischen unterbrochen hat.

3. August 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7128: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Südchina im Griff von Taifun Nida

Die südchinesische Küste ist vom Taifun Nida heimgesucht worden.
Heftige Sturmböen und schwere Niederschläge fegten über das Land und
legten das Leben in der Wirtschaftsmetropole Hongkong und anderen
Millionenstädten wie Shenzhen und Guangzhou in der dicht bevölkerten
Region weitgehend lahm. Wie dpa meldete, blieben Schulen und Fabriken
geschlossen. Millionen von Menschen waren aufgefordert worden, daheim
zu bleiben. In Hongkong galt die höchste Taifun-Alarmstufe. Hunderte
Flüge und der Fährverkehr wurden gestrichen.

3. August 2016
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WIRTSCHAFT/7133: Märkte und Finanzen - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission genehmigt neue Kredite für Hauptstadtflughafen BER

Die Betreiber des künftigen Hauptstadtflughafens BER, der Bund, das
Land Brandenburg und Berlin, wollen noch einmal 2,2 Milliarden Euro in
das Projekt stecken, damit unter anderem Mängeln beim Brand- und
Schallschutz behoben werden können. 1,1 Milliarden Euro werden dem
Flughafenbetreiber direkt als Kredit gewährt. Für weitere 1,1
Milliarden Kredit übernehmen die Gesellschafter in vollem Umfang die
Bürgschaft. Dieses Geld soll von sieben Banken unter Federführung der
Norddeutschen Landesbank bereitgestellt werden. Die EU-Kommission hat
die Kredite nach eigenen Angaben genehmigt. Die Investitionen
erfolgten zu Marktbedingungen, hieß es in Brüssel. Sie stellten
keine staatlichen Beihilfen für den Flughafenbetreiber dar. Nach
dieser Entscheidung gilt die Finanzierung der Fertigstellung des
Flughafens und seines mittelfristigen Ausbaus als gesichert.
Letzterer ist notwendig geworden, weil das Verkehrsaufkommen auf dem
Hauptstadtflughafen schneller steigen dürfte, als die Planer
ursprünglich angegeben hatten. Der BER-Bau hatte 2006 begonnen. Die
für Mitte 2012 geplante Eröffnung wurde mehrmals verschoben. Nächster
Termin ist Ende 2017.

3. August 2016











Copyright 2016 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7151: Aus Forschung und Technik - 03.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Optische Uhren noch genauer als Atomuhren

Die Zeit der Atomuhren scheint zu Ende zu gehen. Wie RP Online
meldete, arbeiten Forscher an der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt (PTB) in Braunschweig an einem Nachfolger: der
optischen Uhr. Die atomare Schwingung ist hier noch einmal rund
100.000 Mal schneller. Denn bei der PTB werden Laserstrahlen durch
zahlreiche winzige Spiegel hin und her geleitet. In zehn Jahren könnte
es so weit sein, so Christian Lisdat (Arbeitsgruppenleiter bei der
PTB), daß solche Uhren die Atomuhren heutiger Bauart ablösen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





GENETIK/220: Komplexität und Fitness von Lebewesen - es kommt nicht auf die Genomgröße an (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
01.08.2016

Es kommt nicht auf die Größe an.

Warum die Komplexität und Fitness von Lebewesen nichts mit der Genomgröße
zu tun hat.



Warum verändern sich Genomgrößen, Chromosomenzahlen sowie die Anzahl der
Gene unabhängig voneinander während der Evolution von Lebensformen? Warum
unterscheiden sich verschiedene Arten hinsichtlich dieser Merkmale z.T.
erheblich, ohne dass das mit Verweis auf die Komplexität der jeweiligen
Lebensformen erklärbar wäre? Die Lösung dieses Rätsels lag bisher im
Dunkeln. Gaterslebener Forscher stellen in der renommierten
Fachzeitschrift Trends in Plant Science nun eine Erklärung für dieses
Phänomen vor.




[image: Abbildung: © Ingo Schubert, Katrin Lipfert/ IPK]

Drei Strategien der Genomgrößenevolution.

Abbildung: © Ingo Schubert, Katrin Lipfert/ IPK



Der größte Teil der genetischen Information eines Lebewesens, das Genom,
wird mit Ausnahme der Bakterien im Zellkern jeder Körperzelle in Form von
Chromosomen gespeichert. Von Generation zu Generation muss diese
Information, die in doppelsträngigen DNA-Molekülen codiert ist, einerseits
möglichst unverändert weitergegeben werden. Andererseits ist es aber auch
notwendig, dass das Genom in Grenzen veränderbar ist, damit sich Lebewesen
an die sich über Generationen hinweg ändernden Umweltbedingungen anpassen
und damit ihre Überlebensfähigkeit sichern bzw. verbessern können. Solche
Veränderungen geschehen häufig durch fehlerhafte Reparatur von Brüchen in
der DNA und können über Zellteilungen an Tochterzellen und Nachkommen
weitergegeben werden.

Über Generationen hinweg kann sich im Laufe der Evolution so die
Genomgröße, die Chromosomenzahl und auch die Anzahl der Gene verändern.
Überraschenderweise konnte allerdings kein Zusammenhang zwischen der Größe
eines Genoms, der Anzahl seiner Chromosomen und der darin enthaltenen Gene
beobachtet werden. Während die Anzahl von Genen zwischen verschiedenen
Arten sich um das Zweifache unterscheiden kann, können sich die Anzahl von
Chromosomen um das 100-fache und Genomgrößen sogar um das 2500-fache
unterscheiden. Darüber hinaus scheint sich Genomgröße auch nicht mit der
steigenden Komplexität von Organismen erklären zu lassen. Über die
Ursachen für diesen Befund konnten Wissenschaftler bisher nur spekulieren.

Professor Dr. Ingo Schubert und seine Kollegin Dr. Giang Thi Ha Vu stellen
nun eine Hypothese zur Evolution von Genomgrößen und Chromosomenanzahlen
vor. Dieser entsprechend hängen Genomgröße und Chromosomenzahl mit den
jeweils in der Population bevorzugten Reparaturmechanismen für das Beheben
von Doppelstrangbrüchen in der DNA zusammen.

"Wir vermuten, dass es in der Natur drei Strategien für diesen
Reparaturmechanismus gibt", erläutert Ingo Schubert "mit der sich die
evolutive Entwicklung der Genomgröße und der Anzahl der Chromosomen
erklären ließe: Abhängig von der enzymatischen Ausstattung, unterscheiden
sich Arten hinsichtlich der Neigung, Fehler bei der
DNA-Doppelstrangbruchreparatur zu beheben. Entweder wird häufiger ein Stück
des DNA-Strangs entfernt, oder dieser um ein Stück erweitert, oder aber es
besteht ein Gleichgewicht zwischen Entfernen und Erweitern von genetischem
Material beim Reparieren von DNA-Strangbrüchen."

Im ersten Fall wird die zunehmende Verkleinerung des Genoms, welche die
Überlebensfähigkeit einer Population langfristig verringern könnte, durch
(wiederholte) Verdopplung der Chromosomenzahl kompensiert. Auf diese Weise
wird das Risiko reduziert, dass genetische Informationen während der
Weitergabe an die nächste Generation verloren gehen. Doppelstrangbruch-bedingte
Chromosomen-Umstrukturierungen, die mehrere Chromosomen in eines
kombinieren und besonders in Lebewesen mit sehr kleinen Genomen auftreten,
verhindern, dass die Chromosomenanzahl ins Unermessliche anwächst.

Im zweiten Fall wird das Genom immer weiter vergrößert, jedoch die
Chromosomenzahl variiert kaum. Das ist z. B. für Nadelbäume typisch.

Bei etlichen Gruppen höherer Lebewesen, meist von mittlerer Genomgröße,
wie z. B. Säugetieren und Vögeln, scheinen die Reparatur von Brüchen des
DNA-Strangs gleichgewichtig sowohl durch Erweiterung als auch Verkürzung
vorgenommen werden zu können, wodurch sich sowohl die Genomgröße kaum
verändert und die Anzahl der Chromosomen in der Regel keine bestimmte
Tendenz der Veränderung erkennen lässt.

"Wir sehen nun, durch unsere eigenen Versuchsergebnisse erhärtet, die
Evolution von Genomgröße, Chromosomenzahl und
DNA-Doppelstrangbruchreparatur im Zusammenhang. Das erklärt die teils
entgegengesetzten Evolutionsverläufe dieser Parameter und bietet eine neue
Interpretation für die fehlende Korrelation von Genomgröße und genetischer
Komplexität", freut sich Ingo Schubert.


Publikation:

Ingo Schubert, Giang T.H. Vu (2016): Genome Stability and Evolution:
Attempting a Holistic View. Trends in Plant Science,
doi:10.1016/j.tplants.2016.06.003.


Weitere Informationen:

Das Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK)
in Gatersleben ist eine außeruniversitäre, mit Bundes- und Ländermitteln
geförderte Forschungseinrichtung und Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Am
IPK forschen und arbeiten mehr als 500 Mitarbeiter/-innen aus über 30
Nationen. Zentrales Anliegen der wissenschaftlichen Arbeiten am IPK ist
die Untersuchung der genetischen Vielfalt von Kultur- und verwandten
Wildpflanzen und der Prozesse, die zu ihrem Entstehen geführt haben.
Daraus abgeleitet erfolgt die Aufklärung der molekularen Mechanismen, die
zur Ausprägung und Variation pflanzlicher Merkmale beitragen. Hieraus
erwachsende Erkenntnisse ermöglichen die Entwicklung und Anwendung von
Strategien zu einer vertieften Charakterisierung und darauf aufbauend zu
einer wissensbasierten Nutzbarmachung der in der Genbank vorgehaltenen
pflanzengenetischen Ressourcen. 

www.ipk-gatersleben.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2011

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung,

Dr. Sabine Odparlik, 01.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. August 2016 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/362: Der Traum im Fliegen (MPG)


Max-Planck-Gesellschaft - 3. August 2016

Verhaltensbiologie

Der Traum im Fliegen

Fregattvögel schlafen im Flug in ähnlichen Mustern wie an Land, aber
deutlich weniger



Erstmals ist es gelungen zu erforschen, dass und wie Vögel im Flug schlafen
können. Ein internationales Forscherteam unter Leitung von Niels Rattenborg
vom Max-Planck-Institut für Ornithologie in Seewiesen hat durch Messungen
der Gehirnaktivität bei Fregattvögeln herausgefunden, dass diese beim
Fliegen mit beiden Gehirnhälften gleichzeitig oder nur mit einer Hälfte
schlafen. Obwohl sämtliche Schlafmuster wie auch beim Schlaf an Land
auftreten, schlummern die Tiere in der Luft allerdings gerade mal eine
dreiviertel Stunde pro Tag. An Land schlafen sie dagegen über zwölf
Stunden. Wie die Vögel ihre Leistungsfähigkeit scheinbar problemlos an
diesen Schlafmangel anpassen, bleibt vorerst noch ein Rätsel.




[image: Vogel im Flug - Foto: © B. Voirin]

Fregattvogel erreichen eine Flügelspannweite von über zwei Metern. Sie sind
hervorragende Flieger und können mehrere hundert Kilometer am Tag
zurücklegen.

Foto: © B. Voirin



Einige Segler, Singvögel, Strandläufer und Seevögel fliegen ohne
Unterbrechung für mehrere Tage, Wochen oder gar Monate, wenn sie die Erde
überqueren. Gemeinhin wurde angenommen, dass Vögel im Flug schlafen müssen,
da Schlafmangel den Ablauf physiologischer Prozesse im Körper
beeinträchtigt.


Im Halbschlaf oder wach im Flug?

Wie aber schlafen, ohne vom Himmel zu fallen oder mit plötzlich
auftauchenden Hindernissen zu kollidieren? Eine Möglichkeit wäre, mit nur
einer Gehirnhälfte zu schlafen, so wie Niels Rattenborg das bei Enten
entdeckt hat: Diese schlafen zwar generell mit beiden Gehirnhälften, die
Tiere am Rande einer Gruppe halten jedoch das nach außen gerichtete Auge
offen. Die dazugehörige Gehirnhälfte ist wach, während die mit dem
geschlossenen Auge verbundene Hälfte schläft. Auch Delphine können mit
einer schlafenden Gehirnhälfte schwimmen. Daher gingen Forscher bislang
davon aus, dass Vögel auch auf diese Art Autopilot im Flug angewiesen sind,
um zu navigieren und die aerodynamische Kontrolle aufrecht zu erhalten.

Es ist aber auch möglich, dass die Vögel einen Weg gefunden haben, den
Schlaf auszutricksen: Bei Graubruststrandläufern in Alaska haben Rattenborg
und seine Kollegen beobachtet, dass die Vögel während der gesamten Brutzeit
weitgehend aufs Schlafen verzichten: Sie gönnen sich nur ab und zu einen
kurzen Tiefschlaf von wenigen Sekunden bis Minuten. Ausgedehnte Flüge
müssen also nicht zwangsläufig ein Beweis für Schlaf im Flug sein, die
Tiere könnten ihr Schlafbedürfnis im Flug auch reduziert oder sogar
eingestellt haben. Ohne eine direkte Messung des Gehirnzustandes ist Schlaf
im Flug also eine reine Spekulation.

Mobile Messgeräte zeichneten Hirnströme und Kopfbewegungen auf
Um das Rätsel zu lösen, tat sich Niels Rattenborg mit Alexei Vyssotsik von
der Universität Zürich und der ETH Zürich zusammen. Dieser entwickelte
einen kleinen Datenlogger, der Änderungen in der Gehirnaktivität anhand von
Elektroenzephalogrammen und Bewegungen des Kopfes messen kann. So konnten
die Wissenschaftler Wach- von den Schlafphasen unterscheiden, die an
ruhenden Vögel gefunden wurden: "Slow-wave"- (SWS) und
"Rapid-eye-movement"-(REM)-Schlaf.

In Kooperation mit dem Galapagos Nationalpark und Sebastian Cruz, einem
Seevogelforscher aus Ecuador, fokussierten die Wissenschaftler auf
Fregattvögel, die auf den Galapagos-Inseln brüten. Diese große Seevogel-Art
fliegt für Wochen ununterbrochen über dem Ozean und jagt fliegende Fische
und Tintenfische, die von Raubfischen oder Walen an die Oberfläche
getrieben werden. Die Forscher befestigten die mobilen Messgeräte für
einige Zeit auf dem Kopf weiblicher Tiere, bevor diese zu ihren bis zu zehn
Tage langen Jagdflügen von bis zu 3000 Kilometern Länge und bis zu zehn
Tagen Dauer aufbrachen. Die Datenlogger registrierten neben den
Gehirnströmen in beiden Gehirnhälften auch Kopfbewegungen, ein GPS-Gerät
auf dem Rücken der Tiere die Flughöhe und ihre Position.

Nachdem die Vögel wieder an Land waren und sich einige Zeit regeneriert
hatten, wurden sie wiedergefangen und die Logger abgenommen. Bryson Voirin,
wissenschaftlicher Mitarbeiter und zweiter Erstautor der Studie sagt: "Wie
viele Tiere auf den Galapagos-Inseln waren die Fregattvögel bemerkenswert
zutraulich und haben sogar geschlafen, als ich sie das zweite Mal gefangen
habe."

Die Auswertung ergab, dass Fregattvögel auf erwartete, aber auch
unerwartete Weise im Flug schlafen. Tagsüber blieben die Vögel wach, um
aktiv nach Nahrungsquellen zu suchen. Mit dem Einsetzen der Nacht bildeten
die Gehirnströme "Slow wave sleep"-Muster von mehreren Minuten Länge,
während die Vögel in einem Gleitflug waren. Überraschenderweise trat der
"Slow wave"-Schlaf nicht nur in einer Gehirnhälfte, sondern im kompletten
Gehirn auf. Zur aerodynamischen Kontrolle ist es also wohl nicht nötig,
eine Gehirnhälfte wach zu halten. Trotzdem schläft im Flug verglichen mit
dem Land häufiger nur ein Teil des Gehirns.

Durch die Auswertung der Bewegungsdaten fanden die Wissenschaftler eine
Erklärung für den unihemisphärischen Schlaf: Wenn die Vögel in kreisenden
Bewegungen die aufsteigenden Luftströme nutzen, bleibt meist die
Gehirnhälfte wach, die mit dem in Flugrichtung blickenden Auge verbunden
ist. Die zu dem nach außen gerichteten Auge gehörende Hirnhälfte dagegen
schlief, so dass die Vögel wohl geschaut haben, wohin sie fliegen: "Die
Fregattvögel halten ein Auge offen, um einen Zusammenstoß mit anderen
Vögeln zu verhindern, genau wie die Enten, die ein Auge auf potentielle
Fressfeinde werfen", sagt Rattenborg.

Neben dem "Slow wave"-Schlaf im ganzen oder halben Gehirn haben die
Wissenschaftler in seltenen Fällen kurze Unterbrechungen durch
REM-Schlafphasen gemessen. Für Rattenborg war dies als Vogelschlafforscher
nicht überraschend: Im Gegensatz zu Säugetieren, bei denen REM-Schlafphasen
lange und mit einem kompletten Verlust des Muskeltonus verbunden sind,
dauert die REM-Schlafphase bei Vögeln nur kurz. Hinzu kommt, dass ein
Verlust des Muskeltonus bei Vögeln zwar zum Hinabsinken des Kopfes führen
kann, diese aber durchaus noch fähig sind zu stehen (sogar nur auf einem
Bein). So sinkt auch bei REM-schlafenden Fregattvögeln im Flug der Kopf,
das Flugverhalten änderte sich in dieser Zeit jedoch nicht.


Rund um die Uhr volle Aufmerksamkeit über dem Meer

Fregattvögel besitzen im Flug also dieselben Schlafmuster wie an Land. Sie
schlafen allerdings im Flug durchschnittlich nur 42 Minuten pro Tag. Knapp
sechs Minuten dauerte der längste ununterbrochene Schlaf, den die
Wissenschaftler gemessen haben. Zurück an Land schlafen die Tiere über
zwölf Stunden pro Tag, wobei die Schlafepisoden auch länger und tiefer
sind. Fregattvögel sind also höchst unausgeschlafen im Flug. "Warum die
Vögel so wenig im Flug schlafen, sogar in der Nacht, wenn sie nicht auf
Jagd sind, ist noch unklar", sagt Rattenborg. Frühere Studien zeigten, dass
Fregattvögel Ozeanströmungen auf der Suche nach guten Nahrungsquellen
folgen, vielleicht ist das ein Grund dafür, wach sein zu müssen.
Interessanterweise weist der Schlafmangel im Flug darauf hin, dass das
ökologische Umfeld über dem Meer mehr Aufmerksamkeit erfordert als die, die
ein halbes waches Gehirn aufbringen kann.

Wie kompensieren Fregattvögel die mit Schlafmangel verbundenen negativen
Effekte für den Organismus? Wir Menschen schlafen bereits nach wenigen
Stunden Schlafverlust am Steuer ein, auch wenn wir uns der Gefahr voll
bewusst sind und darum kämpfen, wach zu bleiben. "Warum wir, und viele
andere Tiere, so dramatisch unter Schlafmangel leiden, während einige Vögel
scheinbar problemlos mit viel weniger Schlaf umgehen, bleibt vorerst noch
ein Mysterium", so Rattenborg. Hier weiter zu forschen, könnte neue
Erkenntnisse über das Verständnis von Schlaf und den Konsequenzen seines
Verlustes bringen.    SSp/HR


Originalpublikation
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ZOOLOGIE/1340: Wie Seesterne die Welt mit anderen Augen sehen, aber nicht riechen (idw)


Universität Bayreuth - 02.08.2016

Wie Seesterne die Welt mit anderen Augen sehen, aber nicht riechen



Die Augen von Seesternen haben für ihre räumliche Orientierung und damit
auch für ihre Verbreitung in Ozeanen eine viel größere Bedeutung, als
bisher angenommen wurde. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie, die ein
Forscherteam der Universität Bayreuth jetzt in der Fachzeitschrift
'Scientific Reports' veröffentlicht hat. Die neuen Erkenntnisse sind auch
in ökologischer Hinsicht von Interesse: Sie könnten langfristig dazu
beitragen, einer weiteren Ausbreitung der für Korallenriffe gefährlichen
Dornenkronenseesterne entgegenzuwirken.




[image: Foto: © Hannes Imhof, Universität Bayreuth]

Dornenkronenseestern auf der Suche nach Nahrung nachts im Riff.

Foto: © Hannes Imhof, Universität Bayreuth



Eine Plage für die indopazifischen Korallenriffe:

Wie Dornenkronenseesterne ihre Futterplätze finden

Seesterne sind nicht gerade für ihre Sinnesleistungen bekannt. Generell
haben sie weniger Sinnesorgane als beispielsweise der Mensch. Es fehlt
ihnen zudem ein Gehirn, das als Schaltzentrale Informationen aus der
Umwelt verarbeitet. Es wurde bisher angenommen, dass sich die Tiere bei
ihren langsamen Bewegungen hauptsächlich auf ihren Geruchssinn (chemische
Wahrnehmung) verlassen. Die Rolle der anderen Sinne hingegen war
unbekannt. Um die Sinnesorgane bei Seesternen zu untersuchen, widmete sich
eine Bayreuther Forschergruppe um Prof. Dr. Christian Laforsch einem
Seestern mit einem besonders schlechten Ruf: dem Dornenkronenseestern
Acanthaster planci.

Dieser Dornenkronenseestern, der sich fast ausschließlich von Korallen
ernährt, stellt für seinen natürlichen Lebensraum, die Riffe im Indischen
und im Pazifischen Ozean, eine große Bedrohung dar: Er tritt immer wieder
in Massenvorkommen auf, bei denen Tausende dieser Tiere ganze Riffe
kahlfressen können. Damit stellt er nach tropischen Wirbelstürmen die
zweithäufigste Ursache für Korallensterben dar und wird deshalb auch als
Plage massiv bekämpft.

Obwohl dieses Tier zu den meistuntersuchten Organismen im Meer zählt, ist
über seine Sinnesleistungen überraschend wenig bekannt. Bei
Dornenkronenseesternen ging man zum Beispiel lange davon aus, dass sie die
Korallenriffe in erster Linie durch chemische Stoffe, die von Korallen
abgegeben werden, wahrnehmen und so ihre Nahrungsgründe gezielt aufsuchen.
Ihrem Tast- und Sehsinn hingegen konnte bisher kaum eine konkrete Funktion
zugeordnet werden. Man ging davon aus, dass die Augen lediglich zur
Unterscheidung von hell und dunkel dienen und damit wichtig für die
Tag-Nacht-Aktivität des Seesterns sind.

Eine Studie der Universität Bayreuth, die jetzt in der Fachzeitschrift
'Scientific Reports' veröffentlicht wurde, rückt jedoch den Sehsinn als
Sinnesorgan des Seesterns in ein anderes Licht: Die Augen sind zu viel
mehr fähig als der bloßen Tag-Nacht-Wahrnehmung. Der Seestern kann damit
auch Futterplätze oder Verstecke finden. Das Futter, die Korallen, zu
riechen - dies funktioniert dagegen nur aus nächster Nähe.

Dem Dornenkronenseestern tief in die Augen geschaut:
Untersuchungen zum räumlichen Auflösungsvermögen

Um die Sinnesleistungen des Dornenkronenseesterns zu verstehen, haben die
Bayreuther Wissenschaftler zunächst seine Augen genau analysiert. An der
Spitze jeder seiner bis zu 21 Arme befindet sich ein kleines Komplexauge.
Dieses besteht, ähnlich einem Insektenauge, aus zahlreichen Einzelaugen.

Die Augen, so berechneten die Forscher, haben ein sehr geringes räumliches
Auflösungsvermögen. Es ermöglicht dem Seestern lediglich, ein 1 Meter
großes Objekt aus fünf Metern Entfernung gerade noch zu erkennen. Damit
sieht der Seestern statt des bunten, vielfältigen Riffs lediglich dunkle
Schatten. Er sieht also wesentlich schlechter als beispielsweise ein
Mensch oder ein Raubtier, aber dennoch alles was er sehen muss, um Nahrung
und Verstecke zu finden. Die große Anzahl an augenbewehrten Armen
ermöglicht dem Seestern zudem einen kompletten Rundumblick, so dass er
seine gesamte Umwelt zeitgleich sehen kann.

Vergleiche von sehenden und blinden Tieren:

Wie der Geruchssinn allein in die Irre führt

Um herauszufinden, ob der Geruchs- oder Sehsinn für die Tiere wichtiger
ist, setzten die Wissenschaftler sehende und blinde Dornenkronenseesterne
in verschiedenen Entfernungen vor einem Korallenblock aus. Den blinden
Tieren wurden die Augen vorher unter Betäubung chirurgisch entfernt.
Seesterne können ganze Arme inklusive der Augen einfach wieder nachwachsen
lassen, denn auch in der Natur verlieren sie häufig Arme oder größere
Teile ihres Körpers an Fressfeinde. Anschließend beobachteten die
Wissenschaftler die Tiere und notierten, ob sie die Riffstruktur fanden.
Die blinden Tiere konnten sich dabei nur auf ihren Geruchssinn verlassen.
Unerwarteter Weise fanden lediglich sehende Tiere das Riff, die blinden
liefen meist in die entgegengesetzte Richtung, der vorherrschenden
Strömung folgend. Für die Bayreuther Forscher ein klares Zeichen:
Dornenkronenseesterne benutzen ihre Augen und nicht ihren Geruchssinn, um
ein Riff zu finden.
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Auge des Dornenkronenseesterns, deutlich zu erkennen als roter Punkt an der
Spitze des Armes.

Foto: © Hannes Imhof, Universität Bayreuth



Diese Erkenntnisse zur Orientierung der Dornenkronenseesterne sind
wichtig, um zu verstehen, wie sie sich über weite Gebiete ausbreiten.
Somit könnten die Ergebnisse der Forscher auf lange Sicht dazu beitragen,
die Massenvorkommen der Dornenkronenseesterne einzudämmen und dadurch
einen Beitrag zur Erhaltung der Korallenriffe zu leisten.


Veröffentlichung:

Robert Sigl, Sebastian Steibl and Christian Laforsch,

The role of vision for navigation in the crown-of-thorns seastar,
Acanthaster planci.

Sci. Rep. 6, 30834; doi: 10.1038/srep30834 (2016).
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SEISMIK/122: Suche nach dem Erdbeben-Keim - Sind kalkhaltige Sedimente Schwachstellen in seismogenen Zonen? (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 01.08.2016

Die Suche nach dem Erdbeben-Keim - Sind kalkhaltige Sedimente
Schwachstellen in seismogenen Zonen?



01.08.2016/Kiel. Wo eine Erdplatte unter eine andere abtaucht, in den
sogenannten Subduktionszonen an den Ozeanrändern, entstehen viele schwere
Erdbeben. Besonders die Beben in geringer Tiefe verursachen häufig auch
Tsunamis. Wodurch werden solche Erdbeben genau ausgelöst? Welche
Zusammensetzung des Untergrundes begünstigt einen Bruch im Erdinneren, der
zu einer solchen Naturkatastrophe führen kann? Wissenschaftler des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel und der Universität Utrecht
(NL) veröffentlichen jetzt in der Fachzeitschrift Nature Geoscience eine
Studie, die zeigt, dass kalkhaltige Sedimente die Keimzelle von Erdbeben
bilden können.




[image: Grafik: © C. Kersten, GEOMAR]

Schematisches Diagramm einer Subduktionszone mit Sedimentschichten.

Grafik: © C. Kersten, GEOMAR



Die Auswirkungen von Erdbeben sind oft schwerwiegend und unübersehbar. Sie
können Häuser zerstören, Hänge abrutschen lassen und Tsunamis auslösen.
Die Hauptursache bilden Spannungen die im Erdinneren auftreten, wenn sich
zwei Erdplatten aneinander vorbei bewegen und dabei verhaken. Doch auch
das schwerste Erdbeben fängt irgendwo sehr klein mit einem ersten Riss im
Gestein an, aus dem sich ein großer Bruch entwickeln kann. Bisher galt die
Vermutung, dass Initialrisse für Erdbeben vor allem in tonhaltigen
Sedimentgesteinen auftreten. Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums
für Ozeanforschung Kiel und der Universität Utrecht (NL) konnten jetzt
nachweisen, dass kalkhaltige Sedimente unter bestimmten Voraussetzungen
wahrscheinlichere Kandidaten für den ersten Bruch eines Bebens darstellen.
Die Studie erscheint heute in der internationalen Fachzeitschrift Nature
Geoscience.

Für die Untersuchungen nutzten die Wissenschaftler Proben, die sie 2011
und 2012 im Rahmen zweier Expeditionen mit dem US-amerikanischen
Bohrschiff JOIDES RESOLUTION vor der Küste von Costa Rica gewonnen hatten.
Dort taucht die pazifische Cocos-Erdplatte unter die karibische Erdplatte
ab. Dies hat in der Vergangenheit immer wieder zu schweren Erdbeben in der
Region geführt. "Ziel des Costa-Rica Seismogenese-Projekts, kurz CRISP,
war es, mit Hilfe von Bohrungen Informationen über den Aufbau der
abtauchenden und der darüber liegenden Erdplatte zu erhalten", erklärt
Privatdozent Dr. Michael Stipp vom GEOMAR, Initiator und Zweitautor der
aktuellen Forschungsstudie.

Beim Abtauchen nimmt die Cocos-Platte aufliegende Sedimentschichten mit in
die Tiefe, die so zwischen den Platten eingeklemmt werden. "Vor Costa Rica
beginnt die Zone, in der Erdbeben an der Plattengrenze entstehen, bereits
in einer besonders geringen Tiefe von circa fünf bis sechs Kilometern, und
zwar genau in diesen subduzierten Sedimenten", erklärt Robert Kurzawski,
Doktorand am GEOMAR und Erstautor der Studie.

Allerdings sind die Sedimente oft ungleichförmig zusammengesetzt. Vor
Costa Rica und vor den meisten Subduktionszonen im tropischen und
subtropischen Bereich finden sich sowohl tonhaltige als auch kalkhaltige
Schichten. Dank der Bohrungen der JOIDES RESOLUTION verfügten die Forscher
über Originalproben aus genau diesen Sedimentschichten. Die Proben konnten
sie im gesteinsmechanischen Labor der Universität Utrecht Bedingungen
aussetzen, wie sie in der Tiefe herrschen, in der flache Erdbeben
entstehen. "Dazu gehören ein erhöhter Druck, Temperaturen um 100 Grad
Celsius und schließlich auch Scherbewegungen", erklärt Dr. Stipp.

Da die tonhaltigen Sedimente als mechanisch weniger belastbar gelten, ging
man bisher davon aus, dass in ihnen die ersten Risse entstehen, wenn die
Spannungen im Untergrund entsprechend groß sind. Bei den Versuchen stellte
sich jedoch heraus, dass die tonigen Sedimente aus Costa Rica, im
Gegensatz zu den kalkhaltigen, unempfindlich auf Veränderungen in
Spannung, Temperatur und vor allem Porendruck reagieren. Die kalkhaltigen
Sedimente hingegen, verändern ihre Reibungseigenschaften bei einem
Temperatur- und Porendruckanstieg erheblich. "Bei genau den Bedingungen,
wie sie im Falle flacher Erdbeben zu erwarten sind, waren Kalke plötzlich
instabil und zudem weniger fest als tonhaltiges Material. Mit dieser
Eigenschaft bilden sie eine natürliche Sollbruchstelle im
Gesteinsverband", erklärt Robert Kurzawski.

Interessant sind die Ergebnisse, weil kalkhaltige Sedimente vor allem für
tropische und subtropische Meere typisch sind und damit an vielen
Subduktionszonen rund um den Pazifik, aber auch in der Karibik und im
Mittelmeer vorkommen. "Natürlich kennen wir damit noch lange nicht alle
Prozesse, die ein Erdbeben auslösen können. Wir haben aber mit dieser
Studie gezeigt, dass man Materialeigenschaften von der Erdoberfläche nicht
einfach auf die Tiefe übertragen darf. Deshalb sind auch weitere
Bohrungen, vor allem im Rahmen des International Ocean Discovery Programs,
dringend notwendig, um mehr über die Erdbebenprozesse im Untergrund zu
erfahren", betont Michael Stipp.
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(2016): Earthquake nucleation in weak subducted carbonates. Nature
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MELDUNG/640: Kaiserslauterer Physiker weisen für Magnon-Quantenteilchen Supraströme bei Raumtemperatur nach (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 02.08.2016

Kaiserslauterer Physiker weisen für Magnon-Quantenteilchen Supraströme
bei Raumtemperatur nach



Supraleiter zeigen faszinierende Quantenphänomene. Allerdings treten
diese in der Regel nur bei Temperaturen weit unter dem Gefrierpunkt auf.
Für bestimmte Quantenteilchen, die Magnonen, haben Physiker um Professor
Dr. Burkard Hillebrands von der TU Kaiserslautern einen neuartigen Strom
von Magnonen, einen Suprastrom, nun erstmals bei Raumtemperatur
nachgewiesen. An der Arbeit waren auch theoretische Physiker aus Israel und
der Ukraine beteiligt. Die Erkenntnisse könnten helfen, etwa die
Datenverarbeitung wesentlich leistungsfähiger machen. Die Studie wurde in
der renommierten Fachzeitschrift "Nature Physics" veröffentlicht.

Das Verarbeiten von Daten schreitet rasant voran: Die Übertragung und die
Speicherung müssen mit neuen Technologien mithalten und immer schneller
werden - weltweit sind Forscher daher bemüht, neue Wege dafür zu finden.
"Makroskopische Quantenzustände können hierbei künftig eine Rolle
spielen", sagt Professor Hillebrands. "Bei diesen faszinierenden
Phänomenen können die Gesetze der Quantenwelt auf größere Strukturen
übertragen werden. Das Phänomen der Supraleitung und damit Supraströme
sind das vielleicht bekannteste Beispiel."

Um die Gesetzmäßigkeiten der Quantenwelt bei Supraströmen besser zu
verstehen, setzten die Kaiserslauterer Forscher zusammen mit Kollegen aus
der Ukraine und Israel in ihrer Arbeit auf sogenannte
Bose-Einstein-Kondensate. Diese entstehen beispielsweise beim Abkühlen von
Gasen bei ultratiefen Temperaturen. "Sie entstehen sowohl aus realen Gasen
als auch aus Gasen von Quasiteilchen, wie zum Beispiel Magnonen", so der
Physiker weiter, "wobei uns die Magnonen den Zugang zu bei Raumtemperatur
ermöglichen, wo es sich viel leichter experimentieren lässt".

Hillebrands und sein Team arbeiten daher intensiv mit diesen Teilchen, für
die es seit Längerem einen eigenen Forschungsbereich gibt: die Magnonik.
"Magnonen sind die Quantenteilchen von Wellen in magnetischen Materialien,
den Spinwellen. Diese sind analog zu Photonen, den Quantenteilchen von
elektromagnetischen Wellen, wie zum Beispiel das Licht. Mit Magnonen kann
man sehr gut Informationen transportieren, weil sie zum Beispiel leicht zu
erzeugen, zu ändern und zu detektieren sind und sehr wenig Energie
verbrauchen", so der Physiker. Die Kaiserslauterer Forscher nutzen in
ihren Arbeiten daher diese Teilchen als Informationsträger und
-überträger.

Den Durchbruch erzielten die Kaiserslauterer nun durch die Erzeugung von
Raumtemperatur-Supraströmen von Magnonen in einem Bose-Einstein-Kondensat.
Dies eröffnet ein weites Anwendungsfeld, nicht nur in der
Grundlagenforschung, sondern auch mit großer Relevanz für künftige
Datentechnologien, etwa als Alternative für die derzeitigen
Halbleiter-basierte Technologien. Das Verarbeiten und Speichern von Daten
könnte so wesentlich leistungsfähiger werden.


Die Studie wurde in der renommierten Fachzeitschrift Nature Physics
veröffentlicht: "Supercurrent in a room-temperature Bose-Einstein magnon
condensate", Dmytro A. Bozhko, Alexander A. Serga, Peter Clausen, Vitaliy
I. Vasyuchka, Frank Heussner, Gennadii A. Melkov, Anna Pomyalov, Victor S.
L'vov and Burkard Hillebrands, Nature Physics 2016, DOI:

http://dx.doi.org/10.1038/nphys3838

Hintergrund: Die Forschungsergebnisse sind zentrale Vorarbeiten für den
von Hillebrands kürzlich eingeworbenen ERC Advanced Grant "SuperMagnonics"
der Europäischen Union. Die am Fachbereich Physik der TU Kaiserslautern
durchgeführten Arbeiten sind eingebettet in das Landesforschungszentrum
OPTIMAS der Forschungsinitiative Rheinland-Pfalz. In dem Zentrum gehen
Forscherinnen und Forscher den Wechselwirkungen von Licht, Magnetismus und
Materie auf den Grund.

Weitere Informationen unter:

http://optimas.uni-kl.de/home/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, Katrin Müller, 02.08.2016
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RAUMFAHRT/945: Physikalische Forschung im Weltall, vorbereitet in Bayreuth (idw)


Universität Bayreuth - 02.08.2016

Physikalische Forschung im Weltall, vorbereitet in Bayreuth



Für seine Beiträge zur physikalischen Forschung auf der Internationalen
Raumstation ISS ist Dipl.-Phys. Thomas Triller, Doktorand am
Physikalischen Institut der Universität Bayreuth, mit der
Zeldovich-Medaille ausgezeichnet worden. Die von ihm vorbereiteten
Materialproben wurden vor kurzem mit einem unbemannten Versorgungsflug zur
ISS gebracht. Die Experimente, die hier im September 2016 beginnen, finden
im Rahmen des multinationalen Forschungsprogramms DCMIX statt. Die neue
Messkampagne, DCMIX3, wird von Prof. Dr. Werner Köhler und seiner
Arbeitsgruppe am Physikalischen Institut der Universität Bayreuth
koordiniert.

Für seine hervorragenden Beiträge zu wissenschaftlichen Experimenten
auf der Internationalen Raumstation ISS ist Dipl.-Phys. Thomas Triller,
Doktorand am Physikalischen Institut der Universität Bayreuth bei Prof.
Dr. Werner Köhler, mit der Zeldovich-Medaille ausgezeichnet worden.
Der internationale Dachverband für Weltraumforschung COSPAR (Committee on
Space Research) und die Russische Akademie der Wissenschaften würdigen
mit dieser Auszeichnung die Leistungen von Nachwuchswissenschaftlern, die
wichtige Beiträge in ihren jeweiligen Forschungsgebieten geleistet haben.

Die Medaille wird alle zwei Jahre im Gedenken an den Astrophysiker Jakow
B. Seldowitsch (engl. Schreibweise: Yakov B. Zeldovich) verliehen. Thomas
Triller erhielt sie jetzt in der Kategorie 'Materialwissenschaften'
für seine Vorbereitung grundlegender Experimente, die in Kürze auf der ISS
durchgeführt werden. Die von ihm - auf der Basis eigener
Forschungsarbeiten - vorbereiteten Materialproben wurden vor kurzem
mit einem unbemannten Versorgungsflug zur ISS gebracht.


Das Forschungsziel im Weltall:

Unverfälschte Messdaten zum Verhalten von Flüssigkeiten

Die Experimente, an deren Vorbereitung der Bayreuther
Nachwuchswissenschaftler wesentlich mitgewirkt hat, beziehen sich auf
die Diffusion von Flüssigkeiten. Eine solche Diffusion liegt immer dann
vor, wenn sich die Teilchen verschiedener Flüssigkeiten im Laufe der Zeit
miteinander vermischen. Will man solche grundlegenden molekularen Prozesse
in Laboratorien auf der Erde untersuchen, können die Messungen durch
die Schwerkraft gestört und die Ergebnisse verfälscht werden. Dies gilt
insbesondere dann, wenn an der Diffusion mehr als zwei verschiedene
Flüssigkeiten und Temperaturunterschiede beteiligt sind. In der
Raumstation herrscht jedoch Schwerelosigkeit, so dass die Untersuchungen
zu verlässlichen Analysen führen können.

"Die dabei gewonnenen Erkenntnisse sind insbesondere für die physikalische
Grundlagenforschung von großem Interesse. Sie sind aber auch für
vielfältige andere wissenschaftliche Fragestellungen von Bedeutung -
gerade auch in Bereichen, bei denen man dies nicht von vornherein erwarten
würde", erklärt Prof. Dr. Werner Köhler. "Beispiele sind die Analytik
von Kunststoffen, Solarteiche als alternative Wärmespeicher, die
Ausdifferenzierung von Erdöllagerstätten, wichtige Prozesse in der frühen
Evolution des Lebens, neuartige Mikromaschinen oder auch Mikroschwimmer,
die als künstliche Modelle für die Fortbewegung von lebenden Zellen
dienen."


Von Bayreuth aus koordiniert:

Der neue Abschnitt des multinationalen Forschungsprogramms DCMIX

Vor diesem Hintergrund haben die europäische Weltraumorganisation ESA
und die russische Weltraumorganisation ROSCOSMOS das multinationale
Forschungsprogramm DCMIX ins Leben gerufen. Im Rahmen dieses Programms
finden auf der ISS Messungen statt, die für definierte
Flüssigkeitskombinationen - die als Modellsysteme ausgewählt wurden
- zuverlässige Messdaten liefern. Diese Ergebnisse bilden wichtige
Anhaltspunkte für Forschungsarbeiten, die später an weiteren
Flüssigkeitskombinationen auf der Erde durchgeführt werden. Sie fungieren
als Referenzdaten, die es ermöglichen, störende Einflüsse der Gravitation
aus den am Boden erzielten Messdaten herauszurechnen. Um die Messungen
auf der ISS vorzubereiten und ihre Ergebnisse am Boden auszuwerten, sind
über viele Jahre hinweg intensive internationale Forschungskooperationen
erforderlich.

Vor kurzem hat an Bord der ISS der dritte Abschnitt der Messungen
begonnen, die im DCMIX-Programm durchgeführt werden. Diese neue
Messkampagne, DCMIX3, wird von Prof. Dr. Werner Köhler und seiner
Arbeitsgruppe am Physikalischen Institut der Universität Bayreuth
koordiniert. Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) fördert
die Forschungsarbeiten über einen Zeitraum von fünf Jahren mit rund
300.000 Euro.


Ausgezeichnet: Die Forschungsbeiträge von Dipl.-Phys. Thomas
Triller 

Dipl.-Phys. Thomas Triller ist Mitglied dieser Bayreuther Arbeitsgruppe.
Im Rahmen seiner von Prof. Köhler betreuten Doktorarbeit untersucht
er Transportvorgänge in Flüssigkeiten, in der verschiedene Bestandteile
miteinander vermischt sind. Ein wesentlicher Aspekt seiner
Forschungsarbeiten sind die Prozesse, die dadurch ausgelöst werden,
dass sich die Temperatur an bestimmten Stellen einer solchen
mehrkomponentigen Flüssigkeit ändert. Diese Prozesse spielen für das
grundsätzliche Verständnis von Flüssigkeiten eine wichtige Rolle.

In den letzten drei Jahren hat der Bayreuther Physiker zahlreiche Daten
zur Diffusion von Flüssigkeiten analysiert, die aus früheren Messungen
auf der ISS hervorgegangen sind. Hinzu kamen umfangreiche eigene
Experimente. Die Forschungsergebnisse bildeten die Grundlagen für die
Proben, die Thomas Triller für die jetzt anstehenden neuen Messungen im
Rahmen von DCMIX3 hergestellt hat.

Im Juli 2016 startete in Cape Canaveral in Florida eine unbemannte Rakete,
um diese Proben zur ISS zu bringen. Nach zweitägigem Flug dockte sie
an die Raumstation an. Wenn im September die ersten Experimente beginnen,
wird das Bayreuther Forschungsteam die Ereignisse von der
Bodenkontrollstation in Madrid aus live verfolgen.


Hintergrund:

Der internationale Dachverband für Weltraumforschung COSPAR wurde bereits
1958 gegründet. Weil er sich ausschließlich auf die wissenschaftliche
Forschung fokussierte, bildete er in den Zeiten des Kalten Kriegs eine
wichtige Brücke zwischen der Sowjetunion und dem Westen. Die seit 1990
verliehene Zeldovich-Medaille ist eine Auszeichnung für hervorragende
Nachwuchswissenschaftler, deren Forschungsarbeiten einen engen
thematischen Bezug zur Raumfahrt und zur Forschung im All haben. In
diesem Jahr sollte die Zeldovich-Medaille im Rahmen der diesjährigen
COSPAR-Generalversammlung in Istanbul verliehen werden. Aufgrund der
aktuellen politischen Entwicklung in der Türkei musste die Veranstaltung
jedoch kurzfristig abgesagt werden. So wurde die Medaille für Thomas
Triller per Post nach Bayreuth übersandt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, Christian Wißler, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/1430: Einladungspolitik des Auswärtigen Amtes im Fall Colonia Dignidad war kein Protokollfehler


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. August 2016

Jan Korte: Einladungspolitik des Auswärtigen Amtes im Fall Colonia
Dignidad war kein Protokollfehler



"Dass die Einladung von Reinhard Zeitner, einem verurteilten Mittäter
der Colonia Dignidad, zum Empfang des Bundespräsidenten kein
Protokollfehler, sondern Ergebnis eines 'Abwägungsprozesses' war,
macht fassungslos", erklärt Jan Korte, stellvertretender Vorsitzender
der Fraktion DIE LINKE, zu den Antworten der Bundesregierung auf eine
Schriftliche Anfrage zur Einladungspolitik der deutschen Botschaft
beim Botschaftsempfang im Juli anlässlich des Staatsbesuches von
Bundespräsident Gauck in Chile. Korte weiter:

"Reinhard Zeitner wurde wegen Kindesentzugs zu drei Jahren Haft auf
Bewährung verurteilt. Er hatte laut chilenischer Justiz an der
Entführung des damals minderjährigen R. S. mitgewirkt, dessen
Entführung fast zwei Jahre andauerte. Die 'Abwägung' des Auswärtigen
Amtes (AA) bestand wohl darin, festzustellen, dass manche der Colonia-Täter 
während ihrer Jugend auch Missbrauchshandlungen des
Sektenführers Paul Schäfer erleiden mussten.

Es ist zwar richtig, dass einige der Täter als Kind von Schäfer
missbraucht wurden. Trotzdem herrschte in der Colonia Dignidad kein
'Verbrechensbegehungszwang'. Die Aussagen der Bundesregierung und die
'Abwägungen' des AA verharmlosen schwerste Straftaten und sind ein
Schlag ins Gesicht der Opfer. Die Begründung der Bundesregierung führt
zu dem Schluss, dass es in der Colonia Dignidad im Prinzip nur den
bösen Einzeltäter Paul Schäfer gegeben habe, der durch ein
'geschlossenes verbrecherisches System' alle anderen zu ihren Taten
gezwungen habe. Dies ist Geschichtsklitterung und diese Argumentation
führt letztlich zur Straflosigkeit.

Die Maßnahmen der Bundesregierung nach der Festnahme von Paul Schäfer
im Jahr 2005, insbesondere die Förderung der Unternehmen der Colonia
Dignidad (heute: Villa Baviera) durch die Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ), haben letztlich eine neue
Führungsriege dort gestärkt. Diese verweigert sich einer Aufarbeitung
der verbrecherischen Vergangenheit und kommt Zahlungen von gerichtlich
festgelegten Entschädigungen für die Missbrauchsopfer nicht nach. DIE
LINKE fordert ein Ende der Zusammenarbeit der Botschaft mit der
derzeitigen Führungsriege und insbesondere mit verurteilten
Straftätern. Anstelle vorrangig mit den Geschäftsführern der
Unternehmen der Villa Baviera zu kommunizieren, muss sich die
Bundesregierung endlich auf die Seite der Opfer stellen, die seit
Jahrzehnten auf Gerechtigkeit warten."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. August 2016

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/5943: Heute im Bundestag Nr. 457 - 02.08.2016


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 457

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 02. August 2016, Redaktionsschluss: 13.53 Uhr

1. Menschenrechtssituation in Westpapua

2. Nutzung von Verbraucherportalen

3. Zahl der Bäckereien seit 1998 fast halbiert

4. Befangenheitsvorwurf gegen Minister

5. Alternative Szenarien für Kaiser's



1. Menschenrechtssituation in Westpapua

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/EB) Die Bundesregierung wertet es als positives Zeichen,
dass ihr damaliger Beauftragter für Menschenrechtspolitik, Christoph
Strässer (SPD), im Jahr 2015 erstmals in die Konfliktregion Westpapua
einreisen durfte. Das schreibt sie in einer Antwort (18/9230) auf eine
Kleine Anfrage (18/9020) der Fraktion Die Linke. Seinen beiden
Amtsvorgängern sei der Zutritt verwehrt worden, führt die
Bundesregierung aus. Strässer habe offene Gespräche mit dem
Gouverneur, Vertretern der Zivilgesellschaft und der örtlichen
Menschenrechtskommission führen können.

Es gebe mit dem Autonomiegesetz zwar einen gesetzlichen Rahmen für den
Menschenrechtsschutz, die Umsetzung erfolge jedoch noch nicht,
schreibt die Bundesregierung weiter. So seien weder ein
Menschenrechtsgerichtshof noch eine Wahrheits- und
Versöhnungskommission eingesetzt worden. "Die Zivilgesellschaft Papuas
solle diese Schritte einfordern,um ein unverhältnismäßiges Eingreifen
von Sicherheitskräften gegen friedliche Demonstranten
entgegenzuwirken", zitiert die Bundesregierung Strässer. Für eine
Aufhebung der Sondergerichtsbarkeit von Militärangehörigkeiten lägen
keine Anhaltspunkte vor. Ein politischer Dialog zwischen indonesischer
Regierung und der Zivilgesellschaft Papuas sei "der einzig gangbare
Weg für eine dauerhafte Befriedung der Provinz", heißt es weiter.

Im Papuakonflikt kämpfen seit den 1960er Jahren Teile der lokalen
Bevölkerung Westguineas und das indonesische Militär gegeneinander.
Ziel der indigenen Bevölkerung ist ein eigenständiger Staat. Nach der
Unabhängigkeit von den Niederlanden hatte Indonesien 1963 den Westteil
Neuguineas militärisch besetzt.

 * 

2. Nutzung von Verbraucherportalen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/PST) Die Bundesregierung hat in Beantwortung (18/9216)
einer Kleinen Anfrage der Grünen (18/9005) Zahlen zur Nutzung der von
ihr finanzierten Online-Portale für Verbraucher zur Förderung
nachhaltigen Konsums bekanntgegeben. Danach kommt das Portal
"Siegelklarheit" auf rund 27.000 Besucher in einem Jahr, das Portal
"Lebensmittelklarheit" auf knapp 900.000 Besucher, das Portal
"nachhaltiger Warenkorb" auf rund 30.000, das Portal "Label-online"
auf rund 84.000 und das Portal "PKW-Label" auf gut 300.000 Besucher
innerhalb eines Jahres. Zum Portal "Umweltbewusst leben" konnte die
Bundesregierung keine Besucherzahlen melden, da es zur Domain
"Umweltbundesamt.de" gehört, aber die Zahl von 216.039 Seitenaufrufen.
Die Antwort enthält auch Angaben zu den Kosten für die Einrichtung und
Pflege der Portale, wobei die Bundesregierung darauf hinweist, dass
diese nicht vollständig erhoben werden könnten, da die Pflege oft
durch Mitarbeiter erfolge, die auch andere Aufgaben erledigten.

 * 

3. Zahl der Bäckereien seit 1998 fast halbiert

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Zahl der Bäckerhandwerksbetriebe hat sich seit
1998 fast halbiert. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (18/9271)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (18/9140)
mitteilt, gab es im Jahr 1998 noch 21.406 Bäckereibetriebe in
Deutschland. Deren Zahl sank bis zum Jahr 2015 auf 12.155. Die meisten
Bäckereien gibt es mit 2.608 in Bayern. Es folgen die Länder
Baden-Württemberg (1.864) und Nordrhein-Westfalen (1.826).

Im Fleischerhandwerk ist die Entwicklung ähnlich. Dort sank die Zahl
der Betriebe von 1998 (25.492) auf 14.448 im Jahr 2015. Bei der
Länderbetrachtung führt Bayern mit weitem Abstand mit 3.989
Fleischereibetrieben von Baden-Württemberg (2.426) und
Nordrhein-Westfalen (1.871).

Neugründungen von Betrieben erfolgen in beiden Handwerksbereichen nach
Angaben der Regierung nur noch selten. Grund im Bäckereihandwerk seien
die "immer komplexer werdenden Rahmenbedingungen für einen Unternehmer
im Lebensmittelhandwerk" und der harte Wettbewerb auf dem
Backwarenmarkt. Auch im Fleischerhandwerk seien Neugründungen "eher
die Ausnahme".

 * 

4. Befangenheitsvorwurf gegen Minister

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um das Urteil des Oberlandesgerichts Düsseldorf zur
geplanten Übernahme des Lebensmittelhändlers Kaiser's Tengelmann durch
Edeka geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (18/9279). So soll die Bundesregierung angeben, ob es neben den
von Bundesminister Gabriel in einer Pressekonferenz erwähnten
Gesprächstermine mit Vorständen der beiden Unternehmen weitere Termine
gegeben habe. Darüber hinaus geht es um weitere Treffen etwa mit
Vertretern von Gewerkschaften sowie um Kontakte von Ministerialbeamten
mit den Lebensmittelunternehmen. In der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage verweisen die Abgeordneten auf Angaben des Gerichts zum
Verhalten des Ministers, das die Besorgnis seiner Befangenheit
begründet hätte.

 * 

5. Alternative Szenarien für Kaiser's

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung andere Übernahmeszenarien
kennt als die geplante Übernahme des Lebensmittelhändlers Kaiser's
Tengelmann durch Edeka, will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (18/9278) erfahren. Gefragt wird auch nach der
Ausnutzung von Synergieeffekten und nach Doppelstandorten beider
Lebensmittelhandelsketten.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 457 - 2. August 2016 - 13.53 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

PuK 2 - Parlamentskorrespondenz
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HAMBURG/3710: Mietpreisbremse versagt - Senat muss endlich aktiv werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. August 2016

Mietpreisbremse versagt: Senat muss endlich aktiv werden!



Seit Juli 2015 gilt in Hamburg die so genannte Mietpreisbremse - doch
in der Praxis greift sie nicht. Deshalb beantragt die Fraktion DIE
LINKE in der nächsten Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft eine
Bundesratsinitiative, um eine "Mietpreisbremse, aber richtig!" zu
erreichen. "Die Mieten in Hamburg sind in den letzten zwölf Monaten
ungebremst weiter gestiegen, das muss der Senat jetzt auch endlich
einsehen", begründet Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der
Fraktion, den Antrag. "Leider hat sich unsere Kritik an der
Wirkungslosigkeit dieses Instruments bewahrheitet. Jetzt muss so
schnell wie möglich eine echte Mietpreisbremse kommen."

Seit letztem Jahr gilt zwar, dass bei Weitervermietungen von Wohnungen
die geforderte Miete maximal zehn Prozent über der ortsüblichen
Vergleichsmiete liegen. Lag die Vormiete bereits über dieser Grenze,
darf sie bei einer Weitervermietung nicht steigen. Andernfalls können
Mieter_innen die zu viel gezahlte Miete zurückverlangen - dafür müssen
sie aber erst die Höhe der Vormiete in Erfahrung bringen. Eine
aktuelle Anfrage der Fraktion DIE LINKE hat ergeben, dass es dazu
bisher kein einziges Gerichtsverfahren in Hamburg gibt (Drs. 21/5372).
Der Mieterverein zu Hamburg geht allerdings davon aus, dass bei ca. 40
Prozent der Weitervermietungen die Mietpreisbremse nicht beachtet wird
und dadurch den Hamburger Mieter_innen ein Schaden von etwa 20
Millionen Euro entsteht. Das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) stellt fest, dass die Mietpreisbremse nicht
greift, da sie zu viele Umgehungsmöglichkeiten enthält.

Deshalb fordert die Fraktion DIE LINKE in ihrem Antrag unter anderem
die Streichung der vielen Ausnahmeregelungen, die Offenlegung der
Miethöhe der Vormieter_innen sowie die Einstufung von Verletzungen des
Gesetzes als Ordnungswidrigkeit, damit nicht nur die Mieter_innen,
sondern auch die Behörden tätig werden können. "Falls SPD und Grüne,
wie sie immer behaupten, wirklich etwas gegen den Mietenwahnsinn tun
wollen, muss der Senat schnellstens für einen Änderung der
gesetzlichen Regelungen streiten", so Sudmann. "Sonst bleibt die
Mietpreisbremse weiter ein Papiertiger, der den Mieter_innen gar
nichts nützt und die Vermieter_innen kalt lässt."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. August 2016

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/3709: Arbeitsamt statt Ferien - Senat entlässt 1.362 Lehrer_innen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 2. August 2016

Arbeitsamt statt Ferien: Senat entlässt 1.362 Lehrer_innen



Offiziell hat der Senat zum Ende dieses Schuljahres keine Lehrkräfte
ferienbedingt entlassen. Doch tatsächlich haben allein diesen Juli
1.362 Lehrer_innen in Hamburg ihre Anstellung verloren - ohne Zusage
einer Wiedereinstellung nach den Sommerferien. Das belegen drei
aktuelle Anfragen der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft (Drs. 21/ 5242, 21/ 5243 und 21/ 5371). "Um über die
Ferien möglichst wenig Gehalt bezahlen zu müssen, stellt der Senat
seit Jahren zahlreiche Lehrkräfte extra befristet ein", kritisiert
Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion. "Die
Verträge laufen dann einfach zu den Sommerferien aus, die Lehrer_innen
werden arbeitslos und bekommen meist den Sommerferien wieder eine
Anstellung - wieder befristet bis zu den nächsten Sommerferien." Diese
unsoziale Politik wird für immer mehr Lehrkräfte zur sommerlichen
Existenzbedrohung: Liefen im Juli 2015 noch 968 solcher Verträge aus,
waren es diesen Juli 1.362 - eine Steigerung um 40,7 Prozent.

Zur Rechtfertigung gibt der Senat an, dass es sich lediglich um
Vertretungsstellen handle, die in den Ferien ja keine Arbeitsleistung
erbringen könnten. "Das ist fadenscheinig, denn es trifft im Grunde
auch auf alle festangestellten Lehrer_innen zu", so Boeddinghaus. "Vor
allem aber ist es unsozial und verantwortungslos, denn diese
befristeten Lehrkräfte leisten das ganze Jahr über wertvollen
Unterrichtsersatz, auf den die Schulbehörde angewiesen ist. Wenn es
aber darum geht, ihre Existenz über gerade einmal sechs Wochen Ferien
hinweg abzusichern, werden sie im Stich gelassen, um dann zum
Schuljahresbeginn zumeist wieder zurückgeholt zu werden. Das finde ich
beschämend!"

Den Lehrkräften, die genauso vollwertig qualifiziert und engagiert
sind wie ihre festangestellten Kolleg_innen, wird so ein erheblicher
Schaden ihrer Erwerbsbiographie beigebracht, der ihr finanzielles
Auskommen für diese Zeit, aber auch ihre gesamten Versorgungsansprüche
nachhaltig mindert. "Besonders hart: Den Betroffenen steht wegen
dieser Praxis nicht einmal ALG I zu, weil sie kein Jahr durchgehend
beschäftigt waren", beklagt Inge Hannemann, arbeitsmarktpolitische
Sprecherin der Fraktion. "So bleibt ihnen nur ALG II - doch nur wenige
Lehrer_innen gehen während ihrer Sommerarbeitslosigkeit zur
Arbeitsagentur, zum Teil aus Scham. Stattdessen leben sie so gut es
eben geht von Erspartem, womit sie gleich doppelt belastet sind."

DIE LINKE fordert deshalb vom Senat, seine unmoralische Einsparpolitik
unverzüglich aufzugeben, die sowohl jede einzelne befristete Lehrkraft
in existenzielle Notlagen bringt als auch die Unterrichtssicherheit zu
jedem Schuljahresbeginn neu aufs Spiel setzt. "Der Senat muss endlich
allen Lehrkräften eine angemessene finanzielle Überbrückung in den
Sommerferien gewährleisten", fordert Boeddinghaus.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/2809: Dobrindts Pkw-Maut endlich stoppen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Mittwoch, 03. August 2016

Dobrindts Pkw-Maut endlich stoppen

Jochen Schulte: Zusätzliche Belastung der Autofahrer in M-V lehnen wir entschieden ab



Zur Aussage von Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) "Die Pkw-Maut wird kommen" erklärt der verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Jochen Schulte:

"Die Aussage Dobrindts, dass die Maut kommen wird, ist entweder nur noch die Drohung eines Uneinsichtigen oder aber ein letztes Zucken, um das eigene Scheitern vor seinem CSU-Landesfürsten Seehofer bis nach den Bundestagswahlen 2017 möglichst doch noch zu verbergen. Auf keinen Fall zeugt diese Aussage jedoch von sachgerechter Politik im Interesse derjenigen Menschen, die auf den PKW angewiesen sind. Bisheriger negativer Höhepunkt für Dobrindts Verkehrsabgabe war die Klage der EU-Kommission gegen Deutschland vor dem Europäischen Gerichtshof.

Die SPD-Landtagsfraktion hat von Anfang an darauf hingewiesen, dass eine Verrechnung der PKW-Maut mit der Kfz-Steuer bei deutschen Autofahrern wohl kaum europarechtlich statthaft ist. Sollte Dobrindt gleichwohl die Pkw-Maut weiterhin unter diesen Umständen einführen wollen, ist am Ende zu befürchten, dass gerade die vielen Berufspendler in MV zusätzlich abkassiert werden, ohne eine ausreichende Kompensation zu erhalten.

Eine zusätzliche Belastung der Autofahrer in M-V lehnt die SPD-Landtagsfraktion entschieden ab. Wir fordern deshalb den Bundesverkehrsminister auf, endlich Abstand von seinem Mautmurks zu nehmen. Es ist höchste Zeit, dass der Bundesverkehrsminister gemeinsam mit den Bundesländern ein Konzept erarbeitet, das realisierbare Wege zur notwendigen Ausfinanzierung der Verkehrsinfrastrukur in ganz Deutschland aufzeigt - und dieses dann auch gegenüber dem Bundesfinanzminister mit dem erforderlichen Rückgrat vertritt."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2250: Gefahr Extremismus (Li)


Landtag intern 6/2016

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Gefahr Extremismus

Schlagabtausch über Ergebnisse des Verfassungsschutzberichts

Von Michael Zabka, Sonja Wand und Daniela Braun



7. Juli 2016 - Der Verfassungsschutzbericht für 2015 liegt vor:
Demnach sind die politisch motivierten Straftaten von rechten, linken
oder anders motivierten Extremisten um 28 Prozent gestiegen (ca. 7.500
Delikte). Die Zahl der Salafisten erhöht sich weiter. Derzeit werden
rund 640 Personen als gewaltbereit eingestuft. Die Ergebnisse lösten
eine kontroverse Debatte im Landtag aus.


Der Aktuellen Stunde lag ein Antrag der FDP-Fraktion (Drs.
16/12420) zugrunde. Die Fraktion kritisiert darin u. a., dass die
islamistische Gefahr "so groß wie noch nie" sei. Dennoch habe die
Landesregierung "immer noch kein wirksames Konzept zur Bekämpfung des
Salafismus und Terrorismus".

Es wäre "billig und unredlich", allein Innenminister Ralf Jäger (SPD)
und der Landesregierung die Schuld an der Entwicklung zu geben, sagte
Dr. Joachim Stamp (FDP). Ebenso billig und unredlich wäre es
aber zu sagen, der Innenminister habe damit nichts zu tun. Dass Jäger
von "Turboradikalisierung" als neuem Phänomen spreche, stelle den
durchsichtigen Versuch dar, von eigenem Versagen abzulenken. Der
Innenminister habe stets zwei Erklärungsmuster: Entweder seien andere
schuld oder es handle sich um ein "neues Phänomen". Die FDP-Fraktion
würde Fehler verzeihen, sagte Stamp. Voraussetzung sei aber, dass der
Minister sie eingestehe.

Hans-Willi Körfges (SPD) sprach von einer "Anhäufung von
Vorwürfen", die substanziell nichts mit dem Thema zu tun hätten. In
der Tat zeige der Bericht des Verfassungsschutzes bedrohliche
Entwicklungen auf. Dass sich Menschen innerhalb kurzer Zeit
radikalisierten, sei ein neues Phänomen. Fakt sei, dass politisch oder
religiös motivierter Extremismus nicht geduldet werde. Allerdings sei
es nicht möglich, den Entwicklungen allein mit Landesmitteln
entgegenzutreten. Wichtig sei die Zusammenarbeit von Bund und
Bundesländern. Körfges warnte vor "pauschalen Verunglimpfungen" und
empfahl, gemeinsam nach Lösungen zu suchen.



PRÄVENTION





Der Verfassungsschutzbericht biete als Frühwarnsystem eine genaue
Analyse, sagte Peter Biesenbach (CDU). Daraus resultiere aber
seitens Rot-Grün kein politisches Handlungskonzept. "Wo ist die
Prävention?", fragte der Abgeordnete und forderte dreierlei: erstens
mehr Personal beim Verfassungsschutz, spezialisiert auf die
Herausforderung, dass sich Gewaltbereite im Internet fänden. Zweitens
müsse der Verfassungsschutz die Namen der "selbsternannten Imame"
öffentlich machen, die den Koran verteilten und zu Gesprächen in
Hinterzimmern einlüden. Drittens forderte er ein Integrationsprogramm
für perspektivlose junge Zugewanderte.

"Die Spezialisten sind da und an den richtigen Stellen", antwortete
Verena Schäffer (GRÜNE). Rot-Grün habe den Verfassungsschutz
reformiert und massiv personell gestärkt. Aber er könne die Arbeit
engagierter Demokraten nicht ersetzen. Denn rechtsradikale
Einstellungen seien in NRW kein Randphänomen, sondern in der Mitte der
Gesellschaft angesiedelt. Schäffer nannte verschiedene Maßnahmen der
Regierung gegen Extremismus, beispielsweise das Verbot von
rechtsextremen Kameradschaften als wichtiges Signal in die Szene. Bei
vielen beschlossenen Präventionsmaßnahmen habe sie die Unterstützung
von CDU und FDP vermisst.

Prävention sei die adäquate Antwort auf den Extremismus, betonte
Dirk Schatz (PIRATEN): "Nur so verhindern wir Straftaten."
Repressionen, so die Auffassung des Abgeordneten, bewirkten das
Gegenteil. Zudem, mahnte Schatz, stelle eine nicht funktionierende
Integration von Zugewanderten eine große Gefahr dar, denn:
"Extremisten füllen eine Lücke im Leben der Betroffenen." Schatz
kritisierte, dass die Landesregierung ihre Aussteigerprogramme als
Erfolg feiere, dies aber nicht ausreichend wissenschaftlich evaluiert
belegen könne. Auch sei das Misstrauen von Betroffenen gegenüber dem
Verfassungsschutz groß.

Der fraktionslose Abgeordnete Daniel Schwerd bezeichnete den
aktuellen Verfassungsschutzbericht als "Zeugnis organisierten
Staatsversagens".

Die Bedrohungslage habe sich verschärft, sagte Innenminister Ralf
Jäger (SPD). Das Land reagiere darauf mit einer Kombination aus
Repression und Prävention. So habe man beim Verfassungsschutz in den
vergangenen zwei Jahren 85 zusätzliche Stellen geschaffen und auch der
polizeiliche Staatsschutz werde "deutlich ausgebaut". Dennoch werde es
keinen hundertprozentigen Schutz geben. Menschen radikalisierten sich
schneller. So seien mehr als zwei Drittel der im
Verfassungsschutzbericht genannten Täter zuvor nicht in der
rechtsradikalen Szene aktiv gewesen. Den Kampf gegen den Extremismus
nannte er eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
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RHEINLAND-PFALZ/4080: Nullrunde für die Schiene in Rheinland-Pfalz (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 03.08.2016

Bundesverkehrswegeplan: Dobrindt stellt die Weichen falsch -
Nullrunde für die Schiene in Rheinland-Pfalz



Anlässlich des heute in Berlin vorgestellten neuen
Bundesverkehrswegeplans teilt Jutta Blatzheim-Roegler,
verkehrspolitische Sprecherin von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz, mit:

"In Rheinland-Pfalz geht die umweltfreundliche Schiene im
"Vordringlichen Bedarf" des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) komplett
leer aus. Das ist unglaublich und ein Schlag ins Gesicht all derer,
die im Mittelrheintal seit Jahren auf eine alternative
Entlastungsstrecke warten.

Die von der Landesregierung Rheinland-Pfalz forcierte Entlastung des
Mittelrheintals über eine alternative Güterzugstrecke stößt bei
Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) also auf taube Ohren.
Straßen gehen aber offensichtlich bei Dobrindt immer: so drückt die
Bundesregierung überflüssige Straßenbaumaßnahmen wie beispielsweise
die "Westumfahrung Trier" (B51n) und den durchgehenden vierspurigen
Ausbau der B10 durch. Beide Maßnahmen waren von der Landesregierung
nicht zum BVWP angemeldet, und wir GRÜNE lehnen diese Projekte
selbstverständlich auch weiterhin ab.

Klimapolitisch verfehlt der vom Bundeskabinett beschlossene
Verkehrsplan seine Ziele bei Weitem. Einziger Lichtblick ist der
weitere Ausbau der Moselschleusen. Allerdings werden bis zur
vollständigen Realisierung der erforderlichen Maßnahmen noch viele
Jahre ins Land gehen. Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie
in Sachen Entlastungsstrecke für das Mittelrheintal auch weiterhin in
Berlin vorstellig wird!"

 * 
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EUROPA/1525: Fahrplan in Richtung Visafreiheit ist keine Einbahnstraße


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. August 2016

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Fahrplan in Richtung Visafreiheit ist keine Einbahnstraße



Dorothee Schlegel, zuständige Berichterstatterin:

Der türkische Außenminister Mevlüt Cavuolus kündigte in einem Interview an, das Flüchtlingsabkommen mit der EU aufzukündigen, falls es bis Oktober keine Visafreiheit für türkische Bürger gibt. Die SPD-Bundestagsfraktion weist diese Drohung zurück und erinnert die türkische Seite an die Einhaltung des Kriterienkatalogs auf dem Wege zur Visaliberalisierung.

"Wir weisen die Drohungen des türkischen Außenministers Mevlüt Cavuolus als unverantwortlich zurück. Nicht eine Frist ist für die Visaliberalisierung entscheidend, sondern die Erfüllung aller vereinbarten Kriterien. Stellen wir doch die Fakten klar und kehren zu den Vereinbarungen zurück, die wir gemeinsam getroffen haben. Bereits lange vor dem EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen hat die EU-Kommission am 16. Dezember 2013 einen Dialog mit der Türkei über die Visaliberalisierung begonnen. Grundlage des Dialogs ist und war der 'Fahrplan in Richtung Visumfreiheit' mit 72 Anforderungen, die die Türkei erfüllen muss. Diese gelten übrigens für jeden anderen Drittstaat auch.

In den vergangenen drei Jahren hat die Türkei mehr als 60 Kriterien umgesetzt. Ganz vorne auf der Liste aber stehen noch Änderungen des Datenschutzes und des türkischen Antiterrorgesetzes.

Wir erwarten, dass die besonnenen Kräfte in der Türkei die Oberhand zurückgewinnen. Menschenrechte dürfen auch in politisch schwierigen Zeiten nicht einfach außer Kraft gesetzt werden. Gleichzeitig sind auch die EU-Mitgliedstaaten gefordert: Mehr denn je brauchen wir jetzt eine europäische Lösung in der Flüchtlingsfrage."

Copyright 2016 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/821: Bundesverkehrswegeplan weiter auf Kurs


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. August 2016

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Bundesverkehrswegeplan weiter auf Kurs



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Gustav Herzog, zuständiger Berichterstatter:

Der Kabinettsbeschluss zum Bundesverkehrswegeplan hat sich an die verkehrspolitischen Leitlinien der SPD-Bundestagsfraktion gehalten. Diese sind: Erhalt vor Neubau, Vorrang für das überregionale Verkehrsnetz, Engpassbeseitigung und eine angemessene Verteilung auf die drei Verkehrsträger (Fernstraße, Schiene und Wasserstraße). Die Ressortabstimmung lässt den Plan noch klimafreundlicher werden. Wir wollen in einem ambitionierten parlamentarischen Verfahren noch in diesem Jahr zum Abschluss kommen.

"Mit dem Kabinettsbeschluss ist ein weiterer wichtiger Schritt zur Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP) getan. Änderungen, die sich nach Abschluss und Auswertung der sechswöchigen Öffentlichkeitsbeteiligung ergeben haben, wurden in den Referentenentwurf eingepflegt. Mit der Ressortabstimmung wurde der Entwurf geringfügig verändert. Das parlamentarische Verfahren kann nun beginnen.

Der Kabinettsbeschluss ist eine gute Grundlage für das jetzt beginnende parlamentarische Verfahren. Besonders erfreulich ist, dass weitere Schienenprojekte aus der Kategorie Potentieller Bedarf in den Vordringlichen Bedarf aufgestiegen sind und der Bereich Schiene insgesamt gestärkt wurde. Mit dem Kabinettsbeschluss vergrößert sich das Gesamtvolumen im Bereich Schiene von 41,3 Prozent auf 41,6 Prozent. Damit wird dem umweltfreundlichen Verkehrsträger Bahn noch mehr Bedeutung beigemessen.

Positiv ist außerdem, dass die von der SPD-Bundestagsfraktion in den Koalitionsvertrag verhandelten Leitlinien gehalten werden konnten. Diese sind Erhalt vor Neubau, Vorrang für das überregionale Verkehrsnetz, Engpassbeseitigung und eine angemessene Verteilung auf die drei Verkehrsträger (Fernstraße, Schiene und Wasserstraße).

Während die Straße gegenüber der Schiene bei der Beförderungsleistung den rund vierfachen (bei Gütern) beziehungsweise zehnfachen Umfang (bei Personen) hat, ist bei den beabsichtigten Investitionen in Neu- und Ausbau nahezu ein Gleichstand geplant. Noch entscheidender wird es sein, die Verkehrsmittel im Rahmen der E-Mobilität-Strategie verstärkt auf regenerativ erzeugten Strom umzustellen.

Der Vorwurf einer "Wünsch-dir-was-Liste" hat mit der Realität des bisherigen Verfahren und des jetzt vorliegenden Planes nichts gemein. Aus allen Teilen des Landes und der Wirtschaft wurden Forderungen nach mehr Projekten geäußert. Viele mussten auf Grund der klaren Priorisierung zurück gewiesen werden oder wurden nur im weiteren Bedarf aufgeführt."

Copyright 2016 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2707: Entlastung für kleine Unternehmen - weniger Bürokratie für alle


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. August 2016

Arbeitsgruppen: Beauftragte/r für Mittelstand und Handwerk, Wirtschaft und Energie

Entlastung für kleine Unternehmen - weniger Bürokratie für alle



Sabine Poschmann, Mittelstandsbeauftragte:

Das Bundeskabinett hat heute weitere Bürokratieentlastungsmaßnahmen, insbesondere für mittelständische Unternehmen, in Höhe von jährlich 360 Millionen Euro verabschiedet. Damit wird der im vergangenen Jahr mit dem ersten Gesetz zum Bürokratieabbau eingeschlagene Kurs konsequent fortgeführt.

"Das zweite Paket zur Entlastung von Unternehmen zeigt, dass wir es mit dem Bürokratieabbau ernst meinen. Allein durch den Wegfall der steuerlichen Aufbewahrungsfrist für Lieferscheine werden die Unternehmen jährlich um 217 Millionen Euro entlastet. Bisher mussten diese sechs Jahre lang in Aktenschränken gelagert werden. Mit Erhalt beziehungsweise Versand der entsprechenden Rechnungen entfällt diese Anforderung zukünftig.

Durch die Anhebung des Schwellenwerts für Rechnungen bei Kleinbeträgen von 150 auf 200 Euro, entlasten wir die Betriebe um weitere 43 Millionen Euro. Insbesondere kleinere Unternehmen sparen durch die Änderung Zeit und Geld. Denn der Gesetzgeber sieht für Kleinbetragsrechnungen wesentlich weniger Angaben vor. So entfallen beispielsweise fortlaufende Rechnungsnummern und der Zeitpunkt der Lieferung.

Darüber hinaus profitieren Arbeitgeber mit ein oder zwei Mitarbeitern davon, dass der Schwellenwert für das Lohnsteuer-Anmeldeverfahren von 4000 auf 5000 Euro angehoben wird. Bleibt die Lohnsteuer unter diesem Betrag, so muss die Anmeldung beim Finanzamt nur vierteljährlich und nicht monatlich erfolgen.

Mit diesen und weiteren Maßnahmen im zweiten Bürokratieentlastungsgesetz schaffen wir spürbare Erleichterungen - vor allem für kleine und mittlere Unternehmen. Mit Sicherheit werden wir noch weitere Entlastungen auf den Weg bringen. Insbesondere sollte der seit Jahrzehnten unveränderte Schwellenwert für die Abschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter unbedingt angehoben werden. Dies würde der gesamten Wirtschaft sofort spürbar nützen."

Copyright 2016 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/149: Auf dem Weg zur Hochschulgewerkschaft (unter_bau)


Gewerkschaftsinitiative unter_bau - Pressemitteilung vom 2. August 2016

Auf dem Weg zur Hochschulgewerkschaft

Frankfurter Initiative unter_bau kündigt Gründungkongress im November
an



Mitte April ging die Initiative unter_bau - damals ein Zusammenschluss rund
50 Hochschulangehöriger - an die Öffentlichkeit mit dem Ziel, den Aufbau
einer alternativen Gewerkschaft für den Frankfurter Hochschulbereich
voranzutreiben. Die angestrebte "Gewerkschaft anderen Typs" soll
statusgruppenübergreifend und basisdemokratisch funktionieren, zugleich
soll sie sich nicht auf die üblichen Tätigkeitsfelder von Gewerkschaften
beschränken. Zu ihrem Programm gehört auch die politische Perspektive einer
grundlegenden Neuordnung der Hochschule, um Wissenschaft, Lehre und Studium
eine soziale Ausrichtung zu geben. Nun, nach dem Ende des Semesters, zieht
die Initiative Bilanz zu ihrer Organisierungskampagne und kündigt ihren
Kongress zur offiziellen Gründung der Gewerkschaft für Mitte November 2016
an.

"Das Semester war sehr arbeitsintensiv und hat uns unserem unmittelbaren
Ziel der Gewerkschaftsgründung sehr nah gebracht", sagt Manuel Müller,
Pressesprecher der Initiative. "Die Zahl der Mitstreiter und
Mitstreiterinnen konnten wir fast verdoppeln, während wir unsere Strukturen
in Form von Komitees und eines Sekretariats ausgebaut sowie Satzung und
Programm der Gewerkschaft vorbereitet haben." Anna Yeliz Schentke,
ebenfalls Pressesprecherin der Initiative, betont weiterhin die
Heterogenität der Initiative: "Bei der Wahl von Mandatierten achten wir auf
eine gemischte Zusammensetzung, sowohl in Bezug auf Geschlecht als auch
Statusgruppe. Damit wollen wir nicht nur die bereits bestehende Vielfalt
unserer Initiative abbilden, sondern auch die Keimzelle für eine
solidarische Hochschule sein."

Der Schritt an die Öffentlichkeit Mitte April hatte nicht nur eine große
Presseresonanz hervorgerufen, sondern auch das Interesse vieler
Hochschulangehöriger geweckt. "Wir wurden überregional von zahlreichen
Initiativen eingeladen und werden die Perspektive einer bundesweiten
Hochschulgewerkschaft im Auge behalten", erklärt Schentke. "Wir stehen
zudem mit Organisationen im Ausland in Kontakt, mit denen wir eine
internationale Zusammenarbeit anstreben." Hinsichtlich der Organisierung an
der Goethe-Universität selbst erklärt Müller: "Wir haben unser Potential
noch lange nicht ausgeschöpft. Unsere Aktivitäten dienten bisher vor allem
der Fortbildung, etwa in Form von öffentlichen Vorträgen, um einen Kern an
Aktiven zu schaffen, die gut mit den Problemen und Funktionsweisen der
Hochschule sowie deren gesellschaftlichen Rolle vertraut sind."

Zu der Fortbildung gehörte auch ein Seminar mit Rechtsanwalt Dr. Rolf
Geffken aus Hamburg, das sich mit rechtlichen und politischen Problemen bei
Gewerkschaftsneugründungen befasste. "Wir sind uns bewusst, dass unser
Projekt sorgfältige Vorbereitung erfordert", sagt Müller, "ist Deutschland
in Sachen Gewerkschaftsfreiheit doch regelrecht ein Entwicklungsland". Die
Initiative sieht sich jedoch gut genug aufgestellt, um den Schritt der
Gründung zu vollziehen. "Der unter_bau wird mitgliedermäßig keine kleine
Nummer und juristisch wie auch politisch gewappnet sein", prognostiziert
Schentke. "Sollte uns das Recht auf Koalitionsfreiheit streitig gemacht
werden, würde das nur negativ auf die zurückfallen, die solche illiberalen
Maßnahmen initiieren." Als Termin für den Gründungskongress nennt die
Initiative den 18. bis 20. November 2016.

Weitere Infos auf:

www.unterbau.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2016

Gewerkschaftsinitiative unter_bau

E-Mail: presse@unterbau.org
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LANDWIRTSCHAFT/1685: Ernte 2016 - Enttäuschende Erträge, rückläufige Preise (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. August 2016

Ernte 2016: Enttäuschende Erträge, rückläufige Preise

2. DBV-Erntebericht: Unbeständige Witterung behindert den Fortgang der
Erntearbeiten



Die deutschen Bauern sind über den geringen Erntefortschritt in den
vergangenen Tagen und Wochen sehr besorgt. Häufige Niederschläge
verhindern eine kontinuierliche Fortsetzung der Ernte des reifen
Getreides deutschlandweit. Zwar konnte die Ernte der Wintergerste bis
auf einige Restflächen beendet werden und auch der Winterraps ist zu
drei Viertel der Anbaufläche geerntet. Die Ernte von Winterweizen und
Roggen gestaltet sich wegen der unbeständigen Witterungsbedingungen in
diesem Jahr jedoch schwierig. Um das Getreide möglichst trocken und
ohne weitere Ertrags- und Qualitätsverluste einbringen zu können,
warten die Landwirte dringend auf längere sonnige Abschnitte. Dies
geht aus dem zweiten Erntebericht des Deutschen Bauernverbandes (DBV)
hervor, der sich auf Meldungen aus den 18 Landesbauernverbänden über
die tatsächlich geernteten Flächen und Mengen stützt.

Die bisherigen Ergebnisse der Getreide- und Winterrapsernte fallen im
Vergleich zum Vorjahr enttäuschend aus. Zuvor war die Wasserversorgung
in diesem Jahr in weiten Teilen Deutschlands ausreichend - im Westen
und Südwesten Deutschlands sogar übermäßig, im Nordosten dagegen zu
gering. Im Großen und Ganzen präsentierten sich die Feldbestände daher
zunächst in einem vielversprechenden Zustand. Allerdings fehlte den
Getreidekulturen bei den hohen Niederschlagsmengen in der
ertragsbildenden Phase die notwendige Sonneneinstrahlung. In der Folge
bildeten sich überwiegend kleine, leichte Körner, sodass die
Ertragserwartungen nicht erfüllt werden und die Hektarerträge nahezu
flächendeckend hinter das Vorjahresergebnis zurückfallen.

Die Getreideernte beginnt mit der Ernte der Wintergerste. Mittlerweile
konnten hier die Erntearbeiten auch in den Küstenregionen annähernd
abgeschlossen werden, sodass nur noch Restflächen in Höhenlagen zu
beernten sind. Die sich anfänglich abzeichnenden Ertragsminderungen
gegenüber dem Vorjahr bestätigten sich im weiteren Ernteverlauf.
Verbreitet liegen die Ertragsminderungen im Bereich von 10 bis 20
Prozent, regional bis zu 35 Prozent im Vergleich zu 2015. Auf dem
Vorjahresniveau liegende Erträge oder gar Ertragssteigerungen bleiben
die Ausnahme. Im Bundesdurchschnitt liegen die Erträge der
Wintergerste bei 6,7 Tonnen je Hektar (Vorjahr: 7,7 Tonnen je Hektar).
Dies entspricht einer Ertragsminderung von knapp 13 Prozent. Durch die
gegenüber dem letzten Jahr leichte Ausweitung der Anbaufläche auf 1,28
Millionen Hektar (+ 23.600 Hektar) beläuft sich die diesjährige
Wintergerstenernte auf 8,6 Millionen Tonnen. Das Vorjahresergebnis von
9,6 Millionen Tonnen wird somit um gut 10 Prozent verfehlt, die
langjährige Durchschnittsernte (2011 bis 2015) von 8,26 Millionen
Tonnen wird aufgrund der überdurchschnittlichen Anbaufläche jedoch
übertroffen.

Winterweizen ist die wichtigste in Deutschland angebaute Getreideart
und steht zur Ernte 2016 auf einer Fläche von 3,14 Millionen Hektar
(- 2,0 Prozent gegenüber Vorjahr). Aufgrund der unbeständigen
Witterungsbedingungen ist die Weizenernte in einzelnen Regionen
Deutschlands maximal erst zu einem Drittel abgeschlossen. Vielerorts
hat die Weizenernte erst begonnen, weswegen Aussagen über die zu
erzielenden Erträge noch mit großen Unsicherheiten behaftet sind. Es
zeichnet sich jedoch ab, dass die Erträge bei Winterweizen ähnlich wie
bei der Wintergerste verbreitet um 10 bis 20 Prozent unter dem Vorjahr
liegen. Um die Qualität des Winterweizens erhalten zu können, hoffen
die Landwirte darauf, die Erntearbeiten bei trockener Witterung wieder
zügig aufnehmen zu können.

Die bedeutendsten Anbauregionen für Roggen sind die Bundesländer
Brandenburg, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt. Von insgesamt gut
575.000 Hektar Roggen entfallen auf diese drei Bundesländer immerhin
knapp 366.000 Hektar. Allerdings wurde der Roggen in diesen Regionen
vielfach erst zu 20 Prozent bis maximal zu gut einem Drittel der
Anbaufläche gedroschen. Erste Ergebnisse aus diesen Regionen lassen
derzeit einen durchschnittlichen Roggenertrag erwarten. Der
Roggenertrag lag im Bundesdurchschnitt der vergangenen fünf Jahre bei
5,5 Tonnen pro Hektar.

Die wichtigste in Deutschland angebaute Ölpflanze ist Winterraps. Zur
Ernte 2016 wurde Winterraps auf einer Fläche von 1,33 Millionen Hektar
und damit auf knapp 50.000 Hektar mehr als im vergangenen Jahr
angebaut. Diese Fläche konnte noch nicht vollständig geerntet werden,
derzeit bewegt sich der Erntefortschritt im Bereich von mehr als drei
Viertel der Anbaufläche. Der häufige Befall mit Pilzkrankheiten und
der hohe Schädlingsdruck reduzieren die Erträge deutlich. Hinzu kommen
im wichtigsten Rapsanbaugebiet Mecklenburg-Vorpommern
Auswinterungsschäden und eine sich anschließende Trockenheit. Dort
ebenso wie in Schleswig-Holstein gehen die Hektarerträge daher um bis
zu 35 Prozent gegenüber dem Vorjahr zurück. Im Durchschnitt des
Bundesgebietes zeichnet sich ein Rapsertrag von 3,4 Tonnen pro Hektar
ab. Im Vergleich zum fünfjährigen Durchschnitt entspricht dies einer
Ertragsminderung um knapp 11 Prozent, in Relation zum Vorjahr von rund
13 Prozent. Die deutsche Rapsernte wird daher mit 4,5 Millionen Tonnen
etwa 500.000 Tonnen niedriger ausfallen als im letzten Jahr.

Die deutschen Ackerbaubetriebe produzieren und vermarkten ihre
Erzeugnisse in internationalisierten Getreidemärkten, die sich zudem
durch intensive Handelsbewegungen auszeichnen. Dadurch wird die
Preisbildung auf dem heimischen Markt stark von den Weltmärkten, aber
nur wenig vom hierzulande bestehenden Angebot beeinflusst. Maßgeblich
sind die Ernten in der gesamten Europäischen Union sowie in Russland,
der Ukraine und den Vereinigten Staaten. Eine Weltweizenernte auf dem
Rekordniveau von 738 Millionen Tonnen und hohe Lagerbestände führen zu
einer äußerst komfortablen Versorgungssituation und folglich zu
Preisdruck. Die Erzeugerpreise zur Ernte betragen verbreitet 105 Euro
bis maximal 130 Euro pro Tonne Wintergerste (Vorjahr: 150 Euro pro
Tonne) und 130 Euro bis 150 Euro pro Tonne Winterweizen (Vorjahr: 157
Euro bis 165 Euro pro Tonne). In Verbindung mit den deutlich
geringeren Erntemengen führt dies zu einer zusehends angespannten
wirtschaftlichen Lage der Betriebe. Hinzu kommen die Sorgen der
Landwirte um mögliche Qualitätseinbußen bei dem noch zu erntenden
Winterweizen.

Eine abschließende Bilanz der Ernte 2016 wird der Deutsche
Bauernverband am 19. August vorlegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. August 2016

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7
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STATISTIK/1137: Weizen und Silomais dominieren mit 45 % den Anbau auf dem Ackerland (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 03.08.2016

Weizen und Silomais dominieren mit 45 % den Anbau auf dem Ackerland



WIESBADEN - Im Jahr 2016 blieb die Fläche, die in Deutschland als Ackerland
genutzt wird, mit 11,8 Millionen Hektar im Vergleich zu den Vorjahren
konstant. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) nach vorläufigen
Ergebnissen der Bodennutzungshaupterhebung weiter mitteilt, verwendeten die
Landwirte den größten Anteil der Ackerfläche mit 6,4 Millionen Hektar (54
%) auch 2016 für den Anbau von Getreide. Bei den Anbaukulturen dominieren
Weizen und Silomais mit zusammen 45 % an der gesamten Fläche des
Ackerlandes.

Die Anbaufläche von Weizen ist gegenüber dem Jahr 2015 von 3,3 Millionen
Hektar auf 3,2 Millionen Hektar leicht gesunken (- 2 %). Im Jahr 2016
entspricht das 27 % der gesamten Ackerfläche. Dabei blieb der Winterweizen
mit 3,1 Millionen Hektar die wichtigste Getreideart und bedeutendste
Feldfrucht insgesamt. Die Anbaufläche von Roggen und Wintermenggetreide
sank gegenüber dem Vorjahr um fast 7 % von 616 000 Hektar auf 575 200
Hektar. Die Anbaufläche von Gerste war im Vergleich zum Jahr 2015 mit 1,6
Millionen Hektar nahezu unverändert.

Auf 24 % des Ackerlandes bauten die Landwirte im Jahr 2016 Pflanzen zur
Grünernte an (2,8 Millionen Hektar). Davon blieb der Silomais mit gut 2,1
Millionen Hektar die wichtigste Kultur und war mit einem Anteil von 18 % an
der gesamten Ackerfläche die zweitwichtigste Ackerfrucht in der deutschen
Landwirtschaft.

Die Anbaufläche von Hülsenfrüchten ist auch im Jahr 2016 angestiegen und
zwar von 160 400 Hektar auf 187 700 Hektar (+ 17 %). Dies ist darauf
zurückzuführen, dass der Anbau von Eiweißpflanzen mit der Umsetzung der
Agrarreform der Europäischen Union ab 2015 stärker gefördert wird. Für den
Anbau von Erbsen wurde eine Fläche von 86 500 Hektar genutzt. Das sind 7
300 Hektar beziehungsweise 9 % mehr als im Vorjahr. Die Sojabohnen - die im
Jahr 2016 erstmalig erfasst wurden - machten mit 15 200 Hektar 8 % der
Anbaufläche der Hülsenfrüchte aus. Die Anbaufläche von Ackerbohnen stieg um
8 % gegenüber dem Vorjahr auf 40 500 Hektar.

Hackfrüchte wurden auf 574 500 Hektar Ackerland angebaut. Das sind 20 400
Hektar mehr im Vergleich zum Vorjahr (+ 4 %). Die Zuckerrübenfläche (334
500 Hektar) ist im Vergleich zum Vorjahr um 21 700 Hektar (+ 7 %)
gestiegen. Die Anbaufläche von Kartoffeln ist dagegen von 236 700 Hektar
auf 235 500 Hektar gesunken.

Die Fläche für Handelsgewächse ist gegenüber dem Jahr 2015 mit 1,4
Millionen Hektar nahezu unverändert. Davon wurde auf 1,3 Millionen Hektar
Winterraps angebaut, ein Anstieg im Vergleich zum Vorjahr um knapp 4 %. Er
blieb auch im Jahr 2016 die bedeutendste Ölfrucht und belegte mit einem
Flächenanteil von 11 % den dritten Platz der wichtigen Ackerkulturen in
Deutschland.

Die brachliegende Fläche hat im Jahr 2016 leicht zugenommen: Sie betrug 312
600 Hektar (3 % des Ackerlandes). Das waren 2 400 Hektar mehr als im Jahr
2015.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Pressemitteilung unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 269 vom 03.08.2016

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden
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VERBAND/2177: Bioland fordert Nachbesserungen am Regierungsentwurf zur Nachhaltigkeitsstrategie (Bioland)


Bioland e.V. - Pressemitteilung vom 3. August 2016

Bioland fordert Nachbesserungen am Regierungsentwurf der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie

Flächenziel von 20 Prozent Biolandbau muss zeitlich auf 2030 festgelegt
werden



Mainz, 3. August 2016. Der Bioland e.V. fordert Nachbesserungen am
Regierungsentwurf der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. In zentralen
politischen Handlungsfeldern sind weitaus ambitioniertere Weichenstellungen
erforderlich, schreibt der Verband in seiner Stellungnahme. "Eine
Fortschreibung des Status Quo auf Maßnahmenebene wird den Herausforderungen
der globalen Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals) sowie
zentralen Umweltzielen auf EU- und Bundesebene in keiner Weise gerecht. Die
Bundesregierung muss ein kohärentes Zielsystem und entsprechende
Maßnahmenpakete entwickelt", bewertet Bioland-Präsident Jan Plagge den
Entwurf. "Der Verlust an Artenvielfalt, anhaltend hohe Stickstoff- und
Phosphateinträge, zu geringe Fortschritte im Klimaschutz sowie nicht
nachhaltige Konsummuster bedürfen eines tiefgreifenden Politikwechsels.
Dieser muss sich in der Nachhaltigkeitsstrategie wiederfinden", so Plagge.

Der Ökologische Landbau hat ein großes Potenzial zur Umsetzung einer
nachhaltigen Landwirtschaft in Deutschland. Deshalb hat sich die
Bundesregierung bereits 2002 das Ziel gesetzt, den Ökologischen Landbau auf
20 Prozent der Agrarfläche auszudehnen. Das ursprüngliche Umsetzungsziel
bis 2010 wurde nicht erreicht. Auch Ende 2015 lag der Ökoflächenanteil
lediglich bei 6,5 Prozent. "Die Bundesregierung muss jetzt verstärkt in den
Biolandbau investieren, um eine höhere Wachstumsdynamik zu erreichen. Nur
so können die gesetzlich verankerten Umwelt-, Klima- und Tierschutzziele
erreicht werden", sagt Plagge und ergänzt: "Die unverbindliche Formulierung
'in den nächsten Jahren' bedeutet Stillstand, das Flächenziel von 20
Prozent muss wieder um ein Zeitziel - und zwar 2030 - ergänzt werden."

Zudem muss die Umsetzung der angekündigten Zukunftsstrategie Ökologischer
Landbau im Bundeshaushalt 2017 finanziell hinterlegt werden. Die
Bio-Branche fordert hier gemeinsam mit dem deutschen Bauernverband eine
deutliche Aufstockung des Budgets des "Bundesprogramms Ökologischer Landbau
und andere Formen nachhaltiger Landwirtschaft" von derzeit 17 Millionen
Euro auf 60 Millionen Euro. "Eine Zukunftsstrategie Ökologischer Landbau
ist ohne entsprechendes Budget nicht umsetzbar", so Plagge.


Hintergrund

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung hat bereits 2011 den Biolandbau als
"Gold Standard der Nachhaltigkeit" identifiziert. Der ökologische Landbau
sollte daher von der Bundesregierung als Leitbild für die Landwirtschaft
anerkannt und gefördert werden.

Aktuell gibt es in Deutschland 24.736 Biohöfe, die 1.088.838 Hektar Land
bewirtschaften. Das ist im Vergleich zum Vorjahr ein Plus von 1.338
Betrieben und 41.000 Hektar (3,9 %). Der Anteil der Biohöfe an der
Gesamtzahl landwirtschaftlicher Betriebe erreichte damit 8,7 Prozent, der
Flächenanteil 6,5 Prozent. Um 20 Prozent Ökofläche zu erreichen, müssten
insgesamt 3.400.000 Hektar umgestellt werden. In den Jahren 2010 bis 2014
waren die Zuwachsraten an Ökoflächen sehr gering.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. August 2016
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KRIEG/1654: Kernkompetenz Kriegsbereitschaft (SB)




Sage noch einer, The Donald sei unberechenbar! Er ist nicht minder als
andere Präsidentschaftskandidaten der beiden großen Parteien bereit, die
prinzipielle Bereitschaft zu militärischer Aggression als Kernkompetenz zu
Markte zu tragen. Wenn es darauf ankommt, den harten Mann zu markieren, ist
auf Trump allemal Verlaß. Nichts Schlimmeres könnte geschehen, als daß ein
anderer Eindruck entstände. Gerade für einen politischen Newcomer wie ihn gilt,
bei jeder sich bietenden Gelegenheit die Befähigung zum Commander-in-Chief unter
Beweis zu stellen. Hillary Clinton hat das nicht so nötig wie er, dennoch
scheint ihr Unterstützer Barack Obama es für die Imagepflege unverzichtbar zu
halten, das unter Beteiligung seiner Ex-Außenministerin in Libyen angerichtete
Desaster durch ein paar Bomben mehr zu vergrößern.

So etwas nennt sich in der Sprache imperialistischer Überflieger
"Stabilisierung". Luftangriffe auf die vom IS gehaltene Stadt Sirte sind die
Forderung der Stunde auch deutscher Frontjournalisten, wenn sie, wie im NDR,
zackig anmahnen: "Höchste Zeit: US-Luftangriffe auf IS in Libyen" [1]. In Zeiten
allgemeiner Mobilmachung hat die Weigerung, in den Krieg zu ziehen, nicht nur in
den USA schlechteste Umfragewerte zur Folge. Also hält Trump dem amtierenden
US-Präsidenten Wankelmütigkeit und Entscheidungsschwäche vor, hat dieser doch
auf die Einwilligung der von den NATO-Staaten quasi eingesetzten
"Einheitsregierung" in Libyen gewartet, bevor er den Angriffsbefehl gab. Nachdem
man sich so viel Mühe mit dem Zustandekommen einer neokolonialistischen
Stellvertreterregierung gegeben hat, soll sich ihr Nutzen doch zumindest beim Polieren
der legalistischen Fassade erweisen. 

Indem Trump versucht, sich als der militärisch aggressivere Kandidat zu
profilieren, räumt er wirksam mit dem Gerücht auf, seine Präsidentschaft könnte
vielleicht weniger kriegslustig sein als die einer Präsidentin Clinton. Daß er,
wie behauptet, eher zusammen mit Putin Krieg führen will als gegen Rußland,
macht die Sache nicht besser. Wie der Eklat um den von ihm geschmähten
Gefallenen der US-Streitkräfte im Irak belegt, ist das Führen von Kriegen gegen
das Böse in der Welt eben nicht nur eine Scharade neokonservativer
Globalstrategen, sondern zentrales Anliegen eines weitverbreiteten Patriotismus,
der das erfolgreiche Bestehen der "unverzichtbaren Nation" in der globalen
Krisenkonkurrenz mit nationalistischer Emphase staatstheologisch überhöht.

Beleidigt Trump Schwule, Lesben, Behinderte oder Frauen, wird das als läßliche
Sünde hingenommen. Vergreift er sich im Ton an einem Kriegshelden, stürzen die
Sympathiewerte in den Keller. Dieser Soldat soll für die Freiheit, für Amerika,
für das Gute gestorben sein, auch wenn die Bilanz der Eroberung des Iraks 2003
nicht verheerender ausfallen könnte. Die mehrfache Einnahme der Stadt Fallujah
durch US-Streitkräfte oder, wie zuletzt, mit ihrer Beteiligung hat ein
arabisches "Guernica" geschaffen, wie Joachim Guilliard [1] treffend schreibt,
doch in den USA wie der Bundesrepublik sind die Leiden der Bevölkerung dieser
Stadt kaum bekannt. Das liegt nicht zuletzt am geostrategischen Profil einer
Berichterstattung, die einen Assad tagtäglich als brutalen Aggressor vorführt,
die vernichtende Gewalt der Kriegführung von NATO-Staaten jedoch ignoriert oder
als notwendige Maßnahme legitimiert.

So kommt Barack Obamas Krisenmanagement in Libyen auch hierzulande gut an,
schließlich ist dieses Land wie der Irak und Syrien Ausgangspunkt von
Fluchtbewegungen, die in die Millionen gehen. Bomben gegen einen IS, der als
genuines Produkt der Neuordnung des Nahen und Mittleren Ostens durch die
NATO-Staaten zu autonomer Handlungsfähigkeit gelangt ist, sollen richten, was
frühere Bomben aus gleicher Quelle angerichtet haben. Hinter der Strategie einer
Zerstörung, der selbst das Feigenblatt, eine im neoliberalen Sinne
"schöpferische" zu sein, längst abhanden gekommen ist, tritt immer unverhüllter
die bloße Mangelregulation hervor. Ein kleineres Übel ist nicht im Angebot, um
so bereitwilliger wird das größere [3] der Preisgabe letzter Anwandlungen
von Humanität und Demokratie in Kauf genommen. Draußen vor der Tür sollen sie
bleiben, darin sind sich Clinton, Trump, Obama, Merkel, Hollande und wie sie
alle heißen so einig, daß keine ihrer Differenzen das bescheidene Maß
opportunistischer Legitimitätsproduktion überschreitet.


Fußnoten:

[1] http://www.ndr.de/info/sendungen/kommentare/Hoechste-Zeit-US-Luftangriffe-auf-IS-in-Libyen,libyen216.html

[2] https://www.jungewelt.de/2016/06-01/047.php

[3] HEGEMONIE/1800: Die Logik des größeren Übels im Präsidentschaftswahlkampf der USA (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/hege1800.html

3. August 2016
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MELDUNG/196: UNICEF fordert freien und sicheren Zugang zu den Kindern in Aleppo (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln / Aleppo, 03. August 2016

UNICEF fordert freien und sicheren Zugang zu den Kindern in
Aleppo



Angesichts der schweren Kämpfe in der syrischen Stadt Aleppo fordert
UNICEF sofortigen und sicheren Zugang zu allen Kindern - gleichgültig,
in welchem Stadtteil sie sich aufhalten. Die Kinder müssen dringend
mit Nahrung, Medikamenten und sauberem Wasser versorgt werden. "Die
Eskalation der Gewalt hat entsetzliche Folgen für die Kinder und wird
schwere Konsequenzen für sie in den kommenden Jahren haben", erklärte
Saad Houry, UNICEF Regionaldirektor für den Nahen Osten und
Nordafrika.

Seit Anfang Juli sind über 300.000 Menschen im Ostteil der Stadt von
lebensrettender humanitärer Hilfe abgeschnitten, darunter sind nach
Schätzung von UNICEF über 120.000 Kinder und Jugendliche. Viele von
ihnen sind von den schweren Kämpfen inmitten der dicht besiedelten
Wohngebiete in den vergangenen Tagen direkt betroffen.

Unzählige Menschen fliehen vor den Kämpfen in den Stadtteilen

In der Nacht von Sonntag auf Montag flohen rund 25.000 Menschen vor
den Kämpfen in den Stadtteilen '1070' und al Riyadah, darunter 12.000
Kinder. Viele flohen barfuß und mussten außer ihrer Kleidung ihre
gesamte Habe zurücklassen. Die Familien lebten dort seit zwei Jahren
als Flüchtlinge in halbfertigen Rohbauten. UNICEF hatte sie mit
Trinkwasser, medizinischer Hilfe sowie Notschulen und psychosozialen
Hilfsangeboten unterstützt.

Die Menschen suchen jetzt Zuflucht in Parks oder Moscheen. 2000
Menschen halten sich in drei Hilfszentren auf, die von lokalen
Hilfskomitees mit Unterstützung von UNICEF und seinen Partnern
betrieben werden. Öffentliche Küchen versorgen dort rund 10.000
Menschen mit Nahrung.

UNICEF organisiert die Versorgung mit Trinkwasser durch Tankwagen.
Durch die Angriffe wurde die Stromversorgung unterbrochen. Dies
bedeutet dass die Wasserpumpen in der 2-Millionen-Stadt nicht
funktionieren. Die Bewohner sind jetzt auf 70 Brunnen sowie
Wassertanks angewiesen, die UNICEF zusammen mit seinen Partnern für
die Notversorgung bereitgestellt hat.

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 3. August 2016

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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DISKUSSION/333: Hamburg - Ohlsdorfer Friedensfest zum Thema "Überleben", 6. und 7.08.2016


Einladung des Hamburger Bündnisses gegen Rechts

Ohlsdorfer Friedensfest vom 23.07. bis 07.08.2016

am Mahnmal der Bombenopfer auf dem Friedhof Ohlsdorf



Unter dem Motto: ÜBERLEBEN! wird zum 8. Mal das Ohlsdorfer Friedensfest
durchgeführt. Die vielfältigen Veranstaltungen befassen sich mit Gedenken
an Widerstandskämpfer /inn/en, den Ursachen von Flucht, der aktuellen
Situation der Geflüchteten und den aktuellen Entwicklungen im Bereich des
Rechtspopulismus (Afd, Pegida). Anlass des Friedensfestes war, dass die
Nazis in den Jahren 2003 bis 2009 das Mahnmal der Opfer missbrauchten und
dort aufmarschiert waren. Dem daraufhin gebildeten Ohlsdorfer
Friedensbündnis ist es nicht nur gelungen, die Nazis dort zu vertreiben,
sondern auch, gemeinsam eine neue Erinnerungskultur zu entwickeln.

Im Rahmen des diesjährigen Ohlsdorfer Friedensfestes möchten wir
besonders auf drei Veranstaltungen aufmerksam machen:

Samstag, 06.08. 11-12.30 Uhr am Bombenopfermahnmal



Rechtspopulismus - AFD, Pegida und die Neue Rechte:

Was können wir tun?

Referat von Christian Begass und Diskussion.

Christian Begass ist Sozialwissenschaftler der Universität Siegen
und hauptamtlicher Gewerkschafter.

Er ist Mitautor des Buches: Der Aufstand des Abendlandes
AfD, PEGIDA & Co.: Vom Salon auf die Straße

Wir wollen die aktuelle Situation des Erstarkens der AfD aufgreifen
und diskutieren, was wir tun können.

Im Anschluss am Samstag, 06.08 von 13:30 Uhr bis 15 Uhr


ANGST- STATT SICHERHEITSPOLITIK

Aufrüstungs-, Abwehr- und Kriegsreflexe

angesichts von Terroranschlägen und "Flüchtlingsflut"

Nichts gelernt in Sachen Fluchtursachen,
Terror und "Terrorbekämpfung"!?

Vortrag von Dr. Rolf Gössner mit anschließender Diskussion.

Der Referent ist Rechtsanwalt und Vizepräsident der internationalen Liga
für Menschenrechte. Veröffentlichungen u.a. Menschenrechte in Zeiten des
Terrors. Kollateralschäden an der "Heimatfront". Konkret Literatur Verlag,
Hamburg 2007

Sonntag, 07.08. , 14:00-15:30 Uhr

am Mahnmal der Bombenopfer

Aktuelle Situation von Flüchtlingen

Rechtsanwältin Sigrid Töpfer berichtet über die aktuelle Situation.

Ein Thema der Veranstaltung soll die Lagerunterbringung von Geflüchteten in
Hamburg, insbesondere die geplante neue Großunterkunft in Meiendorf mit
über 3000 Plätzen sein.

Vortrag und Diskussion

Diese Veranstaltung führen wir gemeinsam mit dem Flüchtlingsrat
Hamburg durch.


Veranstaltungsort:

Bombenopfer-Mahnmal auf dem Friedhof Ohlsdorf

Anfahrt zu den Sammelgräbern der Bombenopfer:

U/S-Bahnhof Ohlsdorf > Buslinie 170 > Haltestelle Kirschenallee
oder Buslinie 270 > Haltestelle Kapelle 13

Das Ohlsdorfer Friedensfest wird gefördert durch das Landesprogramm Stadt
mit Zivilcourage.

Als Veranstalter behalten wir uns vor, von unserem Hausrecht nach Paragraph
6 Versammlungsgesetz Gebrauch zu machen und Personen, die rechtsextremen
Parteien oder Organisationen angehören, der rechtsextremen Szene zuzuordnen
sind oder bereits in der Vergangenheit durch rassistische,
nationalistische, antisemitische oder sonstige menschenverachtende
Äußerungen in Erscheinung getreten sind, den Zutritt zu unserer
Veranstaltung zu verwehren oder sie auszuschließen.

Alle Veranstaltungen sind kostenlos.

Spenden sind willkommen - bitte sprechen Sie die Veranstalter an.

Weitere Veranstaltungen siehe unter:

www.keine-stimme-den-nazis.org/

 * 

Quelle:

Hamburger Bündnis gegen Rechts

VisdP: Andrea Krieger, c/o VVN BdA Hein Hoyer Straße 41

Internet: http://www.keine-stimme-den-nazis.org/
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VORTRAG/2088: Iserlohn - "Religiöser Alltag und Werte im Islam", Aiman A. Mazyek beim Campus Symposium, 09.09.2016


Campus Symposium

Religiöser Alltag und Werte im Islam

Aiman A. Mazyek als Referent beim Campus Symposium am 9. September
2016



Iserlohn - "Der Islam gehört inzwischen auch zu Deutschland." stellte der
ehemalige Bundespräsident Christian Wulff anlässlich des 20. Jahrestag der
deutschen Einheit fest. In vielen Talkrunden wurde bisher versucht, diesen
Satz zu interpretieren. Innerhalb der Bevölkerung und selbst innerhalb der
Parteien gibt es gegensätzliche Standpunkte zu diesem Thema. Für den
Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime in Deutschland, Aiman Mazyek, ist
jedoch klar, dass der Islam zu Deutschland gehört. Am Freitag, 9.
September, wird Mazyek auf dem Campus Symposium in einem
Interview über das muslimische Leben in Deutschland sprechen.

Sein Werben für den Islam ist durch die mediale Berichterstattung über den
IS-Terror und Pegida nicht einfacher geworden. Gerade deswegen ist Aiman
Mazyek derzeit Dauergast in Talkshows und immer zur Stelle, wenn es um die
Belange des Islams geht. Auch wenn der Zentralrat der Muslime in
Deutschland nur einen kleinen Teil der etwa vier Millionen deutschen
Muslime vertritt, der öffentlichen Wahrnehmung kann er sich gewiss sein.
Ein großes mediales Echo löste der Medienberater Mazyek erst kürzlich durch
seine Gesprächseinladung an AFD-Chefin Frauke Petry aus.

Aiman A. Mazyek wurde 1969 in Aachen geboren. Nach dem Abitur (1989) in
Aachen studierte er Arabistik in Kairo, von 1992 bis 1997 Philosophie,
Ökonomie und Politischen Wissenschaften in Aachen (MA). Zwischen 1993 und
1998 absolvierte er zudem eine Reihe von Islamstudien bei anerkannten
Wissenschaftler und Theologen. Mazyek war mehrere Jahre Delegierter (2007 -
2011) der alljährlich in Kairo von der ägyptischen Regierung ausgerichteten
internationalen Islamkonferenz.


Campus Symposium 2016

Das Campus Symposium 2016 wird am Donnerstag, 8. September, und Freitag,
9. September, auf dem Gelände der ehemaligen Bernhard-Hülsmann-Kaserne in
Iserlohn stattfinden. Zu dem Thema "Werte - System und soziale
Marktwirtschaft im Umbruch?" werden unter anderem der ehemalige afghanische
Staatspräsident Hamid Karzai, der Autor Andreas Englisch, der Präsident des
Deutschen Fußball-Bundes Reinhard Grindel, der stellvertretende
Bundesvorsitzende der FDP Wolfgang Kubicki, die Finanzstrategieberater und
Bestsellerautoren Matthias Weik und Marc Friedrich, sowie zahlreiche
weitere hochrangige Vertreter referieren.


Hintergrundinformationen zum Campus Symposium

Das Campus Symposium ist die internationale Wirtschaftskonferenz, die seit
dem Jahr 2005 von einem studentischen Organisationsteam in Iserlohn
durchgeführt wird. Einzigartig sind nicht nur die aufgebauten Zelte,
sondern vor allem die hochkarätigen Referenten aus Politik, Wirtschaft,
Gesellschaft und Forschung, die das studentische Organisationsteam bereits
begrüßen konnte: Bill Clinton, Kofi Annan, Al Gore, Condoleezza Rice und
Ehud Olmert oder auch Sir Bob Geldof und der Friedensnobelpreisträger
Mohammed ElBaradei waren hier zu Gast. Seit dem Jahr
2015 ist die ISM - International School of Management mit dem Hauptstandort
in Dortmund offizieller Hochschulpartner der studentischen Initiative.

Weitere Informationen:

www.campus-symposium.com

 * 

Quelle:

Campus Symposium GmbH

Erich-Nörrenberg-Straße 7, 58636 Iserlohn

Fax: 02371 / 97 459 28

E-Mail: info@campus-symposium.com

Internet: www.campus-symposium.com
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FORSCHUNG/854: Social Media-Studie - Vorsicht vor der Datenkrake (idw)


Technische Universität Chemnitz - 02.08.2016

Vorsicht vor der Datenkrake

Social Media-Studie an der TU Chemnitz zeigt: Um ihre Kreditwürdigkeit
zu verbessern, würde ein Großteil der Facebook-Nutzer ihre Seiten
schönen



Wie reagieren Facebook-Nutzer, wenn Banken für Zwecke der Kreditvergabe
ihr privates Profil durchsuchen? Dieser Frage widmete sich 2016 eine
Studie an der Professur für Finanzwirtschaft und Bankbetriebslehre der
Technischen Universität Chemnitz, die gemeinsam mit Studierenden des
Masterstudienganges Finance durchgeführt wurde. Prof. Dr. Friedrich
Thießen berichtet, "dass es Big Data heute bereits möglich macht,
ungeheure Mengen persönlicher Daten gezielt nach Aspekten der
Kreditwürdigkeit zu analysieren". Facebook arbeite selbst daran. Aber
auch Start-up-Unternehmen wie Kreditech oder Big Data Scoring verfolgen
laut Annemarie Kühn vom studentischen Forscherteam ähnliche Ziele. "Der
Trend zur Auswertung aller nur möglichen Datenbestände für kommerzielle
Zwecke ist ganz generell eine nicht mehr aufzuhaltende Entwicklung",
ergänzt Studentin Marianne Nake.

Die Chemnitzer Finanzexperten gingen in ihrer Studie zwei zentralen
Forschungsfragen nach: Als erstes wurde gefragt, wie Menschen ein
Social-Media-Daten-gestütztes Kreditgeschäft grundsätzlich einschätzen und
was sie davon halten, wenn ihre Bank auf ihren Facebook-Seiten nach Daten
sucht. Als zweites wurde untersucht, ob Menschen die Durchforstung ihrer
Social-Media-Daten durch ihre Bank passiv hinnehmen oder ihrerseits
anfangen würden, Daten so zu manipulieren, dass die Bank einen
vorteilhafteren Eindruck bekommt. An der Studie nahmen 271 internetaffine
Personen teil, die bereits Online- und Mobile-Banking betreiben und
Facebook nutzen. Deren Durchschnittsalter liegt bei 26 Jahren mit einer
Streuung von 18 bis 64. Die Probanden wurden bei der Befragung mit einer
Situation konfrontiert, bei der sie in einem Geschäft Dank des Zugriffs
einer Bank auf ihr Facebook-Profil ein gewünschtes teures Gerät auf
dem Kreditwege mithilfe ihres Handys innerhalb von wenigen Minuten ohne
Probleme erhielten. Danach wurde ihnen in einer weiteren Situation
verdeutlicht, wie diese Kreditvergabe funktionierte, dass nämlich eine
Auswertung des eigenen Facebook-Profils erfolgte und dafür private Daten
von sich und Freunden verwendet wurden. Die Probanden wurden gebeten,
diese Situationen zu bewerten. Schließlich wurden sie nach den
Konsequenzen für ihr künftiges Verhalten gefragt.

Zu den Ergebnissen: Ein Großteil der Befragten versteht, dass man mit
Big Data-Analysen den Kreditprozess unterstützen kann und erkennt Vorteile
der Kreditvergabe mittels Facebook-Daten: 44 Prozent können sich bessere
Kreditkonditionen vorstellen. 46 Prozent erwarten größere Schnelligkeit
und 51 Prozent mehr Bequemlichkeit. 31 Prozent können sich auch
vorstellen, überhaupt erst dadurch kreditwürdig zu werden. 45 Prozent
befürchten dagegen schlechtere Bedingungen für sich selbst. Nachdem den
Probanden erklärt wurde, wie die Bank zu ihrer schnellen Kreditbeurteilung
kommt, nämlich dadurch, dass sie persönliche Daten aus Facebook-Profilen
auswertet, beginnen sich die Meinungen stärker zu spalten: Nur noch 23
Prozent der Befragten finden das Angebot interessant. Abgelehnt wird es,
wenn sich Daten aus Sozialen Netzwerken negativ für eine Person auswirken.
Wenn man schon sein Facebook-Profil einer Bank öffnet, dann will man einen
Vorteil davon haben, keinen Nachteil. Etwas anderes wird als unfair
empfunden. 64 Prozent lehnen es ab, persönliche Daten, die auch 
Facebook-Freunde sehen können, einer Bank freizugeben. "Vorreiterbanken müssen
deshalb insbesondere in der Implementierungsphase neuer Analysetechniken
mit heftigem Widerstand rechnen", meint Thießen.

"Zurzeit wird das kommerzielle Schnüffeln in privaten Daten eher als
unethisch und unfair empfunden. Dennoch ist vielen klar, dass es im
Lauf der Zeit nicht nur die Banken sein werden, die auf Facebook-Daten
zurückgreifen. Je mehr kommerzielle Nutzungen an Facebook anschließen,
desto vorteilhafter wird es werden, seine Facebook-Seiten strategisch
zu gestalten - also zu manipulieren", schätzt Student Georg Gliem ein.
So würden dafür 58 Prozent der Probanden ihre Posts, ihre geteilten Inhalte
und ihre Likes besser durchdenken. Etwa ein Drittel würde Freunde löschen
oder mehr auf die Rechtschreibung achten. 40 Prozent würden
Freundschaftsanfragen weniger leichtfertig stellen. 39 Prozent würden
gezielt bestimmte Fotos löschen. 30 Prozent würden bestimmte Seiten
mit Karriere- und Bildungsinhalten häufiger liken. "Damit zeigt sich eine
deutliche Bereitschaft bei einem Teil der Facebook-Nutzer, 
Facebook-Inhalte zu manipulieren", sagt Markus Neuber von der Forschergruppe.
Allerdings gebe es auch gegenteilige Ansichten: "Freunde auf Facebook
zu löschen, lehnen 52 Prozent ab. Gezielt und strategisch bestimmten
Personen Freundschaftsanfragen zu stellen, welche einen guten Leumund haben
und bei einer Kreditanalyse Pluspunkte bringen müssten, lehnen 71 Prozent
ab. Gezielt Fotos zu löschen und Verlinkungen auf Fotos strategisch
anzupassen, lehnen 44 Prozent ab. Markierungen genauer zu überprüfen,
können sich 34 Prozent nicht vorstellen", so Student Daniel Wulf. "Das
bedeutet zusammenfassend: die Mehrheit schreckt vor Manipulationen ihrer
Facebook-Seiten noch zurück, aber ein bedeutender Teil, der im Bereich
von 30 bis 40 Prozent der Probanden liegt, würde solche Maßnahmen
durchführen", berichtet Thießen.

Nachdem den Probanden anhand von Beispielen gezeigt wurde, wie eine Bank
durch Big Data-Analysen Rückschlüsse auf die soziale Situation, die
intellektuellen Fähigkeiten und auf das Bewegungsprofil von Personen ziehen
kann, nahm die Bereitschaft zum Schönen des Facebook-Profils deutlich zu.
Die Zustimmung zur Aussage "gezielt bestimmten Personen
Freundschaftsanfragen stellen", steigt um 35 Prozent-Punkte, die Zustimmung
zur Aussage, mehr auf die eigene Rechtschreibung zu achten, um 28 
Prozent-Punkte. "Auch bei allen anderen abgefragten Kriterien veränderten sich die
Werte um 10 bis 20 Prozent - dazu zählen beispielsweise die Bereitschaft
zur Verlinkung und zum Löschen von Fotos, das Liken von für die
Kreditvergabe förderlichen Seiten oder der Ansporn, Information zum eigenen
Standort bereitwillig weiterzugeben,", berichtet Thießen. Alle Aussagen
zusammen belegen aus Sicht der Chemnitzer Forscher, in welch hohem Maße
Menschen bereit seien, Facebook weniger als Teil der Persönlichkeit zu
betrachten, sondern als ein Instrument, das man nach
Nützlichkeitserwägungen handhabt.

"Wenn in so wenigen Jahren ein zuerst sozial auftretendes Instrument zu
einer kommerziellen Veranstaltung wird, dann lässt das Rückschlüsse auf
tieferliegende Motivationen in unserer Gesellschaft zu und enttäuscht die
Menschen. Die Netzwerkbetreiber, die ursprünglich die Idee verfolgten,
Freunde zusammenzubringen, konnten es sich nicht verkneifen, der Gier
nachzugeben und die kommerziellen Aspekte auszubauen. Die Facebook-Nutzer
antworten, wie unsere Untersuchung zeigt, mit der Bereitschaft zur
verfälschten Darstellung ihrer Persönlichkeit, um ihrerseits größtmögliche -
 kommerzielle - Vorteile zu erlangen", so Kühn. Der Frage, ob Nutzer ihre
Eintragungen in die Sozialen Netze mehr der Freundschaftspflege oder mehr
den Konsequenzen widmen sollen, kann sich aus Sicht von Thießen keiner
entziehen: "Wer Freundschaftskontakte über alles stellt, muss mit den
Konsequenzen leben und sich eventuell von Datenanalysen wie der Beurteilung
der Kreditwürdigkeit abschotten, was aber mit zunehmender Verbreitung von
Big Data-Techniken immer schwerer werden wird."

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, Dipl.-Ing. Mario Steinebach, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/657: Kabinett beschließt ein zweites Bürokratieentlastungsgesetz (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 3. August 2016

Gabriel: Zwei Milliarden Euro Entlastung für Unternehmen

Kabinett beschließt ein zweites Bürokratieentlastungsgesetz



Das Kabinett hat heute das von Bundeswirtschaftsminister Gabriel
vorgelegte zweite Bürokratieentlastungsgesetz beschlossen. Es führt zu
einer Entlastung von rund 360 Millionen Euro beziehungsweise knapp
zehn Millionen Arbeitsstunden jährlich.

Bundesminister Gabriel: "Unnötige Bürokratie kostet Bürger und
Unternehmen Zeit, Geld und Nerven und kann für unsere Wirtschaft zu
einem echten Wettbewerbsnachteil werden. Allein durch unsere beiden
Bürokratieentlastungsgesetze und die Modernisierung des Vergaberechts
entlasten wir die Unternehmen in dieser Legislaturperiode um mehr als
zwei Milliarden Euro pro Jahr. Mit dem neuen, zweiten
Bürokratieentlastungsgesetz haben wir vor allem kleine Unternehmen im
Blick. Für diese schaffen wir wichtige Vereinfachungen zum Beispiel im
Steuerrecht, entlasten sie bei der Ermittlung der
Sozialversicherungsbeiträge und stärken das E-Government. Damit
entlasten wir vor allem solche Unternehmen, die typischerweise am
meisten unter Bürokratie leiden: kleine Betriebe mit zwei bis drei
Mitarbeitern."

So sieht der Gesetzentwurf vor, dass unter anderem das seit 2006
geltende Verfahren zur Berechnung der monatlich fälligen
Sozialversicherungsbeiträge vereinfacht wird. Außerdem wird die
Digitalisierung im Handwerk gestärkt. Im Steuerrecht wird dafür
gesorgt, dass kleine Unternehmen nicht in Belastungen "hineinwachsen",
die eigentlich für größere Betriebe gedacht waren. Die Bundesregierung
kommt damit auch ihrer Selbstverpflichtung der "one-in, one-out"-Regel
nach: Neuer Aufwand an einer Stelle wird durch Vereinfachungen an
anderer Stelle ausgeglichen.

Das Gesetz soll zum 01.01.2017 in Kraft treten. Es ist Teil des neuen
Arbeitsprogramms "Bessere Rechtsetzung 2016" und fasst neben Maßnahmen
des Bundeswirtschaftsministeriums auch Maßnahmen anderer
Bundesressorts zusammen. Beteiligt waren das Bundesfinanzministerium,
das Bundesgesundheitsministerium, das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales sowie das Bundesinnenministerium.

Der Entwurf des Bürokratieentlastungsgesetzes II kann abgerufen werden unter:


 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 3. August 2016

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Internet: http://www.bmwi.de facebook twitter google youtube

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Telefon: 030-186150
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STATISTIK/4265: Brasilien auf Platz 23 der deutschen Außenhandelspartner (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 03.08.2016

Brasilien auf Platz 23 der deutschen Außenhandelspartner



WIESBADEN - Am 5. August werden in Brasilien die Olympischen Spiele 2016
eröffnet. Auf der Liste der wichtigsten Handelspartner Deutschlands
rangierte das südamerikanische Land nach vorläufigen Angaben des
Statistischen Bundesamtes (Destatis) im Jahr 2015 mit einem Volumen von
18,4 Milliarden Euro auf Platz 23. Bei den Ausfuhren belegte Brasilien
Platz 26 (9,9 Milliarden Euro) und bei den Einfuhren Platz 24 (8,5
Milliarden Euro).

In den Jahren 2011 bis 2014 hatte der Wert der Ausfuhren nach Brasilien
jeweils über 10 Milliarden Euro gelegen. 2011 hatte er noch 11,2 Milliarden
Euro betragen. Auch der Wert der Einfuhren lag 2015 niedriger als in den
genannten Vorjahren.

Rund ein Sechstel der Einfuhren aus Brasilien waren 2015 Eisenerze (15,9
%). Der Wert dieser Gütergruppe belief sich auf 1,4 Milliarden Euro und lag
damit um 30 % niedriger als im Vorjahr (1,9 Milliarden Euro). Im Jahr 2011
hatten die Eisenerzimporte aus Brasilien mit 2,9 Milliarden Euro noch einen
Anteil von 25,6 % an allen Einfuhren aus dem Land ausgemacht. Eine Ursache
für den wertmäßigen Rückgang zwischen 2011 und 2015 um 53 % ist die
Preisentwicklung auf dem Rohstoffmarkt. Die Abnahme der eingeführten Mengen
von 23,9 Millionen Tonnen (2011) auf 23,5 Millionen Tonnen (2015) war nur
geringfügig.

Im täglichen Leben bekannter sind die Kaffeeimporte, die 2015 mit 1,0
Milliarden Euro (378 000 Tonnen) einen Anteil von 11,8 % an allen Importen
aus Brasilien ausmachten. Auch hier lassen sich am Verhältnis von Wert und
Menge Preisschwankungen erkennen. Im Jahr 2011 hatte der Wert der
Kaffeeimporte für etwa die gleiche Menge (379 000 Tonnen) noch 1,4
Milliarden Euro betragen, so dass der wertmäßige Rückgang um 26 % gegenüber
2011 vor allem auf niedrigere Preise im Jahr 2015 zurückzuführen ist.

Bei den deutschen Exporten nach Brasilien spielten Luftfahrzeuge (7,8 %
oder 774 Millionen Euro) sowie Fahrgestelle und Motoren (7,1 % oder 706
Millionen Euro) eine wichtige Rolle. Pharmazeutische Erzeugnisse (6,6 %
oder 650 Millionen Euro) und Pharmazeutische Grundstoffe (6,3 % oder 621
Millionen Euro) waren ebenfalls bedeutsam. Personenkraftwagen hatten an den
Ausfuhren nach Brasilien einen Anteil von 4,6 % (457 Millionen Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 270 vom 03.08.2016

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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STATISTIK/4264: Für 80% der Einwohner neue Sportschuhe importiert (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Zahl der Woche vom 02.08.2016

Für 80% der Einwohner neue Sportschuhe importiert



WIESBADEN - Im Jahr 2015 wurden nach vorläufigen Ergebnissen 68,6
Millionen Paar Sportschuhe mit einem Oberteil aus Spinnstoffen zu
einem Gesamtwert von 1,1 Milliarden Euro nach Deutschland eingeführt.
Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) vor dem Start der
Olympischen Sommerspiele am 5. August in Rio de Janeiro weiter
mitteilt, wurden damit im Jahr 2015 rechnerisch für etwas über 80% der
Einwohner Deutschlands Sportschuhe (zum Beispiel Lauf-, Tennis-,
Basketballschuhe) importiert.

Insgesamt zeigt sich die Dominanz der asiatischen Schuhmacher: 30,7
Millionen Paar Sportschuhe kamen im Jahre 2015 aus China. Daneben
spielte auch Vietnam und Indonesien eine nennenswerte Rolle: Aus
Vietnam stammten 19,0 Millionen Paar und aus Indonesien 8,5 Millionen
Paar der nach Deutschland importierten Sportschuhe.

Im Zehn-Jahres-Vergleich gab es eine enorme Steigerung in der
Gesamteinfuhr: 2006 waren noch 18,5 Millionen Paar Sportschuhe für
207,8 Millionen Euro nach Deutschland importiert worden.

 * 

Quelle:

Zahl der Woche vom 02.08.2016

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





VERKEHR/1447: Bauernverband kritisiert ungebremsten Flächenverbrauch durch Bundesverkehrswegeplan 2030 (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. August 2016

DBV kritisiert ungebremsten Flächenverbrauch durch Bundesverkehrswegeplan 2030

Belange der Landwirtschaft müssen stärker Berücksichtigung finden



Der vom Bundeskabinett heute verabschiedete Bundesverkehrswegeplan
2030 berücksichtigt aus Sicht des Deutschen Bauernverbandes (DBV) die
Belange der Land- und Forstwirtschaft zu wenig. Diese müssen bei den
notwendigen Planungs- und Verfahrensschritten für den Neu- und Ausbau
der Bundesverkehrswege (Straßen, Schienen und Wasserwege) hinreichend
zum Tragen kommen. Der Bundesverkehrswegeplan legt fest, in welche
Straßen-, Schienen- und Wasserstraßen der Bund bis 2030 investiert.

Insbesondere ist der wesentlichen Reduzierung der Überbauung land- und
forstwirtschaftlicher Flächen für Infrastrukturprojekte eine stärkere
Bedeutung beizumessen, erklärte der DBV. Im Sinne der Erreichung des
Ziels der Bundesregierung ist es erforderlich, nur solche
Infrastrukturmaßnahmen zu fördern, die sich noch im Rahmen des
30-Hektar-Ziels halten und diesen nicht überschreiten. Der vom
Bundeskabinett verabschiedete Bundesverkehrswegeplan nimmt hingegen so
viele Maßnahmen in dem vordringlichen Bedarf auf, dass das
30-Hektar-Ziel nicht zu erreichen ist. Hier muss dem Grundsatz "Ausbau
vor Neubau" noch konsequenter Vorrang eingeräumt werden. Außerdem ist
die zusätzliche Inanspruchnahme von land- und forstwirtschaftlichen
Flächen bei naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen zu
minimieren, forderte der DBV. Zu diesem Zweck müssen die
unterschiedlichen Kompensationsregelungen der Länder vereinheitlicht
und auf die Flächenschonung nach dem Bundesnaturschutzgesetz
ausgerichtet werden.

Auch bei der Berechnung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses zum
Bundesverkehrswegeplan wurden die Auswirkungen auf die land- und
forstwirtschaftliche Produktion nicht ausreichend berücksichtigt. Der
Deutsche Bauernverband erwartet, dass seine Anliegen zum
Bundesverkehrswegeplan bei den parlamentarischen Beratungen nach der
Sommerpause beachtet und die Bedarfspläne nochmals angepasst werden.
Das gilt vor allem auch für die auf dem Bundesverkehrsplan basierenden
Gesetzentwürfe. Gleichzeitig geht es beim Bundesverkehrswegeplan aber
auch darum, die erforderlichen Infrastrukturen für die
Entwicklungsmöglichkeiten ländlicher Räume fest im Blick zu behalten.
Die Erreichbarkeit ländlicher Räume muss weiter verbessert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. August 2016
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INFOPOOL / RELIGION / BUDDHISMUS





TERMINE/917: Raum Köln - Veranstaltungen mit Werner Heidenreich, August 2016 (StadtRaum)


StadtRaum Newsletter vom 2. August 2016

Veranstaltungen mit Werner Heidenreich




Fortlaufende Gruppen im (kleinen) StadtRaum

Meditations- und Achtsamkeitskreise

Ort für alle Termine: Moltkestr. 79, 50674 Köln, 1. Etage im
Therapieraum, Klingel am Hauseingang neben dem Tor

Di. 19.30 - 20.30 h Liebende Güte Meditation 

Mi. 20.30 - 22.00 h Spiritueller Gesprächskreis 

Fr. 18.30 - 20.00 h Meditation und Austausch 

So. 18.30 - 20.00 h Austausch über unsere Praxis, Fragen und
Erfahrungen (immer am ersten So. im Monat)

Anmeldung erwünscht, 0221-562 58 05, werner.heidenreich@gmail.com


Liebende Güte Meditationkreis

Wir werden an den Abenden die buddhistisch Metta-Meditation"
praktizieren, in der wir eine wohlwollende und sanftmütige
Geisteshaltung aufbauen. Sie richten wir aus auf uns selbst, unserer
Familie, unsere Freunde und Bekannte und auch gegenüber den Menschen,
die uns Schwierigkeiten bereiten. Diese Form der Meditation kann sehr
kraftvoll sein und uns helfen zu einem generell offenen und
freundlichen Geist zu kommen, der unseren Alltag friedvoller und
angenehmer werden lässt.

Ich biete den Kreis auch deswegen an, um der immer kälter und
aggressiver werdenden Grundstimmung unserer Gesellschaft ein Angebot
zu mehr menschlicher Wärme und gegenseitigem Wohlwollen zu machen.


Meditations- und Achtsamkeitskreis

Freitags, 18.30 - 20.00 h, 6 Euro/Abend oder 30/25 Euro
monatlich.

Es wird jeweils 2 Mal 25 Minuten meditiert, zwischen den beiden
Sitzperioden gibt es eine Gehmeditation. Nach dem Meditieren folgt ein
Austausch zu einem kurzem Text aus einem Buch, meist von Thich Nhat
Hanh.


Spiritueller Gesprächskreis

Mittwochs, 20.30 - 22.00 Uhr; 6 Euro/Abend oder 30/25 Euro
monatlich.

6 Euro/Abend, Ltg. W. Heidenreich

Im Kreis tauschen wir uns über unsere Alltagserfahrungen aus,
inspirieren uns gegenseitig und lesen gemeinsam Texte, die uns Hilfe
und Orientierung auf unserem Weg geben. Für den Austausch steht die
konkrete eigene Praxis im Vordergrund, auf abstrakte Lehrinhalte und
theoretische Erwägungen verzichten wir. Einstieg jederzeit möglich,
nur mit Anmeldung über Werner Heidenreich, 

Email: Werner.Heidenreich@gmail.com oder 0221-562 58 05


Austausch über unsere Praxis, Fragen und Erfahrungen -
offener Kreis

Immer am ersten Sonntag im Monat 18.30 - ca. 20.00 Uhr; Moltkestr. 79,
50674 Köln, Hauseingang bei StadtRaum-Büro/Praxis klingeln. Beitrag: 6
€/Abend

Unser Schwerpunkt ist die Entwicklung und das Halten von Achtsamkeit
im Alltag. Wir erleben im Alltag immer wieder große Herausforderungen,
erfahren aber auch durch unsere spirituelle Praxis und Achtsamkeit
wunderbare Momente von Glück, Nähe, Verstehen und Mitgefühl. Wir
tauschen uns darüber aus und helfen uns gegenseitig durch unsere
Erfahrungen und Weisheit.

Erstbesucher können in der Gruppe auch nur als Beobachter teilnehmen.
Sie entscheiden selbst, ob sie sich dem neuen Kreis gegenüber
einbringen wollen oder lieber erst Mal nur zushören wollen.

Bitte zum ersten Besuch anmelden: werner.heidenreich@gmail.com

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 2. August 2016

Herausgeber: StadtRaum Köln
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/05917: Mißglückte Rache (SB)


Die Klaus-Junge-Variante der Slawischen Verteidigung war bei der 49.
Landesmeisterschaft der UdSSR Streitpunkt zweier Auseinandersetzungen.
An dieser Stelle soll nicht auf die tausenderlei Abzweigungen von
höchst kompliziertem Inhalt eingegangen werden, nur soviel, in der 13.
Runde gelang Garry Kasparow ein fulminanter Sieg gegen
Timoschtschenko. Darüber ärgerte sich nun insbesondere Meister
Dorfman, der gemeinsam mit Timoschtschenko viele Stunden am
Analysebrett verbracht hatte, um die Klaus-Junge-Variante, die man in
Rußland Botwinnik-Variante nennt, zu verbessern und kampftüchtig zu
machen. Dorfman verbrachte die ganze folgende Nacht damit,
Timoschtschenkos Fehler auszubügeln. Die Morgendämmerung verscheuchte
bereits die Dunkelheit, als er endlich die "Verbesserung" gefunden zu
haben glaubte. In der nächsten Runde traf er auf Kasparow, auf Rache
sinnend trotz seiner Müdigkeit. Und tatsächlich, Kasparow, der von der
Waffenbruderschaft zwischen Dorfman und Timoschtschenko wußte, ließ
sich auf das Wagnis ein. Wie im Rausch spielten er und Dorfman die
Partie aus der vorigen Runde herunter, und erst beim 30. Zug, als er
mit der Neuerung 30...Ld6-e5 konfrontiert wurde, hielt Kasparow in
seinem Eifer inne. Innerlich frohlockte Dorfman. Mehr als eine halbe
Stunde vertiefte sich Kasparow in das heutige Rätsel der Sphinx, dann
fand er, was Dorfman übersehen hatte, nämlich die Widerlegung der
angeblichen "Verbesserung". Also, Wanderer, was hatte Dorfman
irgendwann in den Morgenstunden außer acht gelassen?






[image: SCHACH-SPHINX/05917: Mißglückte Rache (SB)]



Kasparow - Dorfman

UdSSR 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wie Napoleon machte Meister Flohr den Fehler, den russischen Konter zu
unterschätzen. Nach 1...Sd7-f6 brachte sein Kontrahent Boleslawski das
Läuferopfer 2.Lc4xe6!, worauf er in allen Abspielen als Sieger
hervorging. In der Partie geschah 2...f7xe6 3.Te4xe6+ Lf8-e7 4.Td1-e1
Sf6-d5 5.Ld2-g5 0-0-0 6.Lg5xe7 Sd5xe7 7.Te6xe7 und Flohr gab später
nach quälender Agonie auf. Seine Stellung war nach dem Läuferopfer in
der Tat verloren. Auf 3...Ke8-f7 wäre niederschmetternd 4.Te6xf6+!
g7xf6 5.Df3-h5+ Kf7-g8 6.Dh5-g4+ Kg8-f7 7.Dg4-c4+ Kf7-g7 8.Ld2-e3 Db6-
b4 9.Td1-d7+ Kf7-g6 10.Dc4-f7+ und so weiter gefolgt. Und auch der
scheinbar bessere Zug 4...0-0 statt 4...Sf6-d5 wäre unzureichend
gewesen: 5.Te6xe7 Sf6-d5 6.Te7xg7+! Kg8xg7 7.Ld2-c3+ Sd5xc3 8.Td1-d7+
Kg7-h6 9.Df3xc3 mit siegreichem Angriff.



Erstveröffentlichung am 16. August 2003

03. August 2016
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/346: Tausche Passwort gegen Schokolade (idw)


International School of Management (ISM) - 02.08.2016

Tausche Passwort gegen Schokolade



Da können Firewalls, Virenscanner & Co. noch so gut sein - wenn Menschen
ihre Passwörter selbst verraten, haben Betrüger freie Bahn. Dafür reicht
bereits eine Tafel Schokolade, wie Dr. Christian Happ von der ISM
Stuttgart herausgefunden hat. Gemeinsam mit Wissenschaftlern der
University of Luxembourg hat er das Phänomen Social Engineering untersucht
und dabei einen erschreckend leichtfertigen Umgang mit vertraulichen Daten
festgestellt.

"Schuld" daran ist soziale Manipulation, auch Social Engineering genannt.
Der Begriff bezeichnet Methoden der zwischenmenschlichen Beeinflussung,
die darauf abzielen, bestimmte Verhaltensweisen bei anderen Personen
hervorzurufen - zum Beispiel die Preisgabe des eigenen Passworts. Anstelle
einer technischen Lücke genügte im Fall der Studie allein das Ausnutzen
menschlicher Schwäche.

So verriet fast jeder zweite Teilnehmer (47,9 Prozent) einer Umfrage sein
persönliches Passwort, wenn er unmittelbar vor der Bitte eine Tafel
Schokolade bekommen hatte. Wenn es das Geschenk direkt zu Beginn der gab
und bis zur Bitte einige Zeit verging, waren es immer noch 39,9 Prozent.
Aus der Kontrollgruppe, deren Teilnehmer die Schokolade erst nach der
Umfrage bekamen, gaben immerhin noch 29,8 Prozent ihr Passwort heraus.
Insbesondere jüngere Menschen waren für diese Form der Manipulation
anfällig - was daran liegen könnte, dass auch die Interviewer eher jung
waren. Die Ähnlichkeit der eigenen Lebenswelt ist ein Faktor, der Menschen
dazu neigen lässt, die Bitten anderer eher zu erfüllen.

Dr. Christian Happ mahnt deshalb: "Die Ergebnisse der Studie sind höchst
alarmierend und zeigen, dass viele von uns den Herausforderungen unseres
Informationszeitalters noch nicht gewachsen sind. Deshalb muss das Wissen
um Gefahren und Konsequenzen unseren digitalen Handelns in den Fokus
unserer gesellschaftlichen Mediendebatte rücken."


Hintergrund:

Die International School of Management (ISM) zählt zu den führenden
privaten Wirtschaftshochschulen in Deutschland. In den einschlägigen
Hochschulrankings rangiert die ISM regelmäßig an vorderster Stelle.

Die ISM hat Standorte in Dortmund, Frankfurt/Main, München, Hamburg, Köln
und Stuttgart. An der staatlich anerkannten, privaten Hochschule in
gemeinnütziger Trägerschaft wird der Führungsnachwuchs für international
orientierte Wirtschaftsunternehmen in kompakten, anwendungsbezogenen
Studiengängen ausgebildet. Alle Studiengänge der ISM zeichnen sich durch
Internationalität und Praxisorientierung aus. Projekte in Kleingruppen
gehören ebenso zum Hochschulalltag wie integrierte Auslandssemester und
-module an einer der über 170 Partneruniversitäten der ISM.

Weitere Informationen unter:

http://www.ism.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

International School of Management (ISM), Daniel Lichtenstein, 02.08.2016
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2019: Zwei Seelen in einer Brust (SB)




Paulie Malignaggi als Boxer und Kommentator beliebt

Paulie Malignaggi ist schon geraume Zeit als Kommentator von
Boxkämpfen bei Showtime Sports so populär und etabliert, daß er diese
Tätigkeit zu seinem ausschließlichen Hauptberuf machen könnte.
Andererseits reizt es ihn auch im Alter von 35 Jahren noch immer
ungemein, die Boxhandschuhe anzuziehen und im Scheinwerferlicht einen
Kampf auszutragen. Wie gut ihm das nach wie vor gelingt, stellte er
vor großer Kulisse im Barclays Center unter Beweis, wo er auf Gabriel
"Tito" Bracero traf, einen langjährigen Kumpel aus seiner
Nachbarschaft in New York. Auf dem Spiel stand denn auch der
symbolische Titel des Meisters von Brooklyn, was beim Publikum großen
Anklang fand, das beide Akteure gleichermaßen anfeuerte. Aus welchen
Gründen auch immer hatte es ewig gedauert, bis dieses Duell der
gleichaltrigen Boxer zustande kam, die nun im Herbst ihrer Karriere
endlich doch noch aufeinandertrafen. Sie schenkten einander nichts,
verliehen aber unmittelbar nach dem Schlußgong ihrem beiderseitigen
Respekt Ausdruck, indem sie einander umarmten.

Malignaggi, der ehemals Weltmeister im Halbwelter- und Weltergewicht
gewesen war, stieg natürlich als Favorit in den Ring. Daß er eine
derart überzeugende Vorstellung geben würde, die phasenweise an seine
allerbesten Zeiten erinnerte, in denen er seine Gegner systematisch
ausgeboxt hatte, dürfte jedoch kaum jemand erwartet haben. Er
dominierte den Kampf mit seinem ausgezeichneten Jab und ging höchst
konzentriert zu Werke, so daß er am Ende nach zehn vereinbarten Runden
einen verdienten Punktsieg feiern konnte (98:92, 98:92, 96:94). Laut
der Statistik von CompuBox brachte Malignaggi 164 von 486 Schlägen ins
Ziel (35 Prozent), Rojas erzielte 134 Treffer bei 470 Versuchen (29
Prozent). Während der Sieger damit seine Bilanz auf 36 gewonnene und
sieben verlorene Auftritte ausbauen konnte, stehen für Bracero nunmehr
24 Erfolge und drei Niederlagen zu Buche.

Der boxende Kommentator hinterließ einen wesentlich besseren Eindruck
als bei seiner vorzeitigen Niederlage gegen Danny Garcia im August
2015, dem er sich im Barclays Center in der neunten Runde geschlagen
geben mußte. Er hatte damals der überlegenen Schlagwirkung seines
Kontrahenten nichts Gleichwertiges entgegenzusetzen. Seither konnte er
mit Antonio Moscatiello und Lazlo Fazekas zwei schwächere Widersacher
in die Schranken weisen, denen gegenüber Gabriel Bracero eine
erheblich schwerer zu lösende Aufgabe darstellte.

Wie Malignaggi nach dem Kampf einräumte, habe er in seiner Karriere
natürlich schon bessere Nächte erlebt. Dessen ungeachtet habe er den
Eindruck, einen guten Kampf geboten zu haben. Da Bracero genau wie er
selber ein Konterboxer sei, habe er eben versucht, in dieser Hinsicht
entschiedener zu Werke zu gehen. Während sie einander immer wieder
Fallen gestellt hätten, habe er dafür gesorgt, daß sich sein Gegner
jeden Punkt hart erarbeiten mußte. Zugleich habe er den Kampf mit
seinen präzisen Einzeltreffern und Manövern diktiert und insbesondere
darauf geachtet, bei der Punktwertung nie ins Hintertreffen zu
geraten. Diese Rolle habe er Bracero zugewiesen, der sich dadurch
zwangsläufig zu der einen oder anderen Verzweiflungstat hinreißen
ließ.

Nach drei Siegen in Folge und angesichts des heutigen Auftritts sei er
mit seinem Latein noch nicht am Ende. Nun müsse er erst einmal
gründlich darüber nachdenken, welche Richtung er einschlagen werde.
Einerseits habe er einen guten Job beim Fernsehen, andererseits falle
es ihm sehr schwer, dem Kämpfen den Rücken zu kehren. So ringe er
regelrecht mit einer Entscheidung, zumal er sich realistische Ziele
setzen wolle.

Offensichtlich denkt Malignaggi ernsthaft darüber nach, seine
Profikarriere fortzusetzen. Allerdings hat er beim Kampf gegen Bracero
nicht allzu viel Geld verdient und wird wohl nie wieder eine so üppige
Börse wie vor Jahresfrist mit Danny Garcia einfahren können. Sollte es
ihm gelingen, im Welter- oder Halbweltergewicht einen namhaften
Kandidaten zu besiegen, wäre sogar ein Titelkampf nicht
auszuschließen. Angesichts der scharfen Konkurrenz in diesen stark
besetzten Limits trägt sich der New Yorker jedoch mit dem Gedanken, um
den europäischen Titel im Weltergewicht zu kämpfen oder aber bis ins
Leichtgewicht hinunterzugehen, um dort Akzente zu setzen.

Letzteres wäre jedoch mit gravierenden Problemen verbunden, da
Malignaggi eine Menge Gewicht loswerden müßte, um dieses Limit zu
erreichen. Und selbst wenn ihm das gelingen würde, träfe er dort auf
Gegner wie Mikey Garcia, Dejab Zlaticanin und Terry Flanagan, die sehr
viel wirksamer als im Leichtgewicht üblich zuschlagen können.
Letztlich sähe er sich mit derselben Problematik wie im Weltergewicht
konfrontiert, schlagstarke Kontrahenten allenfalls mit einem ungleich
höheren Aufwand an Schlagfrequenz, Variabilität und Beweglichkeit
neutralisieren zu können, wie ihm das nur auf dem Höhepunkt seiner
Karriere gelungen ist. [1]

Kaum war sein eigener Auftritt beendet, als Malignaggi auch schon
seinen Platz als Analyst der von Showtime übertragenen weiteren Kämpfe
am Ring einnahm. Zuallererst sei er ein Fan, weshalb es ihm große
Freude bereite, gleich wieder in seiner anderen Funktion in Aktion zu
treten. In wenigen Tagen werde er nach Italien aufbrechen, einen
längeren Urlaub einlegen und sich unter der Sonne seine Zukunft durch
den Kopf gehen lassen. [2]


Fußnoten:

[1] http://www.boxingnews24.com/2016/07/malignaggi-vs-bracero-punch-stats/#more-214256

[2] http://espn.go.com/boxing/story/_/id/17181119/mikey-garcia-demolishes-elio-rojas-tko-victory-return-ring
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





VEREINE/200: Auf dem Spielfeld integriert, auf der Tribüne nicht (idw)


Universität Siegen - 02.08.2016

Auf dem Spielfeld integriert, auf der Tribüne nicht

Nur wenige Jugendliche mit Migrationshintergrund sehen im Kölner Stadion
Fußballspiele. Warum das so ist, untersucht Carsten Blecher von der
Universität Siegen.



Anthony Modeste, Miloş Jojić, Artjoms Rudnevs. Beim 1. FC Köln spielen
nicht nur Deutsche, sondern auch Franzosen, Serben und Letten. Fast 50
Prozent der Spieler in der Bundesliga kommen aus dem Ausland. Wenn
Jugendliche und Kinder in den Straßen von Köln Fußball spielen, tragen
einige Trikots des 1. FC Köln, aber genauso viele kicken in Trikots von
ausländischen Clubs, zum Beispiel aus der Türkei. Doch so bunt deutsche
Städte sind, in den Stadien scheinen Jugendliche mit Migrationshintergrund
unterrepräsentiert zu sein: Nur wenige gehen zum Fußball ins Stadion, wenn
deutsche Klubs spielen.

Carsten Blecher, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Forschungskolleg
"Zukunft menschlich gestalten" der Universität Siegen (FoKoS), beschäftigt
sich im Forschungsprojekt "Diversität unter Fußballfans" mit diesem
Phänomen und hat Kölner Jugendliche dazu befragt. Köln hat er deshalb
ausgesucht, weil der Forscher dort selbst im sozialpädagogischen Kölner
Fanprojekt arbeitet, die Stadt und die Akteure im Fußball kennt.

Für sein Forschungsprojekt, das seit Juni 2016 läuft, führte Blecher in
Vorstudien Interviews durch und ließ Fragebögen im Stadion ausfüllen.
Blecher: "Wir wollten der Frage nachgehen: Wer geht zum Fußball und welche
Rolle spielt so etwas wie Ethnizität oder Migrationsgeschichte?". Die
ersten Hinweise haben ergeben, dass Menschen mit Migrationsgeschichte im
Stadion unterrepräsentiert sind, gemessen an ihrem Anteil in der
Gesellschaft. "In unseren Stichproben bei zwei Heimspielen zählten wir
unter fast 200 befragten Fans zum Beispiel nur eine Person mit
türkischstämmiger Geschichte und nur wenige mehr mit anderen
Zuwanderungsgeschichten. In einer Stadt, die durch Zuwanderung geprägt ist
und in der jeder Dritte eine Zuwanderungsgeschichte hat, ist das
bemerkenswert."


Fußballvereine bedeuten Identifikation mit den eigenen Wurzeln


"Ich habe schnell gemerkt, dass der Bezug zu einem Fußballverein sehr
familiär geprägt ist. Wenn das gesamte familiäre Umfeld zu einem
Istanbuler Verein hält, ist es wahrscheinlich, dass die Kinder das
ebenfalls tun. Das hat also viel mit den eigenen Wurzeln zu tun", sagt der
Sozialwissenschaftler. Außerdem sei es für Jugendliche mit
Migrationshintergrund schwierig, an Tickets zu kommen. "Das hat nicht
unbedingt etwas mit Geld zu tun, sondern mit fehlenden Kontakten. Wenn du
alteingesessene Kölner Fans kennst, dann kannst du dir einfacher eine
Dauerkarte leihen. Aber diese Netzwerke haben Jugendliche mit
Migrationsgeschichte oft nicht."

Diskriminierung und Ausgrenzung im Stadion war in den Gesprächen mit den
Jugendlichen selten ein Thema. Blecher: "Das ist nicht weiter
verwunderlich, da die Diskriminierungsmechanismen oftmals subtil wirken."
Auch viele Fan- und Ultra-Gruppierungen reagieren sehr sensibel auf rechte
Tendenzen in ihrem Block. Mit Spruchbändern und Aktionen kämpfen sie für
die Vielfalt im Stadion.


Jugendliche dort abholen, wo ihr Herz schlägt

Da Blecher selbst im Kölner Fanprojekt mit Jugendlichen arbeitet, möchte
er die Ergebnisse aus seiner Studie in die Praxis der Sozialen Arbeit
übertragen. Ihm geht es nicht darum, Integrationsmaßnahmen zu bedienen
oder am Ende ein Papier zum Thema "So integrieren wir Menschen in den
Fußball" entstehen zu lassen. "Wir können aus der Studie bislang
mitnehmen, dass Fußball gleichermaßen verbindet und trennt. Wir müssen
Jugendliche im Fußball dort abholen, wo ihr Herz schlägt. Und das ist eben
nicht immer der alteingesessene Stadtverein. Viele jugendliche Fußballfans
sehen vielleicht in Deutschland ihr Zuhause, aber ihre fußballerische
Heimat ist woanders. Das macht gerade die Vielfalt der Gesellschaft aus.
Es gibt ja auch Münchner, die Dortmund-Fans sind."

In den nächsten Monaten möchte Blecher Jugendliche in anderen Städten
befragen, darunter Bochumer, Frankfurter und Duisburger. Er will
untersuchen, ob sie ähnlich denken wie die Kölner. Am 5. Dezember stellt
er seine Ergebnisse auf einer Tagung der Universität Siegen vor.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution198

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Siegen, André Zeppenfeld, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/621: Witten - RebellComedy am 25. Oktober 2016


RebellComedy



RebellComedy ist keine beliebige Comedy Mixed Show, sondern ein
Buprogramm mit einem festen Ensemble an uagenden Kuern. Seit 2007
begeistern die Rebellen nun schon mit ihrem frischen, ehrlichen Humor
und haben es mittlerweile an die Spitze der nationalen Stand-Up
Comedians geschafft.

Das Ensemble, bestehend aus 8 Man und einer Frau, hat nach 16
ausverkauften Tourneen mehr zu bieten, als nur simple Ethno-Comedy.
Der zeitgenoche Humor ist das, was dieses publikumsnahe Kollektiv mit
ihren Fans verbindet. RebellComedy steht eben fue neue Generation an
Comedians. Zur RebellComedy-Familie gehodie Stand-Up Comedians
Ususmango, Benaissa, Pu, Hany Siam, O Cosar, Alain Frei, Enissa Amani
und der fantastische Moderator Khalid.

Wer sich dem neuen Programm der Rebellen stellt, erlebt die Partie
2016.

Dem Stand-Up werden neue Grenzen gesetzt. Spielerisch werden hier
Zuerfolgt und das Publikum nach einem Schachbrett strategisch erobert.
Der Kowird parodiert, der Springer durch den Kakao gezogen, wad auch
der hoe Turm von unten anfa

"Wir setzen euch Lach matt", ist das Versprechen, das wir Deutschlands
besten Stand-Uppern hier abgewinnen konnten. Die Rebellen stu nah
erneut sache Bu mit neuen Witzen.

Eintritt: 25 EUR + Geb.

VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten
CTS-VVK-Stellen

Termin:

Am 25.10.2016 um 20:00 Uhr

Veranstaltungsort: Saalbau Witten

Bergerstraße 25, 58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.saalbau-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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KLEINKUNST/620: Witten - Sebastian Puffpaff "Auf Anfang" am 22. Oktober 2016


Sebastian Puffpaff "Auf Anfang"



Der Schein regiert die Welt, ob als Zahlungsmittel oder Fassade. Das
Wir ist zum Ich verkümmert und fristet sein Dasein in den digitalen
Legebatterien von Facebook, Twitter und Spiegel-online. Doch wir sind
anders. Wir wissen Bescheid. Noch sind wir wenige, doch wir werden
mehr. Schon mit der Entscheidung, sich eine Live-Show ansehen zu
wollen, brechen Sie aus. Ich verspreche Ihnen alles und garantiere für
mehr. Wir lachen uns tot um kurz darauf wieder aufzuerstehen.
Vergessen Sie den Sinn des Lebens, denn wir bauen uns unsere eigene
Welt. Sie fragen sich, wovon das Programm handelt? Woher soll ich das
wissen. Bin ich Gott? Ja, bin ich. Sie aber auch. Sind Sie bereit?

Termine und Infos unter www.pufpaff.de

Karten ab 22,50 EUR inkl. Geb.

VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten
CTS-VVK-Stellen

Termin:

Am 22.10.2016 um 20:00 Uhr

Veranstaltungsort: Saalbau Witten

Bergerstraße 25, 58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.saalbau-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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KLEINKUNST/619: Witten - "Nightwash" am 7. Oktober 2016


NIGHTWASH



NightWash, präsentiert von Luke Mockridge, ist DIE Marke für Stand-Up
Comedy in Deutschland: Vielseitig, grenzenlos und ultimativ komisch.
Die Show existiert als Live-Veranstaltung seit über 12 Jahren und die
Entdeckung neuer Talente gehörte schon immer zur Philosophie. In
diesem Sinne übernimmt jetzt die nächste (Comedy-) Generation
Deutschlands lustigsten Waschsalon!

Karten ab 21,40 EUR inkl. Geb.

VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten
CTS-VVK-Stellen

Termin:

Am 07.10.2016 um 20:00 Uhr

Veranstaltungsort: Saalbau Witten

Bergerstraße 25, 58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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KLEINKUNST/617: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Chanson-Duo Nymphetamin, "Lieder einer fahrigen Gesellin", 17.9.2016


Kulturcafé Komm du - September 2016

Chanson-Duo Nymphetamin: "Lieder einer fahrigen Gesellin"
 

Lyrik und Chansons von Marlene Dietrich bis hin zu Brecht & Weill

Konzert am Samstag, 17. September 2016, 20.00 bis 22.30 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Chanson-Duos Nymphetamin - Foto im Flyer: © by Andreas Ehrig]






Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 17.09.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Nymphetamin

Lieder einer fahrigen Gesellin - Chansons

Frauen. Und die Liebe. Die Sehnsucht, die Eifersucht. Die Suche nach
einem Hauch von Heimat. Marie-Luise Böning (Gesang) und
Lena Sophia Schmidt (Klavier) präsentieren Lyrik und Chansons
von Wolf Biermann über Marlene Dietrich und Friedrich Hollaender bis
hin zu Brecht und Weill. Auch eigene Lieder und Arrangements finden
sich, reich gespickt mit Improvisationen und Mehrstimmigkeiten in
einem Programm, das die unterschiedlichen Facetten eines
Menschenlebens beleuchtet und die Zuschauer dennoch beschwingt und
mit einem Augenzwinkern in den Abend entläßt. Seit 2012 konzertiert
das Duo deutschlandweit und erhielt bereits mehrere renommierte
Musikpreise. 


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Das Chanson-Duo Nymphetamin - Foto: © by Roman Majewski]

Das Chanson-Duo Nymphetamin

Foto: © by Roman Majewski




Das Duo Nymphetamin

In Rostock im Jahr 2012 haben sich die Nymphen kennengelernt und
konzertieren seitdem deutschlandweit. Sie sind Preisträgerinnen des
Werner Richard Heymann-Chansonpreises beim Bundeswettbewerb Gesang
2013, Gewinner des Landes beim Internationalen
Interpretationswettbewerb für Verfemte Musik 2014 und Stipendiaten
des Yehudi Menuhin - Live Music Now e.V.

Besetzung: 

Marie-Luise Böning (Stimme)

Lena Sophia Schmidt (Klavier)


Weitere Informationen:

Nymphetamin - Homepage:

http://www.nymphetamin.com

Nymphetamin bei Facebook:

https://www.facebook.com/nymphetamin.duo


Zum Reinhören & Anschauen:

Surabaya Johnny - Nymphetamin

https://www.youtube.com/watch?v=gR_y9LaUhhk

Tu mir weh, Johnny - Nymphetamin 

https://www.youtube.com/watch?v=vnz99gqA3Kg

I want you but I don't need you (Momus) - Nymphetamin

https://www.youtube.com/watch?v=S8rK6vuFM0k
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Marie-Luise Böning und Lena Sophia Schmidt sind das Duo NYMPHETAMIN

Foto: © by Andreas Ehrig




Über die Musikerinnen

Marie-Luise Böning,

1989 im Norden Deutschlands geboren, sang bereits im
zart-präpubertären Alter in Chören und erlernte das Orgelspiel.
Später kehrte sie der sakralen Musik den Rücken und widmete sich dem
Punk und Metal. Von schwarz nach weiß. Die Graustufe: In Rostock
studierte Sie Popular- und Operngesang u.a. bei Prof. Fionnuala
McCarthy, Prof. Klaus Häger und Prof. Barbara Felsenstein. Bach und
Meshuggah prägten sie ebenso wie ehrenamtliches Betreuerdasein auf
Behindertenfreizeiten und das Schauspiel. Seit 2012 singt sie im
Chanson-Duo Nymphetamin an der Seite von Lena Sophia
Schmidt, mit der sie im Rahmen des Bundeswettbewerb Gesang 2013
bereits die Bühne des Friedrichstadtpalastes bespielte.
Marie-Luise Böning gewann mit "Hamlet Komplex" den Wettbewerb
hmt Interdisziplinär 2013 und spielte u.a. für den NDR, die
Wetzlarer Festspiele und die Festspiele Mecklenburg Vorpommern.
Neben dem künstlerischen Schaffen ist sie seit 2011 Gesangslehrerin
an der Rock & Pop Schule Rostock, sowie Dozentin beim Rock & Pop
Campus in Rødekro, Dänemark. 

Lena Sophia Schmidt,

1990 in Zürich geboren, entdeckte schon früh ihre Leidenschaft für
die Musik. Gelang sie auf einigen Umwegen zu ihrem Hauptinstrument,
dem Klavier, macht sie es sich auch heute noch nicht bequem. Immer
auf der Suche nach neuen Klängen und verschiedenen Stilen, die sie
möglichst homogen zu ihrem eigenen macht, widmet sie sich dem
buntgefächerten Tasteninstrumentarium. Von Analog-Synthesizer bis
zum Fender Rhodes und präpariertem Klavier. Lena Schmidt war
Schülerin von Nik Bärtsch, mit dem sie sich intensiv mit
Polyrhythmik und Patternmusik auseinandersetzte. Seit 2012 studiert
sie Klavier an der Hochschule für Musik und Theater Rostock bei Mark
Reinke. Seitdem ist sie Duopartnerin der Sängerin Marie-Luise
Böning, wo sie die Kunst des Begleitens immer weiter vertieft
und für sich neu entdeckt.
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KLEINKUNST/615: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Impro trifft Kabarett - Joachim Zawischa und das Duo "Charlotte & Ralf", 3.9.2016


Kulturcafé Komm du - September 2016

Impro trifft Kabarett


Joachim Zawischa und das Duo Charlotte & Ralf springen
spontan für Kollegen ein (Gute Besserung!) und präsentieren einen
einzigartigen Mix aus Kabarett und Improvisationstheater

Samstag, 3. September 2016, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Kabarettisten Joachim Zawischa, und des Stegreif-Duos 'Charlotte & Ralf' - Foto im Flyer links: © by Joachim Zawischa, rechts: © by Klaus Friese]





Das Komm du lädt ein zu einem Impro-Kabarett

am Samstag, den 03.09.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Joachim Zawischa und "Charlotte & Ralf"

Impro trifft Kabarett

Dem Leben mit Humor begegnen - das wollen die beiden Theatergenres,
Kabarett und Improvisationstheater, die an diesem Abend aufeinander
treffen. Sei es nun der gesellschaftliche, politische oder
alltägliche Irrsinn, seien es nun die neusten Kapriolen der
Regierung oder der Ärger mit den Handwerkern im eigenen Haus - hier
kommt auf die Bühne, was die Menschen im Publikum gerade
beschäftigt. Denn das Stegreif-Duo "Charlotte & Ralf" greift
die Stichworte des Publikums auf und lässt vor deren Augen, Szenen
und Geschichten entstehen, die es vorher nicht gab und denen kein
Skript zugrunde liegt. Hier kann der Zuschauer Stichwortgeber und
Regisseur spielen oder sich entspannt zurücklehnen und genießen.
Beides ist möglich. Niemand muss auf die Bühne. Außer der gestandene
Kabarettist Joachim Zawischa ("Kulturpreis des Landkreises
Harburg", "Dresdner Satire-Preis"), der mit seiner scharfen und
unterhaltsamen Satire die gesellschaftlichen Entwicklungen genüßlich
seziert. Musikalisch wird es bei dem Trio auch, wenn Joachim
Zawischa zur Gitarre greift und Charlotte & Ralf Songs
singen, die aus dem Moment entstehen. Gemeinsam schaffen die Drei
ein ganz neues Genre: das Impro-Kabarett. Etwas ganz Neues, das
größer ist als seine Teile. Lachen garantiert.


Der Impro-Kabarett-Abend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Joachim Zawischa und das Duo Charlotte & Ralf präsentieren einen einzigartigen Mix aus Kabarett und Improvisationstheater

Foto links: © by Joachim Zawischa, rechts: © by Klaus Friese



Joachim Zawischa

2015 erhielt Zawischa aus den Händen des bekannten
Kabarettisten und Schauspielers Wolfgang Stumph (u.a. "Stubbe" -
ZDF) den "Dresdner Satire-Preis 2015" und den "Kulturpreis des
Landkreises Harburg" in der Sparte Satire, Schauspiel, Kabarett. Zu
den Hörfunkaufzeichnungen (HR, SWR) kamen die ersten
Fernsehauftritte (SWR, 3sat, SR).

Joachim Zawischa lebt in der Nähe von Hamburg. Eigentlich ist
er Sachse, spricht aber Hochdeutsch. Das ist nicht schlimm. (Saachn
de meisdn.) Er studierte Theologie, fragte aber zu oft: Gibt es ein
Leben vor dem Tod? Also studierte er zusätzlich Musik. Dort stellte
er wieder die falschen Fragen. Zum Beispiel: Warum ist die Laute so
leise?

Nach seinem Studium der Theologie und der Musik hat er eine
Schauspielausbildung gemacht. Schließlich braucht man ja auch was
Vernünftiges, von dem man leben kann. Seine Liebe zur Komik und zum
Spiel mit Wort und Sprache führten ihn zum Kabarett. "Kantine
Kanzleramt" ist nach "Vorn ist Hinten" sein zweites
Kabarett-Programm.

Weitere Informationen:

Joachim Zawischa - Homepage:

http://www.zawischa-live.de

Zum Anschauen: Joachim Zawischa - Horoskope

https://www.youtube.com/watch?v=efunWh8zGQs



Charlotte & Ralf

Bei der "Hamburger Humorvollversammlung" in Alma Hoppes
Lustspielhauus sind sie regelmäßig zu Gast auf der Bühne. 2013
berichtet der NDR über ihr eigenes Improvisationstheaterformat,
einen vollständig improvisierten Stadtrundgang auf Hamburgs Straßen. 

Charlotte Wolff

Die Entscheidung, Schauspielerin zu werden, fällt als sie Dieter
Hildebrandt und Werner Schneyder in "Sonny Boys" sieht - da ist sie
elf. Eine Schauspielausbildung später hat sie nicht nur das Diplom
zur Bühnenreife, sondern es folgen auch erste kleine Fernsehrollen
und die Arbeit als Comedy-Autorin für Kalle Pohl, Axel Pätz und
viele andere. Bereits zweimal wurde sie zum "Goldenen Impro-Stern"
in Köln eingeladen - die jährliche Veranstaltung, bei der zehn der
besten Impro-Spieler Deutschlands gemeinsam auf der Bühne stehen.

Ralf Schulze

Hat zwei Informatik-Studiengänge erfolgreich abgebrochen, bevor er
Mit-Erfinder und Autor von Alfons, dem Franzosen mit dem
Puschelmikro wurde. Inzwischen arbeitet er nicht nur für Alfons,
sondern auch für viele weitere Kabarettisten und Comedians als
Autor, u.a. für Harald Schmidt, Urban Priol und Kaya Yanar.

Gemeinsam unterrichten Charlotte & Ralf Neueinsteiger und
Fortgeschrittene in Sachen Comedy und der Kunst der Improvisiation.
Nicht nur in Deutschland sind sie in Theatern und bei Festivals zu
sehen, sondern auch immer wieder gerne im Ausland wie zum Beispiel
in Schweden oder der Schweiz.

Weitere Informationen:

Duo "Charlotte & Ralf" - Homepage

http://www.charlotteundralf.com/

Charlotte & Ralf bei Facebook:

https://www.facebook.com/CharlotteUndRalf/

Zum Anschauen: "Charlotte & Ralf" - Auftritt bei Axel Pätz' "KaberetttsPÄTZial":

https://youtu.be/79W0OOZ5DpM
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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SCHAUSPIEL/924: Witten - "Onkel Toms Hütte" am 25. und 26. Oktober 2016


"Onkel Toms Hütte"

Schauspiel mit Musik nach einer Idee von Gerold Theobalt

Nach dem Roman von Harriet Beecher Stowe, in einer Einrichtung von
Frank Lenart



URAUFFÜHRUNG. Gespielt wird eine Geschichte in der Geschichte, wenn
die Akteure "Onkel Toms Hütte" aufführen. Zum einen die Kernbotschaft
des Romans, dass die Sklaverei ein himmelschreiendes Unrecht ist, zum
anderen bieten die Lebensgeschichten der Gefängnisinsassen einen
interessanten Kontrast, begleitet von traditionellen Gospels und
Spirituals.

mit: Ron Williams u. a.;

Regie: Frank Lenart;

Musikalische Leitung: Michael Mufty Ruff;

Theatergastspiele Kempf Gmbh

Karten ab: 23 EUR

VVK: Saalbaukasse, Volksbühne, www.eventim.de und bei allen bekannten
CTS -VVK-Stellen

Termine:

Am 25.10.2016 um 20:00 Uhr

Am 26.10.2016 um 20:00 Uhr

Veranstaltungsort: Saalbau Witten

Bergerstraße 25, 58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.saalbau-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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ATOM/1216: Hendricks gibt Personalentscheidungen zur Neuorganisation im Endlagerbereich bekannt (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 3. August 2016

Atom/Endlager

Hendricks gibt wichtige Personalentscheidungen zur Neuorganisation
im Endlagerbereich bekannt



Bundesumweltministerin Barbara Hendricks hat heute wesentliche
personelle Entscheidungen zur Umsetzung der neuen
Organisationsstruktur im Endlagerbereich bekanntgegeben. Zum neuen
Präsidenten des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit
(BfE) wurde Wolfram König berufen. Zudem wurden Ursula Heinen-Esser,
Dr. Ewold Seeba und Prof. Dr. Albert Lennartz zu Geschäftsführern der
neugegründeten Bundesgesellschaft für Endlagerung GmbH (BGE) bestellt.
Das Gesetz zur Neuorganisation im Endlagerbereich ist am vergangenen
Freitag, 30. Juli 2016, in Kraft getreten.

Wolfram König, der derzeitige Präsident des Bundesamtes für
Strahlenschutz (BfS) wird künftig das BfE als zentrale Aufsichts-,
Genehmigungs- und Regulierungsbehörde im Bereich der Entsorgung
leiten. Königs Erfahrungen und Empfehlungen waren von großer Bedeutung
für die Neuorganisation im Endlagerbereich. König ist seit 1999
Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz und ausgewiesener Experte
in Fragen der Endlagerung und des Strahlenschutzes. In seine
Verantwortung als BfS-Präsident fallen die Endlagerprojekte Asse,
Gorleben, Konrad und Morsleben. Mit dem ehemaligen Endlager der DDR in
Sachsen-Anhalt war König bereits in seiner Amtszeit als Staatssekretär
im Landesministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Raumordnung
betraut. Meilensteine in seiner Funktion als Präsident des BfS im
Bereich der Entsorgung radioaktiver Abfälle waren auch die
Genehmigungen der Atomtransporte und der Zwischenlager für
Kernbrennstoffe.

Als Gründungsgeschäftsführer der Bundesgesellschaft für
Endlagerung (BGE) wurden Ursula Heinen-Esser, Dr. Ewold Seeba und
Prof. Dr. Albert Lennartz benannt. Nach der Herstellung einer
einsatzfähigen Struktur der neuen Gesellschaft werden sie Planung,
Errichtung, Betrieb und Stilllegung von Endlagern sowie Aufgaben des
sog. Vorhabenträgers nach dem Standortauswahlgesetz strategisch sowie
operativ leiten. Ursula Heinen-Esser bringt aus ihrer Vortätigkeit als
Parlamentarische Staatssekretärin im BMU (zuständig für den Bereich
Reaktorsicherheit, Asse, Atomenergieausstieg, Standortauswahlgesetz,
Aufsichtsratsvorsitz der Gesellschaft für Anlagen- und
Reaktorsicherheit - GRS) eine große politische und fachliche
Erfahrungsbreite und Themenverbundenheit in die Gesellschaft ein.
Zudem hat sich Heinen-Esser sehr für die Asse-Begleitgruppe engagiert
und verfügt auch von daher über viele Erfahrungen mit Fragen der
Bürgerbeteiligung. Als ehemalige Vorsitzende der Endlagerkommission
bringt sie zudem dieses Wissen in die Gesellschaft ein, so dass auch
durch diese Personalentscheidung die personelle Kontinuität beim
Standortauswahlverfahren mit abgesichert sein wird. Heinen-Esser wird
in der Gesellschaft die Funktion der Vorsitzenden der Geschäftsführung
der BGE übernehmen. 

Der weitere Gründungsgeschäftsführer, Dr. Ewold
Seeba, hat als erster kommissarischer Präsident des Bundesamtes für
kerntechnische Entsorgung (BfE) bereits diese Behörde in den
vergangenen zwei Jahren mitaufgebaut und geleitet. Seeba verfügt
aufgrund seiner herausgehobenen Leitungsfunktionen innerhalb der
Bundesverwaltung über eine große thematische und fachliche
Erfahrungsbreite in den Bereichen Personalwesen, Finanzen und
Organisation. Schwerpunkt seiner Aufgabe als Geschäftsführer wird der
weitere Unternehmensaufbau der neuen Bundesgesellschaft sein.

Prof. Dr. Albert Lennartz ist seit 2009 Geschäftsführer der Asse GmbH
und ist mit der Situation und Geschichte dieser wichtigen zukünftigen
Aufgabe der BGE bestens vertraut. Lennartz hat in seiner
Geschäftsführerzeit wesentlich dazu beigetragen, die Asse GmbH durch
eine schwierige Umbruchzeit zu führen. Die Asse GmbH befindet sich
bereits im Bundesbesitz und wird mit über 500 Beschäftigten einen
großen Teil des zukünftigen Personals der neuen Bundesgesellschaft
stellen. Lennartz wird in der neuen Gesellschaft den Geschäftsbereich
Rechtsfragen und kaufmännische Funktionen übernehmen.

Hintergrund: Neuorganisation im Endlagerbereich

Zur Gewährleistung einer eindeutigen Zuordnung von Zuständigkeiten und
einer effizienten Aufgabenerledigung werden alle
Betriebsführungsaufgaben in der neugegründeten, bundeseigenen
privatrechtlichen Gesellschaft, der Bundesgesellschaft für Endlagerung
(BGE), zusammengeführt. Die BGE übernimmt damit sämtliche Aufgaben bei
der Planung, der Errichtung, dem Betrieb und der Stilllegung von
Endlagern, die bisher vom Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) als
Betreiber und der Deutschen Gesellschaft zum Bau und Betrieb von
Endlagern für Abfallstoffe mbH (DBE) sowie der Asse GmbH als
Verwaltungshelfer durchgeführt wurden. Dies gilt auch für die
bisherigen Aufgaben des BfS als Vorhabenträger nach dem
Standortauswahlgesetz.

Auf behördlicher Seite sollen die staatlichen Genehmigungs- und
Aufsichtsaufgaben des Bundes in den Bereichen Endlagerung,
Zwischenlagerung und der Transporte von radioaktiven Abfällen im
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) konzentriert
werden.




https://www.facebook.com/bmub.bund

https://www.instagram.com/bmub/

https://twitter.com/bmub

 * 
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FORSCHUNG/078: Rohstoffe aus der "Anthroposphäre" - Die Deponie ist keine Endstation (idw)


Technische Universität Wien, Dr. Florian Aigner, 02.08.2016

Die Deponie ist keine Endstation



Die Rohstoffe, die wir nutzen, verbrennen oder deponieren sind nicht
verloren. Ein europäisches Expertennetzwerk arbeitet an Konzepten, aus
der sogenannten "Anthroposphäre" Rohstoffe zurückzugewinnen.

Von Sand und Kies im Beton bis zu Goldkontakten im Computerchip - die
Rohstoffe, die wir verwenden, sind endlich. Sie werden abgebaut,
verarbeitet, genutzt und irgendwann weggeworfen. Doch je größer die
Rohstoffmengen werden, die wir aus der Erde (der Geosphäre) in unseren
Einflussbereich (die Anthroposphäre) verschieben, umso interessanter
wird die Frage, ob nicht die Anthroposphäre selbst zur zukünftigen
Rohstoffquelle wird.




[image: Grafik: © Fritz Kleemann (TU Wien)]

Rohstoffkarte Wien als Bestandteil einer nationalen Rohstoffstrategie -
Mineralische Rohstoffe (z.B. Beton, Ziegel, Mörtel) im Wiener
Gebäudepark.

Grafik: © Fritz Kleemann (TU Wien)



Statt ausschließlich auf primäre Rohstoffquellen zu setzen und die
Materialien aus der Erde zu holen, soll man in Zukunft auch
anthropogene Quellen nutzen - Deponien, Halden oder auch abgerissene
Gebäude. Ein europäisches Expertennetzwerk (COST Aktion), geleitet von
der TU Wien, soll nun untersuchen, wie das gelingen kann. Entscheidend
ist, Information über die anthropogenen Rohstoffquellen zu sammeln und
aufzubereiten, damit sie in Zukunft genauso wirtschaftlich bewertet
und vorausschauend beurteilt werden wie Goldminen oder Erdölfelder.

Erheben, klassifizieren, bewerten

"Für die natürlichen Rohstoffvorkommen gibt es ein gut etabliertes
Berichtswesen", sagt Ulrich Kral vom Institut für Wassergüte,
Ressourcenmanagement und Abfallwirtschaft, TU Wien. "Jeder
Minenbesitzer muss abschätzen, welche Rohstoffmenge ihm noch zur
Verfügung steht, und wie viel davon auf wirtschaftlich gewinnbringende
Weise abgebaut werden kann." Ob und wie man anthropogene Ressourcen
auf ähnliche Weise klassifizieren und bewerten kann, ist bisher noch
nicht geklärt. Dabei wären Richtlinien wichtig, um beurteilen zu
können, ob es ökologisch und wirtschaftlich sinnvoller ist,
Primärrohstoffe abzubauen, oder Sekundärrohstoffe aus nicht mehr
benötigten Produkten und Gütern zurückzugewinnen.

Diese Lücke soll nun die COST Aktion "Mining the European
Anthroposphere" schließen. Die TU Wien - Institut für Wassergüte,
Ressourcenmanagement und Abfallwirtschaft - hat das Projekt initiiert,
Ulrich Kral ist wissenschaftlicher Projektleiter, insgesamt arbeiten
Forschungsteams über 20 europäischen Staaten an dem Projekt.

"Unser Hauptaugenmerk liegt auf drei Fallstudien", erklärt Ulrich
Kral. "Wir beschäftigen uns mit Ressourcen, die in Gebäuden verbaut
sind, mit Mülldeponien und mit festen Rückständen aus der
Müllverbrennung - drei ganz unterschiedliche anthropogene Quellen.
Daher ist diese Kombination wissenschaftlich besonders interessant."
Aus den Erfahrungen soll eine robuste Methode zur Klassifizierung von
anthropogenen Rohstoffen entwickelt werden, die auf internationaler
Ebene im Einklang mit den Vorgaben der Vereinten Nationen steht.

Wenn Häuser abgerissen werden, kann man allerlei wertvolles Material
wiederverwenden: Gestein und Schutt kann man für andere, neue Gebäude
nutzen, aber auch Bauholz, Metall oder Fensterglas lassen sich
wiederverwerten. "Man kann Landkarten erstellen, aus denen ersichtlich
ist, welcher Rohstoff wo in welchem Ausmaß enthalten ist", sagt Kral.
"So kann man dann zum Beispiel auf einen Blick erkennen, wo in Wien
große Mengen Kupfer verbaut sind und ob damit zu rechnen ist, dass
dieses Kupfer in den nächsten Jahrzehnten zurückgewonnen werden kann."

Auch Deponien müssen keine Rohstoff-Endstation sein. Sie können
wertvolle Metalle enthalten, andere Bestandteile lassen sich
verbrennen, um Energie zu gewinnen. "Und selbst die Rückstände der
Müllverbrennung können noch genutzt werden", erklärt Jakob Lederer. In
manchen europäischen Ländern werden sie im Straßen- und Deponiebau als
Kiesersatz eingesetzt und es können noch Metalle zurückgewonnen
werden.

International forschen: Das COST-Programm

Das COST-Rahmenprogramm der EU fördert die europäische Vernetzung
nationaler wissenschaftlicher Forschungsprojekte. Das ist gerade für
die Forschung an anthropogenen Ressourcen besonders wichtig -
schließlich sollen langfristig europäische Konzepte und Regeln für den
Umgang mit unseren Rohstoffen erarbeitet werden. Das COST-Programm
legt nicht nur auf Internationalität besonderen Wert, sondern auch auf
die Förderung der jüngeren Generation in der Forschung und auf
Förderung von Frauen. Gestartet wurde das Projekt "Mining the European
Anthroposphere" im März 2016 und ist auf 4 Jahre ausgelegt.

An der TU Wien wird seit Jahren mit Erfolg an diesem Thema geforscht -
das COST-Projekt geht aus dem CD-Labor "Anthropogene Ressourcen"
hervor, das unter Leitung von Johann Fellner ebenfalls am Institut für
Wassergüte, Ressourcenmanagement und Abfallwirtschaft angesiedelt ist.



Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news657160

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution88

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien, Dr. Florian Aigner, 02.08.2016
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GEFAHR/147: 250.000 Fledermäuse sterben im Jahr an Windkraftanlagen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 3. August
2016

NABU-Zahl des Monats: 250.000 Fledermäuse sterben im Jahr an
Windkraftanlagen

Rotorenblätter drehen sich genau auf der Flughöhe der Tiere



Berlin - Eine neue Pilotstudie des Leibniz Institut für Zoo- und
Wildtierforschung sorgt für neue, überaschende Erkenntnisse - selbst
für erfahrene Fledermausforscher. Demnach finden 95 Prozent der Flüge
des Großen Abendseglers in einer Höhe zwischen Null und 144 Metern
statt. Dies ist problematisch für diese Fledermausart, da sich die
Rotorblätter der meisten Windkraftanlagen in einer ähnlichen Höhe
drehen. Forscher gehen davon aus, dass jährlich 250.000 Fledermäuse
der Windkraft zum Opfer fallen. Aus diesem Grund ist eine
naturverträgliche Standortwahl unabdingbar, um den notwendigen Ausbau
der Erneuerbaren Energien weiter voranzubringen und gleichzeitig den
Schutz der sogenannten "windenergiesensiblen Arten" zu gewährleisten.

Der Große Abendsegler ist eine der heimischen Fledermausarten, die
durch Windkraft besonders gefährdet sind. Die Studie zeigt, dass
besonders Weibchen nach der Aufzuchtszeit von Windkraftanlagen
angezogen werden. Begründet wird dieses Phänomen mit der Suche nach
neuen Quartieren. Die Tiere verwechseln die Anlagen mit großen
abgestorbenen Bäumen. Zu dieser Zeit verfügen die Männchen bereits
über etablierte Quartiere und entgehen so der Kollisionsgefahr
weitestgehend. Auch fliegen die Weibchen im Durchschnitt höher und
sind damit einem höheren Risiko ausgesetzt. Für die
Populationsentwicklung einer Fledermausart sind Weibchen von
besonderer Bedeutung. Sie gebären durchschnittlich nur ein, selten
zwei Junge im Jahr.

Um auf die Bedrohung der Fledermäuse aufmerksam zu machen, findet
jedes Jahr am letzten Augustwochenende die "Internationale Batnight"
statt. Initiiert von EUROBATS, dem Abkommen zur Erhaltung der
europäischen Fledermausarten, wird die Batnight in Deutschland vom
NABU organisiert. Dabei organisieren NABU-Gruppen mehr als 200
Veranstaltungen rund um die Fledermäuse. Die Hauptveranstaltung zur
20. Batnight findet in diesem Jahr in Zusammenarbeit mit dem Outdoor
Zentrum Lahntal in Hessen statt.




Weitere Informationen zur Batnight unter

www.batnight.de

Veranstaltungen zur Batnight finden durchgängig im August statt. Alle
Termine auf einen Blick gibt es unter: 

www.nabu.de/aktionenundprojekte/batnight/termine

 * 
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ATOM/1314: THTR Hamm-Uentrop - Radioaktivität aus Kugelhaufenreaktor 1986 vorsätzlich freigesetzt (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit


Nr. 706-707 / 30. Jahrgang, 2. Juni 2016 - ISSN 0931-4288

THTR Hamm-Uentrop

Radioaktivität aus Kugelhaufenreaktor 1986 vorsätzlich freigesetzt


Von Thomas Dersee



Seit langem bekannt, von den Verantwortlichen jedoch bis heute
vehement bestritten: Am 4. Mai 1986 nutzte man die Reaktorkatastrophe
von Tschernobyl, um die Rohrleitungen des Kugelhaufen-Reaktors von
Hamm-Uentrop (THTR) zu reinigen und ungefiltert zusätzliche
Radioaktivität in die radioaktive Wolke von Tschernobyl zu blasen - in
der Hoffnung, daß das niemand merken würde. Das bestätigte jetzt der
inzwischen 83 Jahre alte Dr.-Ing. Hermann Schollmeyer am 20. Mai 2017
gegenüber dem Westfälischen Anzeiger in Hamm und dem Fernsehen des
Westdeutschen Rundfunks (WDR). "Das war Absicht", erklärte der
THTR-Experte Schollmeyer, damals in dem Atomkraftwerk in Hamm-Uentrop
zuständig für die Abschaltstäbe und die Dampfturbinen der Anlage.

"Wir hatten Probleme mit der Anlage, und ich war bei ein paar
Sitzungen dabei", wird Schollmeyer zitiert. Am 26. April 1986 war es
in Tschernobyl zum Super-Gau gekommen, und eine gigantische
radioaktive Wolke trieb damals auf Westeuropa zu. Im THTR war es in
jenen Tagen immer wieder zu Problemen beim Transport der radioaktiven
Brennelemente-Kugeln gekommen. Die Kugeln verklemmten sich in den
Leitungen. "Irgendein Schlaumeier ist dann auf die Idee gekommen, dass
wir die Leitungen mit Helium freiblasen sollten. Wegen der
Tschernobyl-Wolke würde das doch ohnehin niemand bemerken", sagt
Schollmeyer, betont aber, dass er bei dieser entscheidenden Sitzung
nicht zugegen gewesen sei. Trotzdem gebe es keine andere Erklä-rung:
"Das Gas wurde von Hand abgelassen", sagt er.

Schollmeyer will mit seinen Aussagen nicht den Umweltschützern nach
dem Mund reden, sondern ein Plädoyer für die THTR-Technologie halten.
"Es gab keinen Störfall in der Anlage. Ich stehe diesem Reaktor immer
noch sehr positiv gegenüber. Man hätte damals einfach nur warten
müssen. Die Filteranlagen waren doch schon bestellt. Aber man wollte
den Reaktor nicht noch weitere zwei oder drei Wochen abschalten."

Bereits im März 2015 hatte Schollmeyer seine These auf der
Wikipedia-Diskussionsseite zum THTR veröffentlicht, was aber erst
jetzt von der Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm bemerkt wurde. Dort
wies er dem damaligen Leiter der Anlage Dr. Hassan Daoud die
Verantwortung zu. Es sei eine "eigenverantwortliche Entscheidung"
dieses Mannes gewesen, "die dieser gegen jede Warnung durchführte und
wegen fehlender Fachkompetenz zu verheimlichen suchte", so
Schollmeyer.

Durch den "Störfall" vor 30 Jahren seien nur geringe Mengen an
Radioaktivität ausgetreten, der Vorfall sei noch nicht einmal
meldepflichtig gewesen, wurde bisher immer wieder von offizieller
Seite betont.

Die Sache ist nicht neu: Das Öko-Institut Darmstadt, damals noch
atomkritisch, hatte aufgedeckt, daß Radioaktivität aus dem Reaktor
abgelassen worden war und wegen des Zeitpunkts auch darauf
geschlossen, daß man wohl die Tschernobyl-Katastrophe nutzen wollte.
Betreiber und Behörden bestritten jedoch, daß es sich um einen
absichtlich herbeigeführten Störfall handele. Der offizielle
Untersuchungsbericht des Landes Nordrhein-Westfalen zog im August 1986
die Schlußfolgerung, eine "Fehlentscheidung" bei der Bedienung und
eine "Fehlfunktion" hätten den radioaktiven Ausstoß verursacht. Die
Strahlenbelastung der Bevölketung sei jedoch vergleichsweise gering
gewesen. Trotzdem wurde das Atomkraftwerk zeitweise stillgelegt und
1989 endgültig abgeschaltet.

Im übrigen verhält man sich auch heute wie gewohnt: Ein Sprecher des
Betreibers RWE zweifelte gegenüber dem WDR die Seriosität Schollmeyers
an.

Horst Blume, Sprecher der Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm,
kommentiert in einer Presseerklärung vom 18. Mai 2016: "Der Betreiber
wartete mit dem Abblasen nicht ab, bis die schon bestellten Filter
eingetroffen waren. Man glaubte offenbar, die ausgeblasenen
radioaktiven Isotope würden wegen der Tschernobylwolke nicht
auffallen. Dr. Daoud als Beauftragter des Hauptinbetriebnehmers HRB
(Hochtemperatur Reaktorbau GmbH) und Leiter des Anfahrbetriebs
handelte eigenmächtig, was angesichts der Freisetzung radioaktiver
Stoffe eine strafrechtliche Relevanz hat.

Der radioaktiv verseuchte Kugelbruch wurde also doch absichtlich in
die Umgebung ausgeblasen und damit die Bevölkerung einer großen Gefahr
ausgesetzt. Der Betreiber hat wissentlich gegen wesentliche
atomrechtliche Auflagen verstoßen. Durch die Freisetzung radioaktiver
Stoffe ist dieser Störfall auf der internationalen Bewertungsskala für
nukleare Ereignisse (INES) als Stufe 3 zu bezeichnen. Aus diesen neuen
Erkenntnissen ergeben sich ebenfalls Fragen an die politisch
Verantwortlichen und die Atomaufsicht im Wirtschaftsministerium NRW."



https://de.wikipedia.org/wiki/Diskussion:Kernkraftwerk_THTR-300#Steuerst.C3.A4be.2FAbsorberst.C3.A4be 

http://www.wa.de/hamm/neuevorwuerfe-thtr-hammradioaktive-wolke-tschernobylgenutzt-gefaehrliches-materialentsorgen-6417525.html


http://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/hamm-uentropstoerfall-100.html



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


http://www.strahlentelex.de/Stx_16_706-707_S11.pdf

 * 
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GENTECHNIK/153: Probleme für Nachbarn von Gentechnik-Farmen (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 27.07.2016

Probleme für Nachbarn von Gentechnik-Farmen



Gentechnisch veränderte Pflanzen sind meist gegen Herbizide resistent,
am häufigsten gegen glyphosat-haltige wie "Roundup", hergestellt von
Monsanto. Da sich Unkräuter aber anpassen, sprühen Landwirte in den
USA zusätzlich andere Gifte wie Dicamba. Das kann zu großen Schäden
bei Nachbarfarmern führen, deren Pflanzen das Spritzmittel abkriegen.

So verweist ein Forscher der University of Arkansas auf Untersuchungen
seines Teams: demnach können schon sehr kleine Mengen Dicamba, die
abdriften und vom Wind auf Nachbarfelder getragen werden, zehn bis 20
Prozent weniger Sojaernte bedeuten. Bei größeren Giftverwehungen droht
der Totalausfall.

Die meisten Gentechnik-Sojapflanzen sind gegen Glyphosat immun.
Saatgut-Konzerne wie Monsanto entwickeln für den US-Markt aber auch
Varianten, die nicht nur Glyphosat, sondern auch Dicamba und/oder
2,4-D vertragen. Diese Herbizide sind keineswegs harmloser als von der
Internationalen Krebsforschungsagentur IARC als "wahrscheinlich
krebserregend" eingestufte Glyphosat-Gemische. Das
Pestizid-Aktions-Netzwerk Nordamerika hält Dicamba beispielsweise für
hochgradig toxisch für die menschliche Entwicklung und Fortpflanzung.

Monsanto und Dupont, ein weiterer US-Saatgut- und Herbizidhersteller,
haben indes eine Kooperation zu Dicamba vereinbart. Wie die beiden
Konzerne mitteilten, darf Dupont Herbizidmischungen mit Monsantos
"VaporGrip-Technologie" vertreiben. "VaporGrip" soll nicht so leicht
abdriften wie andere Dicamba-Mischungen. Entwickelt wurde es von
Monsanto für den Einsatz auf Sojafeldern, auf denen die gentechnisch
veränderten "Roundup Ready 2 Xtend"-Pflanzen wachsen. Standard auf
Gentechnik-Plantagen bleibt also der Cocktail aus Glyphosat und
weiteren Spritzmitteln. [dh]



Ag Professional: Dicamba drift and its potential effects on soybean
yields (12.07.16)

http://www.agprofessional.com/news/dicamba-drift-and-its-potential-effects-soybean-yields

Monsanto: Monsanto and DuPont Sign Dicamba Supply Agreement
(07.07.16)

http://news.monsanto.com/press-release/corporate/monsanto-and-dupont-sign-dicamba-supply-agreement

Giftcocktails auf Sojabohnen (05.01.16)

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/31518/

Überblick: Gift und Gentechnik

http://www.keine-gentechnik.de/dossiers/gift-und-gentechnik/

Dossier: Gentechnik & Glyphosat ("Roundup")

http://www.keine-gentechnik.de/dossiers/gift-und-gentechnik/glyphosat-roundup-herbizide

WISSEN: Unternehmen & Wirtschaft

http://www.keine-gentechnik.de/wissen/unternehmen/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32031/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Hunderttausende Gentech-Insekten gegen Zikavirus ausgesetzt,
02.08.2016

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32070/

US-Farmer entdeckt Gentech-Weizen auf seinem Feld, 01.08.2016

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32065/

Import-Genehmigung für Gift-Soja, 26.07.2016

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32052/

Gentechnik-Baumwolle in Malawi, 22.07.2016

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32043/

 * 
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Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft
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GENTECHNIK/152: Gentechnik-Baumwolle in Malawi (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 22.07.2016

Gentechnik-Baumwolle in Malawi



Die Regierung Malawis hat Monsanto die Genehmigung für Anbauversuche
mit gentechnisch veränderter Baumwolle erteilt. Landwirte sollen die
insektengift-produzierenden Pflanzen nun auf ihren Äckern testen,
meldet die Zeitung The Nation.

Nach den Versuchen soll das Landwirtschaftsministerium entscheiden, ob
die gentechnisch veränderten Baumwollpflanzen zum kommerziellem Anbau
zugelassen werden. Gentech-Baumwolle sondert aufgrund eingebauter
Bakterien-Gene ein Gift (Bt-Toxin) gegen Schädlinge ab. In vielen
Ländern gibt es aber Berichte über resistente Schädlinge, die sich an
das Gift der Pflanzen gewöhnt haben - die Bauern greifen dann
zusätzlich zur Giftspritze.

Während Malawi also in die Gentechnik-Produktion einsteigen könnte,
vollzieht Burkina Faso den Ausstieg. Die Baumwollverbände des
westafrikanischen Landes sind unzufrieden mit der Faserqualität der
Gentechnik-Pflanzen. [dh]



The Nation Online: BT cotton trials can proceed, says govt (13.06.16)


http://mwnation.com/bt-cotton-trials-can-proceed-says-govt/

Afrika: Abschied von der Gentechnik-Baumwolle? (01.02.16)

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/31604/

DW.COM: Burkina Faso: Abkehr von genveränderter Baumwolle (05.07.16)


http://www.dw.com/de/burkina-faso-abkehr-von-genveränderter-baumwolle/a-19361005

Dossier: Gentechnik-Baumwolle

http://keine-gentechnik.de/dossiers/baumwolle-gentechnik/

Dossier: Anbaustatistiken - wo wächst wieviel Gentechnik?

http://www.keine-gentechnik.de/dossiers/anbaustatistiken/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32043/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Hunderttausende Gentech-Insekten gegen Zikavirus ausgesetzt,
02.08.2016

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32070/

US-Farmer entdeckt Gentech-Weizen auf seinem Feld, 01.08.2016

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32065/

Probleme für Nachbarn von Gentechnik-Farmen, 27.07.2016

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32031/

Import-Genehmigung für Gift-Soja, 26.07.2016

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32052/
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KLIMA/479: Gegensätzliche Hochgebirge (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), News und
Medienstelle, 01.08.2016

Gegensätzliche Hochgebirge



Im Himalaja werden Menschen künftig eher mit Hochwasser zu kämpfen
haben, in den Anden mit längeren Trockenzeiten und weniger verfügbarem
Wasser. Das ist das Fazit von ETH-Forschenden, die den Wasserhaushalt
der beiden Hochgebirgsregionen mithilfe von Messdaten und
Klimamodellen umfassend untersucht haben.

Hochgebirge lassen sich in Bezug auf den Klimawandel nicht über einen
Kamm scheren. Das zeigen Forschende der ETH Zürich und der Universität
Utrecht in einer vom schweizerischen Nationalfonds geförderten Studie
auf, die soeben in der Fachzeitschrift PNAS erschienen ist. In ihrer
Untersuchung verglichen die Wissenschaftler den gesamten
Wasserhaushalt zweier vergleichbarer Hochgebirgsregionen in Nepal und
Chile in Hinblick auf den Klimawandel.

Um den Wasserhaushalt der Regionen berechnen und vergleichen zu
können, erstellten die Forschenden ein neuartiges, sehr umfangreiches
Modell des oberen Langtang-Tals in Nepal und der Region Juncal in den
zentralen Anden Chiles. Beide Regionen sind wichtige
Wassereinzugsgebiete für Millionen Menschen, die in den angrenzenden
Tiefländern leben. Die Untersuchungsgebiete sind geprägt von hohen
Bergen von mehr als 6000 Metern Höhe und von Gletschern. Auch geben
Klimamodelle für bis Ende des 21. Jahrhunderts für beide Regionen eine
ähnliche Zunahme der Jahresmitteltemperaturen an; in milden Szenarien
könnte die Erwärmung in diesen Gebieten 1 bis 3 Grad, im Extremfall
aber 4 bis 6 Grad betragen.

Trockener und weniger Abfluss

Mit ihrem Modell können die Forscher nun aber aufzeigen, dass sich der
Wasserhaushalt der Untersuchungsgebiete trotz dieser Gemeinsamkeiten
gegenteilig entwickeln dürfte. Die Region Juncal dürfte in Zukunft
noch trockener werden. In der Trockenzeit, die bereits jetzt
ausgeprägt ist, wird das Wasser in den Flüssen knapp. Für die Jahre
2010-2030 erwarten die Forschenden aufgrund ihrer Berechnungen zwar
gleich bleibende Abflussmengen. Danach aber nimmt das verfügbare
Wasser stetig ab. So könnte in der Region Juncal der Wasserabfluss aus
dem gesamten Einzugsgebiet im Extremfall bis zum Jahr 2100 auf einen
Drittel des heutigen Pegels schrumpfen.

Anders im oberen Langtang-Tal: In der ersten Hälfte dieses
Jahrhunderts wird die Abflussmenge zunehmen, dies bei allen
angenommenen Klimaszenarien gegenüber der Vergleichsperiode von 2001
bis 2010. Im Extremfall könnte die Zunahme bis zu 70 Prozent betragen.
Das Abflussmaximum könnte um die Jahre 2050 bis 2060 erreicht werden.
Danach nimmt die Abflussmenge bis ins Jahr 2100 stetig ab oder bleibt
stabil.

Gletscher und Firn wichtig für Abflussmenge

Wie viel Wasser die Bäche und Flüsse führen, hängt vom Schicksal der
Gletscher ab. In beiden Untersuchungsgebieten werden die Gletscher
schrumpfen. Diejenigen in der Region Juncal könnten je nach
Klimaszenario bis zu 70 Prozent ihrer Fläche verlieren. In Langtang
sind es im Extremfall «nur» 55 Prozent.

Der Anteil an Gletscherschmelze an der Abflussmenge wird sich deshalb
auch gegensätzlich verhalten: In Langtang wird sich der Abflussanteil
aus der Eisschmelze bis 2050 verstärken und in einem Maximum gipfeln,
danach aber zurückgehen. In Juncal ist der Zeitpunkt der maximalen
Gletscherschmelze bereits vor 2010 überschritten worden. Nun sinkt der
Anteil der Gletscherschmelze am Abfluss konstant - und wird es auch
bis Ende des Jahrhunderts tun.

Dies erklären die Forschenden damit, dass die Gletscher in den beiden
Regionen auf unterschiedlichen Meereshöhen liegen. In Langtang liegen
viele Gletscher in sehr grossen Höhen. Sie werden erst in der Zukunft
abschmelzen und mit ihrem Schmelzwasser den Teil kompensieren, der
heute von tiefer gelegenen Gletschern stammt. In Juncal schmelzen aber
schon heute die höchstgelegenen Gletscher, da diese weniger hoch
liegen als im Himalaja. Zudem sind in Langtang die Zungen vieler
Gletscher von mächtigen Schuttschichten bedeckt. Der Schutt hat einen
isolierenden Effekt, was dazu führt, dass sich die Gletscher weniger
schnell zurückziehen.

Mehr Regen und weniger Schnee führen zu Hochwasser und saisonaler
Trockenheit Schliesslich sagt das neue Modell auch, dass es in Zukunft
in Langtang mehr Niederschlag geben könnte als bisher. Das verstärkt
den Effekt der zunehmenden Gletscherschmelze auf den Wasserabfluss.
Nicht so in Chile. Dort wird sich die Sommertrockenheit in den Monaten
Dezember bis März verstärken. Heute bewässern die Bauern in den
fruchtbarsten Gebieten Chiles ihre Felder mit Schmelzwasser. «Liefern
die Gebiete im Oberlauf der Flüsse künftig weniger Wasser, sind
Massnahmen, welche den sorgfältigen Umgang mit den Wasserreserven
fördern, wichtig», sagt Erstautor Silvan Ragettli, Postdoktorand am
Institut für Umweltingenieurwissenschaften an der ETH Zürich.

Im nepalesischen Himalaya hingegen müsse das Augenmerk auf die
Bewältigung von Hochwassern gelegt werden. Durch den Klimawandel werde
die Schneegrenze steigen. «Bei steigenden Niederschlagsmengen in Form
von Regen fliesst das Wasser sofort ab, was zu extremen Hochwassern
führen kann.»

Neues Modell lässt regionale Prognosen zu

«Unser Modell ist neu und einzigartig dahingehend, dass es viele
verschiedene Prozesse realistisch abbilden kann», sagt Ragettli. So
berücksichtigt es zahlreiche Faktoren, die für die Hydrologie
massgebend sind wie Regen- und Schneemengen, Verdunstung, Grundwasser
aber auch die Ausdehnung und Massenveränderung der Gletscher. In
aufwendiger Feldarbeit erhoben die Forschenden lokale Messdaten, um
das Modell für die Studiengebiete aufzusetzen. Dadurch können sie sehr
genaue Aussagen machen, wie sich der Wasserhaushalt verändern wird.

Mit der Studie begonnen haben die Forscher 2005, mit einer ersten
ETH-Expedition in die chilenischen Anden. 2012 begannen auch im
Langtang-Tal die Messungen in Zusammenarbeit mit der Universität
Utrecht und ICIMOD, einer internationalen Organisation mit Sitz in
Kathmandu, welche sich für nachhaltige Entwicklung im Himalaja
einsetzt. In beiden Untersuchungsgebieten gab es bis anhin keine
systematisch erhobenen Messdaten zu Klima und Hydrologie, weshalb die
Forscher erst Messstationen aufbauen mussten.

Die Anden respektive den Himalaja haben die Forscher deshalb
ausgewählt, weil dort die bisher existierenden Modelle sehr ungenau
waren. Die jetzt erschienene Studie konnte aufzeigen, dass bisherige
grobmaschige Modelle keine zuverlässigen Voraussagen für die
Hochgebirgsregionen rund um die urbanen Zentren Chiles und Nepals
machen konnten.



Literaturhinweis

Ragettli S, Immerzeel WW, Pellicciotti F: Contrasting climate change
impact on river flows from high-altitude catchments in the Himalayan
and Andes Mountains, PNAS, 1. August 2016, doi:
10.1073/pnas.1606526113 

[http:/dx.doi.org/10.1073/pnas.1606526113]

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news657014

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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MARKT/3982: Witten - Der Mädelsflohmarkt am 9. Oktober 2016


MÄDCHEN KLAMOTTE - DER MÄDELSFLOHMARKT



Der Mädelsflohmarkt von Frauen für Frauen. Hier findet ihr alles was
euer Mädels Herz begehrt. Vintage Teile, Second Hand Klamotten,
Designerkram, Kindersachen- und ausstattung, Schuhe, Schmuck,
Accessoires, Selbstgemachtes, ausrangiertes u.v.m.

Besucherpreise: Einzelkarte 3 EUR / Kinder bis 12 Jahre & Männer
kostenlos / Eintritt ab 14 Uhr kostenlos, Standanmeldung unter:
www.maedchenklamotte.de

Termin:

Am 09.10.2016 von 11:00 bis 16:00 Uhr

Saalbau Witten, Bergerstraße 25

58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.saalbau-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/4-lied1709_komm_du_mit_publikum.jpg





OEBPS/Images/4-lied1710_komm_du_mit_publikum.jpg





OEBPS/Images/sph05917-1.jpg





OEBPS/Images/1-tvkl0615_komm_du_160903-1-joachim_zawischa_und_charlotte_u_ralf718x1000.jpg
Das Komm du lidt ein zu einem Impro-Kabarett
am Samstag, den 03.09.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:

£ Jonchim Zawischa und
£2)  Charlotte & Ralf* - Impro

i Kabarett

Dem Leben mit Humor begegnen ~

das wolen die beiden Gertes Ka

aret und Improvisationstheter.

 dican diesem Abend sufeinander

P rcifn,Sei e der altgliche oder
derpoltische Irsn, hier kormt aut die Bune, was das Publi
K umeib, Das Segret-Duo . Charlotte & Ral re die Stich-
Wortedes Publikums aut und 55 spontan Szenen und Gescichten
ntsihen, der Kabaretist Joachim Zawischs seziet mit seiner
Shrten ind unterhaltsaraen Satie geelschatiche Entvicklun
en aufs enilichst. Musikaisch wid e bedem Tro, wean Za-
Wischa 2 Gitarre geift und Charlote & Ralf Songs sirgen, e
s dem Moment heraus enstehen, Gemeinsam schafen e Drei
i ganz neues Genre: s Impro Kabaret. Lachen garantiert

Eintritt frei / Hutspende

Dos Kom du i Harburg:  Besegnung und Diskussion
Bixihuder Sirae 15 © Live s Kienkumst und

$10% Hambur Topeiaanis: Autclgen.
EMall: kommiu@emxde  Lisupgen oririg, Literur

ol ok 3735 8925 i S ngRuatErot e
Internet: wwackomn-dude  Kallaapenaivitn igemacer
W fucebookdeKommbu  Kachen, ilch ecsender

bt s v Mgt






OEBPS/Images/newsimage277605.jpg
3 Strategien der GenomgréRenevolution,
basierend auf unterschiedlichen Fehlertendenzen bei der DNA-

Doppelstrangbruthrepa(l(u{ Strategiell
Vermindonngoer 4
Cramesmennido S8
e faissouialll + £
mm.wm
dd
fo=

Wachstumde=Genams

Strategiel “65 b
derDoppelstangoruch:
reparstur

iiﬁﬁ Strategie Il

vmpalm.ue; .
Chromasomenbesndes Eé = C:

Konstante Genomgrotedurch
Balancevon Verlustenund

Enfogungenwahrend der

Doppelstangtruchreporatur

schrumpfungdes

Genoms durcnvert

an denBruchendenter
Doppsistrangeruch iiﬁa
reparatur





OEBPS/Images/3-lied1710_2016-09-17_nymphetamin_pressefoto_by_andreas_ehrig_gross.jpg





OEBPS/Images/newsimage277633.jpg





OEBPS/Images/newsimage277610.jpg





OEBPS/Images/3-tvkl0615_komm_du_mit_publikum.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/3-lied1709_elephant_le-thanh-ho_2.jpg
LE»THANﬁ07

E"L'E P Fera i





OEBPS/Images/1-lied1709_komm_du_160916-le-thanh_ho718x1000.jpg
Das Komm du lidt ein zu einem Konzert
am Freitag, den 16.09.2016, 20.00 bis 22,00 Uhi

3 Le-Thanh Ho - Melancholischer Pop,
Chanson und Noir-Sounds

Die Singerin und Songschreiberin Le Thanh
] Ho pricnticr zusammen mit dem Gifarrs-

ten Davide Panza deutschsprachige, surseais

« tisch wirkende Chanson-Pop-Collagen, die
RN cien Zuhorer mitnehmen in thre eigenillge,

poetische Welt. O sie sich auf der Biline i
Rage singt oder ins verfubrerische Flistern
verfalt, vom Regen, von Elefanten oder vom,
Tan in Zellophan erzablt, die Songs der
Knatlerin sind so unterschiedlich intoniert,
8 man sich mal mitten in Berlin oder Paris,
imal aber auch gans woanders wahnt. Thre Musik wurde ua. mit
dem Forderpreis fur junge Licdermacher der HSS Stiftung, dem
Nachwuchseaben der Stat Berln, und dem Troubadour Forder-
preis der Stadt Stutgart ausgezeicinet.

Eintritt frei / Hutspende

Das Komm du i Horbus Begegnung und Diskusion,
Bixtehuder Srae 13- Lue Rl Kiinkupe: anid
21075 Hambirs “Tansperformances, Aussellangen,
Rt G iskbe, Yot et
el 040/ 57 228952 und Zetungsangehor, Spice.
Internet wwwkomm-dude  Kaffeesperiaiaten, selbtgermachter
Wi facebook de/Kommbu  Kuchen, taglich vechselnder
VA e iy Dl






OEBPS/Images/1-lied1710_komm_du_160917-nymphetamin718x1000.jpg
Das Komm du lid ein zu einem Konzert
am Samstag, den 17.09.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr

Nymphetamin
Lieder ciner fahrigen Gesellin =
Chansons

Frauen. Und die Licbe, Die Sehn=
sucht, die Eifersucht. Die Suche nach
cinem Hauch von Heimat. Marie:
Luise Boning (Gesang) und Lena,
Sophia Schmidt (Klavier) prsentie
ren Lyrik und Chansons von Wolf Biermann tber Marlene Dietrich
und Friedrich Hollaender bis hin zu Brecht und Weill, Auch eigene
Lieder und Arrangements finden sich, reich gespickt mit Improvisa=
tionen und Mehrstimmigkeiten in efriem Programim, das die unter
schiedlichen Facetten eines Menschenlebens beleuchtet und die Zu-
schauer dennoch beschwingt und mit einem Augenzwinkern in
den Abend entlt, Seit 2012 konzertiert das Duo deutschlandweit
und erhielt bereits mehrere renommierte Musikpreise.

Eintrit frei/ Hutspende
Dus Komm du i Harbu S
Bokihuder Srabe 150" ENe Stk Kinkus und

2107 Hamburg Tansperformances, Ausstellungen,

E-Mal: kommdu@guxde  Lesungen. Vorrige,Liteatur-

Tel: 040/ 57 22 89 52 und Zellungsansebot, Spicle.

Intemet wwwhonm-dude  Kaflopezilision gt

‘wwww facehook de/KommbDu  Kuchen, tigich wechselnder
Mittagtisc






OEBPS/Images/2-tvkl0615_2016-09-03_impro_trifft_kabarett-pressefoto_2.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
MA-Verlag Flckitonische Zeiung Schatenblick  Dosnsrsa, 4 Avgas 2016
SPORT/ BOXEN

dner
e bl B
Kommentator et

1581 - Pl Malgnsgz it schon

Kernkompetenz Kricgsbereitschaft

1581~ Soge o e, The Donld
L ubersshenbart Er i e i

el indee, Priidentschafkan.

o, s b
T i ibyen geware,bevor e
e Anerieon . Nochdm

populir und ctblcrt, 8 o i

b,
o i hearsion e

kommcn cine cokolonall-
mm Seliverctrging e

Hnuptberaf machen ko, Ande-
ot it such Akt von
55 v nochimmer ungemon, die

it trgen,
Vs \hmufwknmm\. den .
Ty st Vet

Nichis

bt Pl s e
it Fiowds crwsen.

nden T -

utgen Wie ut i dos ch wie

sling, sl o vor grodes Ku-
st iy Cenr e Be-
el wo et auf Gabi ]
e g

[
w5

_Tnhale Ausgabe i
1 POLITIK - KOMMENTAR:
Kemkompetens Krisgberischat
2 NEDIAN A

e S der s

ey ummm (resena)
SSPORT - O3
s S e B
ASCHACTSPIINK
Migickte Rche
TALTUNGEN:

Licdr e iigen Goseli',
1792
TVERANSTALIONGEN
i - Kt Ko o
pros Mecyramtiory
o Show: “Der Leistebrach
Flobmuk’ 92016
S DIENSTE WETTER:
Und morgen, den . Au

Gerude i cnen politschen Neweo-
b il bet eder i bic.
o

proflisse, run o irkam mit
Gem Gerght s, scve Pri

e eckonsevaies il

Wu.mm.auwm Subi-

e Cfangieut i o
e St St e -

derne m mm .m et

Frogour

oW it smiimes mmm

2o USuanen S

i 2k Mol
mmmm ic Weigerng,n den

"2, ichen,nich mut n de
i it Ui s
Folge Al bt Tromp dem amie-
i P W

s weimerbereen Parionsms,

e bl B b
werichbare Nation* inde lo-

e Krtsbonkres ki

Tiicher Empase satthologich
e

it Trump Sehwie, Lesben,
ehinder oder Frven. wird s s
iliche Sande ingenormmn, \er.
it <o sih im Ton an cinem
Kriegsheden, stirzn e Sympi-
hiewrte n den Kelle: Diser So-

ot d e il
eung der von den NATO.

T das Gt estorbn i, s
e it Bilnsdo Evvesant des






OEBPS/Images/2-lied1709_le-thanh3.jpg





OEBPS/Images/wett7627_(c)_2016_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/newsimage277570.jpg
Tiefsee-Sedimente bilden Schwachstellen in seismogenen Zonen

KONTINENTALE
KRUSTE

Plattengrenze |

tonhaltiges Sediment

\ s

OZEANISCHE
KRUSTE

€ continenTae

KRUSTE

Seismogene
Zone

Erdbeben

SEOAR 72 -y






OEBPS/Images/zoom.jpg





OEBPS/Images/2-lied1710_nymphetamin__foto_by_roman_majewski.jpg





OEBPS/Images/newsimage277632.jpg





